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Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Erste vorläufige Sitzung
am 3t . Juli 1849.

Ä ^ achdem in Gemäßheit des Art . 165 . des Staatsgrund-
gcsctzes durch Gesetz vom 9./I2 . Juli d . I . der allgemeine
Landtag auf den 31 . Juli zusammen berufen war , hatten sich
die auf Anlage verzeichnten gewählten Vertreter , mit Aus¬
nahme der Herren Closter , Müller und v. Thünen , ge¬
gen 10 Uhr im Sitzungszimmer eingefunden . Für das Für¬
stenthum Birkenfeld waren keine Abgeordneten erschienen.

Der Herr Ministerialrats » Zedelius,  welcher sich neben
den gewählten Abgeordneten mit dem Herrn Ministerialsecre-
tär v. Grün  in der Versammlung ungesunden hatte , for¬
derte zunächst die Versammlung aus , ein . vorläufiges Bureau
zu bilden , und überreichte , nachdem der älteste Abgeordnete,
Hr . Nieberding  I ., zum vorläufigen Vorsitzenden , der jüngste
Abgeordnete , der unlcrzeichncte Niebour,  zum vorläufi¬
gen Schriftführer erwählt und als solche eingetreten waren,
die sämmtlichcn Wahlacten , wobei derselbe noch bemerkte:

„Bei 2 gewählten Abgeordneten sei noch nicht in Gemäß¬
heit des Art . 137 . des Staatsgrundgcsetzes die Urlaubs¬
frage enrschieden , es werde aber dieserhalb demnächst
baldigst die weitere Mittheilung gemacht werden " .

Hinsichtlich der Prüfung der Wahlacten wurden von den
Abgeordneten Wibel I., v . Finkh  und Kitz  verschiedene An¬
träge gestellt . Die beiden ersteren vereinigten sich und stell¬
ten zusammen den Antrag , daß

die Abgeordneten des Kreises Jever und des Fürsten¬
thums Lübek die Wahlacren des Kreises Neuenburg und
des Fürstenthums Birkenfeld,

die Abgeordneten des Kreises Neuenburg die Wahlacten
des Kreises Oldenburg,

die Abgeordneten des Kreises Oldenburg die Wahlacten
des Kreises Ovelgönne und des Fürstenthums Lübek,

die Abgeordneten des Kreises Ovelgönne die Wahlacten
des Kreises Delmenhorst,

die Abgeordneten des Kreises Delmenhorst die Wahlacten
des Kreises Vechta,

die Abgeordneten des Kreises Vechta die Wahlacten des
Kreises Cloppenburg,

die Abgeordneten des Kreises Cloppenburg die Wahlak¬
ten des Kreises Jever

prüfen und über dieselben baldigst Bericht erstatten sollten.
Dieser Antrag , welcher besonders deshalb empfohlen

wurde , weil er am einfachsten und schnellsten zum Ziele führe,
wurde mit 22 Stimmen angenommen , und damit der Antrag
des Abg . Kitz , welcher dahin ging:

daß die Abgeordneten von je 3 Kreisen zusammen die
Wahlacten aus je 3 anderen Krisen prüfen sollten,

und welcher besonders deshalb empfohlen wurde , weil auf
dem beantragten Wege die Möglichkeit einer einseitigen Beur-
theilung mehr vermieden werde — abgelehnt.

Der Abg . Mölling  sprach den Wunsch aus , daß im
Sitzungszimmer ' zum Gebrauch für Diejenigen , welche nicht
vom Platze aus sprechen wollten , eine Rednertribüne oder ein
Rednerpult hergerichtet werde . Nachdem Mehrere diesem
Wunsche beigetreten waren , wurde der Gegenstand mit dem
Bemerken verlassen , daß der ausgesprochene Wunsch demnächst
bei den Verhandlungen über die Geschäftsordnung in Erwä¬
gung zu ziehen sei.

Auf die Anfrage des Abg . Wibel  I . erklärte die Ver¬
sammlung einstimmig , wie sie durchaus Nichts dagegen habe,'
wenn die morgen wieder zusammentretende Synode morgen
Nachmittags in dem Sitzungszimmer des Landtags eine Ver¬
sammlung halte.

Der Abg . Böckel  trug sodann vor:
Der Versammlung sei schon auS der Mittheilung des
Herrn -Ministerialraths Zedelius  bei Uebergabe der
Wahlacten bekannt , daß bei 2 Abgeordneten die Ur¬
laubsfrage noch nicht erledigt sei. Er höre nun , daß
der Abg . v. Lindern  und er diese beiden Abgeord¬
neten seien . Er habe sich hier cinfinden können und
werde auch noch einige Tage ferner hier bleiben kön¬
nen , weil er in seiner dienstlichen Stellung bis zum
künftigen Montag Ferien habe . Es sei nun für ihn
dringend wünschenswerth , daß die Staatsregierung
spätestens schon am Freitage die nöthigen Mitthei¬
lungen wegen dieser Angelegenheit mache , damit solche
noch in der Zeit , während welcher er hieb noch ver-
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weilen dürfe, entschieden werde. Er bitte deshalb,
daß die Versammlung den Vorsitzenden auffordere, des¬
halb eine dringende Bitte an die anwesenden Regie-
rungscommissare zu richten.

Der Antrag wurde unterstützt, von der Versammlung
angenommen, vom Vorsitzenden die verlangte Bitte an den
Herrn Ministerialrath Zedelius  gestellt, und erklärte der¬
selbe:

Er glaube bestimmt versichern zu können, daß so-
Z u r

fort nach der förmlichen Eröffnung deS Landtags die
gewünschte Mittheilung gemacht werden könne.

Da die Versammlung der Ansicht war, daß,  wenn die
morgige Sitzung etwas später angesetzt werde, bis dahin die
Prüfung der Wahlakten beendigt sein könne, so wurde dier
selbe auf l t Uhr Vormittags angesetzt, und damit, nach Ver-
theilung der Wahlacten an die betreffenden Ausschüsse, die
heutige Sitzung geschlossen.

Beglaubigung:
Niebour.

Vorgelesen in der Sitzung vom 1. August 1849 und genehmigt.

Zur Beglaubig ring:
Nieberding . Niebour.

Anlage ^

Nachdem durch Verordnung vom 4. Mai d. I . die Wah¬
len zum allgemeinen Landtag des Großherzogthums ausge¬
schrieben und die demgemäß gewählten Abgeordneten mittelst
Verordnung vom 9. d. M. auf heute einberufen worden, ha¬
ben sich um 10 Uhr Morgens in dem zu den Verhandlun¬
gen des Landtags eingerichteten Lokale des Militairhauses ne¬
ben dem Ministerialrath Zedelius  und dem mitunterzeich-
neten Ministerial-Secretair v. Grün  eingefunden die Ab¬
geordneten

des Kreises Oldenburg:
1) HausmannH. A. Lu ersten von Nordermoor.
2) Obergerichtsrath Wibel  von Oldenburg.
3) KirchsvielsvogtH. G- Millers  zu Oberlethe.
4) HausmannD- Bödeker  zu Wehnen.
5) Stadldirector Wöbcken  von Oldenburg.
6) AmtsauditorG. El außen  von Oldenburg.

Ik . des Kreises Neuenburg:
7) Landgerichts-Assessor Dannenberg  zu Ncuenburg.
8) Kirchspielsvogt Strodthoffzu  Westerstede.
9) Adv real Niebour  zu Neuenburg.

10) Amtsauditor Morell  zu Westerstede,
ts ) Lehrer Oe. Vöckel zu Jever.

S . des Kreises Ovelgönne:
42) Hausmann Ummo Lübben  zu Golzwarderwurp.
13) Hausmann Diedrich Ehr. Bargmann  zu Eckwarder-

Hammerich-

11: Obergerichls-Affessorv. Finckh von Oldenburg.
1-ä) Regicrungs-Secretair Strackerjan  von Oldenburg.
1k) Hausmann Hergen Tantzen  zu Heering.

IK. des Kreises Delmenhorst:
17) Hausmann Ehr. Hinr. Bulling  zu Schlüte.
18) Förster Püschelberger  zu Ahlhorn.
19) Baumann A. H. Alfs  zu Hoykenkamp.
20) Landgerichts-Assessor Sprenger  zu Delmenhorst.
21) Hülfsprediger von Lindern  zu Delmenhorst.
22) AmtsauditorI)r. Klävemann  zu Falkenburg.

D . des Kreises Vechta:
23) Amtmann Pancratz  zu Dinklage.
24) Kirchspielsvogt Rösener  zu Lohne.
25) ObergerichlsraihKitz zu Biikenfeld.
28) Kaufmann Ehr. Wilh. Huesmann  zu Damme.
2?) Landcsöconvmierath Nieberding  zu Lohne.
28) Gymnasiallehrer Nieberding  zu Vechta.

I ?. des Kreises Cloppenburg:
29) Regicrungs-Secretair Selckmann  zu Birkenfeld.
30) GeometerL- W- Sch open  zu Lastrup.
31) ZellerA. Conerding  zu Benstrup.
32) AuditorG- Grote  zu Oldenburg.
33) Mühlenbesitzer Selckmann  zu Erapendorf.

<» . des Kreises Jever:
34) Landvogt Mölling  zu Jever.
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H . - es Furstenthums Lübek:
35 ) Advocat Völckers  zu Eutin.
36 ) Advocat Wibel  zu Schwartau.

37 ) Advocat Linde mann  zu Eutin.
38 ) Amtsauditor Tappenbeck  zu Eutin.

Die Abgeordneten Pastor Clost er zu Zetel , Landmann

Fr . von Thünen  zu Canarienhausen und Stadt -Directo r

Müller  zu Zever waren nicht zugegen.
Der Ministerialrath Zedelius  forderte beim Mangel

einer Geschäftsordnung zunächst die versammelten Abgeordne¬

ten auf , sich über Errichtung eines vorläufigen Büreau ' s zu

Geschehen in der vorläufigen Sitzung vom 31 . I>

Zur B eg l

Zedelius.

einigen ; die Abgeordneten wählten hierauf als Alters -Präsi¬

denten den Abgeordneten Landesöconomierath Nieberding
und zum Schriftführer den Abgeordneten Advocaten Nieb our.

Dem Präsidenten Nieberding  wurden sodann von dem
Ministerialrath Zedelius  die Wahlacten in drei Fascikeln

übergeben ; dabei bemerkte der Letztere, daß zweien Abgeordne¬

ten der nach Art . 137 . des Staatsgrundgesetzes erforderliche

dienstliche Urlaub noch nicht ertheilt sei, daß aber in Kurzem der
Urlaub entweder werde ertheilt werden , oder wegen der Ver¬

sagung desselben die nöthige Mittheilung der Staatöregierung
an den allgemeinen Landtag erfolgen werde.

i 1849.

u b i g u n g:

v. Grün.

Für die richtige Abschrift:

v. Grün.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Zweite vorläufige Sitzung.
Oldenburg , am 1 . August 1849.

Vorsitzender : der Abg . Nieberding I. Am Ministertische der Herr Ministerialrath ZedeNus.

Nachdem sich alle Abgeordneten , mit Ausnahme des Abg.

Kloster , eingefunden hatten , wurde die Sitzung mit Vorle¬

sung des gestrigen Protokolls eröffnet und sodann auf Len

Antrag des Abg . Kitz beschlossen , die heute von den verschie¬

denen gestern gewählten Ausschüssen über die Wahlacten zu

erstattenden Berichte zunächst alle hinter einander ohne Ver¬

handlung darüber zu hören , indem auf diese Weise ein Über¬

blick über das Ganze gewonnen , eine gleichmäßige Beur-

theilung derselben Mängel in verschiedenen Kreisen mehr

gesichert und wohl manches Bedenken schon durch die in den

Äusschußberichten dafür und dawider angeführten Gründe

ziemlich erledigt werden würde.

Auf den Antrag des Abg . v . Finckh wurde bestimmt,

daß mit der Berichterstattung in derselben Reihenfolge verfah¬
ren werden solle , in welcher der Zeit nach in den einzelnen

Kreisen die Wahlen abgehalten seien . Demnach berichtete

1) der Abg . Kitz für die Abgeordneten des Kreises

Vechta über die Cloppcnburger Wahlacten im Wesentlichen

Folgendes:
Es seien bei den Urwahlen in 9 Kirchspielen keine

Protokollführer , in 3 Wahlbezirken keine Urkundsper¬

sonen zugezogen.

Ueber diese Mängel habe die Wahlmännerversamm¬

lung keinen Beschluß gefaßt.

Da aber die vernachlässigten Förmlichkeiten im Ge¬

setze nicht bei Strafe der Nichtigkeit vvrgeschrieben

seien , und der Ausschuß auch ohne dieselben an der

Wahrheit der in den Protocollen bekundeten Wahlver-

handlungcn durchaus nicht zweifeln könne , so müsse

die Uebcrzeugung von der sachlichen Wahrheit der

Thatsachen und nicht die Rücksicht aus deren mangel¬

hafte Beurkundung den Ausschlag geben . Deshalb,
und da überall keine Reclamationen vorlägen , glaubte

der Ausschuß auf die Beanstandung der Wahlen des

Kreises Cloppenburg keinen Antrag stellen zu dürfen.

2 ) Der Abg . Klävcmann  für die Abgeordneten des

Kreises Delmenhorst über die Vechtaer Wahlen im Wesent¬

lichen Folgendes:

Die rechtzeitige Kündigung (8 Tage von dem Ter¬

mine ) sei nicht überall gehörig bescheinigt , und deshalb

so wie , weil zum Theil gekündigt sei , gegen die Wahl

im Kirchspiele Damme  protestirt . Gegen die

Vorschrift , daß Protokollführer zuzuzichen seien , sei

hin und wider gefehlt , thcilweise stehe nicht fest , ob

die zugezogenen Protocvllführer nach Art . 21 . des

Wahlgesetzes zur Protocollführung genommen werden
konnten.

Bei der Wahl der Abgeordneten seien bei der zwei¬

ten Abstimmung von 138 Wahlmännern 137 Stimm¬

zettel abgegeben . Der eine Stimmzettel sei aber auf

das Ergebniß der Wahl ohne Einfluß gewesen.

Zm Wahlbezirke Damme sei gegen die Urwahl pro¬

testirt , weil die Kündigung nicht überall , oder Loch

nicht rechtzeitig geschehen , weil die Urkundsperso¬

nen nicht zur rechten Zeit gewählt , und weil meh¬

rere Stimmzettel wegen angeblich ungenauer Bezeich¬

nung mit Unrecht unberücksichtigt geblieben seien.

Die desfälligen Verhandlungen wurden vom Bericht¬

erstatter mitgetheilt , und stellte derselbe sodann Namens des

Ausschusses den Antrag

daß die Wahlen des Kreises Vechta nicht zu bean¬
standen seien,

da der Mangel einer rechtzeitigen Kündigung , wenn

nur , wie hier erhelle , daß der Wahltermin allgemein

bekannt gewesen , ebenso die Mängel wegen der Pro¬

tocollführung nachzusehen seien , da die Wahlmänner¬

versammlung , soweit Protest erhoben , die Gültigkeit

der Wahl anerkannt habe , und deshalb der Landtag

nicht mehr zu entscheiden habe , und da , wenn er noch

zu entscheiden habe , die Mängel nach Ansicht des

Ausschusses nicht der Art seien , daß die Wahl zu

beanstanden sei.

3 ) Der Abg . v. Finckh Namens der Abgeordneten des

Kreises Ovelgönne über die Delmenhorster Wahlen im We¬

sentlichen Folgendes:
2
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Bei den Urwahlen seien Verstöße vorgekvmmen ge¬
gen Art . 20 . des Wahlgesetzes , da die gehörige und
rechtzeitige Kündigung wenigstens nicht überall gehörig
bescheinigt sei ; gegen Art . LI ., da der Vorsitzende mit¬
unter das Protokoll geführt habe ; gegen Art . 22 ., da
oft nur eine Urkundsperson zugezogcn sei ; gegen
Art . 28 ., da von 3 Personen , welche gleiche Stimmen
gehabt , nur die anwesenden 2 geloost hätten . In
Stuhr habe gar keine Wahl stattgefunden , die zei¬
tige Bekanntmachung und Kündigung stehe auch hier ,
nicht fest , doch sei der Termin nach den Acten durch
Anschlag und Kündigung angesetzt.

Bei der Abgeordnetenwahl sei für einen auf längere
Zeit abwesenden Wahlmann kein Ersatzmann einberu¬
fen , für Linen anderen erkrankten Wahlmann ein Er¬
satzmann erschienen , welchem der betreffende Kirch¬
spielsvogt bescheinigt habe , daß er die nächstmeisten
Stimmen habe , und sei dieser von der Wahlmänner-
versammmlung als Ersatzmann zugclassen.

Antrag des Ausschusses:
Die Wahlen des Kreises Delmenhorst seien nicht
zu beanstanden,

da die erwähnten Mängel nicht wesentlich schienen.
4) Der Abg , Böckel Namens der Abgeordneten des

Kreises Neuenburg über die Oldenburger Wahlen im Wesentli¬
chen Folgendes:

Es seien auch hier bei den Urwahlen hinsichtlich der
Form der Protokolle , hinsichtlich der Protokollführer
ihm Mängel vorgekommen . Ein Protokoll , welches
unvollständig gewesen , scheine vernichtet , und dafür,
jedoch unter Mitwirkung des Kirchspielsvogts , der Ur¬
kundspersonen und des Protokollführers ein ganz neues
Protokoll angefertigt zu sein.

Antrag:
Die Wahlen des Kreises Oldenburg seien nicht zu
beanstanden,

da die Mängel nicht erheblich und von keinem sach¬
lichen Nachtheile seien.

5) Der Abg . Wibel  I . Namens der Abgeordneten des
Kreises Oldenburg über die Ovclgönner Wahlen im Wesent¬
lichen Folgendes:

Es seien auch hier bei den Urwahlen fast alle bis¬
her gerügten Mängel vorgekommen . Vor Allem stehe
aber fest, daß in der Bauerschaft Ellwürden (Kirch¬
spiel Abbehauscn ) die Kündigung nicht rechtzeitig und
bei einigen Urwählern eine Kündigung gar nicht ge¬
schehen sei. Auch sei nach dem Wahlprotocolle des
Kirchspiels Abbehauscn nicht anzunchmen , daß neben
der Kündigung auch die Bekanntmachung durch An¬
schlag geschehen sei. Es werde dies indessen in dem
Wahlprotocolle des Kreises von Einzelnen in der Ver¬
sammlung bezeugt . Ueber diesen Mange ! der Kündi¬
gung sei von einigen Urwählern schon bei der Wahl¬
männerversammlung protestirt und , da dieselbe die ^

Beschwerde verworfen , beim Landtage eine Eingabe
gemacht.

Der Ausschuß sei nun der Ansicht , daß , wenn auch
die Wahlmännerversammlung üb»r die Gültigkeit der
Urwahlen nach Art . M . des Gesetzes Beschluss gefaßt
habe , dennoch dieselbe Frage vom Landtag nochmals
zu entscheiden sei , da jener Beschluß nur ein vor¬
läufiger sei, , ferner daß , wenn der Art . 17. des Wahl¬
gesetzes zur Anwendung kommen solle , die Gewiß¬
heit  vorliegen müsse , daß das Vorgekommene auf das
Ergebniß der Wahl ohne - Einfluß gewesen sei.

Im klebrigen seien im Ausschüsse folgende verschie¬
dene Ansichten aufgestellt:

») Bon einer Seite sei geglaubt , die Beschwerde¬

führer seien in ihrem Wahlrechte nur verkürzt,
wenn sie von dem Wahltcrminc auf keinerlei
Weise zeitig Kunde erhalten hätten . DieS sei
nicht einmal behauptet , gar nicht anzunchmen
und deshalb die Beschwerde nicht zu berück¬
sichtigen.

b) Die Mehrheit könne aber diesem nicht beisiim-
mm . Die Wahl des Abg . Tantzcn  habe
durch andere Richtung von nur 3 Stimmen
vereitelt werden können , das Ergebniß der
dann nöthigen Neuwahl habe ein ganz anderes
sein können . Daß die mangelhafte Kündigung
ohne Einfluß gewesen , sei nicht nachgewicsen,
durch das außerordentliche Bekanntwerden könne
der Mangel der vom Gesetze als nothwen-
d i g vorgeschrie -bcnen Form der Bekanntmachung
nicht ersetzt werden.

Deshalb halte ein Theil der Mehrheit jedoch nur
die Wahl des 'Abg . Tantzen  für nichtig , weil nur
bei diesem der Einfluß der 0 von den Abbehauser
Wahlmännern abzugebenden Stimmen in Betracht
kommen.

Ein anderer Theil der Mehrheit halte die ganze
Abgeordmienwahl des Kreises Ovelgönne für nichtig,
theils wegen der Kündigung , welche unerläßliche Be¬
dingung sei , theils weil Dem in seinem Rechte ver¬
kümmerten Urwähler gegenüber Alles , was nach der
Verletzung weiter vorgenommen , ungültig sei , theils
auch , weil Las Wahlgesetz außer der stägigen Be-
rathungsfrist dem Urwähler , wie dem Wahlmann
nicht nur das Gewicht seines abzugebenden Stimm¬

zettels , sondern auch das Recht gebe , durch Vorschlag
von Candidaten , Empfehlung , derselben u . s. w . Ein¬
fluß auf das Ergebniß der Wahl zu üben . Wie sich
dieser Einfluß eines Einzelnen oder Mehrerer auf alle
gewählten Abgeordneten , ober auf welche geäußert
haben könne , das lasse sich durchaus nicht ermessen,
und deshalb müsse die ganze Wahl vernichtet und
könne nicht nach Art . 17 . des Gesetzes auch nur theil-
weise anerkannt werden.
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Nachdem noch der Abgeordnete Tantzen aus eigner
Wissenschaft bezeugt hatte , daß dev Anschlag wegen der Wahl
an der Abbehauser Kirche geschehen sei , beantragte der Abg.
Wöbcken in einem besonvern Berichte aus den eben schon
angedeuteten Gründen,

daß von der Beanstandung der Wahlen des Kreises
Ovelgönne abzusehen sei.

6) Der Abg . Mvlling Namens der Abgeordneten des
Kreises Jever und des Fürstcnthums Lübek über die Neuen¬
burger Wahlen im Wesentlichen Folgendes:

Die Wahl zu Apen sei weder vom Kirchspielsvogte,
noch vom Beigeordneten , sondern , da beide erkrankt
gewesen , von dem Organisten Schelling in Auftrag
des Kirchspielsvogts geleitet - Die Wahlmärmerver-
sammlung habe diesen Mangel für kein Hinderniß der
Gültigkeit der Wahl gehalten.

Hinsichtlich der Protocollführer lägen ähnliche
Mängel oder Bedenken vor , wie in den andern
Kreisen.

Der demokratische Verein zu Barel habe gegen die
Urwahlen zu Varel protestirt , und viele vorgckommene
Mängel und Gesetzwidrigkeiten zur Anzeige gebracht.

Die Wahlmännerversammlung habe den Antrag , die
Wahl für ungültig zu erklären , nicht angenommen,
jedoch die Einleitung einer Untersuchung veranlaßt.

Antrag der Mehrheit:
Die Wahlen des Kreises Neuenburg seien nicht

zu beanstanden.
Da cs bei dem Beschlüsse der Wahlmänncr sein

Bewenden haben müsse , da die Mängel der Aper
Wahl durch die Noth veranlaßt seien , und da erst,
wenn die Untersuchung wegen der Vareler Urwahlen
Weiteres ergebe , vielleicht ein anderer Beschluß gefaßt
werden könne.

Antrag der Minderheit (Berichterstatter Abg . Lin¬
de in a n n ) :

Die Wahlen des KrciseS Neuenburg seien aller¬
dings zu beanstanden,

da die Aper Wahl in ganz nichtiger Form vorgenom¬
men , der Kirchspielsvogt sein Amt nicht übertragen
könne , der Beschluß der Wahlmänner nur ein vor¬
läufiger , und deshalb der Landtag zur nochmaligen
Prüfung und Entscheidung verpflichtet sei.

7) Der Abg . Lindemann  Namens derselben Abgeord¬
neten über die Nichtwahlen im Fürstenthum Birkenfeld im
Wesentlichen Folgendes:

Der Ausschuß theile zur Nachricht mit , daß in meh¬
reren Bürgermeistereien gar keine Urwähler erschienen,
in anderen sehr wenige , welche die Wahl abgelehnt
hätten , wogegen in mehreren Bürgermeistereien die
Wahlmänner von zahlreichen Urwählern gewählt seien.

Zur Wahl der Abgeordneten seien 34 Wahlmänner
erschienen , hätten aber die Birkenfelder Wahl für un¬

gültig erklärt , und sei dann von den übrigen 22 Wahl¬
männern die Erklärung abgegeben,

baß sie bei aller Hinneigung zur Wahl nicht
wählen könnten , da nur 2» Distrikte vertreten
seien . Sie beantragten für Birkenfeld und die
anderen Bürgermeistereien , welche nicht gewählt
hätten , die Anordnung neuer Urwahlen . Finde
dieser Antrag keine Gewährung , so würden sie
sich weiter über die Vornahme der Wahl er¬
klären.

Die Staatsregierung werde , wie aus den Akten zu
ersehen , diese Angelegenheit dem allgemeinen Landtage
verlegen.

8) Der Abg . Selkmann  für die Abgeordneten des
Kreises Cloppenburg über die Zcverschen Wahlen im Wesent¬
lichen Folgendes:

Es seien auch hier Formwidrigkeiten hinsichtlich der
Protvcollführung , der Urkundsperjvnen vvrgekommen,
im Kirchspiele Sandel ergebe sich aus dem Wahlpro-
tocolle nicht , daß der Termin gehörig bekannt ge¬
macht worden sei , doch solle nach der Erklärung des
Kirchenspielsvogts der Feldhüter mit der Kündigung
beauftragt gewesen sein . Der Anschlag im Gitter¬
kasten sei aber nach derselben Erklärung nicht ge¬
schehen.

Im Kirchspiele Schortens sei dagegen dir Be¬
kanntmachung durch Anschlag ohne Zweifel geschehen,
dagegen sei es zweifelhaft , ob gehörig gekündigt sei.
Bei einigen Urwählern zu Upjever sei nach der Er¬
klärung des Amts nicht gekündigt worden.

Antrag des Ausschusses:
Die Wahlen des Kreises Jever seien nicht zu be¬
anstanden , da wegen der vorgekommenen Form-
widrigkeiten von Niemand Protest erhoben und
deshalb anzunehmen sei, daß daraus ein sachlicher
Nachtheil nicht erwachsen sei.

9 ) Der Abg . Strackerjan  Namens der Abgeordneten
des Kreises Ovelgönne über die Wahlen im Fürstenthum
Lübek im Wesentlichen Folgendes:

Auch hier seien einzelne , im Ganzen aber nicht er¬
hebliche Bedenken . Die Richtigkeit der gebildeten
Wahlbezirke , und ob die Zahl der gewählten Wahl¬
männer richtig sei , bleibe zweifelhaft , doch sei Beides
unter Anordnung der Aemter bestimmt.

In Schwartau sei zwischen dem Amtsassessor und
Ortsvorstehcr Streit über den Vorsitz entstanden , und
nach Vereinbarung der Eine als Vorsitzender , der
Andere als Urkundsperson eingetreten.

Die gehörige Bekanntmachung sei nicht überall zwei¬
fellos bezeugt.

Von den Wahlmännern seien 2 nicht erschienen , was
aber keinen Einfluß auf das Ergebniß der Wahl ge¬
habt haben könne.

Antrag:
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Die Wahlen des Fürstenthums Eutin seien nicht

zu beanstanden,
da die vorliegenden Bedenken ohne Erheblichkeit seien.

Nach Erstattung dieser Berichte , von welchen im Obigen

nur der wesentliche und ungefähre Inhalt mitgetheilt ist,

wurde zur Discussion und Abstimmung geschritten , und sind

zunächst die Wahlen
der Kresse Cloppenburg , Vechta , Delmenhorst und

Oldenburg
ohne weitere Verhandlung einstimmig für nicht beanstandet
erklärt.

Hinsichtlich der Ovelgönncr Wahlen entstand eine längere
Debatte , in welcher die Abg . Tantzen , Bargmann,

Selkmann , Kitz , Dannenberg, von Finckh  für die

Gültigkeit , die Abg . Wibel 1. und Lindemann  gegen die

Gültigkeit sich aussprachen . Auf Bemerken des Abg . Wi¬
bel II. erklärte die Versammlung ausdrücklich

daß die grundsätzliche Frage , ob über die Gültigkeit

der Urwahlen endgültig die Wahlmännerversammlung

Beschluß fasse, oder ob und wie weit der Landtag auch

darüber urtheile , durchaus offen bleiben und hier nicht

entschieden werden solle.
Zur

Nach Schluß der Debatte erhoben sich für die Beanstan¬

dung der Ovelgönncr Wahlen überhaupt 4 Mitglieder , für

die Beanstandung der Wahl des Abg . Tantzen  8 Abgeord¬

nete , und war somit der Antrag auf Nichtbeanstandung der

Wahlen angenommen.

Die Wahlen des Kreises Neuenburg wurden nach län¬

gerer Debatte , in welcher die Abg . Lindemann  und Wi¬

bel  II . für die Beanstandung , Mölling , Bargmann,

Dannenberg , Morell  für die Richtbeanstandung sprachen,

ebenfalls für unbeanstandet gegen 2 Stimmen erklärt.

Desgleichen die Wahlen des Kreises Jever und des Für¬

stenthums Lübek mit Stimmenmehrheit.

Der Vorsitzende zeigte hiernächst dem Herrn Ministerial-

rath Zedelius  an , daß die vorläufige Prüfung der Legiti¬

mationen der Abgeordneten beendigt , und alle Wähler vor¬

läufig für nicht beanstandet erklärt seien , worauf der Herr

Ministerialrath Zedelius  der Versammlung ervffnete,

daß die feierliche Eröffnung des Landtags morgen,
Mittags 12 Uhr , geschehen werde.

Womit geschlossen.

Beglaubigung:

Niebour.

Vorgelesen und für genehmigt erklärt in der Sitzung vom 3 . August 1849.

Zur Beglaubigung:

Kitz. Niebour.

Schnellprefsendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Protokoll
über die Eröffnung des Landtags und erste Sitzung . Oldenburg , am 2 . August 184S.

- — — _

^s hatten sich gegen 12 Uhr Mittags die sämmtlichen Ab¬
geordneten im Sitzungszimmer eingefunden . In die Ver¬
sammlung traten ein die Herren : Staatsrath Schloifer,
Oberst Mösle,  Ministerialrats , Zedelius,  Major Römer,

Hauptmann Plate  und Ministerialaffessor Runde  mit dem
Ministerialsecretair von Grün.

Der Herr Staatsrath Schloifer  verlas folgende Er¬
öffnungsrede :

„Bon Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge mit
der Eröffnung des diesjährigen allgemeinen Landtags des
Großherzogthums beauftragt , habe ich zunächst der ersten in
Gemäßheit des vereinbarten Staatsgrundgesetzes zusammenge¬
tretenen Versammlung der Landesabgeordneten den freund¬
lichen Gruß Seiner Königlichen Hoheit zu überbringen.

Mit Leidwesen haben Seine Königliche Hoheit in Er¬

fahrung bringen müssen , daß abermals im Fürstenthum Bir¬
kenfeld die Wahlen zum allgemeinen Landtage nicht zu Stande

gekommen sind.
Die Hoffnungen auf eine baldige einheitliche Gestaltung

des ganzen deutschen Vaterlandes , welche beim Schluffe des
zur Vereinbarung der Verfassung berufenen Landtags gehegt
und ausgesprochen werden konnten , sind bislang leider nicht
in Erfüllung gegangen.

Es ist Ihnen bekannt , meine Herren , daß die Staats¬
regierung zur Erreichung jenes großen Zwecks im Vereine
mit 27 andern Regierungen der von der Nationalversammlung
beschlossenen Reichsverfassung zugestimmt und dieselbe in
den Gesetzblättern des Großherzogthums veröffentlicht hat,
daß aber diese Grundlage von den größeren Staaten , durch
deren Beistimmung die Verwirklichung bedingt war , nicht
angenommen ist. Seitdem haben sich, ohne Widerspruch der
provisorischen Eentralgewalt , die königlichen Regierungen von
Preußen , Sachsen und Hannover zum Zweck der Erhaltung
der äußern und Innern Sicherheit Deutschlands zu einem
engern Bündnisse geeinigt , zur Schlichtung staatsrechtlicher
Streitigkeiten ein Bundesschiedsgericht niedergesetzt und in
dem Bewußtsein der Nothwendigkeit einer großartigen Ver¬
bindung Deutschlands zu einem starken , seine innern und
äußern Interessen in ihrer Gemeinsamkeit wahrenden und

verschmelzenden Bundesstaate im Entwurf eine Reichsver¬
fassung dargeboten , die ungeachtet nicht unwesentlicher Ab¬
weichungen von der durch die Nationalversammlung beschlosse¬
nen Verfassung der Anlage und Idee nach mit dieser letztem
übereinstimmt und einem aus dem deutschen Volke zu be¬
rufenden Reichstage zu freier Vereinbarung vorgelcgt wer¬
den soll.

Der ergangenen Einladung gemäß sind bereits mehrere
deutsche Regierungen diesen Bündnissen und Beschlüssen bei-
getretcn . Das Bedürfniß deutscher Einigung ist wahlberech¬
tigt und unabweisbar . Sie wird vor allen Stämmen , sin

allen Staaten Deutschlands , durch alle Organe der öffent¬
lichen Meinung aus das Dringendste verlangt.

Oldenburg kann in Betracht des Umfangs und der Lage
des Grvßherzogthums einer besondern , selbstständigen Politik
sich nicht hingeben . Von der Ueberzeugung geleitet , daß
unter den gegebenen Umständen kein anderer Weg zu dem
ersehnten Ziele offen stehe , als der von den Königlichen Re¬
gierungen vorgezeichnete , hat auch die hiesige Staatsregierung
vorläufig ihren Anschluß erklärt , vorbehältlich der Ratifica¬
tion , die nur im Einverständnisse mit dem allgemeinen Land¬
tage erfolgen kann . Das Nähere in dieser hochwichtigen An¬
gelegenheit wird Ihnen , meine Herren , in besonderer Mitthei¬
lung zur Kenntniß gebracht werden.

Dem Kriege mit Dänemark hat die Königlich Preußische
Regierung durch einen von ihrer und von dänischer Seite
bereits ratisicirten Waffenstillstand vor Kurzem bis weiter
Einhalt gethan , unter späterem Beitritt anderer deutscher Re¬
gierungen , namentlich der Königlich Hannoverschen . Der
Rückmarsch der deutschen Reichstruppen ist von ihrem durch
die Centralgewalt ernannten Oberbefehlshaber angeordnet und
bereits in Vollzug gesetzt, und das Oldenburgische Kontingent
nach eingetretener Waffenruhe vorläufig in das Fürstenthum
Lübek beordert.

Ungeachtet wiederholter Vorstellung ist die provisorische
Centralgewalt bei ihrer Forderung geblieben , von dem nach
Beschluß der Nationalversammlung auf 2 Procent der Be¬
völkerung zu bringenden Oldenburgischen Truppencontingent
den in den sestgehaltenen Vorschriften der deutschen Bundes-
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gewalt bestimmten Anthei ! an Eavallerie zu stellen . Die

Staatsregierung konnte sich diesen , sie auch staatsgrundgesetz¬

lich verbindenden Ansprüchen in ihren verschiedenen Richtun¬

gen üm so weniger entziehen , je stärker sich ihr die Erkennt-

niß aufdrang , daß die allgemeine politische Lage Deutschlands
in den Gefahren einer schweren Zeit und bei dem Wiedcr-

ausbruch des Krieges mit Dänemark eine solche Vermehrung
der Streitkräfte in allen deutschen Ländern nur rechtfertige.

Sie hat demgemäß handeln , die erweiterte Militairformation

vorbereiten , und insbesondere endlich im Mai d. Z . mit der

Ausrüstung und Bildung eines Reiterregiments beginnen

müssen.
Die Kosten , welche durch diese Maaßregeln dem Lande

auserlegt werden , sind leider g oß , indeß unter zulässiger fer¬

nerer Benutzung des Landescredits wohl zu ertragen , beson¬

ders wenn der seewärts nicht mehr gelähmte Handel die ge¬

wohnten Absatzquellen wieder öffnet , und die Produkte nach

dem Eintritt günstigerer Verhältnisse sich angemessen ver-

werthen.
Welche Summen zu den nothwendig erachteten Ausgaben

für das ganze Großherzogthum erforderlich , und wie die von

dem vorigen Landtage bewilligten außerordentlichen Mittel

bereits nahezu erschöpft sind , darüber wird der ihnen vorzu-

legcnde Voranschlag weitere Auskunft geben . Das Aufhören

des Kriegszustandes gestattet jedenfalls ansehnliche Ersparun¬

gen , die bei Aufstellung des Budgets nicht vorhergesehen
werden konnten.

Neben dem finanziellen Veranschlage und den Berech¬

nungen zur Ermittelung des Kronguts wird die Staatsrcgie-

rung dem allgemeinen Landtage Gesetzentwürfe in Betreff der

Rechtsverhältnisse der vom gulsherrlichen Verbände befreiten

Stellen und der Entschädigung wegen der aufgehobenen

Grundlasten , so wie in Betreff des Austritts der Civilstands-

diener aus dem Staatsdienste und deren Pensionirunq , dann

in Betreff deS einzusctzendcn Dienstgerichts , sofort vorlegen

und zur Annahme empfehlen . Der Gesetzentwurf wegen der

Ablösung noch fortbestehender auf Grund und Boden haften¬

der Abgaben und Lasten soll baldthunlichst Nachfolgen , außer

andern minder erheblichen Bestimmungen und Verordnungen,

welche nach dem Staatsgrundgesetze ebenfalls der Zustimmung

des allgemeinen Landtags bedürfen.
Deutschlands und seiner Einzelstaaten Zukunft ist augen¬

blicklich umdüftert . Die Schwierigkeiten und Bedrängnisse

der gegenwärtigen Zustände können nur in einmüthigem Zu¬

sammenwirken der Regierungen und der Volksvertretungen auf

verfassungsmäßigem Wege überwunden werden , wenn anders

Ordnung und Gesetzlichkeit , Freiheit und Wohlstand erchalten

bleiben sollen . Seine Königliche Hoheit der Großherzog ver¬

trauen , daß es hieran nicht fehlen werde!

Im Auftrag Seiner Königlichen Hoheit des GroßherzogS

erkläre ich den allgemeinen Landtag deS Großherzogthums

hiemit für eröffnet ."
Hieraus schritt die Versammlung zur Wahl des Präsiden¬

ten , nachdem auf Antrag der Abgeordneten Selkmann II.

Und Wibel I. bestimmt war , daß vorläufig derselbe auf
4 Wochen gewählt werden solle , und erwählte mit 36 Stim¬

men den Abgeordneten Kitz aus Birkenfeld . — Nachdem der¬

selbe den Vorsitz übernömmen , dankte er fNr das bewiesene

Vertrauen , versprach unbedingte Unparteilichkeit , bat um Nach¬

sicht bei etwaigen Versehen und forderte die Abgeordneten auf,

in allen Fragen sorgfältig zu prüfen , dann aber nur nach
freier Ueberzeugung fest und unabhängig zu stimmen.

Nachdem sodann der Präsident den in Art . 447 . des Staats¬

grundgesetzes vorgeschriebenen Eid in die Hände des Staats-

ralhs S ch l o i fer und des Ministerialraths Z edel iu s,  welche

dazu von Seiner Königlichen Hoheit dem Grvßherzvge beauf¬

tragt , abgeleistet hatte , nahm der Präsident den sämmtlichcn

Abgeordneten denselben Eid in der Versammlung ab.

Der Staatsrath Schleifer  eröffnete dem Landtage , daß

von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge der Haupt¬
mann Plate,  der Ministerialassessor Runde  und der Mini-

sterialassessor Bucholtz zu Bevollmächtigten der Staats-

Regierung bei dem allgemeinen Landtage ernannt worden seien

und verließ sodann mit den übrigen Ministern die Versamm¬

lung.
Der allgemeine Landtag erwählte sodann , gleichfalls auf

4 Wochen zum Vicepräsidenten Len Abgeordneten Pan er atz
mit 24 Stimmen , welcher annahm und für das Vertrauen
dankte.

Der Regierungtzbevollmächtigte Ministerialassessor Runde

überreichte folgende Zuschriften des Staatsministeriums:

1) betreffend den Gesetzentwurf über die Rechtverhältnisse

der von einem guts - und schutzhcrrlichen Hörigkeits¬
oder Unterthänigkeits -Vcrbande befreiten Stellen und

Grundstücke,

2 ) betreffend den Gesetzentwurf wegen Niedersetzung eines
Dienstgerichts,

3) betreffend den Gesetzentwurf über den Austritt der Ci-

vilstaatSbeamten aus dem Staatsdienste und deren

Pensionirunq,

4 ) betreffend die Beurlaubung der zu Abgeordneten ge¬
wählten Lehrer Böcke ! aus Jever und v . Lindern

aus Delmenhorst,

5 ) betreffend die oben erwähnte Ernennung der Regie-

rungsbcvollmächtigten,

6) betreffend Zustimmung zum Verkaufe eines Häus¬

chens in der Nähe des Holzhauer Hofs im Amte Noh¬
felden,

7) betreffend Zustimmung zu einem Vertrage , nach wel¬

chem eine dem Staate von F . Ehr . H . Untermöhl

zu Techau im Fürstenkhum Lübek zu zahlende Erbpacht

zur Hälfte auf ein anderes Stück Land gelegt wird,

8 ) betreffend Zustimmung zur Abtretung des Albanithor-

wachthauses zu Jever an die Stadt Jeoer;

wobei der Regierungsbevollmächtigte bemerkte , daß die betref¬

fenden gedruckten Gesetzentwürfe an das Bureau abgeliefcrt

werden sollten.
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Die Zuschriften wurden zu den Acten genommen , vom
Präsidenten aber die Frage wegen des Urlaubs der Abgeord¬
neten Böckel und von Lindern  sofort zur Verhandlung

gebracht.
Die Abgeordneten Wibel I., Böckel , Pancratz , von

Lindern und Mölling  beantragten die sofortige Ernennung
einer Commission , welche schon morgen über die Sache zu
berichten habe.

Angenommen nun sind , nachdem bestimmt war , daß die
Commission aus 5 Mitgliedern bestehen solle , und nachdem

der Abg . von Lindern  den Wunsch ausgesprochen , daß
die Commission Böckel und ihn persönlich höre , sofort ge¬
wählt:

der Abgeordnete CI oster mit 23 Stimmen.
„ „ Wibel I. „ 20 „
„ „ Müller „ 20 „
„ „ Sprenger „ 20
„ „ Mölling „ 19 „

Hinsichtlich der Wahl der Landtagssecretaire wurde nach
längerer Verhandlung und nachdem der Unterzeichnete sich be¬
reit erklärt hatte , vorläufig die Schriftführung beizubehalten,
dabei aber den Wunsch ausgesprochen hatte , daß einige andere
Abgeordnete sich bereit erklären möchten , sich bei der Schrift-
führung mit zu betheiligen , — beschlossen, daß die Wahl der Se-
cretaire bis zur Entscheidung der Frage , ob Stenographen
zuzuziehen seien, ausgesetzt werden solle.

Es wurde aber sofort eine Commission zur Ausarbeitung
der Geschäftsordnung , bestehend nach Mehrheitsbeschluß aus
9 Mitgliedern , ernannt und sind in diese Commission gewählt:

3

Abgeordneter Dannenberg  mit 30 Stimmen.
,, Selkmann II . „ 25

/, Barg mann „ 25

k, v . Thünen „ 22 ,/
Böckel „ 20 ,,
Kitz 20

„ Wibel I. 19 ,,
,, Pancratz „ 19

„ Strackerjan „ 19 „

Dabei ist ferner bestimmt , daß diese Commission nicht
auch über die Stenographenfrage berichte , sondern genehmigte
auf Antrag der Landtag , daß dicserhalb eine vorläufig jchon
vor Eröffnung des Landtags zusammengetretene Commission,
bestehend aus den Abgeordneten Strackerjan , Wibel I .,
v . Finckh , Mölling und Pancratz,  bestätigt werde und
schon morgen Bericht erstatte.

Schließlich wurde der Abgeordnete Klävemann  ein¬
stimmig zum Kasseführer des Landtags ernannt und erklärten

^ sich die beiden nächstjüngsten Abgeordneten Tappenbeck und
^ Claußen  zur Mitübernahme der Schriftführung bereit.

Der Präsident verkündete die nächste Sitzung auf Freitag,
Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung:

1) Bericht der Commission wegen Beurlaubung der zu
Abgeordneten gewählten I)r . Böckel und v. Lindern.

2 ) Bericht der Commission wegen Anstellung von Steno¬
graphen.

ur Beglaubigung:

Niebour.

Vorgelesen und für genehmigt erklärt in der Sitzung vom 3 . August 1849.

Zur Beglaubigung:

Kitz Niebour.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stallmg in Oldenburg.
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Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Zweite  Landtagssitzung.
Oldenburg , den 3 . August 1849.

- - — > >— - .

Vorsitz : Präsident Kitz.

Ä ^ ach Verlesung und Genehmigung der Protokolle über die
Sitzungen vom 1 . und 2 . d. M . wurde zur Tagesordnung
übcrgegangen . Es stand zur Berathung:

I. der Bericht des Ausschusses über die laut Schreibens
des Staatsministeriums vom 2 . d. M . geschehene Verweigerung
des Urlaubs an die Abg . Böckel und v. Lindern.

Der Berichterstatter Abg. Clo st er verlas den Bericht
(Anlage ^ . ) , wornach die Minderheit beantragt, zu erklären:

„daß die erheblichen Rücksichten des Dienstes , um
derentwillen den genannten Abgeordneten Diensturlaub
zu versagen , noch nicht nachgewiesen und deshalb
weitere Verhandlungen i.öthig seien " ;

die Mehrheit dagegen auszusprechen:
„daß solche Rücksichten in dem besprochenen Fall
nicht vorlägen " .

Abg . v Lindern : Er sei am 22 . Juni d. I . zum
Abgeordneten gewählt , habe sein Urlaubsgesuch freilich erst
unterm 2 . Juli cingesandt ; andere hätten es indeß noch spä¬
ter Angebracht , und sei er, wie er erfahren habe , nicht des¬
halb , sondern weil sich ein Stellvertreter nicht habe auömit-
teln lassen , von der Beurlaubung ausgeschlossen . Allein es
habe an solchen keineSweges gefehlt . Die Schuld , weshalb sich
keiner gefunden , trage lediglich die Behörde , die einen solchen
bei rechtzeitigem fortgesetzten Bemühen gewiß habe ermitteln
können . Er wolle nur Ballauf , Ramsauer , Müller und
Pralle als solche namhaft machen . Und wenn nicht innerhalb,
so aber jedenfalls außerhalb Oldenburgs ein passender Vertreter
gefunden werden könne , wie z. B . vor einigen Jahren bei der
langen Urlaubsreise des Professors Stahr  auch der Fall ge¬
wesen . Er sehe nicht ein , weshalb den Schullehrern der
Urlaub mehr erschwert werden sollte , als den Juristen . Einem
andern Prediger sei zu einer Badereise ein längerer Urlaub
bewilligt . Außer den genannten Personen sei in Delmenhorst
ein gewisser Doctor Albrecht , welcher schon seit Jahren
daselbst , und wie er nicht anders wisse , zu allgemeiner Zu¬
friedenheit . Privatunterricht ertheile . Derselbe sei Theologe,
yaoe bereits als Hülfsprediger im Bremer Dom fungirt , habe
ihn daher nöthigenfalls auch in den Pastoralgeschäften ver¬

treten können . Auf Befragen habe ver dortige Schulausschuß
diesen Mann dem Bürgermeister Goose  ausdrücklich in
Vorschlag gebracht . Vom letztem aber sei derselbe in seinem
Bericht an das Konsistorium überall nicht erwähnt ; angeblich,
weil er nicht ordinirter Geistlicher feig indeß sei Solches schon

deshalb nicht erforderlich , weil er, der Redner , an dem Pastor
Büsing in Delmenhorst einen Vertreter in den Pastoralge-
schäftcn gefunden habe . Der Schulausschuß habe sich wegen
jener Angelegenheit mit einer Beschwerde an das Konsistorium
gewandt.

Abg . Clo sier fügte als Berichterstatter noch nach , daß
die Erklärung des Ausschusses dem Vernehmen nach erst vor¬
gestern eingegangen sei und daher bei der UrlaubSverweigerung
noch nicht habe berücksichtigt werden können.

Abg . Müller : Der Minderheitsantrag rühre von ihm
her . Der Landtag könne die gegen die Urlaubsertheilung
sprechenden Rücksichten des Dienstes nicht schon jetzt als un¬
wesentlich erklären . Der Urlaub könne jedenfalls nicht er-
theilt werden vor gehörig beschaffter Stellvertretung . Daß
man annehmen könne , Lehrerstellen seien leicht zu besetzen,
glaube er nicht . Namentlich die Stellvertretung für den
Abg . Böckel seien nicht leicht . Den Kandidaten Müller,
welcher sich dazu erboten habe , könne er noch nicht unbedingt
dazu für fähig halten . Uebrigens sei die Beurtheilung der
Fähigkeit nicht Sache des Landtags , sondern der Schulbe¬
hörde . Es möge freilich nicht Alles , was nöthig , geschehen
sein , dieses , so wie die Ursache daran lasse sich nach dem Vor¬
liegenden noch nicht ermitteln . Allein das berechtige nicht , die
Lehrerstellen ohne Vertretung zu lassen . Demnach formulire
er seinen Minderheitsantrag nunmehr dahin:

Der Landtag erklärt : „daß er aus den ihm gewordenen
Mittheilungen nicht die Ueberzeugung gewonnen habe,
daß eine Vertretung des Pastors v. Lindern  und
des Lehrers Böckel in ihren Aemtern nicht zu erlan¬
gen stehe ; er ersucht die hohe Staatsregierung , wegen
dieser Vertretung schleunigst weitere Verhandlungen
einleitcn zu lassen , namentlich nöthigenfalls durch Ein-
zichen von Erkundigungen an geeigneten Orten außer
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Landes , bis dahin aber den beide« Abeordneten den
Eintritt in den Landtag zu gestatten ."

Abg . Böckel : Die vorliegende Sache sei nicht sowohl
die festige , als die des ganzen Kreises Neuenbürgs dem, hier
«in Abgeordneter entzogen werden solle . Mn Konfistorinm
liege es, wenn kein Stellvertreter für ihn geschafft worden sei.
Der Candidat Müller,  welcher sich als solcher gemeldet

habe , sei zurückgewiesen , ohne Untersuchung über seine Qua¬
lifikation , lediglich auS Vermuthung . Vom Rector Seebicht
aber sei derselbe als passender Stellvertreter für die Zeit,

während welcher er , der Redner , als Mitglied der Synode
abwesend gewesen , ausdrücklich bezeichnet worden . Eine An¬
stage sei, außer beim Kandidaten Töpken,  nirgend geschehen,
namentlich auch nicht beim Kandidaten Rains auer.  Als

Mitglied des vorigen Landtags habe er, der Redner , in 3 Ta¬
gen einen Stellvertreter herbeigeschafft , dasselbe werde ihm
auch jetzt ohne Zweifel möglich gewesen sein , wiewohl das
lediglich Sache der Behörde und nicht des Abgeordneten sei,
der auch als vereinzelt stehende Privatperson nicht solche
Mittel und Gelegenheit dazu habe . Allein die Behörde habe
ihm nicht einmal einen Wink gegeben , daß seiner Beurlaubung
Schwierigkeiten entgegenständen . An Zeit habe es auch nicht

gefehlt , da er sein Gesuch am 30 . Juni eingereicht , überdies
bei der allgemein verbreiteten Kunde seiner Wahl auch das
Consistorium ohne Zweifel schon früher davon gewußt haben
werde . Wenn Unordnung in der Schule zu Jever entstanden,
so rühre dieselbe schon aus der Mitte des Monats Novem¬
ber v . I . her . Damals sei ihm der Urlaub zum Eintritt in den

Landtag ertheilt worden . Es seien damals Lehrerkräfte genug
vorhanden gewesen , Tags darauf aber sei der Rector Seebicht
erkrankt und nicht wieder hcrgestcllt bis zu seinem kürzlich
erfolgten Tode . Für eine desfällige Vertretung sei die ganze
Zeit hindurch nichts geschehen , auch zur Synode , sei ihm ob¬

gleich die Verhältnisse so lagen , dennoch der Urlaub ertheilt
worden . Das Konsistorium selbst habe demnach dadurch die

Sache legalisirt.
Ec frage : ob dann die Schule den Vorrang  haben

müsse vor dem Landtage ? Der Abg . M toller  habe bei
Gelegenheit der Wahlen zur Synode erklärt:

daß , wenn auch er, der Redner , und S .trackerjan,
beide Lehrer , gewählt würden , diese allgemeine Sache Vorge¬
hen müsse . — Werde jetzt der Urlaub verweigert , so heiße
das nichts Andres , als : den Schullehrern könne der Urlaub
nicht bewilligt werden . Sie würden dann mit den Unmün?
digen und Verbrechern in eine Klasse gesetzt sein.

Abg . Pancratz : Es sei hier nicht darauf zu sehen,
wodurch  die etwaigen Hindernisse veranlaßt werden , sondern
darauf , ob gegen die Urlaubsbewilligung wesentliche  Be¬
denken vorlägen . Diese Bedenken seien zu heben durch pas¬

sende Stellvertretung . Die Behörde werde sich über diese
demnach noch näher aussprechen müssen . Er sei für den An¬
trag der Minderheit.

Ministerialassessor Runde : Die Staatsregierung gehe
von der Ansicht aus , daß nur der für die Stelle des zu Be¬

urlaubenden wirklich Befähigte  als Ersatzmann dienen
könne . Einen solchen hier zu finden , sei nicht ganz leicht;
noch schwieriger aber , ihn aus dem Auslande zu nehmen;
wobei auch die Kosten zu berücksichtigen feie« . Auch wisse
man hier nicht im Voraus , auf wie langx - Zeip ei» solcher
zu engagirensei . Beim Abg . v. Lindern  handle es sich auch

um Vertretung als Prediger . Wenn der Pastor Büsing
sich hiezu erboten habe , so sei das erst nach den hier vor¬
liegenden Verhandlungen geschehen ; auch über das hinsichtlich
des Doktor Albrechts angeblich Verhandelte sei dem Konsisto¬

rium bis dahin nichts bekannt geworden . Die Vertretung
eines Lehrers sei jedenfalls schwieriger , als die in einem Col¬
legium , wo di« im Wesentlichen gleichen Geschäfte des einen
von den übrigen Mitgliedern leichter mit übernommen wer¬

den könnten . Ueberdies sei das Gesuch des Abg . v. Lin¬
dern  erst spät eingegangen . Bor Einziehung desselben aber
wegen der erforderlichen Stellvertretung einzuschrciten , habe
die Behörde keine Veranlassung gehabt . Dagegen habe es
vielmehr nahe gelegen , daß die Herren selber Vorschläge ge¬
macht hätten.

Abg . Sprenger aus Delmenhorst : Er habe nach dem
Abg . v . Lindern  sein Urlaubsgesuch eingereicht . Er müsse
ferner das über den Vorschlag des Ausschusses vom Abg.
v. Lindern  Berichtete bestätigen . Die Qualisication des

Ist . Alb recht werde in Delmenhorst wohl nicht bezweifelt.
Abg . v . Finckh : Es sei gewiß anzunehmen ., daß das

Ministerium aus keinem andern Grunde , als durch dringende
Nothwendigkeit veranlaßt , den Urlaub beanstandet habe . Es
sei auch nichts dafür beigebracht , daß dem Ministerium , son¬
dern höchstens , daß den Unterbehörden etwas dabei zur Last
fallen möge . Der Ausschußbericht enthalte nur Resums , ohne
das Faktische gehörig zu erörtern . Der Urlaub dürfe nicht
eher bewilligt werden , als bis eine Vertretung gesichert sei.
Die Vertretung aber sei hier schwieriger , wie bei andern
Beamten . Ob eine solche im Auslände zu suchen gewesen,
könne nicht beurtheilt werden , da das Facrische nicht gehörig
aufgeklärt sei. Wenn dem Abg . Böckel es leicht geworden,
einen Stellvertreter zu finden , so liege daö wohl daran , daß
ein solcher damals zufällig gerade hierher gekommen sei. Da
demnach die Sache noch nicht klar genug vorliege , so schließe
er sich dem Anträge des Abg , Müller  am

Abg , Müller : Er habe sich kein bessres itrthejl zu¬
schreiben wollen , als dem Rector Seebicht,  auch nicht

darüber urtheilen , welcher Beruf höher sei , der des Lehrers,
oder der des Abgeordneten , und stehe sein Ausspruch bei der
Synodenwahl nicht in Widerspruch mit der Forderung , daß
vor Ertheilung des Urlaubs für genügende Stellvertretung , ge¬
sorgt sein müsse.

Abg . Bockel : Allerdings könne nicht Zeder , sondern
nur der Fähige Stellvertreter sein . Nach des Rectors See¬

bicht  Urtheil aber sei der Kandidat Müller dies gewesen:
Das Konsistorium habe die Verpflichtung , einen Stellvertre¬
ter zu bestellen , schon seit dem . 15 . November v . Z . gehabt.
Die Kosten , welche eine vom Ausland genommene Vertretung
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mehr erfordere , seien höchstens die Reisekosten . Auch sei eine
solche hier nicht erforderlich , da äußersten Falles die Olden¬
burger Schule , welche im Vergleich zu der Ieverschcn Kräfte
übergenug besitze , habe aushelfen können . Dem Ministe¬
rium übrigens habe überall nichts zur Last gelegt werden
sollen.

Abg . Closter , als Berichterstatter : Die Bemerkung des
Abg . v. Finckh , daß der Ausschußbericht keine Facta ent¬
halte , sei richtig . Es seien eben keine Facta geschehen , daher
auch der Ausschuß solche nicht habe vortragen können . Die
wenigen vorliegenden Facta stellten nun den Thatumstand
fest , daß nicht gehandelt worden sei. Im klebrigen habe der
Ausschuß nicht geglaubt , daß die durch den Urlaub der bei¬
den Abgeordneten entstehenden Lücke so bedeutend sei , daß sie
nicht durch genügende Vertretung ausgefüllt werden könne.
Die Versammlung aber könne nicht strenge genug an dein
Grundsätze sesthalten , daß nur da , wo wirklich eine nicht aus¬
zufüllende Lücke vorhanden , der Urlaub verweigert werden
dürfe . Die vorliegende Sache dürfe von keinem Vertrauens-
gefichtßpunkte , sondern rein vom factischen Gesichtspunkte aus
beurtheilt werden.

Es wurde hierauf der Minderheitsantrag des Abg . Mül¬
ler gegen 13 Stimmen abgelehnt , und dagegen der Mchr-
heitsantrag des Ausschusses mit 25 Stimmen angenommen,
wobei über beide Anträge in Beziehung auf jeden der beiden
Abgeordneten gesondert abgcstimmt wurde . Den Regie-
rungsbevollmächtigtcn ward von diesem Beschlüsse Mittheilung
gemacht.

Sodann ward zur Bcrathung verstellt:
II . Der Bericht des Ausschusses wegen Zuziehung von

Stenographen.
Der Berichterstatter Strackerjan  verlas den (unter L.

anliegenden ) Bericht des Ausschusses , wonach die Mehrheit
beantragt:

Der Landtag wolle beschließen , daß Stenographen zur
Aufzeichnung seiner Verhandlungen verwandt und diese
Aufzeichnungen dann veröffentlicht werden.

Abg . PancraH : In der vom Berichrerstatter vorgeleg¬
ten Berechnung seien nicht in Anschlag gebracht die Druck¬
kosten für das neben den stenographischen Berichten zu füh¬
rende kurze Protokoll , auch werde die Vorlesung des Proto-
colles nicht , wie dort angenommen sei , '/§. der Sitzungen
wegnehmen . Nehme man ferner für jede Sitzung auch nur
drei Bogen stenographische Protokolle an , so kommen eine
dreimal größere Bogenzahl als früher heraus , mithin eine
dreimal größere Ausgabe für die Leser , aber gleiche Druck¬
kosten . Eben so würden , wenn von stenographischen Proto-
collen eine gleiche Anzahl übrig bliebe , wie von den gewöhn¬
lichen Protokollen , die Einbuße bei den ersteren bedeutender
sein ; noch viel mehr aber , wenn deren Absatz , wie wahrschein¬
lich , geringer ausfallen sollte . Sie würden nämlich Len meisten
Lesern zu lang sein, dieselben auszugsweise zu lesen , oder
flüchtig zu durchlaufen , sei die Mehrzahl nicht gewohnt . Der
Kostenpunkt sei indeß Nebensache im Verhältniß zu dem Haupt¬

zweck : die möglichste Verbreitung der Kenntniß unserer Ver¬
handlungen ; derselbe werde am besten durch die Protokolle in
bisheriger Weise erreicht , da die meisten Leser zufrieden seien,
wenn sie die Anträge und Beschlüsse , so wie das Wesentliche
der Begründung derselben , und das beim Landtage Emgegan-
gene vorgelegt erhielten , die Worte dagegen , in denen dies
geschehen , ihnen gleichgültig seien . Endlich würden sich viele
nicht genauen , zu reden , wenn ihre Worte wörtlich niederge¬
schrieben würden , und darüber manche gute Gedanken unS
verloren gehen . — Ohne im klebrigen die Vorzüge der Ste¬
nographie zu verkennen , sei er wegen der hier vorliegenden
Verhältnisse doch dagegen.

Abg . Mölling : Es handle sich bei dieser Frage darum,
ob man nur theilweise Oeffentlichkeit oder vollständige , auch
für das entferntere Land , wolle . Die Kostenberechnung des
Ausschusses stelle ein für die Stenographie günstiges Resultat
heraus . Die Bogenzahl der stenographischen Berichte werbe
übrigens nicht dreifach so groß sein, als die der bisherigen
Protokolle , (sondern werde höchstens 3 bis 4 Bogen betragen ) .
Jedenfalls stelle sich der Kostenpunkt als ein unerheblicher
heraus.

Die Stenographie gebe ein naturgetreues , gleichsam da-
guerreotypirtes Bild der Verhandlungen , eine Originalzeich¬
nung , während das alte Verfahren eine rohe , größtentheils
aus der Phantasie hingeworfene Skizze , nur Umrisse einer
Kopie , enthalte . Wenn die Stenographie der Eitelkeit Vor¬
schub leisten könne , so werde dieses doch aufgehoben durch eine
scharfe Kritik , welche durch eben dieselbe an die Hand gegeben
werde . Gegen den Einwand : durch den Gedanken , daß jedes
Wort der Rede veröffentlicht werde , lasse sich mancher im
Reden Ungewandtere zurückhalten , sei zu bemerken , daß aus
das Stimmen überhaupt mehr zu geben , als auf das Reden,
daß , wer Beruf zum Reden fühle , auch den Muth und die
Kraft zum Reden sich zutrauen müsse , und daß die Rede von
gesundem Inhalte auch bei mangelhafter Form von der wohl¬
gesetzten aber gehaltlosen bald den Vorzug erringen werde.
Die Stenographie sei Schule und Bildungsmittel auch für
den Redner selber . Die Frage , der Streit , ob Stenographie
oder nicht , sei der Kampf der neuen mit der alten Zeit , der
Oeffentlichkeit mit der Heimlichkeit , und wie überall so müsse
auch hier das Princip der ersteren ganz zur Wahrheit werden.

Abg . Wibel I . : Die Stenographie sei ein Bedürfniß
der Zeit . Um von ihren Vorzügen Ueberzeugung zu gewinnen,
möge man z. B . die stenographischen Protokolle über die
Verhandlungen der Bremer Versammlung lesen . Dem weni¬
ger geschickten Redner bringe sie keinen Nachtheil ; im Gegen-
theil , je schlichter die Rede , desto größer der Eindruck , sie sei
zugleich eine Zucht für den Redner . In Beziehung auf den,
mehrfach begutachteten , Kostenpunkt stehe die Sache wenig¬
stens in der Schwebe . Die früheren Protokolle hätten durch¬
schnittlich 14/2 Bogen für jede Sitzung betragen , der Absatz
würde sich vielleicht vermehren , d. h . vielleichr nicht die Zahl
der Käufer , weil man wohlfeilere Wege , zur Kenntniß der
Protokolle zu gelangen , kennen gelernt habe ; wohl aber die

4*
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Leser . Nack der vorgelegten Berechnung werde an Kosten
noch gespart , wenn auch nur 1500 Exemplare abgesetzt wür¬
den . Schlimmstenfalls könne ein etwaiger Mehrbetrag der
Kosten doch nicht erheblich sein . — Das Staatsgrundgeseh
fordere O essen tlichkeit,  nicht bloß für die hier Anwesen¬
den , sondern für das ganze Land . Der Einwand , daß die
Stenographie Einzelne vom Reden abhalten könne , sei unbe¬
gründet . Wer sich vor dem anwesenden Publikum nicht ge-
nire , werde dies auch nicht vor den stenographischen Berichten
thun . Das gedruckte Wort sei zugleich die Rechtfertigung des
Abgeordneten , dessen Rede ohne dieses sichere Beweismittel
jeder unrichtigen oder gar verfälschenden Darstellung ausgesetzt
sei. Er sehe in dieser Frage eine Parteifrage , da jeder für die
Oeffentlichkeit in ihrem ganzen  Umfange Streitende für ihre
Bejahung sein werde und beantrage er die namentliche Ab¬
stimmung . (Dieser Antrag fand sich unterstützt .)

Abg . Lüerßen : Er sei gegen die Stenographie , weil
das Volk sie nicht wolle , wenigstens nicht der Bauer und der
Handwerker . Nur in den Städten und von Studirten möge
sie gewünscht werden.

Abg . Pancratz : Gerade zu Gunsten  der Oeffentlich-
keit sei er gegen den Antrag , da der wesentliche  Inhalt
der Verhandlungen besser durch die Prvtocolle , als durch die zu
umfangreichen stenographischen Berichtezur Oeffentlichkeit gelange.

Abg . Böckel : Dagegen  scheine doch die Erfahrung
zu sprechen , die ausführlicheren Protokolle des vereinbarenden
Landtags seien gut abgesetzt , dagegen die nicht ausführlichen
der Synode hätten schlechten Absatz gefunden . Außerdem fei
zu berücksichtigen , daß ein großer Theil der Prvtocolle durch
die stets wörtlich aufzunehmenden Ausschußberichte bei beiden
Aufzeichnungsweisen den nämlichen Umfang behalten werde.
Ucbrigens seien die stenographischen Berichte nicht bloß fin¬
den Abgeordneten eine Rechtfertigung , sondern auch ein siche¬
res Prüfungsmittel für seine Wähler.

Abg . v . Finckh : Eine Parteifrage liege hier nicht vor.
Die Sache betreffend , so komme zunächst , wiewohl als Ne¬
benpunkt , die Kostenfrage in Betracht . Die Kosten der Ste¬
nographie beliefen sich — ohne Berechnung des Reisegeldes
— auf e . 12 Thlr . täglich , die der gewöhnlichen Protocoll-
sührung auf 6 Thlr ., mithin sei der Unterschied täglich 6 Thlr .,
für 3 Monate 510 Thlr ., folglich für eine zu 6 Monaten an¬
genommene Dauer des Landtages (einschließlich des Provin¬
ziallandtages ) 1080 Thlr ., dagegen könne nicht geltend gemacht
werden , daß an Zeit gespart werde , welche durch die Vorle¬
sung der langen Prvtocolle verloren gehe , weil die eigentliche
Istündige SitzungSzeit so lange gedauert habe und länger nicht
dauern könne , als die geistigen Kräfte es erlaubten . Auch
könne jene Zeit dadurch gespart werden , daß neben dem aus¬
führlicheren Prvtocolle , welches zur etwaigen Berichtigung vor
der Sitzung offen zu legen , ein zweites kurz gefaßtes geführt
und nur dieses verlesen werde . Der Hauptgrund gegen die
stenographischen Berichte sei der , daß die kürzeren , nur das
Wesentliche enthaltenden Protokolle mehr gelesen würden , ihre
heilsame Wirkung daher größer sein werde . Da auf dem Lande

die Post nicht täglich komme , so würden die Leser wenigstens
6 Bogen auf einmal erhalten , welche neben den Zeitungen
alle durchzulesen fast unmöglich sei. — Sie würden daher
gar nicht gelesen werden . Es handle sich nur um die Form
und den äußern Schmuck , nicht um die Sache , deßhalb liege
hier keine Frage über die Oeffentlichkeit vor . Wenn übrigens
die Prvtocolle des vorigen Landtages besser als die der Sy¬
node abgesctzt worden , so könne das ebensowohl an dem viel¬
leicht interessanteren Inhalt der Landtagsverhandlungen , als
an der Form ihrer Veröffentlichung liegen.

Abg . v . Thünen : Die Protocollführung könne nicht
unparteiisch verfahren , nicht überall gleichmäßig das Wesent¬
liche enthalten . Das Protokoll könne auch nicht , wie der
Abg . v . Finckh wolle , blos hingelegt werden ; es müsse seine
Beglaubigung  erhalten . Er beruft sich auf die Erfah¬
rung bei den bisherigen Landtagsprotocollen . Die Protokoll¬
führer hatten damals fast das Unmögliche geleistet . Dennoch
hätten sich die Reklamationen gehäuft . Vieles sei noch geschrieben,
sogar ganze Reden , Manches , was gar nicht gesagt worden.

Unpartheiische vollständige Berichte in anderer Weise als der
Stenographie , seien unmöglich . Es bleiben daher nur diese übrig.

Abg . v . Finckh : Nur die eigentlichen Sitzungsprotocolle
bedürften einer Beglaubigung durch Verlesen ; die Berichte
über den Inhalt der Reden erforderten nur eine Revision,
welche durch Offenlegung oder auf andere noch zu ermittelnde
Weise beschafft werden könne.

Abg . Nieberding II . : Zunächst komme der größere
Kostenaufwand , wenn auch als minder erheblicher Grund,
gegen die Stenographie zur Erwägung . Sodann sei die
Stenographie auch in anderer Hinsicht unzweckmäßig . Die
Veröffentlichung der Verhandlungen betrachte er vorzugsweise
aus dem Gesichtspunkt einer Pädagogik für das Volk , d. h.
vorzugsweise für den Mittelstand . Zu dem Ende müsse man
die Protokolle anschaffen und dieselben lesen können . Beides
werde durch die stenographische Form erschwert . Wenn die
gewöhnlichen Prvtocolle 3 Octavbände , jeder zu 800 Seiten
enthielten , so würden die stenographischen deren 12 enthalten,
deren Durchlesung unmöglich sei. Die stenographischen Be¬
richte würden ferner die so zu sagen weniger kühnen Redner
gegen die übrigen in Nachtheil bringen . Was der Abg . v.
Thünen  über die bisherigen Protokolle gesagt habe , sei je¬
denfalls übertrieben . Dergleichen Klagen leien in seinem
Kreise nicht erhoben . Auf die Form der Veröffentlichung
komme es nicht an . Für das Volk genüge die Sache . Als
Ausbildungsmittel für den Redner könne die Stenographie
hier nicht in Betracht kommen , da rhetorische Uebungen , de¬
ren Werth er übrigens keineswegs gering achte , viel mehr in
die Schule als in den Landtag gehörten . Jedenfalls sei ein
solcher Nutzen hier , wo nur die Sache in Anschlag komme,
der Nebenpunkt.

Abg . Nieberding I. sprach sich gleichfalls gegen  den
Antrag aus , namentlich auch der Kosten halber . Man werde
die nemlichc Erfahrung machen , wie in Frankfurt , wo aufgehäufte
Ballen von stenographischen Protokollen liegen geblieben seien.
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Abg . Mölling : Die Behauptung , daß der Absatz der

stenographischen Protocolle geringer sein werde , sei lediglich
Vermuthung . Er vermuthe das Gegentheil . Wenn gesagt

sei , daß die Landleute lieber die Protocolle in bisheriger
Weise lesen , so müsse er dem gegenüber die andere Thatsache

hinstellen , daß er in seinem Kreise von Landleuten das Ge¬
gentheil gehört habe . Daß in Frankfurt große Reste steno¬
graphischer Protocolle übrig geblieben seien , rühre daher , daß
man mit dem Druck derselben wahrhaft verschwenderisch um-

qegangen sei. Man solle doch wenigstens einen Versuch ma¬
chen und könne ja jederzeit zum Alten zurückkehren , wenn
derselbe mißlänge . Es sei endlich durchaus nicht nothwendig,
daß die Protocolle ganz durchgelesen würden . Jeder nehme
vielmehr heraus nach Gefallen.

Abg . Niebour : Die bisherigen Protocolle seien hier
unrichtig , bei ihm seien sie langweilig gefunden . Es müsse
daher wenigstens der Versuch gemacht werden , ob die steno¬

graphischen Protocolle größeren Beifall finden würden.
Abg . Wibel ll : Die vorgebrachten Gegengründe seien

nur Vermuthungcn bis auf einen : die Beengung mancher Redner.

Das gelte indeß jedenfalls nur für den Anfang ; bald

würden sie sich daran gewöhnen . Auch könne ein mangel¬
hafter Periodenbau , der Wahrheit unbeschadet , immer geän¬
dert werden . Die Stenographie sei einmal Zeitbedürfniß und

werde endlich zur Nothwendigkeit werden . Warum man denn

nicht wenigstens den Versuch machen solle ? Zwischen den
Protocollen in der früheren Weise und den stenographischen
sei kein Ausweg . Der Vorschlag des Abg . v . Finckh sei

nicht annehmbar , da die nachträglichen Acnderungen des Pro¬
tokolls nicht controlirt werden könnten . Von den großetr,
übrig gebliebenen Ballen der Frankfurter Protocolle könne

man nicht schlechthin schließen auf ähnliche Reste nach dem

Schluffe dieses Landtages , sondern man müsse jene erst ver¬

glichen haben mit der Anzahl der gedruckten Exemplare.
Abg . Mvrell : Das Publikum werde keine Zeit finden,

die weitläufigen stenographischen Protokolle zu lesen , und
würden daher die Protocolle ihren Zweck , ein Bildungsmittel
zu sein, verfehlen . Uebrigens sei die vorliegende Frage keine
Parteifrage und ihre Verneinung sei nicht gegen die Oeffentlichkeit
gerichtet . Der Kostenpunkt scheine ihm von keiner Wichtigkeit.

Abg . Lindemann : Der Kostenpunkt könne hier keinen
Einfluß haben . Die Stenographie würde viele Redner be¬

drücken ; auch würden die stenographischen Protocolle nicht

die Verbreitung haben . Die Wage scheine ihm hinsichtlich
der Oeffentlichkeit gleich zu stehen . Seine politischen Freunde

seien für den Antrag . Mit ihnen wolle er Einen Weg gehen,
und so stimme auch er dafür.

Abg . Stro - thoff : Man könne in dieser Sache nicht
mit Sicherheit urtheilen ohne Erfahrung . Ein Versuch , etwa
auf 4 Wochen , sei daher zu machen.

Abg . Schapen : Das Volk habe das vorläufige Ver¬
trauen zu dem von ihm gewählten Abgeordneten , daß der¬
selbe seine Schuldigkeit thun werde . Ob es sich darin geirrt
habe , könne am besten aus den Protocollen ersehen werden.

Das getreuste Bild der Verhandlungen aber lieferten

die stenographischen Protocolle . Zudem habe es in Beziehung
auf die bisherigen Protocolle manchmal geheißen : der Secre-

tair habe das nur geschrieben , nicht der Redner es gesagt.
Es sei mithin ein Mißtrauen in das gesetzt , was die Pro-

tocollc enthielten . Das könne hinsichtlich der wörtlich abge¬

faßten stenographischen Berichte nicht so leicht gesagt werden.
— Der Einwand , daß die zum Reden weniger sich geschickt
fühlenden , wozu vielleicht auch er selber gehöre , dadurch be-

nachtheiligt würden , sei nicht erheblich . Man brauche nicht

mehr zu thun , als wozu man verpflichtet sei , und man sei
ja nur verpflichtet , so gut zu sprechen , als man könne.

Abg . Wibel I . (für den Berichterstatter ) resumirte hierauf,
nachdem der Schluß der Debatte beliebt war , die Verhand¬

lungen , wobei derselbe hervorhob , daß gegen die Zweckmäßig¬
keit der bisherigen Protokolle erhebliche , auf der Erfahrung

beruhende Einwendungen gemacht worden seien , daß die Ver¬

lesung derselben zeitraubend und das Anhören ermüdend ge¬
wesen , so daß die Mitglieder sich manchmal bis auf wenige
aus der Versammlung entfernt hätten , daß allerdings gespart
werden müsse , aber nicht da , wo unerhebliche Kleinigkeiten
in Aussicht stünden , und die Sache selber dagegen wichtig

sei , daß wenn von den in Frankfurt liegen gebliebenen gro¬

ßen Ballen die Rede gewesen , hingegen die großen , nach al¬

len Gegenden Deutschlands gesandten Ballen in Anschlag ge¬
bracht werden müßten , daß es ferner genüge , wenn auch nur

bruchweise die Protocolle gelesen würden ; daß endlich die Ver¬

öffentlichung der Verhandlungen dem Volke nicht bloß als
Pädagogik , sondern auch zum richtigen Urthcile über seine

Abgeordneten dienen solle.

Abg . Pancratz , als Berichterstatter der Minorität , be¬
merkte noch , daß Abänderungen der Protocolle , dem wirklichen
Inhalte des Geredeten entgegen , wohl vorgekommen seien , daß
man aber keine Garantie dafür habe , daß Solches bei den

stenographischen Berichten nicht geschehen werde.

Nachdem auf geschehene Anfrage der Ausschuß erklärt
hatte , daß sein Antrag nur auf eine vorläufige  Bestellung
von Stenographen gehe , wurde zur Abstimmung geschritten,

und ergab dieselbe folgendes Resultat:

Für den Ausschußantrag stimmten die Abgeordneten:
Wibel I., Claußen , Dannenberg , Strodt¬
hoff , Nicbour , Closter , Morell (mit der Be¬
merkung : „ vorläufig " ) , Böckel , Lübben , Barg-
mann , Strackerjan , Tantzen , Sprenger,
v . Lindern , Kl ävemann,Hue 8m ann,Schopen,
Grote , Selckmann I., v . Thünen , Mölling,
Völckers , Wibel  II ., Lindemann , Tappenbeck
(in Allem 25 ).

Gegen  den Ausschußantrag stimmten:
Luerßen , Millers , Wöbckcn , v. Finckh , Bul-

ling , Püschelberger , Alfs , Pancratz , Röse-
. ner , Kitz , Nieberding I., Nieberding  II ., Ko¬

nerding , Müller (in Allem 14 ).
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Abwesend waren:
Bödeker , Selckmann II.

Der Ausschußantrag war demnach mit 25 gegen 14 Stim¬
men angenommen.

Dir nächste Sitzung ward auf Montag den 6. August,
Vorgriffen, berichtigt und unterzeichnet in der Sitzung am

Kitz.

Vormittags 40 Uhr anbcraumt und als Tagesordnung be¬
stimmt:

Der Bericht der Commission für die Geschäftsordnung
und eintretenden Falls die Wahl der Schriftführer.

Sodann wird die Sitzung geschlossen.
August 1849.

Tappenbeck.

Anlage ^
Bericht

des Landtagsausschusseszur Begutachtung der gegen Urlaubsertheilung für die Abg. v. Lindern
- und Böckel  erhobenen Bedenken.

->Oei Erwägung dieser Angelegenheit hat der Ausschuß sich
von dem Grundgesetze leiten lassen müssen, daß die erheblichen
Rücksichten des Dienstes, durch welche allein, nach Art. 137.
des Staatsgrundgesetzes, die Verweigerung des Urlaubs für
einen zum Abgeordneten gewählten Beamten zu begründen ist,
nur da als vorhanden angenommen werden dürfen, wo durch
den zeitweisen Austritt des Gewählten aus seinem sonstigen
Wirkungskreise in demselben eine dem öffentlichen Wohl ge¬
fährliche Lücke entstehen, und diese anderweitig genügend aus¬
zufüllen unthunlich erfunden würde.

Wenn dann aber das Zutreffen dieser beiden  Merk¬
male überhaupt nur für sehr wenige Fälle denkbar bleibt, so
hat cs, wie die Majorität des Ausschusses glaubt, insbeson¬
dere bei den Lehrerstellen, die jetzt in Frage stehen, die Ver-
muthung schon im Allgemeinen gegen sich, und würde diese
also in jedem besonderen Falle durch Nachweis von Tat¬
sachen erst aufzuheben sein. — Solcher Nachweis ist aber nach
der einstimmigen Erklärung des Ausschusses bei den jetzt ver¬
handelten Fällen in den vorliegenden Acten keineswegs zu
finden, vielmehr aus demselben zu entnehmen, daß zur Aus¬
füllung der durch den Eintritt der Abg. v. Lindern  und
Böckel  in den Landtag für ihre sonstigen Berufskreise ent¬
stehenden und allerdings nicht zu duldenden Lücken die erfor¬
derliche Hülfe nicht in einer Weise gesucht worden ist, nach
welcher um der bisherigen Ergebnisse willen, deren Auffin¬
dung für wirklich unthunlich erachtet werden dürfte, weshalb
denn die Vermuthung des Gegentheils in voller Kraft bleibt.

Die Dienstbehörde der Lehrerv. Lindern  und Böckel
scheinen nämlich theils die Ermittelung einer Amtsvertretung
für dieselben vorzugsweise von ihnen selbst verlangt oder doch
erwartet, theils die ofsiciellen Versuche zur Ermächtigung der
erforderlichen Aushülfe lediglich auf das Hcrzogthum be¬
schränkt zu haben, während doch bei Urlaubsertheilungen
für längere Zeit überhaupt schon, namentlich aber in dem

Falle eines Volksvertreters, die Beschaffung der Aushülfe und
darauf bezüglicher Vorschläge, auch wenn sie in andern
Fällen etwa dem zu Vertretenden selbst zusiele, vorzugsweise
für Obliegenheit der Behörde zu erachten ist, weil an deren
Verwirklichung der Allgemeinheit gelegen, und weil die Be¬
hörde dabei nicht mit mehr Nachdruck und sicherer Aussicht deS
Erfolgs als der Einzelne verfahren, namentlich auch erforder¬
lichen Falls leichter in die Ferne hin ihre Bemühungen rich¬
ten kann.

Es ist nun kaum zu bezweifeln, daß ein solches Verfah¬
ren auch jetzt noch rasch genug zu dem gewünschten Ziele
führen wird; — es ist dabei überdies noch zu erwähnen, daß
das in den Acten vorliegende Erbieten eines Candidaten zur
Stellvertretung für den Lehrer Böckel dort als ungenügend
übergangen ist, ohne daß aus Untersuchung oder Gutachten
sachkundiger Männer, namentlich des Lehrercollegiums der
betroffenen Schule erhalten, ob es wirklich als ungenügend
abzuwcisen ist, — daß ferner sich, freilich für die Kunde der
Behörde erst nachträglich, ein dem Anschein nach vollkommen
geeigneter Vertreter für des Abg. v. Lindern  Lehrthätigkeit
an Ort und Stelle derselben darbietct, und daß endlich für
dessen Function als Hülfspredigcr eine Vertretung nicht mehr
erforderlich zu halten, da der beikommende Pfarrer auf eine
solche verzichtet hat.

Zn Erwägung dieser Sachlage hat denn der Ausschuß
bei aller ernsten Rücksicht aus die gewiß zu befriedigenden
Bedürfnisse der Schulen zu Zever und Delmenhorst in den¬
selben dennoch einen Nothfall nicht erkennen können, welcher
die Verweigerung des Urlaubs rechtfertigte.

Wenn demnach der Ausschuß, im Hinblick auf den Ein¬
gangs ausgesprochenenGrundsatz und auf das Recht der
Wähler, denselben ohne bringende Noth nicht unbefolgt zu
sehen, mit der im Schreiben der Hohen Staatsregierung vom
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2. d. M. dargelegten Ansicht seinerseits einverstanden nicht
sein kann, so beantragt in Folge dessen

eine Minorität zu erklären:
daß die erheblichen Rücksichten des Dienstes um derentwillen
den genannten Abgeordneten Diensturlaub zu versagen, noch

nicht nachgewiesen und deshalb weitere Verhandlungen nö-
thig seien.

Die Majorität aber auszusprechen: daß solche Rücksichten
in dem besprochenen Falle nicht vorlägen.

Anlage v
Die Mitglieder Ihres Ausschusses, schon vor einigen Tagen
von mehreren der Herren Abgeordneten veranlaßt, sich mit Er¬
mittelung derjenigen Kosten zu beschäftigen, welche durch die
Zuziehung von Stenographen behuf Aufzeichnung der Ver¬
handlungen des allgemeinen Landtages veranlaßt werden
könnten, haben sich zu dem Ende mit dem hier anwesenden
Stenographen Herrn Giovina  besprochen.

Derselbe erklärte, es seien Stenographen, welche nach
seiner  Methode arbeiteten, im Stande, die Landtagsverhand-
lungen aufzuzeichnen und regelmäßig zum Druck abzugeben,
wenn zwei derselben zugezogen würden und Sitzung um
Sitzung abwechselten; er sei bereit, hiezu sich zu verpflichten
und im Stande, einen zweiten tüchtigen Stenographen zu
stellen, wenn ihnen vergütet würde, jedem täglich4 Thlr.,
ferner jedem an Reisekosten hieher 17 Thlr. und ebensoviel
zurück und für je einen Schreiber zum Niederschreibe» des
von ihnen, den Stenographen, zu dictirenden Inhalts der
Verhandlungen3 fl. rheinisch täglich. Darnach würden sich
die Kosten der Stenographen für die zu 3 Monaten ange¬
schlagene Dauer des Landtags berechnen, wie folgt: für zwei
Stenographen täglich 4 Thlr. für jeden, also für 90 Tage

720 Thlr.
für 2 Schreiber täglich3 fl. für jeden 550 fl. oder 308̂ „
an Reisekosten für jeden Stenographen 31 Thlr. . 68 „

zusammen 1096̂ Thlr.
nebst dem nicht wohl zu veranschlagenden Aufwande für
Schreibmaterialien; wogegen die Aufnahme der erforder¬
lichen kurzen Protokolle, so wie die übrigen Büreaugeschäfte
von Mitgliedern der Versammlung wahrgenommen werden
könnten.

Es würden dagegen, wenn wie beim letzten Landtage
zwei Schriftführer, welche nicht Mitglieder der Versammlung,
zur Aufnahme ausführlicher Protocolle zugezvgen würden, da¬
durch an Kosten erwachsen
für zwei Schriftführer täglich jedem 2'̂ Thlr. Tagegelder
macht für 90 Tage . 450 Thlr.
welchem hinzugehen würden die Kosten
für Abschrift der Protocolle, wofür bei den
Kosten der Stenographie die Vergütung
der Schreiber angeschlagen ist. Beim vori¬
gen Landtage sind für Abschrift von 110

Protocvllen etwa 120Thlr. Gold bezahlt,
also im Durchschnitte für jedes Protocoll
I THIr. 6 '^ Gr. oder 1Thlr. 16 Gr.Crt.
Nimmt man nun nach der Erfahrung des
früheren Landtages an, daß wöchentlich
5Sitzungen gehalten werden können, so
würden in 90 Tagen etwa 65 Sitzungen
sein und für die Abschrift der desfälligen
Protocolle zu verausgaben sein, also Gold
79 Thlr. 32 Gr. oder Courant . . . 89 Thlr. 16 Gr.

mithin dis Gesammtkosten sich stellen auf 539 Thlr. 32 Gr.
so daß durch Zuziehung von Stenographen ein Mehraufwand
von etwa 555 Thlr. entstehen würde.

In Erwägung aber, daß das Verlesen der ausführlichen
Protocolle auf dem letzten Landtage in jeder Sitzung durch¬
schnittlich wenigstens eine Stunde in Anspruch genommen,
wogegen, das Verlesen der kurzen, nur die Anträge und Be¬
schlüsse enthaltenden Protocolle wohl nicht mehr als ^ Stunde
in Anspruch nehmen dürfte, daß mithin täglich etwa^ Stun¬
den für die Geschäfte des Landtags gewonnen und dadurch
wahrscheinlich die Dauer des Landtags abgekürzt werden
könnte, so würde sich dadurch die Rechnung mehr zu Gun¬
sten der Stenographen stellen.

Eine genaue Berechnung läßt sich freilich nicht aufstellen,
wieviel auf diese Weise durch Zuziehung von Stenographen
gewonnen werden könnte, da für die Dauer des Landtages
nicht blos die Zeit in Betracht kommt, welche in den Sitzun¬
gen zur förmlichen Berathung und Beschlußnahme erforder¬
lich, sondern hierfür auch wesentlich in Betracht zu ziehen ist,
wie viel Zeit die Abtheilungen und Ausschüsse zur vorberei¬
tenden Bearbeitung des Materials bedürfen und wie viel
Sitzungen darnach Statt finden können,  allein wahrschein¬
lich wird, sobald der Geschäftsgang geordnet ist und die Aus¬
schüsse gebildet sind, der Landtag mehr Material haben, als
wöchentlich in fünf Sitzungen von je drei Stunden Arbeits¬
zeit bewältigt werden kann.

Da nun der Landtag an Tagegeldern täglich kostet für
35 auswärtige Abgeordnete . . 87 Thlr. 36 gr.
für 6 hiesige Abgeordnete . . . 8 Thlr. 36 gr.

Zusammen 96 Thlr. — gr.
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so würde schon ein Zeitgewinn von nur 6 Tagen durch die
in Folge der Zuziehung von Stenographen verlängerte Ar¬
beitszeit in den Sitzungen , den Mehraufwand für Steno¬
graphen mehr als ausgleichen . Angenommen nämlich , der
Landtag beschafft bei Zuziehung von Stenographen in 84 Ta¬
gen soviel als bei Aufnahme ausführlicher Protokolle in 90
Tagen , so kostet ein Landtag mit Stenographen für 2 Steno¬
graphen täglich 8 Rthlr . für 8 t Tage . 672 Rhlr.
Reisekosten derselben . . . . 68 ,,
für 2 Schreiber täglich 6 fl. — 504 fl . . 28tz „
TagegelderderAbgeordneten täglich 96 Rthlr . — 8064 „

9092 Rthlr.

während ein Landtag in 90 Tagen unter der angegebenen Vor¬
aussetzung kosten würde die oben berechneten 539 Rthlr . 32 gr.
und an Tagegeldern der Abgeordneten 8640 Rthlr . — gr.

oder zusammen 9179 Rthlr . 32 gr.
Die durch den Druck der Verhandlungen des Landtags

veranlaßten Kosten mit in Berechnung zu ziehen , ist ihrem
Ausschüsse bedenklich gewesen , weil dies einerseits zu sehr von
dem Absätze der Verhandlungen , mögen sie nun auf diese
oder jene Weise veröffentlicht werden , andererseits von dem
mit dem Buchdrucker abzuschließendcn Vertrage , so wie von
der Art und den Kosten des Vertriebs abhängt ; doch mögen
hier folgende Notizen über den Verlag der früheren Land¬
tagsverhandlungen Platz finden . Dieselben wurden zuerst in
einer Auflage von 900 Exemplaren abgedruckt , die Auflage
nach und nach aher auf 1200 , 2000 und endlich bis auf
2500 Exemplare vermehrt . Abgesetzt sind davon etwa 2100
Exemplare , 100 Exemplare sind etwa als Freiexemplare für

die Abgeordneten und Ersatzmänner , für das Staatsministe¬
rium u . s. w . , sowie Ergänzung von Defekten verwandt und
noch etwa 300 Exemplare vorräthig . Die Kosten für Druck
und Papier belaufen sich, da eine Nummer zweimal , 19 Num¬
mern aber einmal neu aufgelegt werden mußten , auf etwa
3120 Rthlr . Gold , wofür nach Abzug aller Kosten etwa
11 — 1200 Rthlr . Courant wieder zur Easse kommen werden,
so daß der Zuschuß aus der Staatskasse sich auf etwa
2000 Rthlr . berechnet.

Maff nun auch , wenn die Verhandlungen des Landtags
nach stenographischen Aufzeichnungen veröffentlicht werden,
eine größere Bogenzahl als bei bloßen Protokollen erforderlich
sein , so läßt sich doch über die Größe des erforderlichen Zu¬
schusses zu den Druckkosten noch um so weniger etwas sagen,
als hierfür natürlich der Absatz der Protokolle vom größten
Einflüsse ist ; indessen liegen schon jetzt Anerbietungen vor,
welche nur die Gewähr für einen Absatz von 1500 Exempla¬
ren fordern , um den Druckbogen für ^ Gv - zu liefern und
zu diesem Preise für eigne Rechnung zu vertreiben.

Da nun nicht zu erwarten , daß durch die Zuziehung
von Stenographen größere oder doch wenigstens nicht erheb¬
lich größere Kosten erwachsen , und cs neben der für die Zu¬
ziehung von Stenographen sonst sprechenden Gründen drin¬
gend wünschenswerth erscheint , wenigstens einen Versuch damit
während der Dauer des gegenwärtigen allgemeinen Landtages
zu machen , so beantragt die Mehrheit ihres Ausschusses:

der Landtag wolle beschließen , daß Stenographen zur
Aufzeichnung seiner Verhandlungen verwandt und
diese Aufzeichnungen dann veröffentlicht werden.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.



Verhandlungen
deS ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.
Geschehen am 6 . August 184 -9 im Militärhause , im Landtage.

Dritte Sitzung.

Vorsitzender : P

^er Abg. Tappenbeck verlas das über diezweite
Sitzung aufgenommene Protocoll, welches nach Berichtigung
der dagegen erhobenen Einwendungen für genehmigt erklärt
wurde.

Der Präsident zeigte der Versammlung an:
der Stenograph sei anwesend, und werde mit heute in

Thätigkeit treten;
die Verbreitung der Verhandlungen durch den Druck

werde auch ihren Anfang nehmen können, da die bezüglichen
Contracte abgeschlossen seien;

eingegangen sei eine Petition wegen Aufhebung der
Zehnten von Abler zu Halen, welche an einer über den
bezüglichen Gesetzentwurf niederzusetzende Commission zu
verweisen sein werde. Wenn kein Widerspruch erfolge, werde
demgemäß verfahren werden. Widerspruch erhob sich nicht.

Ferner fühle er sich durch mehrseitige Aufforderungen
veranlaßt, der Versammlung vorzustellen, daß bisher in Be¬
ziehung auf die Eröffnungsrede des Herrn Ministers
Schleifer  keine Anträge gestellt seien. Auch jetzt werde im
klebrigen noch nichts beschlossen werden können, nur insofern
scheine eine Entschließung schon jetzt nothwendig, als es sich
um die Erwiederung des dem Landtage in jener Rede von
Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge  entbotenen
Grußes handele. Im Einverständnisse mit vielen Mit¬
gliedern der Versammlung schlage er vor, für diesen Zweck
eine Deputation an Seine Königliche Hoheit zu senden,
bestehend aus dem Präsidenten und vier vom Bureau zu
wählenden Mitgliedern.

Der Antrag wurde ohne Discussion angenommen.
Der Abg. Selkmann  II . erstattete sodann im Namen

des dazu erwählten Ausschusses Bericht über den anliegenden
Entwurf einer Geschäftsordnung für den allgemeinen Land¬
tag des GroßherzogthumsOldenburg. Dabei bemerkte er,
daß sich durch Uebersehen und Versehen einige Bestimmun¬
gen rc. in den Entwurf eingeschlichen, die er als Berichter¬
statter sofort hiemit berichtigen wolle, indem er annehme, daß

resident Kitz
die übrigen Mitglieder des Ausschusses ihm beistimmten,
wenn kein Widerspruch erfolge:

Im §. 14. müsse es am Ende heißen: „in sofern die
Versammlung nicht — „auf besonderen Antrag ausdrück¬
lich" — eine Ausnahme beschließt".

§. 16., zu Anfang: Der Regel nach werden alle
Gegenstände— zunächst von den Abtheilungen rc. — an¬
gezeigt. Ausnahmsweise können auf ausdrücklichen Beschluß
des Landtags auch die Berichte rc.

§. 17. sei hinter „welcher sich" das „auch" zu streichen.
Widerspruch erhob sich nicht.
Es wurden nun verschiedene Anträge, theils das Ganze,

theils die einzelnen Paragraphen betreffend, eingebracht, und
zwar von ersteren zunächst folgender Antrag des Abgeord¬
neten Mölling:

Der Landtag beschließt:
der vorgelegte Entwurf einer Geschäftsordnung wird als
rechtsverbindlicheGeschäftsordnung in Bausch und Bogen
angenommen

eventuell, wenn der Antrag abgelehnt wird,
1) jedes Landtagsmitglied hat etwaige Anträge auf Ver¬

besserung, Aenderung oder Ergänzung der Geschäfts¬
ordnung innerhalb drei Tagen von heute an einzubringen.
Nach dem Ablaufe dieser Frist sind keine Anträge mehr
zulässig.

2) die Anträge werden dem Ausschüsse für die Geschäfts¬
ordnung zur Prüfung und Entscheidung überwiesen.
Diese Entscheidung hat Rechtskraft. Nach ihr wird die
Geschäftsordnungendgültig festgestellt.

3) bis zu dieser Feststellung hat der vorgelegte Entwurf
provisorische Gültigkeit.

Nachdem der Abg. Mölling  seinen Prinzipalen Antrag
zurückgezogen, brachte der Abg. Wibel  l . ein Amendement
zu 3., des event. Antrages ein: die Berathung und Beschluß-
nahme über K. 14 — 19 einschließlich geschieht schon heute
definitiv durch den Landtag. Der Abg. Selkmann II.

5
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stellte den Antrag, den zweiten Satz so zu fassen: „die gestellten
Anträge werden dem Ausschüsse für die Geschäftsordnung
zur Prüfung und Berichterstattung überwiesen, so daß die
definitive Beschlußnahme darüber beim Landtage bleibt".

Der Abg. Wibel II. stellte den Antrag:
es mögen vor einer Entscheidung über eine Annahme in
Bausch und Bogen die innerhalb drei Tagen einzubringen¬
den Anträge dem Ausschüsse überwiesen werden, um die¬
selben nach seinem Ermessen zu berücksichtigen oder zu ver¬
werfen, und sodann den umgearbeiteten Entwurf wieder
vorzulegen.

Nachdem dieser Antrag gegen zwei Stimmen abgelehnt
worden, wurden die Amendements von Wibel I. und
Selkmann II. zum event. Anträge Möllings ange¬
nommen, und dieser Antrag mit den beschlossenen Aenderun-
gen zum Beschluß erhoben.

Der Bevollmächtigte Plate erklärte hierauf: da indem
Entwürfe der Geschäftsordnung mancherlei Bestimmungen
enthalten seien, welche von dem Verhältnisse des Landtags
zu den Behörden und dergleichen handelten, so könne die
Geschäftsordnung nicht, ohne daß die Regierung gehört sei,
angenommen werden.

Als jedoch der Präsident bemerkte: daß derartige,
das alleinige Ressort des Landtags überschreitende Beschlüsse,
selbstverständlich vorbehältlich der Zustimmung der Regierung
gefaßt würden, erklärte sich der Regierungsbevollmächtigte
ganz einverstanden.

Es wurde nunmehr zur Berathung der§. 14 — 19
einschließlich des Entwurfs geschritten, zu denen der Abg.
Nicbour folgenden völlig veränderten Entwurf vorlegte.

III . Abtheilungen und Ausschüsse.
K. 14. Zur Beförderung der vorläufigen Besprechnng der

Abgeordneten über diejenigen Gegenstände, welche an
den Landtag kommen, und zur Wahl der Ausschüsse,
so weit solche nach8-—. nicht vom Landtage geschieht,
treten die Abgeordneten zu fünf Abtheilungen zu¬
sammen, von möglichst gleicher Mitgliederzahl.

§. 15. Diese Abtheilungen sollen unter möglichster Berück¬
sichtigung der Persönlichkeiten vom Vorsitzenden nach
Anhörung des Landtags gebildet, und von Zeit zu
Zeit, etwa alle vierzehn Tage, erneuert werden, so
weit nicht der Landtag auf Antrag des Vorsitzenden
eine Verlängerung der Frist beschließt.

8- 16. Die Abtheilungen sollen sich regelmäßig in einem
bestimmten Locale versammeln. Ein von der Abthei¬
lung gewählter Vorsitzender leitet die Besprechungen,
welche sich auf alle Gegenstände beziehen, über welche
der Landtag demnächst Beschluß zu fassen hat.

Der Landtag kann auch Ausschußberichte zur Be¬
sprechung an die Abtheilungen verweisen.

8- 17. Zur förmlichen Begittächtung einzelner Vorlagen
und Gesetzentwürfe oder zur Berichterstattung über
mehrere gleichartige Angelegenheiten werden nach Be¬
schluß des Landtags Ausschüsse gebildet.

8- 18. Die Ausschüsse bestehen in der Regel aus fünf Per¬
sonen, und werden, wenn nicht der Landtag beschließt,
sie selbst nach einfacher Stimmenmehrheit zu wählen,
in der Weise von den Abtheilungen gewählt, daß jede
Abtheilung einen Abgeordneten in den Ausschuß wählt.

Die von den Abtheilungen gewählten Ausschuß¬
mitglieder vertreten nicht die Mehrheit der Abtheilun¬
gen, sondern urtheilen nach ihrer gewissenhaften Ueber-
zeugung.

§. 19. Der Ausschuß, welcher sich auch noch durch andere
Mitglieder des Landtags verstärken kann, wählt nach
gepflogener Berathungu.s.w.

8- 17.
8. 20. wie8- 19. mit Weglassung des Ausschusses.

Nach stattgehabter Berathung wurde der Entwurf des
Abgeordneten Niebour abgelehnt und die Berathung über
die einzelnen Paragraphen des Entwurfs der Commission
eröffnet.

Der 8- 14- wurde unverändert, wie vom Bericht¬
erstatter Selkmann II. beantragt, angenommen.

Zum8-15. stellte der Abgeordnete Möllin g den später
zurückgenommenenAntrag: statt „14 Tage" „4 Wochen"
zu setzen.

Der Abgeordnete Wibel I. stellte den Antrag: Der
letzte Satz „Jede Abtheilung wählt einen Vorsitzendenu.s.w."
ist zu streichen.

Als dann der Abgeordnete Böcke! den Antrag stellte,
nur die letzten Worte„und einen Schriftführer so wie Stell¬
vertreter für beide" zu streichen, zog der Abgeordnete
Wibel I. seinen Antrag zurück, und wurde der Böckel'sche
Antrag zum Beschluß erhoben.

8- 16. wurde ohne Weiteres wie beantragt angenommen.
Zu 8- 17- wurde beantragt:

Barg mann: Die Worte„welcher sich noch durch andere
Mitglieder des Landtags verstärken kann" sind zu streichen.

Lübben:  Hinter den Worten„welcher sich" ist einzu¬
schalten— nach aus seinen Antrag gefaßtem Beschluß des
Landtags—.

Selkmann  II. im Namen der Minderheit des Ausschusses:
Hinter„Mitte einen Berichterstatter" ist zu setzen— welcher
die Ansichten der einzelnen Abtheilungen und des Central¬
ausschusses— „in einen Bericht zusammenfaßt".
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Lindemann : Der zweite Sah ist so zu fassen : „Derselbe

wählt gleich beim ersten Zusammentreten einen Vorstand und
nach der gepflogenen Berathung einen Berichterstatter , beide
aus seiner Mitte und mit absoluter Stimmenmehrheit.

Hinter „zusammengestellt^ ist zu setzen „ der auch die Mi¬

noritätsansicht nach eigener Fassung der Minorität auf¬

nehmen muß " .
Sämmtltche Anträge wurden abgelehnt und der § . 17.

in ursprünglicher , von der Mehrheit des Ausschusses bean¬

tragter Fassung angenommen.
Die K§. 18 . und 19 . wurden ohne Discussion ange¬

nommen.
Der Regierungsbevollmächtigte Runde übergab dem

Präsidium zwei Schreiben , von denen sich das eine ( Anl . 8 .)

auf den Beitritt Oldenburgs zu dem Berliner Bündnisse,
das andere ( Anl . L.) auf die Landtagswahlen in

Btrkenfeld bezog.
Nach Verlesung beider Schreiben bemerkte der Prä¬

sident : In den Abtheilungen werde zunächst zu erwägen
sein , ob und welche Commissionen der Landtag zu bestimmen

habe , und dabei zugleich in Erwägung ziehen , ob bezüglich

der in dem Schreiben berührten Gegenstände Commissionen
niederzusetzen seien. Wenn kein Widerspruch erfolge , werde

er danach verfahren und erwarte er den Bericht des Central¬

ausschusses hierüber morgen.
Die Versammlung ging nun zum zweiten Gegenstand

der Tagesordnung , zur Wahl von Secretäre nach Art . 134.

des Staatsgrundgesetzes , über und stellte der Abgeordnete

Mölling in dieser Beziehung den Antrag , drei Secretäre

aus der Mitte der Versammlung zu wählen.

Der Antrag wurde angenommen ; die Wahl vorge¬
nommen und erhielten die meisten Stimmen Tappenbeck,
Niebour und Claußen , welche danach zu Laudtags-

secretäre gewählt sind.

Hierauf wurden die Abtheilungen verloos 't und zwar:

I. Abtheilung : v. Thünen , Böckel , Volkers,

Schopen , Grothe , Bödeker , Bargmann , Tanzen.
H. Abtheilung : Morell , Mölling , Kitz , Pancratz,

Rösener , Luerßen , Millers , v. Finckh.
III . Abtheilung : Nteberding I., Nieberding II.,

Tappenbeck , Alfs , Claußen , Wibel I., Wöbcken,
Bulling.

IV. Abtheilung : Dannenberg , Strodthoff,
Niebour , Selkmannl ., Püschelberger , v. Lindern,
Strackerjan , Sprenger.

V. Abthetlung : Lindemann , Wibelll ., Closter,
Müller , Selkmann II., Conerding , Huesmann,
Klävemann , Lübben.

Der Präsident zeigte der Versammlung schließlich an:

Das Bureau habe die Abgeordneten von Thünen,
Strodthoff , Wibel II. und Nteberding I. in die

heute beschlossene Deputation gewählt.

Tagesordnung für die morgige Sitzung : Bericht des

Centralausschuffes über die zu beschließenden Commissionen.

Schluß der Sitzung 2 Uhr Mittags.

Vorgelesen und genehmigt in der vierten Sitzung vom 7. August 1849.

Zur Beglaubigung:

Kitz. Claußen.

Druck von Heinrich Kleffer in Oldenburg.



Anlage
zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Dritte Sitzung, vom6. August 1849.)

Geschäftsordnung
für den allgemeinen Landtag des Großherzogthums Oldenburg.

j. Vorläufige Sitzungen und Berichtigung
der Legitimationen.

tz. 1.

->Hn den vorläufigen Sitzungen zur Berichtigung der Le¬
gitimation der Abgeordneten(Art. 173. des Staatsgrundge¬
setzes) führt das älteste Mitglied den Vorsitz und übernehmen
die zwei jüngsten Mitglieder die Schristführung, beides bis
zur ordentlichen Wahl des Präsidenten, beziehungsweise der
Schriftführer.

Vorsitz und Schristführung können jedoch von den dazu
Berufenen, unter Zustimmung der Mehrheit der vorläufig ver¬
sammelten Abgeordneten, auf die im Lebensalter ihnen am
nächsten stehenden Mitglieder übertragen werden.

tz. 2.
Zur vorläufigen Prüfung der Wahlen theilcn sich sämmt-

liche Abgeordnete je nach den Wahlkreisen in 4 Abtheilungen,
an welche der Alterspräsident die von der Staatsregierung
übergebenen Wahlacten vertheilt.

tz. 3.
Nach angenommener Prüfung der Wahlverhandlungen

trägt ein von jeder Abtheilung erwählter BerichterstatterdaL
Gutachten derselben den Abgeordneten in öffentlicher Sitzung
vor, welche nach absoluter Stimmenmehrheit darüber beschlie¬
ßen, ob eine Wahl zu beanstanden sei oder nicht.

8- 4.
Abgeordnete, deren Wahl von der Mehrheit der vorläufig

versammelten Abgeordneten beanstandet wird, dürfen in Bezie¬
hung aus ihre Wahl alle ihnen nöthig scheinende Aufklärun¬
gen geben, bis zur weitern Entscheidung des Landtags aber
an den bis dahin verkommenden Abstimmungen nicht theil-
nehmen.

tz. 5.
Nachdem über sämmtliche Wahlen Beschluß gefaßl ist,

zeigt der Alterspräsident das Resultat der Staatsregierung
an und setzt die Abgeordneten demnächst von dem Tag nnd
der Stunde der Eröffnung des Landtags in Kenntniß.

II. Vorsteher und Beamte des Landtags.
8- 6-

Nach der Eröffnung des Landtags wählt derselbe in ge-
geheimer Stimmgebung aus seiner Mitte durch absolute Stim¬
menmehrheit einen Präsidenten und sodann einen oder mehre
Vicepräsidenken, entweder für seine ganze Dauer, oder für
einen kürzeren Zeitraum. (Art. 142. des Staatsgg.)

tz- 7-

Demnächst erfolgt nach relativer Stimmenmehrheit die
Wahl von eimem oder mehren Schriftführern für die ganze
Dauer des Landtags.

8- 8.
Zn gleicher Weise wählt der Landtag aus seiner Mitte

einen Säckelmeister für daL Cassen- und Rechnungswesen,
ebenfalls für die ganze Dauer des Landtags.

tz. 9.
Das Ergebniß der Wahlen wird durch den Präsidenten

der Staatsregierung angezeigt.
tz. 10.

Dem Präsidenten liegt die Leitung der Verhandlungen,
die Handhabung der Ordnung und Vertretung des Landtags
nach Außen ob. Derselbe hat, nöthigen Falls nach Rück¬
sprache mit den Vorsitzenden der Abtheilungen und Ausschüsse,
den Geschäftsplan festzusetzcn.

Der Wicepräsident vertritt den Präsidenten in Verhinde¬
rungsfällen.

Gegen die Verfügungen des Präsidenten ist stets die Be¬
rufung an den Landtag zulässig.
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8- 41.
Die Schriftführer haben für die Aufnahme des Protokolls

und den Druck der Verhandlungen zu sorgen , und daher auch
die Revision der stenographischen Berichte zu überwachen . Sie
führen die Abstimmungslisten , fungiren als Stimmzähler und
haben den Präsidenten in der Handhabung der Ordnung , so
wie in der Besorgung der sonstigen Angelegenheiten des Land¬
tags zu unterstützen.

8- is.
Der Säckelmeister erhebt auf Anweisung des Präsidenten

die zu den Ausgaben des Landtags nöthigen Gelder aus der
Staatskasse und leistet auf Anweisung des Präsidenten und
eines Secretairs sämmtliche Zahlungen , worüber er dem Land¬
tage Rechnung sbzulegen hat.

8- 13.
Der Präsident , der Vicepräsident , die Schriftführer , in

so fern sie Mitglieder des Landtags sind , und der Säckelmci-
ster bilden den Gesammtvorstand des Landtags . Derselbe be¬
schließt über die Annahme und Entlassung des Dienstpersonals
des Landtags , so wie über die Ausgaben zur Deckung der
Bedürfnisse desselben, wonach der Präsident und ein Secretair
(tz. 12 .) die Zahlungsanweisungen ertheilen.

III . Abtheilungen und Ausschüsse.
8- 14.

Zur Vorberathung aller Gegenstände , über welche der
Landtag Beschluß zu fassen hat , werden Abtheilungen und
Ausschüsse gebildet , in so fern die Versammlung nicht mit
einer Mehrheit von /̂z der Abstimmendcn eine Ausnahme
beschließt . ,

8-

Der Landtag wird durch das Loos in 5 Abtheilungen
von möglichst gleicher Zahl getheilt , welche je nach Ablauf von
11 Tagen erneuert werden , in so fern nicht der Landtag auf
Antrag des Präsidenten eine Verlängerung der Frist beschließt.
Jede Abtheilung wählt mit absoluter Stimmenmehrheit einen
Versitzenden und einen Schriftführer , so wie Stellvertreter für
beide.

8- 46.
Alle Gegenstände , für welche nicht besondere Ausschüsse

gewählt werden oder bestehen , werden von den Abtheilungen
beralhen , worauf jede nach absoluter Stimmenmehrheit einen
Berichterstatter wählt , und die Wahl dem Präsidenten anzeigt.
Jedoch können ausnahmsweise auf besondern Beschluß des
Landtags die Berichte der besondern Ausschüsse in die Abtei¬
lungen verwiesen werden.

8- 47.
Die Berichterstatter treten zu einem Centralausschuß zu¬

sammen , welcher sich noch durch andere Mitglieder des Land¬
tags verstärken kann . Derselbe wählt nach gepflogener Be-
rathung mit absoluter Mehrheit aus seiner Mitte einen Bericht¬
erstatter , welcher das nach der Stimmenmehrheit abzufassende

Gutachten des CcntralausschusscS in einen Bericht zusammen¬
stellt . Dieser Bericht muß , in so fern der Landtag nicht aus¬
drücklich eine Ausnahme beschlossen hat , mindestens 2 Tage
vor der Verhandlung an sämmtliche Abgeordnete verthcilt
werden . Auch der Staatsregierung wird eine angemessene
Zahl von Exemplaren zugestellt.

8- 48.

Zur Bearbeitung einzelner Gegenstände kann der Landtag
die Bildung besonderer Ausschüsse anordnen und bestimmt
dabei die Anzahl der Mitglieder . Die Wahl derselben erfolgt
vom Landtage in einer Abstimmung nach relativer Stimmen¬
mehrheit.

8- 49.
Die Art der Behandlung der Geschäfte in den Ausschüs¬

sen bleibt dem Ermessen derselben überlassen , insbesondere
auch ihnen anheimgestellt , sich Mittheilungen der Großher-
zvglichen Bevollmächtigten oder deren persönliche Gegenwart
bei ihren Berathungen durch Vermittelung des Präsidenten
zu erbitten . Im klebrigen gelten hinsichtlich der Berichterstat¬
tung die Bestimmungen des tz. 17.

IV. Verhandlungen des Landtags.

8- 20.
Die Gesetzvorlagen der Regierung werden nach ihrer Ein¬

bringung an alle Mitglieder des Landtags vertheilt und den
Abtheilungen zur Vorberathung überwiesen , insofern der Land¬
tag nicht die Ernennung eines besondern Ausschusses (tz. 18 .)
beschließt.

8- 21.
Die von den Mitgliedern der Versammlung ausgehenden

Anträge sind bei dem Präsidenten schriftlich und von min¬
destens 3 Mitgliedern unterzeichnet einzubringen und mit einer
kurzen Motivwung zu versehen.

Der so « » gebrachte Antrag wird mit den Motiven von
dem Präsidenten im Landtage verlesen . Erhält er die Unter¬
stützung von mindestens 6 Mitgliedern , wobei keine Diskus¬
sion stattfindet , so geht der Antrag an die Abtheilungen oder
den betreffenden Ausschuß.

8- 22.
Dem Antragsteller ist es gestartet , seinen Antrag in dem

Centralausschusse oder dem besondern Ausschüsse näher zu be¬
gründen.

Lautet der demnächst erstattete Bericht auf Verwerfung
des Antrags oder Uebergang zur einfachen Tagesordnung , so
findet eine Berathung im Landtage nur statt , wenn 8 Mit¬
glieder sich dafür erklären.

8- 23.

Ein Antrag kann zu jeder Zeit von dem Antragsteller
zurückgezogen , jedoch von einem andern Mitgliede wieder aus¬
genommen werden , bedarf aber dann wieder der Unterstützung
von 6 Mitgliedern . Erhält er diese, so wird die Verhandlung
ohne weiteres fortgesetzt.
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8- 21.
Interpellationen an die Staatsregierung müssen bestimmt

formulirt und von einem Abgeordneten als Interpellanten
und von 5 Mitgliedern unterzeichnet dem Präsidenten über¬

reicht werden , welcher dieselbe den Großherzoglichen Bevoll¬

mächtigten abschriftlich mittheilt . Der Präsident zeigt das
Einkommen der Interpellation , dem Gegenstände nach , der

Versammlung an und setzt die förmliche Vorbringung und

Begründung derselben sofort auf die Tagesordnung . Hat

der Interpellant die Interpellation begründet , so werden die

Großherzoglichen Bevollmächtigten sich erklären , wann sie die¬

selbe beantworten wollen.
Mit der Bentwortung der Intcrapcllation ist dieselbe er¬

ledigt und ist es dann nur noch gestattet , den Gegenstand

durch einen besondcrn Antrag weiter zu verfolgen . Anfragen

zur Aufklärung über in Berathung begriffene Gegenstände sind

nicht an die Bestimmungen über förmliche Interpellationen

gebunden.
8- 25.

Die Tagesordnung wird durch den Präsidenten bestimmt

und vor dem Schluß der Sitzung für die nächste Sitzung
verkündigt.

Werden Erinnerungen gegen dieselbe erhoben oder später

Abänderungen der festgestellten Tagesordnung beantragt , so

hat der Landtag darüber zu entscheiden.

8 - 26.

Die Sitzungen des Landtags sind öffentlich.

Sie werden ausnahmsweiic geheim , wenn auf Antrag
der Großherzoglichen Bevollmächtigten oder auf den von we¬

nigstens noch fünf Mitgliedern unterstützten Antrag eines Mit¬

gliedes nach Entfernung der Zuhörer die Mehrheit der anwe¬

senden Abgeordneten die geheime Berathung beschließt.

Wenn in geheimer Sitzung berathen worden , so ist der

Gegenstand der Verhandlung im Allgemeinen in dem Proto¬
koll anzugeben . (Art . 177 . des St .-G .-G .)

8- 27.

Der Landtag kann nur dann berathen und beschließen,

wenn wenigstens zwei Drittel der Abgeordneten anwesend sind.

Besteht Zweifel darüber , ob diese Anzahl versammelt sei,
so muß eine Zählung erfolgen.

8- 28.

Der Präsident hat die Zahl und die Zeit der ordentli¬

che» Sitzungen des Landtags , nach Rücksprache mit demsel¬

ben , zu bestimmen , und kann auch außerordentliche Sitzun¬

gen ansagen lassen , wovon er jedoch jedesmal auch die Groß-

herzoglichen Bevollmächtigten zeitig in Kenntniß setzt.

Der Präsident eröffnet und schließt die Sitzung , wobei

er Tag und Stunde der nächsten Sitzung anzeigt.

8 - 29.

Die Sitzung beginnt mit der Verlesung des Protocolls
der vorigen Sitzung.

8- 30.
Das Protocoll muß enthalten:

1) alle Anträge und gefaßten Beschlüsse in wörtlicher An¬

führung;
2 ) die Interpellationen in wörtlicher Fassung;
3) amtliche Anzeigen des Präsidenten.
Alle schriftlichen Mittheilungcn der Großherzoglichen Be¬

vollmächtigten , ingleichen die Berichte der Ausschüsse , sind dem

Protocoll wenigstens als Anlagen beizufügen.

8- 3t.
Erinnerungen gegen die Fassung des Protocolls dürfen

nur unmittelbar nach Verlesung desselben vorgebracht werden,

und lassen sich dieselben nicht durch die Erklärungen der dar¬

über zu hörenden Schriftführer erledigen ; so befragt der Prä¬

sident die Versammlung , und im Fäll die Erinnerung für be¬

gründet erachtet wird , muß noch während der Sitzung eine

neue Fassung der betreffenden Stelle vorgelegt werden.

8- 32.
Das Protocoll wird von dem Präsidenten und demjeni¬

gen Schriftführer , welcher dasselbe geführt hat , vollzogen.

8- 33.

Die über die Verhandlungen auf dem Landtage aufge-

nvmmenen Protokolle werden durch den Druck bekannt ge¬

macht.
Die Protokolle über geheime Sitzungen werden nicht ge¬

druckt , wenn nicht mit Zustimmung der Großherzoglichen Be¬

vollmächtigten der Landtag die Veröffentlichung beschließt.

§ . 34.

Nach erfolgter Genehmigung des Protocolls wird dem

Landtage von den Mittheilungen der Regierung , der Abthei¬

lungen und der Ausschüsse , so wie , wenigstens dem Gegen¬

stände nach , von den eingekommenen Petitionen Kenntniß ge¬

geben.
8- 35.

Kein Mitglied darf sprechen , ohne vorher das Wort ver¬

langt und vom Präsidenten erhalten zu haben . Will der

Präsident sich an der Debatte bctheiligen , so muß er den

Vorsitz abgeben und kann denselben in Hinsicht der Verhand¬
lungen über diesen Gegenstand so lange nicht wieder einneh¬

men , bis die Sache erledigt ist.
Kein Redner darf , außer mit Bewilligung der Versamm¬

lung , in derselben Angelegenheit mehr als zweimal und län¬

ger als jedesmal eine viertel Stunde reden.

8- 36.

Die Mitglieder des Staatsministeriums und die Groß¬

herzoglichen Bevollmächtigten , welche berechtigt sind , jeder

Sitzung des Landtags beizuwohnen , können demselben vor

Schluß der Debatte und vor dem letzten Wort deS Antrag¬

stellers und des Berichterstatters jederzeit Mittheilungen ma¬

chen, und muß ihnen bis dahin das Wort stets gegeben wer¬

den , sofern dadurch ein begonnener Vortrag nicht unterbro¬

chen wird.
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§. 37.
Die Anmeldung der Redner zum Wort erfolgt , nachdem

die Berathung über den betreffenden Gegenstand eröffnet ist,
bei dem Präsidenten oder dem von ihm beauftragten Secre-
tair . Bei der Anmeldung ist zu bemerken , ob der Redner
für oder gegen den Antrag sprechen will.

Die Redner sprechen nach der Reihenfolge der Anmel¬
dung ; jedoch darf mit den Rednern , welche für oder wider
reden wollen , gewechselt werden . Redner derselben Reihe
tonnen ihre Stellen gegenseitig austauschen.

§- 3s.
Nur die Großherzoglichen Bevollmächtigten und die Be¬

richterstatter der Ausschüsse , welche im Namen und aus Auf¬
trag der Ausschüsse sprechen , dürfen geschriebene Reden hal¬
ten . Außerdem ist den Abgeordneten das Vorlesen schriftlich
abgefaßter Reden nur dann gestattet , wenn auf Antrag der¬
selben und auf jedesmalige Anfrage des Präsidenten der
Landtag es ausdrücklich erlaubt.

Sofortige Zulassung zum Worte außer der Ordnung
können nur diejenigen Mitglieder verlangen , welche über die
Verweisung zur Geschäftsordnung reden , oder ein thatsäch-
liches Mißverständniß berichtigen wollen . Zu dem Ende , so
wie wegen persönlicher Bemerkungen ist dem Präsidenten
schriftlich der Gegenstand zu bezeichnen , welcher der Versamm¬
lung darüber Vortrag macht und ihren Beschluß über die
Zulässigkeit veranlaßt.

Persönliche Bemerkungen sind erst nach dem Schlüsse
der Discussion zulässig.

§- 39.
Der Präsident ist berechtigt , den Redner von Abschwei¬

fungen auf den Gegenstand der Verhandlung zurückzuweisen
und zur Ordnung zu rufen , und wenn dieses nicht fruchtet,
ihm das Wort zu nehmen.

§- 40.
Abänderungsvorschläge (Amendements ) oder Anträge auf

notivirte Tagesordnung können zu jeder Zeit vor dem Schluffe
der Verhandlung gestellt werden . Dieselben müssen mit der
Hauptfrage in wesentlicher Verbindung stehen und werden
dem Vorsitzenden schriftlich übergeben , welcher sie sofort nach
der Ueberreichung verliest . Jeder Verbesserungs - Antrag , mit
Ausnahme der von den Grvßherzoglichen Bevollmächtigten
gestellten Anträge , bedarf , um zur Berathung zu kommen,
der Unterstützung von 6 Mitgliedern . Die Begründung des¬
selben kann nur in der Reihefolge der Redner stattfinden.

Der Landtag kann einen Dcrbesserungsantrag an die Ab-
Iheilungen oder den betreffenden Ausschuß verweisen , und die
Verhandlung bis zur Berichterstattung darüber aussetzcn.

§41.
Bei Gesetzentwürfen findet zuerst eine allgemeine Ver¬

handlung statt . Bei denselben kann jedem Mitgliede nur
einmal Las Wort gegeben werden.

§ - 42.
Der Präsident schließt die Berathung , wenn Niemand

mehr das Wort verlangt hat , oder der Präsident die Ver¬

handlung genügend reif hält , oder der Landtag den Schluß
der Berathung beschließt . Bevor dies geschieht , ist jedoch die
Rednerliste vorzulesen.

8- 43.
Ein Antrag auf Vertagung oder auf den Schluß der

Debatte bedarf der Unterstützung von 6 Mitgliedern . Ist
solche erfolgt , so wird darüber ohne weitere Motivirung und
ohne Discussion abgestimmt.

8. 4 -1.

Ist die Discussion geschloffen , so müssen der Antrag¬
steller und der Berichterstatter noch gehört werden.

§- 45.
Darauf kann auch noch über die Stellung der Fragen,

welche der Präsident vorzulegen hat , verhandelt werden . Der
Landtag beschließt darüber . Sind mehre Fragen vorhanden,
so hat der Präsident dieselben sämmtlich der Reihenfolge nach
vorzulegen . Die Fragen sind so zu stellen , daß sie einfach
durch Ja oder Nein beantwortet werden können . Die An¬

träge auf einfache und nach diesen auf motivirte Tagesord¬
nung kommen vor den übrigen zur Abstimmung.

§ - 46.
Unmittelbar vor der Abstimmung ist die Frage , über

welche abgestimmt werden soll , zu verlesen.

§- 47.
Die Abstimmung geschieht durch Aufstehen und Sitzen¬

bleiben . Der Präsident stimmt immer mir . Die absolute
Stimmenmehrheit der anwesenden Abgeordneten entscheidet,
wenn nicht das Staatsgrundgesetz ein anderes bestimmt.

Ist das Ergebniß nach der Ansicht des Präsidenten und
der fungirenden Secretaire zweifelhaft , so wird die Zahlung
der Stehenden und Sitzenden vorgcnommen . Bei Stimmen¬
gleichheit wird die Abstimmung — und zwar , wenn der
Präsident es für angemessen hält , erst in verfolgenden Sitzung
— wiederholt , und wenn auch die zweite Abstimmung zu
einem Beschlüsse durch absolute Stimmenmehrheit nicht ge¬
führt hat , so ist der zur Abstimmung gebrachte Antrag als
abgelehnt zu betrachten ( Art . 18k . des Staatsgrundgesetzes ) .

§- 48.
Eine Abstimmung durch namentlichen Aufruf findet statt,

wenn der Antrag darauf vor dem Beginn der Abstimmung
über die vorliegenden Fragen eingebracht und von 6 Mit¬
gliedern unterstützt wird.

§- 49 .
Nach Beendigung der Abstimmung verkündet der Präsi¬

dent das Ergebniß derselben , worauf ein nachträgliches Ab¬
geben der Stimmen nicht mehr zulässig ist.

§- 50.
Nach Feststellung der Beschlüsse über die einzelnen Ar¬

tikel eines Gesetzvorschlags , desgleichen über solche Anträge,
welche nach dem Beschlüsse des Landtags einer besondern Re¬
daktion bedürfen , geht die Vorlage an den Central - oder den
betreffenden besondern Ausschuß zur Zusammenstellung zurück.
Die daraus hervvrgegangene Vorlage wird an die Mitglieder



5

deS Landtags vertheilt, und darauf, in so fern nicht eine
zweite Lesung beliebt wird, über das Ganze abgestimmt.

V. Ordnung 8bestimmung en.
§- ZI-

Wenn ein Mitglied die Ordnung verletzt, so wird es
vom Präsidenten mit Nennung deS NamenS darauf zurück¬
gewiesen. Das Mitglied ist berechtigt, dagegen Einspruch zu
thun, worauf der Landtag darüber ohne Discussion entschei¬
det, ob der Ordnungsruf gerechtfertigt ist.

8- 52.
Wenn in der Versammlung störende Unruhe entsteht, so

kann der Präsident die Sitzung auf eine bestimmte Zeit aus-
setzen oder ganz aufheben.

8- 53.
Den Zuhörern ist keinerlei Einwirkung auf die Versamm¬

lung oder den Gang der Verhandlungen, keine Aeßerung des
Beifalls oder der Mißbilligung gestattet.

Der Präsident hat auch in dieser Beziehung die äußere
Ordnung durch angemessene Verfügungen, nöthigen Falls
durch Entfernung der störenden oder aller Zuhörer aufrecht zu
erhalten.

VI. Abwesenheit , Urlaub , Ausscheiden
und Neuwahl der Mitglieder.

8- 54.
Sind nach Eröffnung des Landtags noch Abgeordnete,

deren Legitimation nicht beanstandet ist, abwesend, so hat der
Präsident dieselben so bald als möglich einzuberufen, oder die
Vermittelung der Großherzoglichen Bevollmächtigten deshalb
anzuspreckcn.

8- 55.
Zeder Abgeordnete hat von etwaiger Verhinderung, den

Sitzungen des Landtags, der Abtheilungen oder Ausschüsse
beizuwohnen, dem Präsidenten, beziehungsweise den Vor¬
sitzenden der Abtheilungen oder Ausschüsse unter Anführung
des Grundes zeitig Anzeige zu machen.

Unbegründete Versäumniß der Sitzung hat der Präsident
in der Versammlung zu rügen, und wenn ein Abgeordneter
sich eigenmächtig der Theilnahme an den Geschäften des Land¬
tags entzieht, und die ihm gewordene Aufforderung zur Er¬
füllung seiner Pflicht fruchtlos bleiben läßt, einen Beschluß
des Landtags dahin zu beantragen, daß demselben die Eigen¬
schaft als Abgeordneten verloren gehe.

8- 56.'
Für die Abwesenheit eines Mitgliedes bis zur Dauer von

acht Tagen ertheilt der Präsident nach seinem Ermessen den

Urlaub, jedoch besonders mit Rücksicht darauf, daß die zur
Beschlußfassung nöthige Anzahl der Mitglieder am Orte des
Landtags versammelt bleibt. Für eine längere Zeit darf nur
der Landtag den Urlaub bewilligen. Urlaubsgesuche auf un¬
bestimmte Zeit sind unstatthaft.

Tagegelder— täglich2'/^ Thlr. - erhalten die Abge¬
ordneten nur für diejenigen Tage, an welchen sie am Orte
der Versammlung des Landtags anwesend waren.

8- Z7.
Wenn aus irgend einer Ursache eine Abgeordnetenstelle

erledigt oder ein Abgeordneter auf längere Zeit verhindert ist,
als der Landtag seine Abwesenheit für zulässig erachtet, und
bis zur Beendigung der Wahlperiode(Art. 139. des St .-G.-G.)
eine andere Wahl noch wirksam werden kann, so macht der
Präsident den Großherzoglichen Bevollmächtigten davon An¬
zeige, damit dieselben in der kürzesten Frist die Neuwahl ver¬
anlassen.

VII. Geschäfts verhält » iß des Landtags zu der
Staatsregierung und nach Außen.

8- 58.
Alle Mittheilungen zwischen dem Landtage und der

Staatsregierung (Art. 175. des St .-G.-G-) erfolgen durch
den Landtags-Präsidenten und die Großherzoglichen Bevoll¬
mächtigten.

8- 59.
Gesetzvorlagen werden nach erfolgter Beschlußnahme den

Großherzoglichen Bevollmächtigtenmitgetheilt.
Wird eine von der Staatsregierung ausgegangcne Ge¬

setzvorlage vom Landtage abgelehnt, so benachrichtigt er davon
die Staatsregierung.

8- 60.
Vorstellungen jeder Art dürfen dem Landtage nur schrift¬

lich eingesandt, nicht in der Versammlung persönlich über¬
reicht und nicht mündlich an diese gebracht werden(Art. 150.
des Staats-Grundgesetzes).

Alle schriftlichen Eingaben für den Landtag sind an den
Präsidenten abzugeben.

VIII. Abänderungen der Geschäftsordnung.

8- 61.
Abänderungen oder Ergänzungen der Geschäftsordnung

können nur auf den Grund eines durch einen Antrag hcrbei-
geführten Landtags-Beschlusses erfolgen.

Bargmann. Böckel. Dannenberg. Kitz. Pancratz. Selckmann. Strackerjan.
v. Thünen. Wtbel I.

Schnellpreffmdruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.



Anlage
zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Vierte Sitzung , vom 7. August 1849.)

Bericht des Centralausschusses.

Ausschuß beantragt:
I. über die Vorlagen der Staatsrcgierung we¬

gen des Berliner Bündnisses:
1) der Landtag beschließe die Verweisung an einen beson¬

deren Ausschuß;
2) der Bericht dieses Ausschusses gelange demnächst an

die Abtheilungen zur Vorberathung;
3) der Ausschuß bestehe aus 7 Abgeordneten.

II. über das Budget für  1819:
1) der Landtag erwähle zur Berichterstattung über dasselbe

einen besonderen Ausschuß.
Diesem Ausschüsse die Bedeutung eines allgemeinen

Finanzausschusses zu geben, hält der Ausschuß nicht für
zweckmäßig, da die Natur der außer dem Budget vor¬
kommenden Gegenstände finanzieller Art die Erwäh¬
lung ganz anderer Mitglieder des Ausschusses anrathen
konnte. So zum Beispiel würde es bei der Begut¬
achtung der späterhin zu erwartenden Vorlage über
Ausscheidung des Kronguts von dem Staatsgute, vor¬
züglich auf eine besondere Bekanntschaft mit den ein¬
zelnen Grundstücken ankommen, ob sie ihrer Lage nach
zu Hafcnanlagen, zur Kolonisation oder anderen Staats¬
zwecken sich eignen und deshalb dem Staate unent¬
behrlich sind, und die übrigen bereits eingebrachten
Vorlagen wegen Veräußerungen von Staatsgut wer¬
den noch mehr in verschiedene Richtungen gehen. Mit
den Gegenständen der letzteren hat sich der Ausschuß
übrigens noch nicht genügend bekannt machen können,
um Vorschläge zu machen.

Der Landtag beschließe ferner:
2) der Ausschuß bestehe aus 7 Mitgliedern.

III. über das Entschädigungsgesetz wegen der
aufgehobenen gutsherrlichen und sonstiger Lasten
ist zwar die Meinung geltend gemacht, dasselbe möge vor der
Verweisung an einen Ausschuß zuerst in die Abteilungen

gehen, weil Viele mit seinem Inhalte noch zu wenig vertraut
seien, um auch nur die passendsten Kräfte für den Ausschuß
bezeichnen zu können. Die Mehrheit des Ausschusses dagegen
hält grade bei diesem nicht allen Mitgliedern des Landtages
geläufigen Gegenstände die vorgängige Begutachtung des Ent¬
wurfs durch einen besonderen Ausschuß für um so notwen¬
diger und zeitersparend, und geht von der Ansicht aus, daß
die für den Ausschuß geeigneten Mitglieder des Landtags so
schwer nicht zu bestimmen sein werden, wenn nur etwa darauf
geachtet wird, welche Abgeordnete auf dem konstituirenden
Landtage mit diesem Gegenstände sich schon beschäftigt haben,
und welche sonst mit den bäuerlichen Verhältnissen in den
Kreisen Vechta und Cloppenburg, so wie auf der Delmenhor-
ster Geest, dem Ammerlande und etwa dem Fürstentum Eutin
bekannt sein mögen.

Der Zlusschuß beantragt daher:
1) es wird ein besonderer Ausschuß gewählt;
2) derselbe besteht aus 7 Mitgliedern'
IV. über die Mittheilung der Staatsregierung

wegen der Wahlen im Fürstenthum Birkenfeld.
Von einer Seite war geglaubt, es werde diese Angele¬

genheit wieder an diejenigen Mitglieder des Landtags verwie¬
sen werden müssen, welche bei Prüfung der Legitimazionen
der Abgeordneten die Birkenfelder Wahlakten untersucht haben,
und mit dem Inhalte derselben daher schon bekannt sind. Da
aber jetzt die staatsrechtliche Frage von der Zulässigkeit neu
anzuordnender Urwahlen in den Vordergrund tritt, so dürfte
die Erwählung eines besonder» Ausschusses den Vorzug ver¬
dienen, und wird daher vorgeschlagen:

1) Erwählung eines besonderen Ausschusses;
2) dieser besteht aus 5 Mitgliedern.
V. über die Entwürfe inBetreff des Pensions¬

gesetzes und deS Dienstgerichts  sind dieAnsichten ver¬
schieden gewesen. Zwei Mitglieder deS Ausschusses wünschten,
daß diese beiden Entwürfe sofort in die Abtheilungen verwie-



sen würden , theils um diesen schon sür die nächsten Tage
Stoff zur Berathung zu geben , theils auch , weil namentlich
das vorgelegte Pensionsgesetz in seinen Grundsätzen so sehr
von den Ansichten abweiche , welche der Landtag für die rich¬

tigen halten möchte , daß die Aufstellung eines ganz neuen
Entwurfs vielleicht sich nöthig machen werde , was alsdann
mit besserem Erfolge geschehen werde , wenn zuvörderst die in
der Versammlung vorherrschenden Meinungen durch Abtheilungs¬
berathungen ans Licht gezogen wären . Die Mehrheit dage¬

gen stimmte dennoch sür die vorherige Ernennung eines be¬
sonderen Ausschusses für diese beiden Gesetzvorlagen , in der
Voraussetzung , daß dieser Ausschuß nicht unterlassen werde,
einen vorläufigen Bericht über die leitenden Grundsätze , welche
dann nach vorgängiger Berathung in den Abthellungen fest¬

zustellen sind , erstatten werde.
Beantragt wird also:

1) der Landtag erwähle einen besonderen Ausschuß;
2 ) dieser bestehe aus Z Mitgliedern.

VI. über eingegangene Petitionen  wird von einer
Seite die Niedersetzung eines allgemeinen Petitionsausschusses
beantragt , welcher über alle diejenigen Petitionen Bericht zu
erstatten hat , die nicht an einen der schon bestehenden Aus¬
schüsse verwiesen werden , und dem zugleich obliegt , dafür zu

Völckers . Pancratz . Wibel

sorgen , daß von dem Erfolge der Petition eine Benachrichti¬
gung zurückgehe ; in diesen Ausschuß wird ein Abgeordneter
aus jedem Wahlkreise gesetzt.

Durch diese Einrichtung würde den Petitionen die ihnen
gebührende Beachtung gesichert , und übereilter Empfehlung oder
Verwerfung derselben vvrgebeugt sein.

Von der anderen Seite wird dagegen geltend gemacht:
bei einer großen Zahl dieser Petitionen wird die sofortige Er¬
ledigung derselben auf Vorschlag des Präsidenten durchaus
zulässig und genügend sein, so daß durch Bcrichtserstattungen
eines Ausschusses über sie , dem Landtage nur Zeitaufwand
verursacht werden würde . Wo dies nicht angeht , da wird die
Erwählung eines besonderen Ausschusses oder Berichterstatters
für jede einzelne Petition den Vorzug verdienen , da die Ge¬
genstände doch zu verschiedenartig sein möchten , als daß in
dem für alle erwählten Ausschüsse die nöthige Sachkunde vor¬
ausgesetzt werden könnte.

Von dieser Seite wird daher beantragt , einen allgemei¬
nen Petitionsausschuß nicht zu erwählen.

Ein Verzeichniß derjenigen Abgeordneten , welche von den
Abtheilungen zu den einzelnen Ausschüssen in Vorschlag ge¬
bracht worden sind , befindet sich im Berathungszimmer aus¬
gelegt.

Strackerjan . Klävemann.

»

Echnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.



Verhandlu ngen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.
Geschehen Oldenburg , im Militärhause , am 7. August 184 -9, im Landtage.

Vierte Sitzung.

Präsident KitzVorsitzender:
9 ^ach Vorlesung und Genehmigung des Protocolls

über die Sitzung vom 6. d. M. zeigte der Präsident die
Eingabe einer Petition von Wählmännern des Amtes Damme
an, betreffend Abschaffung der Hundesteuer und bemerkte
dabei, daß dieselbe als zur Competenz des Provinzialland¬
tags gehörig zurückzulegen sein werde. Die Versammlung
erklärte sich diesem bestimmend. Sodann wurde zur Tages¬
ordnung übergangen; zum

Bericht des Centralausschuffes der Abtheilungen wegen
Bildung der Ausschüsse und Vorschlagung der in dieselben
zu wählenden Personen.

Der Berichterstatter Wibel l. verlas zunächst den des¬
fälligen Bericht:

Anlage 4̂.
Sodann wurde:

1) der Antrag des Ausschusses in Betreff des Berliner
Bündnisses ohne Dtscussion angenommen und zu Mit¬
gliedern der hiezu beschlossenen Commission ernannt
die Abgeordneten:

Kitz mit 34 Stimmen,
Dannenberg „ 29 „
Kloster ' „ 18 „
Wibel I. „ 16 „
v. Thünen „ 15 „
Niebour „ 14 „
Wibel II. „ 13 „

2) der Antrag wegen des Budgets für 1849 wurde
gleichfalls ohne Weiteres angenommen, zu Mitgliedern
der Commission wurden ernannt die Abgeordneten:

Lübben ( 34 Stimmen) ,
v. Thünen ( 32 „ ) ,
B argmann (29 „ ) ,
Wvbcken (26 „ ) ,
Selkmann II. ( 21 „ ) ,
Lindemann ( 17 „ ) ,
Nieberdingl . ( 14 „ ) ,

3) desgleichen wurde die Behandlung in Betreff des vor¬
gelegten Entschädigungsgesetzeö, wegen der aufge¬
hobenen gutsherrlichen und sonstigen Lasten, wie
beantragt, beschlossen und wurden zu Commissions¬
mitgliedern ernannt die Abgeordneten:

Wibel I. ( 33 Stimmen) ,
Nieberding I. ( 31 „ ) ,
Pancratz ( 29 „ ) ,
Rosen er ( 23 „ ) ,
Lindemann ( 22 „ ) ,
Selkmann II. ( 18 „ ) ,
Morell ( 15 „ ) ,

4) In Betreff der Birkenfelder Wahlsrage ward eben¬
falls ohne Verhandlung dem Ausschußantrage zu¬
gestimmt und wurden in die Commission erwählt die
Abgeordneten:

Müller ( 23 Stimmen) ,
Strackerjan ( 21 „ ) ,
Wibel II. ( 20 „ ) ,
Dannenberg ( 11 „ ) ,
Closter ( 8 „ ) ,

5) Zn Beziehung auf die Gesetzentwürfe wegen Penstoni-
rung der Beamten und des Dienstgerichts wurde vom
Abgeordnetenv. Finckh der Verbesserungsantrag ein¬
gebracht.

„anstatt des von dem Centralausschusse vorgeschla¬
genen einen Ausschusses für Dienstgericht und
Pensionsgesetz, zwei  Ausschüsse( für jedes der
beiden Gesetze ein besonderer) zu bestellen".

Da der Antrag nicht die erforderliche Unterstützung
fand, so wurde derselbe nicht zur Abstimmung gebracht.

Von den beiden Anträgen des Ausschusses wurde dar¬
auf nach vorgängtger Dtscussion der Antrag der Mehrheit,
wonach zur Begutachtung der beiden Gesetzentwürfe zunächst
ein Ausschuß niederzusetzen, mit 17 gegen 19 Stimmen
verworfen und dagegen der Minderheitsantrag:
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„daß jene Gesetzentwürfe sofort an die Abtei¬

lungen zu verweisen " ,

mit 19 gegen 14 Stimmen angenommen.

6) Zu den Anträgen wegen Niedersetzung eines Petitions¬
ausschusses stellte der Abgeordnete v. Thünen einen

Verbesserungsantrag dahin -

„Es ist eine allgemeine Commission von fünf Mit¬
gliedern zu erwählen , welche über die eingehenden
Petitionen und sonstige vorkommende Gegenstände
zunächst berichtet und , wenn erforderlich , an die

betreffenden Ausschüsse oder an die Abtheilungen
verweist ."

Der Antrag wurde indes sammt dem derjenigen Mit¬

glieder des Centralausschusses , welche ebenfalls die Nieder¬
setzung eines Ausschusses für Petitionen beantragten , ab¬

gelehnt.

Der Antrag der übrigen Mitglieder , wonach ein der¬

artiger Ausschuß nicht niederzusetzen , ward angenommen.

Schließlich wurden die Schreiben des Staatsministeriums

(vgl . Protokoll über die erste Landtagssitzung ) ,

1) wegen Verkauf eines dem Staate gehvrendenHäuschens
zum Holzhäuser Hof im Amte Nohfelden zum Ab¬
bruche;

2) wegen Abtretung des Albanithors - Wachthauses mit
anliegendem Grunde , zu Jever , an die Stadt Jever;

3) wegen vertragsmäßiger Uebertragung der Hälfte einer

dem Staate begleichenden Erbpacht von 10 Rthlr.
auf ein anderes Stück Land;

der über das Budget niedergesetzten Commission zur Be¬

gutachtung übergeben.

Die nächste Sitzung ward anberaumt aus Donnerstag
den 9 . August , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung;
Bericht des Ausschusses über die in den erwähnten

Ministerialschreiben vorgelegten Angelegenheiten.

Schluß der Sitzung ; Nachmittags 2 Uhr.

Vorgelesen , genehmigt und unterzeichnet in der Sitzung vom 9 . August 1849.

Zur Beglaubigung;

Kitz . Tappenbeck.

Druck von Heinrich Kleffer in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.
Geschehen Oldenburg , im Militärhanse , am 9. August 1849 , im Landtage.

Fünfte Sitzung.

Vorsitzender : P
^er Schriftführer Tappenbeck verlas das Protocoll

über die vierte Sitzung.
Nach dessen Genehmigung zeigte der Präsident der

Versammlung den Eingang eines Regierungsschreibens, be¬
treffend Veräußerung eines Theils der zum Haaren-Vorwerk
gehörigen Grundstücke mit dem Bemerken an, daß er dasselbe
der Budget- Commission überwiesen habe. Wenn kein
Widerspruch erfolge, halte er das Verfahren für genehmigt.

Widerspruch erfolgte nicht.
Zur Tagesordnung übergehend, nahm die Versamm¬

lung den folgenden Bericht der Budget- Commission ent¬
gegen:

Dem erwählten Ausschüsse zur Begutachtung des
Budgets sind einige Vorlagen des hohen Staatsministc-
riums in Betreff kleiner Veränderungen und Abtretungen
bei dem Domanialvermögen zur Berichterstattung zuge¬
wiesen.

Zur Ersparung von Zeit und Kosten glaubte der
Ausschuß diese geringfügigen Gegenstände nach8- 19. der
Geschäftsordnung auf dem einfachsten Wege behandeln,
deshalb sogleich dem Landtage zur Beschlußnahmevor¬
tragen zu dürfen und bittet dafür nach §. 17. der
Geschäftsordnung um die Zustimmung des Landtags.

Die gedachten Vorlagen betreffen:
1) Die Abtretung des sehr kleinen Albanithor- Wacht-

hauses zu Jever, nebst den anliegenden Gründen,
wofür bisher eine jährliche Miethe von 3Rthlr. 63 Gr.
Courant bezogen wurde, an die Stadt Jever, wogegen
die Stadt Jever die fernere Schlötung und Reinigung
der Stadtgräben übernimmt, welche bisher theilweise
aus der Cammercasse bestritten werden mußte und für
die bloße Reinigung eine jährliche Ausgabe von
8 bis 9 Rthlr. ergab.

Der Ausschuß hat hierbei kein Bedenken irgend
einer Art gefunden und trägt gutachtlich darauf an:

resident Kitz
„Der Landtag wolle, nach Artikel 210. des
Staatsgrundgesetzes, zu diesem Vertrage seine
Bewilligung aussprechen?

2) Den Verkauf eines kleinen baufälligen Hauses bei
dem Holzhäuser Hofe im Amte Nohfelden, zum Ab¬
bruch im Interesse der Forstwirthschaft.

Der Ausschuß hat kein Bedenken gefunden, auch
hier den Antrag zu machen:

„Der Landtag wolle soweit erforderlich seine
Zustimmung zu dem Verkauf und Abbruch dieses
Hauses erklären?

Den weitern Antrag des Staatsministeriums, der
allgemeine Landtag möge seine Zustimmung dazu
geben, daß der geringe Erlös von höchstens 50 Rthlr.
zur Bestreitung der außerordentlichen Ausgaben dieses
Jahres mit verwendet werde; findet der Ausschuß
bedenklich, dem Landtage zu empfehlen.

Nach dem Staatsgrundgesetz Artikel 210. ist das
Staatsgut in seinen wesentlichen Bestandtheilen zu
erhalten und auf eine das nachhaltige Einkommen
sichernde Weise zu benutzen und der Erlös aus Ab¬
lösung und Veräußerung vorläufig zinsbar zu be¬
legen.

Eine Abweichung hiervon und sonstige Verwen¬
dung des Erlös findet der Ausschuß nicht begründet
und- schlägt daher vor:

„Der Landtag wolle das hohe Staatsministe¬
rium ersuchen, mit dem Erlös aus dem Verkauf
dieses Hauses nach.Artikel 210. des Staats¬
grundgesetzes zu verfahren oder die Gründe
für eine sonstige Verwendung desselben dem
Landtage zu weiterer Beschließung vorlegen."

3) Die Umlegung eines an die Staatskasse zu zahlenden
Canons von jährlich 10 Rthlr., welcher bis dahin von
Grundstücken des I . C. H. Utermöhl zu Techau im
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Fürstenthum Lübeck bezahlt wurde , künftig aber , ver¬
möge Tauschcontract , zur Hälfte mit 5 Rthlr . von
H . H . Ladendorf auf die von Utermöhl eingetauschten

Wiesen , zur andern Hälfte mit 5 Rthlr . aber auf
die von Utermvhl dagegen eingetauschten Grundstücke
haften sollen.

Der Ausschuß hat einstimmig beantragt:
„Daß der Tausch und seine Bedingungen zu
bewilligen , auch den Localbehörden zu überlassen
sei, den bisherigen Erbpachtcanon der 10Rthlr.
genügend sicher zu stellen ."

4 ) Die unentgeldliche Abtretung von 4 */ 2g Scheffelsaat
Landes vor den Gestütweiden zum Haaren -Vorwerk

behufs Anlegung einer neuen Straße zur Verbindung
der Chaussee bei der Artillerie - Kaserne mit der
Marienstraße und dem Steinweg.

Da durch die Anlegung dieser Straße , aus den in
der Vorlage entwickelten Gründen , die davon berührten
Gestütweiden in ihrem Werthe ohne Zweifel mehr
steigen werden , als der jetzige Werth des abzutretenden
Landes beträgt , mithin das nachhaltige Einkommen
dadurch gesichert ist , so findet der Ausschuß nach
Artikel 210 . des Staatsgrundgesetzes kein Bedenken,
dem Landtage zu empfehlen:

„Dem Anträge gemäß zu der gedachten Landes¬
abtretung seine Zustimmung zu beschließen ."

Bargmann , Lindemann , Lübben , Nieberding I.
Selckmann II . , von Thünen , Wöbcken.

Die Versammlung beschloß allenthalben den gestellten
Anträgen gemäß . Bezüglich des Beschlusses zu zwei  be¬
merkte jedoch der Ministerialrath Zedelius:  Es existire
in Birkcnfeld keine Caffe , zu der man den unbedeutenden

Erlös aus dem Verkaufe des Hauses legen könne , um mit
derselben verwaltet werden zu können . Dagegen werde auch
die kleine Summe als Beisteuer zu den diesjährigen großen
Ausgaben immer erwünscht kommen . Darnach beschloß die
Versammlung , daß mit dem Erlöse so verfahren werde , wie

von Seiten der Regierung im Schreiben vom 2 . August d . I . >
beantragt worden . !

Der Präsident zeigte der Versammlung an , zu
Vorsitzenden der Abtheilungen seien erwählt:

I. Abtheilung : von Thünen.
II. n Mölling.

III. n Wibel I.
IV. )? Dannenberg.
V. Müller.

Es werde am zweckmäßigsten sein , wenn die Vorstände

der Abtheilungen sich von Zeit zu Zeit versammelten , um
eine gleichzeitige Erledigung der Geschäfte in den Abthei¬
lungen und die nöthigen Zusammenberufungen der Central-

ausschüffe zu verabreden . Zugleich schlage er nach Rücksprache
mit den Vorständen der Abtheilungen vor , daß die Abthet-
lungen , um Collisionen mit anderen , besonders den Ausschuß¬
sitzungen , zu verhindern , immer zur selbigen Zeit ihre
Sitzungen hielten . Er schlage für die Tage , an denen
keine öffentliche Sitzungen seien , 10 Uhr Morgens , für die
anderen Tage 5 Uhr Nachmittags vor . Wenn kein Wider¬

spruch erfolge , nehme er dies als den Beschluß der Ver¬
sammlung an.

Es erhob sich jedoch insofern Widerspruch , als der
Abgeordnete Pancratz  beantragte , die Abtheilungssitzungen
immer auf die Nachmittage , und Wibel  II ., sie auf 4 Uhr

zu setzen, und der Abgeordnete Dannenberg  den Antrag
stellte , die Vorstände hätten sich nach den Abtheilungssitzun-
gcn um 7 Uhr Abends zu versammeln . Diese drei Amen¬
dements wurden angenommen.

Ferner zeigte der Präsident  an : die stenographischen
Berichte würden fortan an jedem den betreffenden Verhand¬
lungen folgenden Tage Nachmittags von 3 bis 5 Uhr im
Vorzimmer des Versammlungssaales zur Einsicht und Revi¬
sion offen liegen , und heute zunächst der Bericht über die
Verhandlungen vom 6 . August.

Tagesordnung für die nächste Sitzung , welche beim
Mangel an genügend vorbereitetem Stoff erst am Montage
am 13 . d. M . stattfinden kann:

Bericht des Ccntral-Ausschuffes über das Pensions¬
und evMtualiter auch über das Dienstgerichtsgesctz.

Schluß der Sitzung 11^ Uhr.

Vorgelesen, genehmigt in der sechsten Sitzung.

Zur Beglaubigung:

Kitz. Claußen.

Druck von H. Klcgcr in Oldenburg.



Anlagen
zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Fünfte Sitzung , vom 9 . August 1849 .)

1.
Betreff einer beabsichtigten Veräußerung deS vormaligen

Albanithvr -Wachthauses zu Jever hat das Staatsministerium
dem allgemeinen Landtage folgende Mittheüung zu machen:

DaS zum Staatsgut gehörige vormalige Wachrhaus vor
dem Albanilhor zu Jever gereichte schon seit lange der Stadt
zur Unzierde . Der Abbruch wurde daher gewünscht und die¬
ser Wunsch jetzt um so lebhafter erneuert , da durch Abtragung
des Walls an dieser Seite der Stadt ein größerer Platz ge¬
wonnen ist, der zu Anlagen benutzt werden soll . Um diesen
Wunsch erreicht zu sehen , ist von dem Stadtmagistrate zu
Jever darauf angetragcn , daß das Wachkyaus nebst dem dazu ge¬
hörigen kleinen Garten (Nr . 610 . u . 611 . der Anlagen 5 . u . 1!.)
der Stadt abgetreten werde » möge , wogegen diese wiederum
bestimmte Verbindlichkeiten hinsichtlich der Stadtgraben über¬
nehmen wolle . Bon den Stadtgräben hat nämlich bisher die
Stadt die sogenannte blanke Grast , so wie einen Theil der
Prinzengrast und zwar die Strecke vom Amthause bis zu der
Stelle , wo früher der steinerne sogenannte Bär lag , unterhal¬
ten , wahrend die Unterhaltung der Pferdegraft und der Strecke
der Prinzengrast vom Armenhause bis zum sogenannten Bä¬
ren aus der Kammercasse bestritten wurde . Die Verbindlichkeit
zur Unterhaltung der Pferdegraft soll freilich der Landschaft
obliegen , allein dieselbe hat sie nicht anerkannt . Außerdem
dürfte Liese Verbindlichkeit auch jetzt nach Art . 59 . 2 . v. des
Staatsgrundgesctzes ohne Entschädigung aufgehoben sein.

Von dem Stadtmagistrate zu Jever ist nun darauf ange-

Oldenburg , den 2 . August 1819.

tragen , daß das Albanithorhaus mit Garten , so wie die ge¬
nannten Stadtgräben der Stadt zum Eigcnthum überlassen
werden möchten , wogegen die Stadt die Verbindlichkeit zur
Schlötung und Reinigung sämmtlicher Stadtgräben überneh¬
men wolle.

Außerdem ist von der Kammer beantragt , daß auch der
Platz neben dem Wachthause Nr . 612 . der Zeichnung der
Stadt zum Eigenthum überlassen werden möge , da derselbe
sehr zweckmäßig in die Anlagen , welche auf Len Gründen des
abgetragenen Walls gebildet werden , aufzunehmen sem möchte,
wobei der Stadt die Beibehaltung eines angemessenen Wegs
nach dem Armenhause zur Bedingung gemacht werden solle.

Das nur auS einem Zimmer bestehende ganz verfallene
Wachlhaus nebst dem einige Ruthen großen Garten sind bis¬
her für jährlich 3 Rthlr . 27 G >t . Evurant vernncthet . Das
Wachlhaus ist nach dem Urtheile eines Bauverständigen teme
25 Rthlr . werth . Für den Platz Nr . 812 . ist bisher nur ein
MiclhprciS von 36 Grt . Gold entrichtet . Dagegen hat die
Reinigung der Prinzen - und Pferdegraft der Kammer -Easse
jährlich 8 bis 9 Rthlr . gekostet.

Hiernach ist nach der Ansicht des Staatsministeriums der
vvrgcschlagenc Vertrag für die Staalö -Easse ein vvrtheilhafter.
DaS StaatSministcrium beehrt sich daher bei dem allgemeinen
Landtage die Erthcilung der Zustimmung zu demselben zu
beantragen.

Staats - Ministerium.
Schloifer . ZedeliuS.

v. Grün.

2.
-xHn der Nähe des Holzhauer Hofs im Amte Nohfelden steht
rin kleines zur Benutzung eines Jagdbedienten erbautes
Häuschen . Dasselbe gehört zum Staatsgut . Schon bei dem
Uebergange Birkenselds an die jetzige Staatsregierung befand
es sich in einen , baufälligen Zustande . Seit 19 fahren wird

es von dem Forstwärter Schneider bewohnt , dem bei seiner
Pensionirung im Jahre 1815 die Bewohnung desselben auch
fernerhin gegen Uebernahme der Verbindlichkeit zur Beschaf¬
fung der nothwendigen Reparaturen gestattet wurde . Der
Fvrstwärter Schneider beabsichtigt jetzt , sich ein eigenes
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Haus zu bauen und seine bisherige Wohnung zu verlassen.
Da diese sich nun in einem so baufälligen Zustande befindet,
daß sie fernerhin nicht bewohnt werden kann , auch , wenn
noch eine Hauptreparatur möglich wäre , dieselbe doch fast ei¬
nem Neubau gleich käme und endlich im Interesse der Forst-
wirthschaft die Wegschaffung der alten Wohnung wünschens-
werth ist , so hat die Regierung zu Birkenfeld darauf ange¬
tragen , daß die Wohnung zum Abbruch verkauft und der ge¬
ringe , von einem Baubeamten auf höchstens 50 Rtblr . ver¬
anschlagte Erlös zur Bestreitung der außerordentlichen Aus¬
gaben dieses Zshrs mit verwendet werde.

Oldenburg , den 2 . August 1849.
Staats - M

Schkoifer.

Die Staatsregierung tritt diesen Anträgen bei . Da die
Veräußerung zur Beseitigung von Unzuträglichkeiten für die
Staatsforstwirthschaft und die Staatscaffe geschehen soll , so
hält die Staatsregierung nach Art . 210 . Absatz 2 . des Staats-
grundgcsetzeS sich freilich auch ohne vorherige Zustimmung des
allgemeinen Landtags zur Veräußerung desselben für ermäch¬
tigt , sie beehrt sich aber in Gemäßheit des Absatzes 3 . daselbst
in Betreff der Verwendung deS Erlöses die Ertheilung der
ständischen Zustimmung zu beantragen.

inist er i u m.

Zedelius.

v. Grün.

3
em allgemeinen Landtage hat das Staats -Ministerium in

Folgendem von einem beabsichtigten Landtausche Mittheilung
zu machen:

Am 6. April d . I . brannte das KrughauS des Friedrich
Ehristoph Heinrich Utcrmöhl zu Techau im Fürsienthum Lü¬
beck ab . Derselbe beabsichtigt , es auf einem bei Weitem
gelegeneren Platze an der Chaussee wieder aufzubauen . Um
diesen Platz zu erlangen , hat der Wirth Utermöhl am 24.
März d . I . mit dem Halbhufner Hans Hrnrich Latendorf zu
Techau einen Tauschvertrag abgeschlossen , um dessen Geneh¬
migung nachgesuchl ist. Nach demselben tritt Latendorf eine
im Hobbersdorfer Holze belegene Wiese , so wie einen bereits
abgesteekten Platz von circa 2 Scheffeln AAssaat von seiner
an der Chaussee und am Ratckauer Wege belegenen Koppel-
Triangel an Utcrmöhl ab . Dagegen erhält er von Utcrmöhl
dessen an der Aue belegenen sogenannten beiden Hobbersdorfer
Erbpachtwiesen.

Aus den von Utermöhl an Latendorf abgetretenen beiden

Oldenburg , den 2 . August 1819.
Sraats --M

Schloifer.

Wiesen haftet , nach der in Abschrift anliegenden Bestätigung
des Erbpachtvertrags über dieselben vom 15 . Juni 1838 , ein
an den Staat zu entrichtender jährlicher Eanon von 10 Thlr .,
während die von Latendorf an Utermöhl abgetretene Wiese
nicht erbpachtspflichtig ist.

Die beiden Contrahentcn haben sich nun dahin vereinigt,
daß Utermöhl auf die von Latendorf erhaltene Wiese einen
Canon von 5 Thlr . übernimmt , Latendorf aber von den von
Utcrmöhl getauschten beiden Wiesen künftig nur einen Canon
von 5 Thlr . zu entrichten haben soll.

Da die von Latendorf an Utermöhl vertauschte Wiese für
den jährlichen Canon von 5 Thlr . hinreichende Sicherheit ge¬
währt , für den Staat also kein Nachtheil zu besorgen ist, so
erscheint die Genehmigung des Tauschvertrags unbedenklich.

Nach Art . 210 . des Staatsgrundgesetzes wird indessen die
Zustimmung des allgemeinen Landtags erforderlich sein , auf
deren Ertheilunb daS Staatsministerium daher hiermit anzu¬
tragen sich beehrt.

inisteriu m.

Zedelius.

v Grün.

4 .

A -) as Staats -Ministerium findet sich veranlaßt , folgende das
Großherzogliche Krongut betreffende Angelegenheit zur Kennt-
niß des allgemeinen Landtags zu bringen.

Seitdem die Verlegung der Artillerie - Caserne nach den
Haaren - Vorwerks - Gründen bestimmt worden , hat sich für I

dm Anbtw n euer Häuser in der Nähe der Stadt Oldenburg
eine entschiedene Vorliebe für die Gegend zwilchen der Haa¬
renthors - und Heiligengeist - Vorstadt bemerkbar gemacht ; die
Marienstraße : entstand in kurzer Zeit und an der Peterstraße
und den r ' gen zu derselben wurden mehrere neue Häuser
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gebaut. Da überhaupt die Gegend zwischen Haaren- und
Heiligengeistthor wegen ihrer hohen Lage, guten Baugrunds
und der Nähe der Verkehrsmittelpunkte der Stadt zum An¬
bau sich besonders empfiehlt, jo ist die Anlegung eines Haupt¬
weges, welcher das zur Bebauung vorzugsweise sich eignende
Gebiet umschließe und den im Innern thcils vorhandenen,
theils anzulegenden Wegen die Ausgangs- und Verbindungs¬
punkte liefere, wiederholt bei Seiner Königlichen Hoheit dem
Grvßherzog nachgesuchl worden.

Es ist jetzt zu dem angegebenen Zweck von der Groß¬
herzoglichen Bau - Commission die Anlegung einer neuen
Straße durch die GestütSwciVen vor dem Haarcnthvr bean¬
tragt worden, so nemlich, daß der rechtwinküch aus die Zwi-
schenahner Chaussee abgeschlossene, die Auswcgung der Ma¬
rienstraße bildende Weg am östlichen Ende des Haarenvor-
werks- Gartens in seiner jetzigen Richtung bis auf die Scheune
der Wittwe Thvle verlängert würde. Zu dem in einer Länge
von 705 Fuß und einer Breite von 30 Fuß anzulegenden
Wege und zu der durch die Richtung desselben gebotenen
Abtretung eines schmalen Streifen Landes an die Besitzer der
benachbarten Garten würden im Ganzen Scheff.lsaat
erforderlich sein, welche von den zum GroßherzoglichenKron-
gut gehörigen Gestütsweidcn abgegeben werden müßten.

Die «. v. I-. angelegte Handzeichnung macht die Sache
anschaulich. Was die Kosten der Weganlage betrifft, so h :ben
die betheiligten Grundbesitzer, der Copiist Luers, der Schnei¬
dermeister Hertel, der Hausknecht Höge, der Schlächtermeister
Rülke und der Klempncrmeister Büsing zu der zu 320 Thlr.
veranschlagten Instandsetzung teS Weges sich verpflichtet. Die
Aufopferung des zu der Wcganlage nöthigcn Areals würde
durch den höheren Werth reichlich ersetzt werden, welchen die

Oldenburg , den 3. August 1840.
Slaats - A

Schleifer.

dem Wege entlang verbleibenden Gcsiütswciden zur Größe
von 10 Scheffel- Saat bei etwaiger Verwendung eines Thcils
derselben zu Bauplätzen erlangen würden. Nimmt man den
Scheffclsaat des fraglichen Weidelandes zu 80 Thlr . an , so
würde der Werth des abzutretendenAreals 324 Thlr . betra¬
gen; nicht nur diese Summe , sondern auch die durch die neu
zu setzende Befriedigung entstehenden Kosten würden durch
die höhere Verwerthung des übrigen Weidelandes vollkommen
ersetzt werden, wie sich schon daraus ergiebt, daß die anlie¬
genden Grundbesitzer den ihnen abzutrelenden Streifen Landes
zur Größe von Isŝ Scheffelsaat durch die Uebernahme der
Instandsetzung des Weges mit 175 Thlr . für den Scheffel¬
saat vergüten.

Unter diesen Umständen haben Se . Königliche Hoheit der
Großherzog zu der bei der Weganlage nöthigen Landesabtre¬
tung Sich geneigt erklärt. Zn der letzteren ist zwar, so weit
das Land zu einem öffentlichen Wege abgetreten wird , eine
nach tz. 11. der Anlage 1. zum Staatsgrundgesetz der ständi¬
schen Zustimmung bedürftige Veräußerung  eines Kron-
guts nicht enthalten; dagegen ist, insofern das fragliche Land
zum Theil an Privatpersonen abgetreten werden soll, solche
Zustimmung allerdings erforderlich, sofern nicht der Art. 210.
des Staasgrundgesetzes auch beim Krongut in analoge Anwen¬
dung zu bringen ist. Da Letzteres zweifelhaft gefunden wer¬
den kann und überdem bei der Wezanlage das Krongut.
nemlich die verbleibenden Gcstütweiden, dauernd mit der Un¬
terhaltung des neu anzulegcnden Weges ui halber Breite —
einer Neallast — beschwert werden sollen, so hat das Staats-
Ministerium es angemessen gefunden, bei dem allgemeinen
Landtag den Antrag zu stellen, daß derselbe zu der erwähnten
Land-Abtretung seine Zustimmung ertheile.

i nisteri u m.
Zedelrus.

Mutzenbechcr.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalllng in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Geschehen Oldenburg , am Montage den 13 . August 1849,  im Landtage.

Sechste  Sitzung.

Vorsitzender : P

Gegenstand : Petitionen aus Birkenfeld , Regierungs¬
schreiben, Pensionsgesetz . -

Nach Vorlesung und Genehmigung des letzten Proto¬
kolls zeigte der Vorsitzende dem Landtage an , daß in Folge
Beschlusses vom 6 . August d. I . die gewählte Deputation
sich zu Sein . Königl . Hoheit dem Großherzoge  begeben
habe , von demselben in Gegenwart der Minister empfangen
und freundlich aufgenommen sei.

Ferner bemerkte der Vorsitzende:

Es seien eingegangen:

1) eine Petition aus Fischbach ( Birkenfeld ) , betreffend
Einführung von bürgerlichen Schiedsgerichten.

2) eine Petition ebendaher , wegen Abänderung , bez: gesetz¬
licher Auslegung des Staatsgrundgesetzes in verschie¬
denen Puncten und wegen der Wahlweise bei den
Wahlen zum Provinziallandtage.

Die erste Petition gehöre offenbar nicht an den all¬

gemeinen Landtag und werde demnächst an den Provinzial¬

landtag abzugeben sein . Die letzte Petition wurde vom

Vorsitzenden in ihren wesentlichen Puncten kurz mitgetheilt

und ist auf den Vorschlag desselben , da kein Widerspruch

erfolgte , namentlich wegen der beantragten Abänderung der

Wahlweise an den Birkenfelder Ausschuß verwiesen.

Der Regierungsbevollmächtigte Runde  übergab:

1) ein Regierungsschreiben , betreffend Aenderung bez. ge¬
setzliche Auslegung der Art . 147 und 203 des Staats¬
grundgesetzes.

2) ein Regierungsschreiben vom 10 . August 1849 , betreffend
die Ausschreibung des Kronguts.

Beide Vorlagen *) wurden zur vorläufigen Berathung

in die Abtheilungen verwiesen.

Dieselben werden später , wenn sie zur Verhandlung kommen , mit¬

getheilt werden.

räsident Kitz

Hierauf wurde zur Tagesordnung , zu dem Berichte des

Centralausschuffes über den Entwurf des Pensionsgesetzcö,

übergegangen , und auf den Antrag des Abgeordneten

Mölling beschlossen , daß zunächst über die allgemeine Frage

zu verhandeln sei , ob die Berathung über den vorliegenden

Entwurf einstweilen auszusetzen und die baldmöglichfte Vor¬

legung eines Entwurfs zum Pensionsgesetze für das Militär

zu beantragen sei , oder ob auf die Berathung einzugehen sei.

Der Bericht des Centralausschusses lautet in dieser

Beziehung wie folgt:
I . Der Ausschuß hat zwar keinen inneren Grund

dafür auffinden können , das Pensionsgesetz auf die

Civilstaatsdiener zu beschränken , anstatt dasselbe auf

das Militärzugleich mit zu erstrecken ; ihm hätte das

Letztere vielmehr der durchaus richtigere Weg geschie¬

nen ; und er würde nicht unterlassen dürfen , den Be¬

schluß zu empfehlen : daß bei hoher Staatsregierung

die baldmöglichste Vorlage eines Entwurfs zum Mi¬

litärpensionsgesetze zu beantragen und der in dieser

Hinsicht unvollständige Entwurf einstweilen zurück¬

zulegen sei.

In Erwägung aber:

daß es an sich nicht unausführbar ist , diesen Theil

des Gesetzes ohne den anderen festzustellen , sowie

daß eine Rückwirkung der für das Militair an¬

zunehmenden äbwetchenden Bestimmungen nicht

stattfinden wird , da diese Abweichungen nur in den

ganz eigcnthümlichen Verhältnissen des Militärs

ihren ebenso eigenthümlichen Grund haben können.

In Erwägung ferner:

daß das Gesetz in Beziehung auf die Civilstaats¬

diener aus dem besondern Grunde durchaus keinen

Aufschub leiden darf , weil die neue Organisation

der Civilbehörden ohne Entlassungen mit Ruhe¬

gehalten nicht wird geschehen können , und daß die

Ausdehnung der Gesetzesvorschriften auf das Mi-
8
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lttär die Schwierigkeiten vermehren möchte , — aus

allen diesen Gründen ist die Mehrheit des Aus¬

schusses der Ansicht:

1) der Landtag gehe auf die Berathung des

vorliegenden Gesetzentwurfes ein;

2 ) beantrage aber bei der Staatsregierung die

baldmöglichste Vorlegung eines Entwurfs

zum Pensionsgesetze für das Militär.

Die Minderheit dagegen glaubt nur dem zweiten

Anträge beistimmen zu können und beantragt statt

des ersten:

die Berathung über den vorliegenden Gesetz¬

entwurf werde einstweilen auögesetzt.

Außer den in diesem Berichte gestellten Anträgen der

Mehrheit und Minderheit stellte noch der Berichterstatter der

Minderheit , Abgeordneter v . Finckh folgenden aushülfs-

weisen Antrag , für den Fall , daß der Minderheitsantrag

abgelehnt werde , nämlich dahin:

der Landtag beschließe ( falls der Antrag der Mehr¬

heit des Ausschusses angenommen wird ) , die nach

§ . 50 . der Geschäftsordnung erforderliche Schluß¬

abstimmung , oder die zu beschließende zweite Lesung

bis dahin auszusetzen , daß auch der Entwurf des

Militärpensionsgesetzes vorgelegt worden.

Nach geschloffener Verhandlung wurde zunächst der

Antrag der Mehrheit des Centralausschusses,

der Landtag gehe auf die Berathung des vorlie¬

genden Gesetzentwurfes ein,

zur Abstimmung gebracht und abgelehnt . Der zweite Theil

des Mehrheitsantrags:

Zur B

Vorgelesen und für genehmigt erklärt

Z u r

der Landtag beantrage aber bei der Staatsregie¬

rung die baldmöglichste Vorlegung eines Entwurfs

zum Pensionsgesetze für das Militär,

wurde ohne weitere Discussion , da kein Widerspruch erfolgte,

vom Vorsitzenden für angenommen erklärt . Nachdem der

Abgeordnete v. Finckh hieraus seinen aushülfsweisen Antrag

zurückgezogen hatte , erklärte der Präsident , daß hiernach

der Antrag der Minderheit des Ausschusses angenommen sei,

wogegen sich in der Versammlung kein Widerspruch erhob.

Nachdem aber der Regierungsbevollmächtigte Runde

es zweifelhaft gesunden , ob nicht die Ablehnung des Mehr¬

heitsantrags als eine gänzliche Ablehnung des Gesetzentwurfs

angesehen werden könne , wo dann der Art . 161 . des Staats¬

grundgesetzes Platz greife , wurde unter Zustimmung des

Landtags zur Hebung eines jeden Zweifels auch noch der

Minderhettsantrag,

die Berathung über den vorliegenden Gesetzentwurf

werde einstweilen ausgesetzt,

zur Abstimmung gebracht und von der Mehrheit angenommen.

Der Präsident  versprach diesen Beschluß der Staats¬

regierung sofort anzuzeigen.

Da hiermit die Tagesordnung erschöpft war , und der

Bericht des Central - Ausschusses über den Gesetzentwurf

wegen Niedersetzung eines Dienstgerichts bis zur morgigen

Sitzung noch nicht beendigt sein konnte , so wurde die nächste

Sitzung auf Mittwoch den 15 . August anberaumt.

Tagesordnung:

Bericht des Central - Ausschusses über den Gesetz-

Entwurf wegen Niedersetzung eines Dienstgerichts.

Schluß der Sitzung : Mittags 12 Uhr.

eglaubigung:

Mebour.

n der Sitzung vom 15 . August 1849.

Beglaubigung:

fitz. Mebour.

Druck von H . Kleffer in Oldenburg.



Anlage
zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Sechste Sitzung , vom 13. August 1819.)

Bericht des Centralausschusses.
über den Entwurf des Pensionsgesetzes.

I . L ) er Ausschuß hat zwar k.inen Innern Grund dafür
aussinden können , das Pensionsgesetz auf die Civilstaatsdicner
zu beschränken , anstatt dasselbe aus das Militair nicht zu¬
gleich mit zu erstrecken ; ihm halte das Letztere vielmehr der
durchaus richtigere Weg geschienen ; und er würde nicht
unterlassen dürfen , den Beschluß zu empfehlen : daß bei hoher
Staatsregierung die baldmöglichstc Vorlage eines Entwurfs
zum Militairpensionsgesetze zu beantragen und der in dieser
Hinsicht unvollständige Entwurf einstweilen zurückzulegen sei.

In Erwägung aber:
daß es an sich nicht unausführbar ist , diesen Thcil des

Gesetzes ohne den anderen festzustcllen , so wie daß eine Rück¬
wirkung der für das Militair anzunehmenden abweichenden
Bestimmungen nicht stattsindcn wird , da diese Abweichungen
nur in den ganz eigenthümlichen Verhältnissen des Militairs
hreni ebenso eigenthümlichen Grund haben können.

In Erwägung ferner.

daß das Gesetz in Beziehung auf die Civilstaatsdiener
aus dem besonder » Grunde durchaus keinen Aufschub leiden
darf , weil die neue Organisalion der Civilbehörden ohne Ent¬
lassungen mit Ruhegehalten nicht wird geschehen können,
und daß die Ausdehnung der Gesetzesvorschriften auf das
Militair die Schwierigkeiten vermehren möchte , — aus allen
diesen Gründen ist die Mehrheit des Ausschusses der Ansicht:

1 . der Landtag gehe auf die Berathung des vorliegenden
Gesetzentwurfes ein,

2 . beantrage aber bei der Staatsregierung die bald¬
möglichste Vorlegung eines Entwurfs zum Pensions¬
gesetze für das Militair.

Die Minderheit dagegen glaubt nur dem zweiten An¬
träge beistimmcn zu können und beantragt statt des ersten:

die Berathung über den vorliegenden Gesetzentwurf
werde einstweilen ausgesetzt.

. Schncllpreffmdrttck von Gerhard Staliiiig in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Oldenburg , am 15 . August 1849 , im Landtage.

Siebente Sitzung.

Vorsitzender:  P

(Gegenstand : „ Der Gesetzentwurf über das Dienst¬

gericht ."

Das Protocoll über die Sitzung vom 13 . August

wurde verlesen und für genehmigt erklärt.

Der Präsident  zeigte folgende Eingänge an:

1) Ein Schreiben des Staatsministeriums , betreffend Zu¬

stimmung des Landtags zum Verkauf des dem Staate

hcimgefallenen Strathmanns Colonat zu Holdorf , Amts

Damme;

2) eine Petition der Anbauer zu Petersfeld , Kirchspiels
Crapendorf , betreffend „ die Gründe zur Markengerech¬

tigkeit , wie auch eine Bitte um Enthebung von der

Schaftriftsrecognition und Canon " ;

3) desgleichen , „ der sämmtlichen Anbaucr aus Thüle , des

Kirchspiels Friesoythe , die Gründe zur Markengerech¬

tigkeit betreffend " ;

4 ) desgleichen , der Anbauer aus dem Kirchspiele Mark¬

hausen , den nämlichen Gegenstand betreffend;

5) desgleichen , mehrerer Lehrer des Kreises Ovelgönne,

betreffend „ das vertragsmäßige Recht der Schullehrer

auf Beibehaltung der bisherigen Abgabefreiheit , event.

die Ersetzung der ihre Dienstländereien oder Gebäude

treffenden Beiträge zu den Staats - und Communal-

lasten " ;

6) Petition mehrerer Arbeiter - Vereine aus Jeverland,

verschiedene Gegenstände betreffend.

Das Schreiben des Staatsministeriums wurde der

Budget - Commission zur Begutachtung überwiesen . Die

Petitionen wurden , als zum Bereich des Provinziallandtags

für das Herzogthum Oldenburg gehörig , zurückgelegt.

Die Tagesordnung führte zur Berathung über den

Gesetzentwurf , betreffend die Niedersetzung eines Dienst¬
gerichts.

Der Berichterstatter Selckmann II . bevorwortete den

resident Kitz
Bericht des Central - Ausschusses *) und verlas denselben,

da die Versammlung den Wunsch zu erkennen gab , daß

die Ausschuß - Berichte vor Anfang der Berathung vom

Berichterstatter mochten vorgelesen werden , bis zum Art . 1

(ausschließlich ) . Der Ausschuß beantragt danach in Be¬

ziehung auf den Entwurf im Ganzen:

„daß der vorliegende Gesetzentwurf zur Grundlage

der Berathungen genommen werde " . '

Aus Befragen des Präsidenten  hatte sich die Ver¬

sammlung für diesmal von der Vorschrift der Geschäfts¬

ordnung dispensirt , wonach die Auöschußberichte wenigstens

zweimal 24 Stunden vor der Berathung unter die Be¬

treffenden vertheilt sein sollen ; wobei indeß von dem Re¬

gierungs - Commissär Runde  der Wunsch ausgesprochen

wurde , daß die Bestimmungen der Geschäftsordnung für

die Zukunft mochten festgehalten werden , da es der Staats¬

regierung nicht möglich sei , das Erforderliche gehörig wahr¬

zunehmen , wenn der Ausschuß - Bericht so kurz vor der

Berathung zu ihrer Kenntniß gelange.

Nach Eröffnung der allgemeinen Diskussion über den

vorliegenden Gesetzentwurf wurde vom Abg . Mailing

folgender Antrag gestellt und ausführlich begründet :"

„Der Landtag wolle beschließen:

1) daß das Gesetz über das Dicnstgericht nicht , wie

es im Entwürfe geschehen , auf dem Grunde des

bisherigen schriftlichen und geheimen Unter¬

suchungsverfahrens ruhe , sondern des mündlichen

und öffentlichen,  das in seinem ganzen Um¬

fange , wie es bei Schwurgerichten üblich und

erforderlich , anzuwenden;

2 ) daß sofort eine aus fünf Mitgliedern bestehende

Commission niederzusetzen , um den von der Staats¬

regierung vorgelegten Gesetzentwurf auf dieser

Grundlage umzuarbeiten;

* ) Derselbe wird , sobald er ganz vollendet sein wird , dem alsdann

folgenden Protocollc angelegt werden.
9
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sowie daß

über Satz I und 2 dieses Antrages getrennt ab¬

gestimmt werde.

Die Abstimmung wird nach geschlossener allgemeiner

Debatte geschehen müssen . "

Zn Beziehung auf diesen Antrag wurde ferner vom

Abgeordneten Dannenberg für den Fall , daß der erste

Punct desselben angenommen werde , beantragt:

„daß die Berathnng und Beschlußfassung über den

Punct 2 bis Freitag ausgesetzt werde " ;

da sich erst aus dem noch nicht vorliegenden ganzen Aus¬

schußberichte werde entnehmen lassen , ob und inwieweit sich

die in dem Entwürfe vermißten Grundsätze der Oeffent-

lichkeit und Mündlichkeit durch entsprechende Abänderungen

der einzelnen Bestimmungen werden ergänzen lassen.

Der Abgeordnete Selckmann II . trat diesem Anträge

bei , jedoch mit der Abänderung , daß die Sitzung auf un¬

bestimmte Zeit ausgesetzt werde , da nicht zugesagt werden

könne , daß der Ausschußbericht rechtzeitig vollendet sein

werde.

Sodann wurde vom Abgeordneten Niebour , anstatt

des Mvlling 'schen Antrages , zum Ausschußantrage der

Zusatz vorgeschlagen:
„aber der Grundsatz der Mündlichkeit darin soweit

als nur möglich durchgeführt werde " .

Dom Abgeordneten Mölling wurde die namentliche

Abstimmung über seinen Antrag in Anspruch genommen,

und fand solche die genügende Unterstützung.

Es wurde sodann der Punct 1 des Mölling 'schen

Antrages mit 21 gegen 17 Stimmen verworfen.

Für denselben hatten gestimmt:

die Abgeordneten Tappenbeck , Lindemann , Völckers,

Mölling , Huesmann , Kitz , v. Lindern , Sprenger,

Püschelberger , Bulling , Böckcl , Dannenberg,

Claußen , Bödeker , Millers , Wibell ., Luerßen.

Gegen denselben:

die Abg . v. Thünen , Selckmannl ., Grote , Konerding,

S cho p en , S el ckm a n nll ., N i eb e r d in gll ., Ni e ' er d i n gl .,

Rösener , Pancratz , Klävcmann , Alfs , Tantzen,

Strackerjan , v . Finckh , Bargmann , Lübbcn,

Morell , Strodthosf , Wöbcken , Niebour.

Abwesend waren die Abgeordneten Wibelll ., Müller

und Closter.

Da hiedurch zugleich die übrigen Puncte des Mölling ' ¬

schen Antrages , sowie der Antrag des Abgeordneten

Dannenberg , beseitigt waren , so kam der Ausschußantrag

sammt dem Zusatze des Abgeordneten Niebour zur Abstim¬

mung und zwar gleichfalls auf Verlangen des Antragstellers

mit Namensaufruf.

Für denselben stimmten:

Die Abgeordneten Luerßen , Millers , Bödeker,

Strodthosf , Niebour , Morell , Lübben , Bargmann,

Strackerjan , Tantzen , Bulling , Alfs , Sprenger,

Pancratz ( mit dem Bemerken : er verstehe unter „ soweit

als möglich " soviel als : „ soweit nach den vorliegenden

Umständen vernünftigerweise geschehen könne " ) , Kitz,

Selckmann II ., Nieberdtng l . ( mit dem Bemerken : wie

Pancratz ) , Selckmann I . , Schopen , Konerding,

Grote , v. Thünen.

Gegen denselben stimmten:

Die Abgeordneten Wibel I . , Wöbcken , Claußen

(mit der Bemerkung : in der Voraussetzung , daß unter dem

fraglichen Zusatze etwas Anderes verstanden sei , als Das¬

jenige , was sich der Natur der Sache nach schon von

selbst verstehe ) , Dannenberg , Bocket , v . Finckh,

Püschelberger , v . Lindern , Klävemann , Rösener,

Huesmann , Nieberding II . , Mölling , Völckers,

Lindemann ( mit dem Bemerken : wegen mißbräuchlicher

Unbestimmtheit ) , Tappenbeck.

Der Antrag war mithin mit 22 gegen 16 Stimmen

angenommen.

Es wurde hierauf zur speciellen Discussion überge¬

gangen.
Zum Art . 1.

wurde der Ausschußbericht vorgelesen und der Antrag des

Ausschusses , auf Annahme des Artikels , ohne Discussion

angenommen.
Zum Art . 2.

wurde nach Vorlesung des Ausschußberichts der Antrag

des Ausschusses:

„daß im 1 . Absätze hinter „ Dienstentsetzung " noch

hinzuzufügen sei : „ oder Dienstentlassung " ;

ohne Discussion angenommen.

Zn Beziehung auf Nr . 1 des Ausschußberichts , wo¬

nach der Ausschuß sich gegen die Zulassung von Ausnahmen

im Fall politischer oder Preßvergehen erklärt , stellte der

Abgeordnete Mölling den Antrag:

„der Landtag wolle beschließen : Politische und

Preßvergehen dürfen vom Dienstgerichte nicht be¬

rücksichtigt werden " .

Nach geschlossener Discussion über diesen Antrag wurde

derselbe getrennt in folgenden zwei Puncten zur Abstimmung

gebracht:

1) „ Politische Vergehen dürfen vom Dienftgerichte

nicht berücksichtigt werden " ;

2 ) „Preßvergehen  dürfen vom Dienstgerichte nicht

berücksichtigt werden . "
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Der erste Punct wurde in namentlicher Abstimmung

mit 28 gegen 10 Stimmen angenommen.
Für denselben haben gestimmt:

die Abgeordneten Luersten , Wibel I ., Millers,

Bödeker , Claußen , Dannenberg , Strodthoff,

Niebour , Mvrell , Böckel , Lübben , Bargmann,

Tantzen , Bulling , Püschelberger , Alfs , Sprenger,
v. Lindern , Kitz , Huesmann , Schopen , Konerding,

Grote , Selckmann I-, von Thünen , Mölling,

Bölckers , Lindemann.
Gegen denselben hatten gestimmt:

die Abgeordneten Wöbcken , v. Finckh , Strackerjan,

Klävemann , Pancratz , Rösener , Nieberding I.,

Nieberding II-, Selckmann II ., Tappenbeck.
Vom Abgeordneten Dannenberg wurde die Aus¬

setzung der Abstimmung über den zweiten Punct auf die

nächste Sitzung beantragt.
Nachdem jedoch vom Präsidenten die Ansicht aus¬

gesprochen und von der Versammlung angenommen worden
war : daß in der proponirten Aussetzung eine nach dem

Geiste der Geschäftsordnung nicht zulässige Unterbrechung

der Abstimmung über einen Antrag liege : wurde zur so¬

fortigen namentlichen Abstimmung auch über den zweiten

Punct geschritten.
Es antworteten mit Ja ! :

die Abgeordneten Lindemann , Völckers , Mölling,

v. Thünen , Selckmann I., Grote , Schopen , Hues¬

mann , v. Lindern , Sprenger , Alfs , Püschelberger,

Bulling , Tantzen , Bargmann , Lübben , Böckel,

Morell ( mit der Bemerkung : weil nach dem Staats¬

grundgesetze alle Preßvergehen vor ein Schwurgericht ge¬

hören und dort ihre Erledigung finden) , Dannenberg,

Bödeker , Millers , Wibell ., Luerßen.
Mit Nein ! antworteten:

die Abg . Tappenbeck , Konerding , SelckmannII -,

Nieberding II. , Nieberding I. , Kitz , Rösener,

Pancratz , Klävemann , Strackerjan , v. Finckh,

Niebour , Strodthoff , Claußen , Wöbcken.

Der zweite Punct des Antrags war demnach mit 23

gegen 15 Stimmen angenommen.
Der unter Nr . 2 des Ausschußberichts gestellte An¬

trag : daß im Absatz 2, Zeile 4 des Entwurfs anstatt:

„der Ehre des Dienstes " zu setzen sei : „dem An¬

sehen des Dienstes " ; ward ohne Dtscussion ange¬
nommen.

Da die Fortsetzung des Ausschußberichtes erst heute

den Mitgliedern hatte mitgetheilt werden können, so wurde

die weitere Berathung ausgesetzt.
Der Präsident ersuchte hierauf die Abtheilungen,

sich zunächst mit den Vorlagen der Regierung , betreffend

die authentische Interpretation der Art . 147 . und 202 . des

Staatsgrundgesctzes , sowie mit denen wegen Ausscheidung

des Krongutes und wegen Anschlusses Oldenburgs an die

von Preußen , Hannover und Sachsen vorgelegte Verfassung

zu beschäftigen , mit dem Hinzufügen , daß der die letzt¬

genannte Angelegenheit betreffende Commissions - Bericht

in diesen Tagen werde vorgelegt werden.
Die nächste Sitzung wurde auf Freitag den 17 . Aug .,

Vormittags 10 Uhr , anberaumt und als Tagesordnung
bestimmt:

1) Vorläufiger Bericht des Central -Ausschusses über

die Vorlagen der Regierung in Betreff der au¬

thentischen Auslegung der Art . 147 und 202 des

Staatsgrundgesetzes und der Ausscheidung des

Kronguts;
2) Fortsetzung der Berathung über den Entwurf,

betreffend das Dienstgericht.
Schluß der Sitzung : Nachmittags 1*/z Uhr.

Vorgelesen und genehmigt in der Sitzung vom 17 . August 1849.

Zur Beglaubigung:

Kitz. Tappenbeck.

Druck von H. Kleffer in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Oldenburg , am 17 . August 1849 , Morgens 10 Uhr , im Landtage.

Achte Sitzung.

Vorsitzender : Präsident Kitz.

Nachdem der Schriftführer Tappenbeck das Pro¬

tokoll über die siebente Sitzung verlesen und dasselbe nach

Erledigung einer Reclamation genehmigt worden , zeigte

der Präsident folgende beim Landtage eingekommene Schrei¬

ben an:

1) eine Vorstellung des Joh . Millers und Genossen

zu Höven , betreffend Regulirung des Verhältnisses

ihrer Stellen zum Gute Höven.

Die Petition schlage in das Gebiet des Entschä¬

digungsgesetzes und werde der hierfür niederge¬

setzten Commission zu überweisen sein;

2) eine Petition der Anbauer zu Peheim , um Anerkennung

ihrer Freiheiten und Rechte in der Peheimer Ge¬

meind emark;

3 ) eine Petition der Markenintereffenten zu Westerbakum,

betreffend die lertiu mureulis;

4 ) eine gleiche Petition der Köter zu Büschel ; und

5) eine Vorstellung des Kirchspiels Löningen und Wiek,

um Vermehrung und Verleihung von Postverbin¬

dungen.
Die Petitionen von 2 bis 5 würden für den Pro¬

vinziallandtag zurück zu legen sein.

Die Versammlung war allenthalben mit dem Präsi¬

denten einverstanden.

Der Präsident zeigte ferner an : der Abgeordnete

Wibel II . sei vorgestern und heute von den Sitzungen

dispensirt , weil er anderweit mit Arbeiten für den Landtag

beschäftigt sei.

Die Versammlung ging zur Tagesordnung über und

nahm den anliegenden Bericht des Centralausschusses ent¬

gegen.

Bei der Discussion über Nr . 1 . des Ausschußberichtes

stellte der Abgeordnete Pancratz das Amendement zum

Ausschußantrage , es sei anstatt der Worte „ nähere ge¬

setzliche Bestimmung " zu setzen „ Abänderung des Staats¬

grundgesetzes " .

Nachdem das Amendement zum Beschluß erhoben,

wurde der Antrag des Ausschusses zu Nr . 1 mit dem

Amendement einstimmig angenommen.

Zu Nr . 2 des Ausschußberichtes stellte der Abgeord¬

nete v . Thünen den Antrag:

statt eines besondern Ausschusses für die Aus¬

scheidung des Kronguts wird nur eine Verstärkung

des Budgetausschusses beantragt , aus drei Mit¬

gliedern bestehend , welcher die zunächst erforder¬

liche Untersuchung vornimmt und sich dann mit

der Budgetcommission .vereinigt.

Der Abgeordnete Wibel I . beantragte : es werde ein

besonderer Ausschuß von sieben Mitgliedern erwählt.

Nachdem Wibels Antrag abgelehnt , wurde v . Thü-

nens und dann auch der Antrag des Ausschusses ange¬

nommen . Die Wahl der drei Mitglieder fiel auf Tantzen,

Klävemann und Müller.

Die Versammlung setzte hierauf die Berathung über

den Entwurf eines Dienstgerichts und zwar zunächst über

Artikel 2 . Nr . 2 . fort . Dazu brachte der Abgeordnete

Selckmann II . folgenden Antrag ein:

Der Landtag beschließt , daß unter Ziffer 2 . des Ar¬

tikel 2 . in der ersten Zeile gesagt werde : in allen andern

Fällen , „ in welchen das Erkenntniß über Dienst¬

entsetzung oder Dienstentlassung nicht den or¬

dentlichen Gerichten zugewiesen ist , jedoch"  ein

Staatsdiener sich so re . ( wie im Entwurf ) .

Der Antrag wurde angenommen.

Der Antrag der Minorität des Ausschusses für „ und

zwar sowohl " zu setzen „ und zwar selbst dann " wurde ab¬

gelehnt , dagegen der Antrag der Mehrheit : daß im zweiten

Absätze Alles von den Worten „ und zwar sowohl " bis zu

Ende des Artikels zu streichen sei , angenommen.

Bezüglich der beantragten Aufhebung des Art . 468

des Strafgesetzbuches stellte der Abgeordnete v. Finckh

den nicht unterstützten Antrag : in dem Art . 468 des Straf-
10
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gesetzbuches sind die Worte „ oder Dienstentlassung"
zu streichen . Weitere Nedaction vorbehaltlich . Der Antrag
des Centralausschusses wurde zum Beschluß erhöben.

Die Berathung ging nun zum Art . 3 über , nachdem
der Berichterstatter den betreffenden Theil des Ausschuß¬
berichtes verlesen hatte.

Der Antrag der Minderheit des Ausschusses wurde

abgelehnt , der der Mehrheit auf unveränderte Annahme
des Art . 3 . wurde angenommen . -

Sodann verlas der Berichterstatter den Bericht zu

Art . 4 . des Entwurfs , zu dem der Abgeordnete Mölling

folgenden Antrag stellte:
1) Die Zusammensetzung des Dienstgerichts geschieht

durch Bezeichnung von sechzehn ein Richteramt
bekleidenden Personen und von zwölf aus . dem

zum Geschäftskreise der Justizbehörden gehörigen

sonstigen Personal , und aus dem Personal der
zu den Verwaltungsbehörden gehörenden Personen.

2 ) Die Bezeichnung geschieht durch Wahl . Wähler
sind alle dem Dienstgerichtc unterworfene Staats¬
diener . Wählbar sind alle sud . 1 gedachten Civil-

staatsdiener mit Ausnahme der Mitglieder des
höchsten Landesgcrichts.

3 ) Die Wahlhandlung wird vom höchsten Landes¬
gerichte geleitet . Dasselbe sendet jedem der dem
Dienstgerichte Unterworfenen einen mit dem öffent¬
lichen Siegel versehenen oder sonst beglaubigten
Stimmzettel zu.

4 ) Das höchste Landesgericht setzt alle drei Jahre im
Monat October , das erste Mal jedoch innerhalb

14 Tagen nach Verkündigung dieses Gesetzes,
einen Wahltermin an , der in den betreffenden
Landesblättern öffentlich bekannt gemacht wird.

Jeder Wähler hat bis zu jenem Wahltermine das

Recht , seinen mit den Namen der von ihm zum
Dienstgerichte bezeichnten Personen ausgefüllten

und von ihm eigenhändig unterschriebenen Stimm¬

zettel versiegelt beim höchsten Landesgerichte ein¬
zusenden . Die nach jenem Termin etwa noch ein¬

gehenden Stimmzettel finden keine Beachtung.
Zwischen der Aufforderung und dem Wahltermine
muß ein Zwischenraum von mindestens zwei Mo¬

naten liegen.
5) Wer bei der Wahl die meisten Stimmen erhält,

ist als gewählt zu betrachten . Bei Stimmen¬
gleichheit entscheidet das Loos.

Dazu stellte der Abgeordnete Böckel das Amendement:
die Wahl der für das Dienstgericht bestimmten Staats¬

diener geschieht nach Kreisen , etwa jeder Kreis zwei aus
den Richtern und einen aus den andern Staatsdienern.

Der Abgeordnete Cl außen  stellte den zwar hinreichend
unterstützten aber später unter Rückfichtsnahme auf § . 50

der Geschäftsordnung zurückgezogenen Antrag,

der Landtag beschließt : die Abstimmung über die
Zahl der nach Art . 4 . Absatz 1 . zu wählenden
Personen wird so lange ausgesetzt , bis über die
Zahl der Mitglieder des Gerichts Art . 7 ., das
Recusationsrecht Art . 13 . und die Cassationsinstanz
Art . 46 — 50 entschieden ist.

Das Amendement Böckels  wurde ebenso wie der

Antrag Möllingö  abgelehnt . Desgleichen wurden die
beiden Minoritätsanträge des Centralausschuffes verworfen,
wogegen der Antrag der Mehrheit auf Annahme des Ar¬
tikel 4 . angenommen wurde , nachdem auch die dazu von

ihr gestellten Amendements
(s . Art . 4 . a . E . des Ausschußberichts)

angenommen worden waren.

Der Präsident  kündigte die nächste Sitzung auf

morgen den 19 . August , Morgens 10 Uhr , an.
Tagesordnung:

Veräußerung einer Bauernstelle im Münsterlande

und Fortsetzung in der Berathung des Dienstgerichts.

Schluß der Sitzung : IV » Uhr Mittags.

Vorgelesen und genehmigt in der Sitzung vom 18 . August 1849.

Zur Beglaubigung:

Kitz. ClauHen.

Druck von H . Klesser in Oldenburg.



Anlagen
zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Achte Sitzung, vom 17. August 1849.)

Bericht des CenLralausschusses
betreffend:

1 ) die von der Staatsregierung Inhalts Ministerial -Schreibens vom 10 . August 1819 beantragte authenti¬

sche Auslegung der Art . 147 . und 302 . des Staatsgrundgesetzes ; '

3 ) die Ausscheidung des Krsnguts.
(Ministerial - Schreiben vom 10 . August 1819 .)

L ) ie Commission , in welcher die Abtheilung 5 nicht vertre¬
ten , war

1) in Bezug auf den oben unter 1 . gedachten Antrag
einstimmig der Ansicht , daß die Art . 147 . und 202.
des Staatsgrundgesetzes an sich deutlich und keiner

verschiedenen Deutung fähig seien , daß folgeweise von
einer authentischen Auslegung derselben um so mehr
Umgang genommen werden müsse , als ein solches !

Verfahren zu unabsehbaren und in jeder Beziehung j

zu vermeidenden Conftquenzen Anlaß geben könne . ^
Dagegen war der Ausschuß nicht minder darin ein - i

verstanden , daß eine weitere Bestimmung im Sinne
des Antrages der Staatsregierung aus Len von letz¬
terer angeführten Gründen zweckmäßig erscheine , eine

solche Bestimmung aber nicht im Wege der einfachen ^
Gesetzgebung nach Vorschrift der Art . 157 . und 162.

des Staatsgrundgesetzes , sondern im Wege des Art.
212 . deS Staatsgrundgesetzcs zu treffen sei , eben weil
diese Bestimmung eine Aendcrung des Art . 147 . des
Staatsgrundgesetzes in sich schließe . Daß der Art.

207 . des Staatsgrundgesetzes hier überall keine An¬

wendung leide , der Gegenstand des Antrags der
Staatsregierung vielmehr am zweckmäßigsten durch

einen Zusatz zu Art . 201 . des Staatsgrundgesetzes
seine Erledigung finden könne , erschien dem Ausschüsse
nicht zweifelhaft.

Diesem nach beantragt der Ausschuß einstimmig : i
„der allgemeine Landtag wolle seine Zustimmung zu

dem Anträge der Staatsregierung , wie er zur Zeit

gestellt , nicht ertheilen , sich im klebrigen mit dersel¬
ben dahin einverstanden erklären , daß eine nähere
gesetzliche Bestimmung rücksichtlich des angeregten
Falles zweckmäßig erscheine ."

2 ) In Beziehung auf die nach Anlage I. des Staats¬
grundgesetzes nothwendige Ausscheidung deS Kron-

gutes war der Ausschuß einstimmig der Ansicht , daß
die desfällige Berathung nicht zunächst von den Ab¬
theilungen , sondern von einer Commission vorzunchmen
und von dieser Bericht zu erstatten sei. Ob letzterer

sodann in den Abthcilungen zur Berathung kommen
solle , werde einem weiteren Beschlüsse des Landtags

anheimgestellt werden können . Die Erwägung , daß

in dieser Commission je ein Abgeordneter auö den ver¬
schiedenen Kreisen , rcsp . Landcstheilen des Groß-
hcrzogthums , welcher mit den Verhältnissen derselben
hinreichend bekannt sei , Platz finden müsse und diese

Rücksicht bei der Wahl der Mitglieder der Budget-

Commission maßgebend gewesen und befolgt sei , daß

letztere Commission zur Zeit und so lange die Vor¬
lagen in Betreff des Budgets nicht eingegangen , keine
Beschäftigung in dieser Hinsicht gefunden , daß ferner

die Ausscheidung des Kronguts zu dem Gegenstände,
womit sich jene Commission zu befassen habe , in naher

Beziehung stehe , führte den Ausschuß zu dem einstim¬
migen Anträge:

„die Ausscheidung des Kronguts der Budget -Com¬
mission zu überweisen ."
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Zm Falle diese , Commission sich jedoch ehestens der Be-
rathung der Budget - Borlagen unterziehen und damit diesem
Gegenstände ihre ganze Kraft und Zeit zuwenden müsse , oder
sich aus sonstigen Rücksichten jener Arbeit entziehen zu müssen

glaube , hielt der Ausschuß die Wahl einer besonderen Com¬
mission zum Zwecke der Ausscheidung dcS Kronguts für er¬
forderlich.

Grote . Nteberding . NSsener . Sprenger.

^ ifolge Art . 147 . des Staatsgrundgesetzes soll der von dem
Präsidenten  des Landtags zu leistende Eid in die Hände
deS Großherzsgs oder der dazu beauftragten Mitglieder des
Staats - und Cabinets - Ministeriums abgelegt werden.

Die Ausführung dieser Bestimmung bei dem Zusammen¬
tritt der Provinziallandtage hat ihre eigenthümliche Schwie¬
rigkeit , besonders wenn die drei ProvinziaUandtage gleichzeitig
versammelt sind . Der Eroßherzog selbst oder doch mehrere
Mitglieder deS Ministeriums müßten sich lediglich zum Zweck
der Entgegennahme des gedachten Eides nach Eutin und
Birkenfclv begeben , mit einem Zeit - und Kostenaufwand ?, der
zu jenem Zwecke in keinem Verhaltniß stünde . Dies ist bei
Vereinbarung und Abfassung des Staatsgrundgesetzes auch
schwerlich beabsichtigt.

O .denburg , den 10 . August 1810.
Staats - M

Schleifer-

*

Die Staalsregicrung beantragt daher , der allgemeine
Landtag wolle sich mit ihr in der Auslegung Lek Art . 117.
und 202 . des Staatsgrundgesctzes dahin einverstanden erklären:

daß die Entgegennahme des von dem Präsidenten
eines Provinziallandtags abzuleistenden Eides ( wie
die Eröffnung desselben ) vom Grvßherzvge nicht bloß
einem Mitglied ? des Staats - Ministeriums , sondern
auch einer dazu bevollmächtigten Person aufgetragen
werden könne.

Diese authentische Auslegung wird , wenn der allgemeine
Landtag seine Zustimmung erklärt , gemäß Art . 157 . und 162.
des Skaatsgrundgesetzes als Gesetz zu verkünden sein.

inister i u m.

Zedelius.

v . Grün.

3 .
t'Oei Vorlegung der in der Anlage verzeichneten Actenstücke,
welche die Ausscheidung des Kronguts zum Gegenstände ha¬
ben , wie solche in Gemäßheit der Anlage I. des StaatSgrnnd-
gesetzes und der zur Ermittelung des Pachtertrags auSzu-
scheidendcn Doma -nial - Grundstücke vereinbarten Grundsätze
(Verhandlungen des Landtags zur Vereinbarung des Staats-
gruntgcsetzeS Nr . 103 und 107 ) geschehen soll , erlaubt sich
daS Staats -Ministerium folgende weitere Bemerkungen:

l . Herzogthum Oldenburg betreffend.

1) Der Umstand , daß der durchschnittliche Pachtertrag des
Cäciliengrodens im Amte Jever , wie solcher im Verzeichnisse II.
unter Nr . 5 . veranschlagt worden ist, und nicht wohl anders
veranschlagt werden konnte (ek. Bemerkungen der Kammer-
Revisoren Nr . 8 .) , um ein Bedeutendes hinter der Pacht¬
summe zurückbleibt , zu welcher der Groden nach seiner Be¬
deichung jährlich ausgebracht ist , hat Veranlassung gegeben,
ein Gutachten des Domainen - Inspektors über die Fragen
emzuzichen , wie hoch künftig der Pachtertrag des Cäcilien-

Grodens muthmaßlich sich belaufen werde , indem der gegen¬
wärtige Pachtertrag dafür nicht maßgebend sein kann , weil
bekanntlich in den ersten Jahren nach der Bedeichung jeder
Groden ertragreicher ist als späterhin . Zn Berücksichtigung
der gutachtlichen Erklärung des Domainen -Jnspertors ist von
Seiner Königlichen Hoheit dem Großhcrzoge nichts dagegen
zu erinnern gefunden , daß der Eäcilien -Groden statt zu dem
berechneten durchschnittlichen Pachtwerthe von 2999 Rthlr.
20 Gr . zu 3500 Nthlr . angenommen werde . Zur Sicherung
dieses Pachtertrags werden nach einem vorläufigen Anschläge
des betreffenden Deichbcamtcn auf die Verstärkung und Er¬
höhung des Deichs um den Eäcilien -Groden in den nächsten
zwei bis drei Jahren eire » 3000 Rthlr . aus der Krongut-
Easse zu verwenden sein.

2) Dem Wortsinne nach würden nach tz. 4 : der Anlage I.
des StaarSgrundgeietzeS als Außengroden alle diejenigen Grund¬
stücke nicht als Krongut aufzunehmcn sein , welche landfest
außerhalb Deichs belegen sind , wiewohl die an der Weser be¬
findlichen meist nicht unter der Benennung E :roden befaßt,
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sondern als Platen oder Sande bezeichnet werden. Allein
nach dem Grunde jener Bestimmung des tz. 4. fallen die ge¬
dachten Außenzründe augenscheinlich nicht unter dieselbe, in¬
dem bei ihnen nicht die Rücksichten vorwalten, welche die
Ausscheidung der Außenzrvden an den Secküsten vom Krvn-
gutc als räthlich haben erscheinen lassen. Es ist nämlich ei¬
nes Tbcils eine wesentliche Veränderung.jener Außcngründe,
insbesondere eine irgend erhebliche Vergrößerung derselben
durch Anwuchs, überall nicht zu erwarten, andern Theils
kann ihre mögliche Verwendung für besondere Staatszwccke,
oder eine etwaige Umlegung des Deichs um deswillen nicht
in Betracht gezogen werden, weil sie von Privatgrundstücken
umgeben sind, deren Schicksal sie zu theilen haben.

Unter diesen Umständen hat die Stnatsregicrungnm so
weniger Bedenken getragen, die fraglichen Außcngründe in
das Verzcichniß des auSzuschcidenden Kronguts aufnehmen zu
lassen, als ein genügender Ersatz in angemessener Weise kaum
möglich erscheint. Ein besonderes Verzcichniß derselbe» ist
angelegt, zugleich der Uebersichtlichkeithalber, wegen der im
Amte Rodenkirchen vorhandenen Grundstücke der fraglichen
Art, eine Eharle, worin dieselben rvth angelegt und mit den¬
jenigen Nummern bezeichnend sind, welche sie nach den Gü-
ter-Verzeichnisscn(Anlage v. zur Nachweisung II.) führen.
Rücksichtlich der im Amte Landwührden belegcmn Außen¬
gründen(Nro. 16 und 19. des Verzeichnisses) findet ein ähn¬
liches Vcrhältniß statt, sie grenzen an die Weser und zwischen
ihnen und dem Deiche sind verschicdenene Privatgrundstücke
belegen. Die Lage der im Amte Berne befindlichen Außen¬
gründe (Nr. 21 und 22 des Verzeichnisses) kann nicht naher
angegeben werden, weil es auf dem VermessungS-Amte noch
an den erforderlichen Charten fehlt, indeß kann auch ihrer
Ausscheidung als Krongut ein Bedenken schwerlich entgegen
stehen, ebenso endlich der des Altenhuntorfer Grodens(Nr. 25.
des Verzeichnisses).

3) Bei der Berechnung des Pachtcrtrags vom Adclhcids-
und Eatharinen- Groden ist die Nutzung des Grodendeichs
nicht mit in Anschlag gebracht, weil dieselbe, sobald der Deich
an die Interessenten als Schaudeich übergeht, diesen verblei¬
ben muß. Es empfiehlt sich darnach augenscheinlich, den Er¬
trag der Deichnutzung nach wie vor für die Staatscassc zu
berechnen.

II. Fürstenthum Lübek betreffend.
Außer den als zum Krongute geeignet verzeichnet««:

Gegenstände könnten noch folgende in Betracht kommen:

Oldenburg, den 10. August 1819.
Staats - M

Schlotfer.

1) neben der Fischerei in dein großen Eutiner-- und dein
Ukelei-See, welche zum Krongute auSgeschicdcn ist, die Fischerei
in sammtlichen übrigen zum Staatsgute gehörigen Seen dcS
Fürstcnthums, mit einem durchschnittlichen Gesammt-Pacht-
werthe (einschließlich der vorgenannten beiden Seen) von
376 Rthlr. 1t Sch. Sie erscheint gleichwohl zur Ausschei¬
dung als Krongut nicht geeignet, weit in Rücksicht auf zu be¬
sorgende aus dem Art. 60. des Staatsgrundgesctzes hcrzulei-
tende Ansprüche der Ertrag dieser Fischerei überall nicht als
gesichert angesehen werden kann.

2) Die große OvendorferHofwieft, die ehemalige Kalten-
höfer Beamtenwiese, Stückbreitenwiesegenannt, die ehemalige
Lohmühlenwiese, zu einem durchschnittlichen Gesammt-Pacht-
werthe von 69 Rthlr. 4!^ Sch.

Die Regierung zu Eutin erklärt indeß, daß es nach dem
zur Zeit noch nicht vorliegenden Ergebnisse der desfallsigen
commissarischcn Verhandlungen wahrscheinlich dringend er¬
wünscht sein werde, über diese Grundstücke bei der Ermittelung
von Instcn-Parccllen im Amte Schwartau verfügen zu kön¬
nen,  und hat daher die Staatsregierung kein Bedenken ge¬
tragen, von ihrer Ausscheidung bei Ermittelung des Kron-
guts abzusehen. Welche Parcellen von dem Bau - und Beu-
tiner-Hofe für die Insten und landlosen Eigenkätner abzulegen
sein werden, ist noch nicht schlüssig ermittelt, und muß daher
nähere Mittheilung Vorbehalten bleiben.

3) Die Hemmelsdorfer Gras - und Rcthwindung, zu ei¬
nem durchschnittlichen Ertrage von 184 Rthlr. 2 t Sch. Die
Gras - und Rethwindung wird administrirt und ist bei der
Ermittelung des Kronguts nicht mit in Berechnung genom¬
men, weil, insofern es nicht durchaus erforderlich ist, es den
Vorzug zu verdienen scheint, administrirte  Dvmam'a'-
Stücke nicht als Krongut auszuscheiden. Der Ertrag ist zu¬
dem ganz besonders schwankend, indem derselbe in einem
Jahre aus 6 Rthlr. 12 Sch. herabgesunken, in einem andern
bis zu 383 Rthlr. 9 Sch. gestiegen ist.

IO. Fürstenthum Birkenfeld betreffend.
Außer den vsrzeichneten Grundstücken sind keine als zum

Krongut geeignet anzusehende vorhanden, indem die mit ein¬
zelnen Dienstwohnungen verbundenen doch nicht wohl von
denselben getrennt werden mögen.

Eine Zusammenstellung des Ergebnisses der Berechnungen
des PachtwcrlheS der in den verschiedenen Landestheilen als
Krongut ausgeschicdenen Grundstücke ist angelegt.

inistcriu m.
Zedelius.

v. Griin.
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Berzeichniß
derjenigen Aetenstücke, welche mit dem Schreiben des Staatsmimsteriums vom 29. August k849, betreffend die

nach' §. I . der Anlage!. des StaatsgrundgeseHes von dem Domamaibcstande des Großherzogthums auszu-

scheidenden und für Krongut zu erklärenden Grundstücke, an den allgemeinen Landtag deS

Großherzogthums übergeben werden.

!. Herzogthum Oldenburg betreffend.
1) Bemerkung der Kammer- Revisoren Lange und Ca-

sten, betreffend die Verzeichnisse der nach Artikel 208.
Anlage l. des Staalsgrundgesetzes vom Domanialbe-
stande rc. auszuschcidendcn Grundstücke, datirt 29. Juni
1819. ,

L) Berzeichniß I. der als Krongut auszuscheidendcn
Grundstücke und Gebäude vom nämlichen Datum.

,3) BerzeichnißU. derselben vom nämlichen Datum. z
4) Auszug aus dem BerzeichnißI!. , enthaltend die an ^

der Hunte und Weser belegenen Grodenlandereien. l
5) Extracr aus der Kirchspietskarte Rodenkirchen zum

Berzeichniß II. ^
6) Anlage A. zum BerzeichnißI. der auszuschcidcnden

Krongütcr, enthaltend die Durchschnittberechnungcn
des Ertrages der Grundstücke, wobei sich Nebenanla¬
gen A.—b. befinden.

7) AnlagenL. zum BerzeichnißI. derselben, enthaltend
Auszüge aus den bei der Kammer vorhandenen Ver¬
zeichnissen(Jnvenlancn) der Staats - und Krongüter.

8) Anlagen0. zum BerzeichnißI. derselben,, enthaltend
zwei Originalberichte des Amts Oldenburg vom
2. Mai 1849 und des Stadtmagistrats zu Jever
-vom 10. April 1849, gerichtet an die Kammer zu
Oldenburg.

9) Anlage .1. zum Berzeichniß II. der als Krongut aus-
zuschcrdendcn Grundstücke und Gebäude, enthaltend
die Durchschnittderechnungendes Ertrags der Grund- i
stücke, wobei sich NebenanlagenA. —1. und Un- l
tcranlagen zur NebcnanlageL. von Nr. 1. —5. i
befmdcn. !

10) Anlagenl!. zu demselben, enthaltend Auszüge aus den
bei der Kammer vorhandenen Verzeichnissen(Jnvcn-
tarien) der Staats - und Krongüter.

11) Gutachten des Domainen-Jnsvcctors Heumann in
Betreff des Cäciliengrodens vom 3. August 1819, mit
einer Anlage.

12) Abschrift des Verzeichnisses der herrschaftlichen Domai¬
nen im Hcrzogthum Oldenburg und in drr Erbherr¬
schaft Jever, dessen Original von der landesherrlichen
Commission der Versammlung der 34 Abgeordneten
am 6. Mai 1818 übergeben, indessen von derselben
nicht zurückgelicftrt ist (es war mit Kammer-Bericht
vom 26. April 1818 dem Großhcrzog überreicht).

II. Fürstcnthum Lübeck betreffend.

13) Uebersicht der im Fürstenthum Lübeck als Krongut
gewählten Domainen so wie deren Pachterlrag u. s.
w. , dalirt Eutin 1819 Mai 17. und unterzeichnet
von dem Regierungs- Cassirer Kasch, so wie dem
Amtseinnchmcr Crcutzfeld, mit Anlagen rl.—k. und
3. , so wie mit einer Nebenanlage zur Anlageä..

14) Bemerkungen zu dieser Uebersicht mit 2 Anlagen.

III. Fürste nthum Birkcnfeld betreffend.

15, 16) Zwei Nachweisen, lit. A. und I!. , wovon erstere
die Flachengröße, Cullur-Art rc. der aus dem Doma-
nialvermögen deS Fürstenihums auszuschcidcnden Kron-
güker, letztere den durchschnittlichen Pachtcrtrag dersel¬
ben enthält, vom 20. März 1819 dalirt, und mit
den Unterschriften des Rentschreibcrs Huber, so wie
des Negierungs-Cassirers Schn, versehen.
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Zusammenstellung
des Ergebnisses der Berechnungen deS Pachtwerthes derjenigen Grundstücke , welche in den verschiedenen Landes-

theilen des Großherzogthums Oldenburg , gemäß Art . 208 Anlage l . §2 des Staatsgrundgesetzes zur

Sustcntation des Großherzoglichen Hauses auszuscheiden und für Krongut zu erklären sein werden.

I. Herzogthum Oldenburg betreffend:
daS Verzcichniß I>. vom 29 . Juni 1649 enthalt unter Hinzu¬

rechnung der Ergebnisse deS Verzeichnisses !. einen Durch-

schnittSertrag von . 73078 Thlr . 16 Gr.

denen wegen deS Cäciliengrodens ( Nr . 7.

deS Verzeichnisses II.) hinzugehen . . - 500 „ 52 „

machen 73576 Thlr . 68 Gr.

dagegen werden die im Verzeichnisse I.
vom 29 . Juni 1849 . unter den Ordnungs-
Nummern 5 . 51 bis 78 . mit einem Durch-

schnittertrage von . . 1121 Thlr . 70Gr.

aufgeführten Grund¬
stücke angemessener
Weise auSfallen , mithin

für Herzogthum Olden¬
burg nur verbleiben . . . — . . — 72153  Thlr . 70Gr.

II. Fürstenthum Lübek betreffend:

die Uebcrsicht vom 17.

Mai 1819 enthält einen
Durchschnittscrtrag von 9958 Thlr . 11 '/ , Sch.

wovon angemessener
Weise das unter Vkll.

dieser Uebcrsicht verzeich¬
net ? Grundstück auSfal¬
len wird mit . . . 31 „ 18 '/ ., „

bleiben 9925 Thlr . 26 Sch.

Schleswig - Holsteinisch
Courant , wofür nach
dem Verhältnis vonö:  6
in Courant des 11r

FußeS anzunehmen sind - . . 11910THI . 17Gr.

»I . Fürstenthum Birkcnfeld betreffend:

die Nachweise vom 20.

März 1819 enthält . 637 Thlr . 28 Gr.

im Ganzen 8500 l Thlr . 71 Gr,

Bericht des Centralausschusses
über den Entwurf eines Gesetzes , betreffend die Niedersetzung eines Dienstgenchks.

Zunächst kam cs im Ausschüsse zur Frage , ob der vor¬

liegende Gesetzentwurf seinen wesentlichsten Bestimmungen

nach aus richtigen Grundsätzen beruhe , und derselbe danach

zur Grundlage für die weitere Berathung im Einzelnen zu

nehmen , oder ob etwa ein neuer Entwurf auszuarbcilen sei.

Namentlich hatte der Mangel der bei Geschwornengerichten

überall vorgeschriebenen vollständigen Mündlichkeit vielfach Be¬

denken erregt . Da jedoch nach Artikel 126 . des Staatsgrund-

gcsetzcs , welcher hier zunächst zur Basis dient , das einzu¬

setzende Dicnstgcricht auf den Grund der Berufsglcichhcit ge¬

bildet werden soll , also ein eigentliches Genoffengcricht ist:

so erscheint es dem Ausschüsse nicht unbedingt nöthig , hier

die Vorschriften über Geschworncngerichte streng zur Anwen¬

dung zu bringen . Während die Geschwornen in ihm nur

über einzelne , scharf begränzte Thatfragen , namentlich über

deren Beweis zu urtheilcn haben , liegt cs dem Diensigericht

ob , verschiedene Thatsachen , eine ganze Reihe von Handlun¬

gen , zusammenzufassen , den ganzen fortgesetzten Lebenswan¬

del eines Staatsdiencrs zu beurtheilen , und sich danach eme

bestimmte Ansicht über die Unfähigkeit oder Unwürdigkeit des¬

selben zu bilden . Die Thätigkeit des Dienstgerichtes ist also

insofern eine andere , als die der Geschwornen , und wenn der

Art . 126 . des Staatsgrundgesetzes dennoch sagt , dasselbe er¬

kenne als Schwurgericht , so kann dieses wohl nur allein aus

den Beweis und auf daS Urthcil über die Wahrheit der vor¬

gebrachten Thatsachen bezogen werden.
Auf der andern Seite aber verkennt der Ausschuß nicht,

daß die Mündlichkeit aller Verhandlungen dem erkennenden

Richter ein viel deutlicheres und klareres Bild derselben gicbt,

und ist daher der Ansicht , daß auch bei dem Dienstgerichte
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der Grundsatz der Mündlichkeit soweit als nur möglich durch¬

geführt werde . Da dieses aber eine völlige Umarbeitung des
Entwurfs nicht erfordert , sondern eine Abänderung der ein¬

zelnen dahin gehörenden Artikel genügt , so ist der Ausschuß ^

einstimmig der Ansicht : ^
„daß der vorliegende Gesetzentwurf zur Grundlage der !

Berathungen genommen werde " .
Art . 1. ^

Hierbei kam es zur Sprache , ob nicht dadurch , daß i

sämmtliche Civilstaatsdiener dem Dicnstgerichte unterworfen ^

würden , die Unabhängigkeit der Richter gefährdet erscheine . .

Der Artikel 126 . des Staatsgrundgefetzes rede nur von Be - !

amten , lasse es also zweifelhaft , ob das Dienstgericht auch >
für die Richter eingesetzt werden solle . Dieses Bedenken hin¬

sichtlich der Unabhängigkeit der Richter erschien aber nicht er¬

heblich , da ja nur Bcrufsgcnossen über ihn urtheilen . Weil
aber die Möglichkeit , einen unfähigen oder unwürdigen Rich¬

ter aus dem Dienste zu entfernen , sogar häufig viel nothwen-

diger erscheint , als dieses bei andern Staatsdienern der Fall

ist , so hält der Ausschuß die allgemeine Beziehung des Ar¬

tikels auf alle Civilstaatsdiener für angemessen , dagegen die
weitere Erstreckung auf die Staatsdiener des Militairstandes,

wegen der rigentdümlichen Verhältnisse des letztem , nicht für

thunlich , und empfiehlt er daher die Annahme dieses Artikels.

Art . 2.

Da der Art . 356 . dcS Strafgesetzbuchs nicht nur die Ver¬

bindung der Dicnstentsetzung , sondern auch die der Dienst¬
entlassung  mit der wegen eines gemeinen Verbrechens ver¬

wirkten Festungsstrafc zuläßt , so wird im ersten Absätze hin¬

ter „ Dienstentfttzung " noch hinzuzufügen sein : „ oder Dinst-

enklassung " ; denn cS ist nicht abzusehen , weshalb das Dienst¬

gericht hier nicht auch auf das Mildere , nämlich die Dienst¬
entlassung , sollte erkennen können.

Bei dem zweiten Absätze kam zur Frage:

1) ob hier noch in denjenigen Fällen , wo ein Civilstaats¬
diener wegen politischer oder Preßvcrgehen verurthcilt
sei , später das Diestgericht sollte eintreten können und

alle diese Fälle nicht vielmehr ausdrücklich auszunch-
men seien , weil cS fast scheinen könnte , Laß der Be¬

troffene wegen dieser Vergehen 2 mal bestraft werden

dürfe . Dieser Grund erschien aber nicht als richtig,

weil das Vergehen nicht als einzelne zu bestrafende
Thalsache vom Dienstgcricht beurtheilt , sondern nur

insofern in Bet acht gezogen wirb , als dasselbe zur
Beurtheilung der Unwürdigkeit und der daraus fol¬
genden Unfähigkeit des betreffenden SkaatsdienerS die¬

nen kann . Im klebrigen schienen keine triftigen Gründe

für jene Ausnahmen vorhanden zu sein ; wohl aber

könnten dieselben zu manchen Schwierigkeiten Veran¬

lassung geben , da sich die Grenze zwischen politischen
und andern Vergehen nicht scharf ziehen läßt , und der

Versuch nahe liegen würde , durch Unterschiebung po¬

litischer Motive ein gemeines Vergehen zu einem Po¬

litischen zu stempeln . Daher ist der Ausschuß einstim¬
mig gegen die Zulassung der erwähnten Ausnahmen.

2) Da das Staatsgrundgesetz keinen Standcsunierschied,
also auch keinen besondern Stand der Staatsdiener
und eine Standesehre derselben kennt , so dürfe zur

Vermeidung der Mißdeutung , als ob hier eine beson¬

dere Standcsehrc gemeint sei , während doch nur von

dem nothwendigen äußern Ansehen  dcS Dienstes
die Rede sein kann , — im Absatz 2 , Zeile 4 anstatt:

„der Ehre des Dienstes"  zu setzen sein : „dem
Ansehen deS Dienstes " .

3 ) Da die allgemeinen Bestimmungen des 2 . Absatzes
hinreichend klar sind , um gegründete Zweifel über die

Subsumtion einzelner Fälle unter denselben auszuschlic-

ßcn , so erscheint die Hinzufügung der beiden Sätze
unter s und b ebensowohl überflüssig , als den Sinn

deS ganzen Absatzes verdunkelnd , weil es in der jetzi¬
gen Fassung zweifelhaft bleibt , ob dieselben als Bei¬
spiele oder als Bedingungen hinzugefügt sind . Der

Ausschuß trägt daher mit 4 gegen 1 Stimme da¬
rauf an:

„daß im 2 . Absätze alles von den Worten : „ und

zwar sowohl " — bis zu Ende des Artikels gestrichen
werde " .

Die Minderheit glaubt , daß eine verbesserte Fassung
genüge , und schlägt daher vor , daß zur Vermeidung
der erwähnten Dunkelheit statt „und zwar"  gesagt

werde : „und zwar selbst  dann " .
4) Endlich kommt die auch in dm Adthcilungen verschie¬

den beamworiete Frage in Erwägung , ob es nicht an¬

gemessen oder sogar nöchig erscheine , den Art . 468 . des

Strafgesetzbuches ausdrücklich aufzuheben . Da derselbe
lherls durch die Einrichtung des Dienstgerichts und die

dafür geltenden Bestimmungen überflüssig werde , theilS

aber mi : denselben in Widerspruch gcrathcn könne , so

ist Li : Mehrheit des Ausschusses — 3 gegen 2 Stim¬

men — der Ansicht , daß jener Artikel aufzuheben sei,
und schlägt daher folgenden Zusatz vor:

„Die Bestimmungen des Art . 468 . des Strafge¬

setzbuches sind hierdurch aufgehoben ."

Die - inderhcit dagegen hält diese Aufhebung we¬

der für ncthwmdig , noch für angemessen , da im Art . 468.

des Strafgesetzbuchs Fälle enthalten sind , welche schwer¬

lich unter den Begriff der Unfähigkeit oder Unwürdig-
keit zu bringen se n dürsten , gleichwohl aber nach wie¬

derholter disc plinarischer Bestrafung cs im Interesse

des Dienstes und des Staates als nokhwendig erschei¬
nen lassen , den betreffenden Staatsdimer durch Erkennt-

niß der ordentlichen Gerichte aus dem Dienste zu ent¬
fernen.

Art . 3.

Eine Minderheit des Ausschusses beantragt , in Ueberein-

stimmung mit der Ansicht einer Abtheilung , daß anstatt „Her¬

zogthum"  gesetzt werde : „Grvßh erzogthu m " , weil
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darin, daß nur die im Herzogthum angest.llten Staatsdiener
das Dienstgericht bilden sollen, eine Zurücksetzung der beiden
andern Landcsthcilc und der darin angestcllten Staatsdiener
gefunden werden könne. Die Wehrhek— 4 gegen1 Stimme
— kann in diesen Bestimmungen aber keine Zurücksetzung
erblicken, weil die Staatsdicner häusig von dem einen LandeS-
cheil nach dem andern versetzt werten und zwischen denselben
keine innere Trennung je nach den Landesthcilen, in welchen
sie angestelll sind, stattfindet, während die angegriffene Be¬
stimmung durch die Unmöglichkeit, in den beiden anderen klei¬
neren LandeZlheilen das Dienstgcricht zu bilden, und durch die
unveihaltnißmäßig hohen Kosten, welche die Reisen der in den
beiden Zürstcnthümern wohnenden Mitglieder verursachen wür¬
den, hinreichend moliviri erscheinen. Die Mehrheit trägt da¬
her auf unveränderte Annahme des An. 3. an.

Art. 4.
1) Eine Minderheit von 2 Stimmen hält eS für bedenk¬

lich, dem höchsten LandcSgcnchtc allein die Bezeich¬
nung der Personen für das Dienstgcrichl zu überlassen,
weil demselben dadurch ein zu großer Einfluß auf die
Zusammensetzung desselben gegeben werde und ihm auch
nicht stets die nölhige Personalkemüniß der Lcrwal-
tungSbcamtcn zugctrauet werden könne. Daher schlägt
ein Mitglied vor:

„daß die Bezeichnung der Personen für das Dienst¬
gericht von dem Landtage geschehe",

ein anderes Mitglied aber:
„daß ' /, der Personen vom Landtage, '/g von

dem höchsten Landesgerichte und '/^ von sämmtlichen
nicht auf Kündigung oder provisorisch angestcllten
Staatsdicnern durch Wahl bezeichnet werde".

Die Mehrheit ist dagegen der Ansicht, daß das höchste
Landesgericht so unabhängig und unparteiisch dastehe,
daß demselben die Bezeichnung der Personen unbe¬
denklich überlassen werden könne, während der Landtag
in seiner Mehrheit leicht eine bestimmte Partcirichtung
verfolge, die ihn zur Bezeichnung jener Personen nicht
passend erscheinen lasse; auch besitze das höchste Lan¬
desgericht ohne Zweifel eine eben so große, wenn nicht
größere Kenntniß der zu dem Dienstgcricht paffenden
Verwaltungs-Beamten, als der Landtag, und endlich
erscheine die Wahl durch die sämmtlichen Staats-
diencr gar zu schwierig und weitläufig, auch insofern
bedenklich, als leicht -die jüngeren Staatsdicner ein
zu großes Uebcrgewicht erlangen könnten und dann
über Vorgesetzte oder höhere Staatsdiener, in deren
Stellen sie einrückcn würden, zu Gericht sitzen müß¬
ten. Demnach trägt die Mehrheit des Ausschusses
darauf an:

„daß der erste Theil des ersten Absatzes des Art. 4.
unverändert angenommen werde."

4) Einstimmig ist der Ausschuß aber darin, daß der zweite
Theil des ersten Absatzes einer Acnderung bedürfe. Er
ist zwar damit einverstanden, daß zwischen den ein

Nichtcramt bekleidenden Personen und den übrigen
Staatsdicnern ein festes Zahlenverhältmß bestimmt
werde und daß die Zahl der ecsteren überwiege, weil
die größere Unabhängigkeit derselben und die tägliche
Beschäftigung mit dem Rechlsprechen mehr Garantien
bietet; allein es erscheint eines Theils die Anzahl von
2l Perlenen nicht groß genug, um dem Recusations-
rechte hinreichend Raum zu geben und neben dem
Diensigerichte noch eine hinreichende Anzahl nicht re-
cusirtcr Ersatzmänner zu behalten, weshalb die Anzahl
von 2s Personen passender erscheint. Andern TheilS
würden nach den Worten des Artikels nicht nur Ad¬
vokaten, sondern auch provisorisch oder auf Kündigung
angeftellte Staatsdiener mit im Dienstgcricht sitzen kön¬
nen. Da aber der Art. 426. ausdrücklich die BerufS-
gleichhcit zur Bedingung macht, und die Advokaten
keine Staatsdiener sind, dieselben auch unter sich zur
Ausscheidung unwürdiger Mitglieder ein Genvssenge-
richt bilden müssen, in welchem dann schwerlich Staats¬
dicner einen Platz finden dürsten: so sind dieselben
auch nicht in ein Dienstgericht für Staatsdiener zu be¬
rufen. Daß auch die provisorisch oder auf Kündigung
angestcllten Staatsdiener davon auszuschließen sind,
rechtfertigt sich, abgesehen von andern Gründen, schon
dadurch, daß nach ihrer Stellung das Dienstgcricht
auf dieselben keine Anwendung finden wird. Danach
trägt der Ausschuß darauf an, den zweiten Theil des
ersten Absatzes so zu fassen:

aus den ein Richtcramt bekleidenden Personen,
jedoch mit Ausschluß der Mitglieder des höchsten
Landesgerichts, sechs zehn , aus Len sonstigen nicht
provisorisch oder auf Kündigung angestcllten Staats¬
dienern dcS CivilstandeS 12 Personen, für das Dienst¬
gericht bezeichnet."

Zm 2ten Absätze dürste statt des ersten Satzes zu sagen
sein:

„Die Wahl der zu Bezeichnenden geschieht in geheimer
Slimmgebung nach absoluter Mehrheit der wenigstens
zu 2/g versammelten Mitglieder."

Im klebrigen wird derselbe zur Annahme empfohlen.
Art. S.

Wird zur unveränderten Annahme empfohlen.
Art. 6.

Die Zahl 24 wird nach dem zum Art. 4. Gesagten in
28 umzuändern sein.

Sollte aber die Ansicht der Minderheit hinsichtlich der
Bezeichnung der Personen für das Dienstgericht vom Land¬
tage gebilligt werden, so würde danach der 2te Absatz geändert
werden müssen, indem der Landtag nur, wenn er versam¬
melt ist, die Wahl vornehmen kann, sonst aber der ständige
Landtagsansschuß an dessen Stelle treten, und wenn dieser
nicht gebildet würde, die Wahl von Seiten des Landtags bis
zu seiner nächsten Zusammenbcrufung ganz unterbleiben müßte.
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Art . 7.

Der Ausschuß erachtet einstimmig die Zahl von 7 Mit¬
gliedern für daS Dicnstgericht als angemessen . Jedoch hält er¬
es für nöthig , daß der Staatsanwalt und der Angeklagte vor¬
der Ausloosung ihr AblchnungSrecht ausübcn , weil sie bei der
Ausloosung nicht wissen können , welche Namen gezogen , und
ob nicht noch unbeliebtere in der Wahlurne zurückbleiben
werden.

Deshalb dürfte sowohl dem Staatsanwalt als auch dem
Angeklagten das Recht zu geben sein , vor dem Beginn der
Ausloosung jeder von den ein Richteramt bekleidenden Per¬
sonen vier  und von den übrigen für daS Dienstgericht be-
zcichneten Personen drei  ohne Angabe von Gründen abzu¬
lehnen . Von den übrig bleibenden ein Richteramt bekleiden¬
den Personen würden dann vier und von den übrigen drei
durch das Loos zum Eintritt in das Dienstgericht bestimmt
werden , und auch noch genug,nicht abgelehntc Personen übrig
bleiben , um demnächst als Ersatzrichter durch das Loos be¬
stimmt zu werden.

Da die Ablehnung der Richter und das Verfahren beim
AuSloosen erst im Art . 13 . und 14 . behandelt wird , so würde
hier nach dem Getagten der Art . 7 . etwa so zu fassen sein:

»Zn jedem Falle der Zusammenberufung des Dienst-
gerichtcS geschieht die Ausloosung ( Art . 6 .) in der
Weise , daß , nachdem sowohl der Staatsanwalt , als
auch der Angeklagte von dem ihnen zustehenden Ab¬
lehnungsrechte (Art . 13 .) Gebrauch gemacht oder dar¬
auf verzichtet haiuii , zuerst aus den übrigen ein Rich¬
teramt bekleidenden Personen vier,  sodann aus den

andern übrig gebliebenen für das Dienstgericht bezeich-
ncten Personen drei  durch das Loos bestimmt werden.
(Art . 13 . und 14 .) Die ausgcloostcn sieben  Perso¬
nen bilden daS Dicnstgericht . Aus den nicht abge-
lehntcn und nicht ausgeloosetcn Personen werden dem¬
nächst die nökhigen Ersatzrichter gleichfalls durch das
Loos bestimmt ."

Schnellprefsendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Vorsitzender: Präsident Kitz.
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Gegenstand : Gesetz über das Dienstgericht , Artikel 5 bis 18 , Verkauf des Strathmamrs Eolonar zu Holdörf/ ' ' ' " ^
Verloosung der Abtheilungen . .. . . -

Nachdem das letzte Protocoll vorgelesen und nach

Erledigung einer dagegen gemachten Bemerkung für ge¬

nehmigt erklärt war , wurde zur Tagesordnung , der Be»

rathung des Gesetzentwurfs über das Dienstgericht , über¬

gegangen.
Art . 5 . wurde nach dem Vorschläge des Ausschusses

unverändert angenommen.
Zu Art . 6 . wurde der Antrag des Ausschusses , die

Zahl 21 in 28 umzuändern , zum Beschluß erhoben , und

der Artikel mit dieser Acnderung angenommen.

Der Art . 7 . wurde in der Fassung wie er im Aus¬

schußberichte ( Anlage 4 .) am Ende unter Art . 7 . vor-

geschlagcn ist , angenommen.

Nach Art . 7 . beantragte der Unterzeichnete Abgeord¬

nete Niebour einen Artikel dahin.

Sofort bei der Wahl der für das Dienstgericht

bestimmten Personen ( Art . 4 .) wählt das höchste

Landesgericht auf die im Art . 4 . angebene Weise

aus seiner Mitte drei Personen , welche für die Art . 4.

gedachten drei Jahre eine Anklagekammer bilden.

Dieser Antrag wurde angenommen.

Zu Art . 8 . beantragte derselbe , daß der Eingang

lauten möge.

Anträge auf Anklage bei der Anklagekammcr und

Anklagen bei dem Dienstgerichte u . s. w.

Mit dieser Acnderung wurde der erste Absatz des Ar¬

tikels angenommen , und sodann die Streichung des zwei¬

ten Absatzes , wie vom Ausschüsse vorgeschlagen , beschlossen.

Der Art . 9 . wurde mit dem vom Ausschüsse vorge¬

schlagenen Schlußsätze angenommen.

Dabet wurde ausgesprochen , daß , wenn später bei der

Redaction die beschlossene Anklagekammer Aenderungen noth-

wendig mache , solche Vorbehalten blieben.

Zu Art . 10 . wurde nach dem Ausschußantrage die

Streichung der Worte : „ welcher die Aufgabe des Staats¬

ministeriums anzulegen ist " genehmigt . Ebenso wurde der

Antrag des Ausschusses auf Acnderung des ersten Satzes

im zweiten Absätze , und mit diesen Aenderungen der Artikel,

unter Hinweisung jedoch auf die etwa durch die beschlossene

Anklagekammcr nothwendig werdenden Modificationen an¬

genommen.
Die Art . 11 . und 12 .,?wurden , wie vom Ausschüsse

vorgeschlagen , angenommen.

Zu Art . 13 . wurde die Streichung der vier letzten

Absätze und die Acnderung des ersten Absatzes , wie vom

Ausschüsse beantragt , beschlossen.

Art . 14 . angenommen , in der vom Ausschüsse vorge¬

schlagenen unveränderten Gestalt.

Art . 15 . unverändert angenommen , wie im Entwürfe

vorgeschlagen.
Zu Art . 16 . wurde die vom Ausschüsse hinsichtlich des

dritten Absatzes vorgeschlagene veränderte Fassung ange¬

nommen , und ist sodann mit dieser Acnderung der ganze

Artikel angenommen.
Art . 17 . unverändert , wie im Entwürfe angenommen.

Art . 18 . wurde in der veränderten Gestalt , wie vom

Ausschüsse vorgeschlagen , angenommen.

Hiernach wurde dieser Gegenstand verlassen , und über¬

gegangen zu der Berathung der Vorlage des Staatsmi¬

nisteriums vom 9 . August d. I . ( Anlage HZ , betreffend

den Verkauf des heimgefallenen Strathmanns Colonats

zu Holdorf ( Amts Damme ) .

Der Abgeordnete von Thünen erstattete Namens des

Budgets - Ausschusses den anliegenden Bericht ( Anlage L .) .

Zu dem Anträge des Ausschusses:
11
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Der Landtag wolle in Gemäßheit des Art . 2t0.
des Staatsgrundgesetzes seine Zustimmung zu dem
Verkauf des heimgefallenen Strathmanns Colonats
zu Holdorf beschließen,

stellte der Abgeordnete Grote den Zusatzantrag:
Jedoch soll hierdurch der Verwendung der Güter
der Commende Lage in keiner Weise vorgegriffen
werden.

Dieser Zusatzantrag und der Ausschußantrag wurden
angenommen.

Der Regierungsbevollmächtigte Runde überreichte ein
Schreiben des Staatsministerii vom 15 . d . M ., betreffend
Bemerkungen zu dem Voranschlag der Centralausgaben des
Großherzogthums für das Jahr 1849 . Dieses Schreiben
wurde vom Vorsitzenden an den Budget - Ausschuß verwiesen.

Hierauf wurden die Abtheilungen neu verloos 't , und
ergab sich folgendes Resultat:

Abtheilung I. Bulling , v . Finckh , v . Lindern,
Konerding , Bargmann , Sprenger , Nieberding I .,
Strodthoff.

Abtheilung II . Tantzen , Wobcken , Closter,
Lübben , Grote , Selckmann I. , Strackerjan,
Selckmann II.

Äbtheilung III . Rvsener , Wibelll ., Tappenbeck,
Molling , Kitz , Claußen , Dannenberg , Luerßen.

Abtheilung IV . Huesmann , Bvdeker , Pancratz,
Klävemann , Morell , Müller , Wibell . Niebour.

AbtheilungV . Völckers , V. THüncn , Nieberdingll .,
Alfs , Buckel , Lindemann , Millers , Schopen,
Püschelberger.

Die nächste Sitzung wurde auf Dienstag den 21 . August
angesetzt.

Tagesordnung:

Fortsetzung der Berathung des Gesetzentwurfs
wegen des Dienstgerichts.

Bericht des Ausschusses wegen der Birkenfelder
Angelegenheit.

Schluß der Sitzung : 1s/z Uhr.

Zur Beglaubigung:
Niebour.

Vorgelesen und genehmigt erklärt in der Sitzung vom 21 . August 1849.

Zur Beglaubigung:

Kitz. Niebour.

Druck von H . Kleffer in Oldenburg.



Anlagen
zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Neunte Sitzung , vom 18 . August 1849 .)

Fernerer Bericht des Centralausschusses
über den Entwurf eines Gesetzes , betreffend die Niedersetzung eines Dienstgerichts.

Bezugnahme auf dasjenige , was der Ausschuß in sei¬
nem vorigen Berichte zum Art . 7 . gejagt har , muß derselbe

zunächst bemerken , daß sich seine Annahme , über die Ableh¬
nung der Richter werde sich alles Notige bei den Art . 111.
und 14 . sagen lasten , im Fortgänge der Beralhung nicht
als richtig gezeigt hat , und sieht verleibe sich vahcr genöthigr,
einstimmig  den Art . 7 . folgendermaßen zu beantragen:

"In jedem Falle der Zujammenberufung des Dienst-
gerichis ist jowohl der Staatsanwalt , als auch der
Angeklagte berechtigt , vor der Auslosung ( Act . 6 .)
von den ein Richreraml bekleidenden Personen vier

und von ven übrigen für das Dlenstgericht bezeichne-
len Slaatsviener vrel  ohne Angabe von Giünden

abzulehncn . Nach der Ablehnung oder dem Verzicht
auf dieselbe geschieht die LuSloosung in der Weise,
daß zuerst aus den übrig gebliebenen ein Richleramr
bekleidenden Personen vier  und daraus aus den an¬

dern übrig gebliebenen für das Dienstgericht bczeich-
neten Staatsdicnern drei  durch das Loos bestimmt
werden . Diese ausgcloos ' ten sieben  Personen bilden
das Dienstgericht . "

Art. 8.
Der Ausschuß schlagt einstimmig  die Annahme des

ersten Absatzes vor,  da es nur Sache des Staatsanwalts

und des von ihm vertretenen Saatsministeriums ist , das

öffentliche Interesse , welches die Entfernung eines unwürdigen
oder unfähigen Staalsdieners verlangt , beim Dienstgericht zu
vertreten . Namentlich kann es weder den Berussgenüsten

speciell beigelegt werden , weil sie kein eignes  selbstständiges
Recht auf jene Entfernung haben , noch auch dem Landtage,
weil dieser , falls das Slaatsministerium in dieser Hinsicht
seine Pflicht versäumen sollte , gegen das letztere den gesetz¬

lichen Weg einzuschlagen hat . Eben so einstimmig aber war
der Ausschuß auch darin , daß der zweite Absatz zu streichen
sei, theils als nicht hiehcr gehörend , da er nur den Verkehr
des SlaatsministeriumS mit den ihm untergeordneten Behör¬

den betrifft , theils als überflüssig , weil jede Behörde ohnehin

wissen muß , an welche Vorgesetzte Behörve cS sich in Dienst¬
angelegenheiten zu wenden hat.

Art . 9.

Die Annahme der beiden ersten Absätze wird einstimmig

vorgeschlagen.
Eine Bestimmung darüber , ob die Zeugen bei der Vor¬

untersuchung zu verewigen seien , läßt sich paffender spater,

bei der Beralhung über die Vernehmung der Zeugen vor

dem Dienstgerichte , treffen.
Der Schlußsatz im dritten Absätze dürfte paffender so

zu fassen sein:
»Soll dabei auf Anklage angctragen werden , so muß

der Beschuldigte in der Voruntersuchung vernommen
und ihm Gelegenheit gegeben sein , Ergänzungen der
Untersuchung zu verlangen und sich zu verteidigen . "

Beides muß ihm nämlich zusammen frei stehen , nicht

alternativ , wie vielleicht nach dem Entwürfe angenommen
werden könnte.

Die Streichung des Wortes „ vorläufig " rechtfertigt sich

aber dadurch , daß dasselbe entweder überflüssig ist oder zu
der Annahme führen könnte , daß der Beschuldigte sich hier

nicht umständlich und vollständig verteidigen dürfe.

Von zwei Abteilungen war auf Einsetzung einer be-

sondern Anklagckammer angetragcn , ohne daß die Einrichtung,
die Besetzung und das Verfahren derselben naher angegeben
wäre . Die Mehrheit des Ausschusses glaubt indessen mir

4 gegen 1 Stimme — , daß das Bedürfniß einer besonder !»
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Anklagekammer nicht vorliege , weil nicht jene bedeutenden
Nachtheile , welche mit der Verweisung vor hie Geschwornen-
gerichte verbunden sind , auch den bei einem Dienstgcrichte An¬
geklagten treffen . Vielmehr scheint die Entscheidung des ver¬
antwortlichen Staatsministeriums hier die einer Anklagekam¬
mer hinreichend zu ersetzen , da dasselbe nach Durchsicht der
Acten nur Anklage erheben wird , wenn es auch eine Verur-
thcilung erwartet und sich schwerlich leichthin der Gefahr aus¬
setzen wird , durch die Freisprechung des Angeklagten sich eine
Niederlage zuzuziehen ; während die Anklagekammer nur ent¬
scheidet , ob vorläufig Grund zur Anklage vorhanden sei , un¬
bekümmert um das Resultat des Endurtheils . Jedenfalls
würde durch die Errichtung einer besondern Anklagekammer
und durch das Verfahren vor derselben ohne Nutzen große
Weitläufigkeit und Verzögerung entstehen.

Art . 10.

Es scheint nicht nöthig , hier ausdrücklich vorzuschrciben,
daß der Staatsanwalt die Aufgabe des Staatsministeriums
dem Präsidenten des höchsten Lanbesgerichts übergebe , da er
ja derjenige angestellie Beamte des Staatsministeriums ist,
welcher derartige Aufgaben auszusühren hat , und trägt der
Ausschuß deshalb darauf an , im zweiten Absätze die Worte:
„welcher die Aufgabe des Staatsministeriums anzulegen rst" —
zu streichen . Auch erscheint es zweckmäßig , um den Angeklag¬
ten nicht zu zwingen , den vielleicht weiten Weg zum Ausloo-
sungstermin zu machen , daß der Staatsanwalt sogleich bei
seinem ersten Anträge schriftlich diejenigen Personen bezeichnet,
welche er ablehnen will , damit dieselben dem Angeklagten
mitgetheilt werden und alsdann auch dieser schriftlich von sei¬
nem AblehnungSrechle Gebrauch machen kann . Danach würde
statt deS ersten Satzes des zweiten Absatzes zu setzen sein:

„Dieser beantragt dann in einer an den Präsidenten
des höchsten Lanbesgerichts zu richtenden Vorstellung
unter Angabe derjenigen für das Dienstgericht bezeich-
nelen Personen , welche er ablehnen will (Art . 7 .) , die
Ansetzung eines Termins zur Ausloosung der Mit¬
glieder deö Dienstgerichls und die Zusammenberufung
desselben.

An . 1l.

würde dann im ersten Absätze tarnen:
„Der Präsidcnc des höchsten Landesgerichls iheill beite
Eingaben des Staatsanwalbes dem Angeklagten ab¬
schriftlich mit , unter Aufforderung die für das Dienst-
gericht bezeichnelen Personen , welche er ablehnen will
(Art . 7.) , entweder schriftlich ober spätestens in dem
zugleich anzusetzenden Termin zur Ausloosung der
Mitglieder des Dienstgerichts mündlich namhaft zu
machen und , falls er es für nöthig erachtet , einen
Vcrlheidiger zu bestellen . Im Fall bescheinigten Un¬
vermögens muß dem Angeklagten auf sein Ansuchen
und nach seiner Wahl ein Verthcidiger aus der Zahl
der in der Stabt Oldenburg wohnenden Anwälde
vom Präsidenten zugeordnet werden . "

Der Ausschuß war nämlich in Beziehung auf den letz¬

ten Satz der Ansicht , daß statt „ kann " besser gesagt werde:
„muß " — , und daß eine billige Rücksicht gegen den Ange¬
klagten ihm die Wahl unter den Anwäldcn gestatten müsse.
Dagegen scheint es nicht nöthig , dieselbe auch auf die außer
Oldenburg wohnenden Anwälde auszudehnen , weil diesen es
nicht zugemuthct werden kann , wider ihren Willen die Reise
nach Oldenburg zu machen , auch eine hinreichende Auswahl
in Oldenburg vorhanden sei , und wo der Angeklagte mit
einem auswärtigen Anwalde in so naher Beziehung stehe,
daß er diesem vor Allen andern sein Zutrauen schenke , der¬
selbe auch freiwillig die Vendcidigung übernehmen werde.

Art . 12.
würde lauten:

„Auch wenn der Angeklagte oder sein Vertheidiger in
dem Termine nicht erscheint , wird dennoch mit der
Ausloosung verfahren unter Annahme deS Verzichts
des Angeklagten aus daS Recht der Ablehnung (Art^
7 . und 11 .) , falls er von demselben bisher keinen Ge¬
brauch gemacht hat . "

Art . 13.

Nach dem Inhalte des Art . 7 . werden hier die vier letz¬
ten Absätze zu streichen sein und wird der erste lauten müssen:

„Zum Zweck der Ausloosung legt der Präsident deö
höchsten Landesgerichts zuerst die Namen der nicht
abgelchnten für das Dienstgericht bezeichneten Perso¬
nen , welche ein Richteramt bekleiden , in eine Urne
und laßt vier  derselben durch den Secrecair aus der
Urne hervorziehen ."

Es wurde nämlich nicht für passend gehalten , daß die¬
selbe Person , welche die Namen in die Urne legi , dieselbe
auch wieder herauszuhl.

Art . 11.

wird gleichfalls so abzuändern sein:
„Nach Ausloosung der ein Richleramt bekleidenden
Perionen werden die Namen der übrigen nicht abge-
lehnien für das Dienstgericht bezeichneten Slaalsdiener
in die Urne gelegt uns mit der Ziehung von drei
Namen ebenso verfahren . "

Dabei wird noch bemerkt , daß es Sache der Redaclion
sein wird , manche zusammen gehörende Artikel in einen zu
vereinigen , und dasselbe hur unterlassen ist , weil sonst leicht
hinsichtlich der Zahlen Verwirrung entsteht . -

Art . 15.

Hiebei ist nichls zu bemerken gefunden.
Art . 16.

Der dritte Absatz dürfte passender so zu fassen sein:
„Letzteres läßt sodann den Staatsanwalt so wie den.
Angeklagten mit dem etwa gewählten oder zugeordne-
len Vertheidiger eintreten und eröffnet die Sitzung . "

Es läßt sich nämlich nicht absehen , weshalb das Dienst-
geeicht den Staatsanwalt eintreten lassen,  den Ange¬
klagten mit seinem Vertheidiger aber vorzurufen befeh¬
len soll.
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Art . 17.

Hiebei ist nichts zu bemerken gefunden.
Art . 18.

Da nach den Anträgen des Ausschusses zu Art 6 ., 7 .,
13 . und 14 . noch jedenfalls nicht ausgeloos ' te und nicht ab¬

gelehnte Personen übrig geblieben sein müssen , so wird dieser
Artikel so zu fassen sein:

„Ist ein nicht erschienenes Mitglied des Dienstgerichts
für dauernd entschuldigt erklärt , so wird mit einer
weitern Ausloosung der noch übrig gebliebenen nicht
abgelehntcn Personen durch den Vorstand deS Dienst-
gerichls nach Art . 13 . und 11 . verfahren ."

allgesneinen Landtage hat das Staats - Ministerium
wegen Veräußerung einer zum Staatsgute gehörigen Be¬
sitzung folgende ergebenste Mittheilung zu machen:

Der früher der Commendc Lage , nachher der Landes¬
herrschast eigcnbehörige Colon Strathmann zu Holdorf , Amts
Damme , ist , da er sich auf der höchst verschuldeten Stelle
nicht halten konnte , im Jahre 1838 nach Amerika ausge¬
wandert , nachdem er unterm 25 . August 1838 vor dem Amte
Damme eine Vereinbarung mit seinen Gläubigen geschlossen,
nach welcher das Colonat mit allen Zubehörungen auf die
nächsten 10 Jahre zum Besten der Gläubiger meistbietend
verheuert werden sollte . Diese Vereinbarung ist unterm
4 . September 1838 von der Kammer gutsherrlich genehmigt,
unter ausdrücklichem Vorbehalt aller gutsherrlichen Rechte,
nul der Bemerkung , daß durch diese Genehmigung die Natur
der Forderungen an Strathmann nicht geändert sein solle,
insbesondere unter der Bedingung , daß , wenn der jetzige Co¬
lon ober Lessen ältester Sohn und Anerbe nach Ablauf der
10 Jahre die Stelle nicht wieder angetreten haben werde , es
so angesehen werden solle , als wenn sic aus dieselben ver¬
zichten und das Colonat in Gemäßheit des

Cap . IV. tz. 21 . (B . 20 ) I. l'. des Osnabrückschen
Eigths . Ordg . der Gutsherrschast verfallen sei.

Die Rückkehr des Colonnen oder dessen ältesten Sohnes
ist innerhalb der 10 Jahre und auch bis jetzt nicht erfolgt,
das Colonat also in Folge der erwähnten Bedingung als
heimgcfallen zu betrachten , oder nunmehr nach dem Staats-
grundgcsetze als Staatsgut anzusehen.

Es sragt sich nun , ob der Staat die Stelle behalten
oder zum öffentlichen Verkauft bringen soll . Im Herbste die¬
ses Jahres , beziehungsweise Mattag 1850 , fällt dieselbe auö
der Pacht ; einstweilen ist , da bis zum Verkauft jedenfalls

noch längere Zeit vergeht , und über die fernere Benutzung
der Ländereien sofort verfügt werden mußte , eine anderweitige
Verpachtung zum Besten der Gläubiger auf Ein Jahr ange-
ordner . Für die Zukunft möchte sich aber die Beibehaltung
der Stelle als Staatsgut und ihre Verpachtung nicht em¬
pfehlen , vielmehr cs vvrzuziehen sein , sie zu verkaufen . Ein¬
mal nämlich besteht das ohnehin schon bedeutend herunterge¬
kommene Colonat aus vielen einzelnen getrennt von einander
umherliegenden Ländereien . Nach dem Berichte des Dvmai-
nen -Jnspectors ist eine Arrvndimng für die Hebung der
Sielte durchaus wünschenswerth , eine solche jedoch schwerlich
jemals in dem Maaße zu erreichen , daß aus der Stelle etwas
Reelles werden könnte . Sodann stellt sowohl der Dvmainen-
Jnspeclor , als auch das Amt Damme eine sofortige nicht un¬
erhebliche Verwendung auf die zum Theil sehr verfallenen
und beinahe unbrauchbaren Gebäude dev Colonats in Aus¬
sicht . Endlich hastet auf der Stelle auch eine bedeutende
Schuldenlast , indem die gutsherrlich consentirten Schulden
etwa 1300 Rthlr ., die privilegirren etwa llO Rthlr . , die nicht
gutsherrlich consentirten etwa 2100 Rthlr . betragen . Dage¬
gen belief sich der Heucrertrag für das laufende Jahr nur
auf 132 Rthlr . 39 gr . Courant.

Die Kammer hat die Veräußerung der Stelle aus den
angeführten Gründen als sehr zu empfehlen bezeichnet , uni so
mehr , als außer dem bisherigen Gevollmächtigten des Colonen
Strathmann , G . H - Kramer , sich bereits zwei andere Kauf¬
liebhaber gemeldet haben , wcShalb die Erlangung eines ange¬
messenen Kaufpreises nicht zu bezweifeln sein wirb.

Die Staatsregierung theilt die Ansicht der Kammer
und beantragt daher in Gemäßheit deS Art . 210 . des Staats-
grundgesetzes die Zustimmung des allgemeinen Landtags zum
Verkauf des heimgefallenen Strathmanns Kolonats.

Oldenburg , den 9 . August 1849.

Schloifer.
Staats - Ministerium.

Zedelius.

K -

Mutzenbecher.
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3 .
Zweiter Bericht des Budgets -Ausschusses.

Gutachten über den von dem Staatsministenum vermittelst Vorlage vom 9 . August 1849 vorgeschlagenen Ver¬

kauf des heimgefallenen Strathmanns Kolonats zu Holdorf , Amts Damme.

A ) cr Ausschuß findet unter den in der Vorlage dargestellten
Verhältnissen keine Bedenken , welche dem Verkauf dieses ver¬

einzelten mit seinen Grundstücken nicht zusammenhängenden
Kolonats entgegenständen , ist vielmehr der Ansicht , daß dem
Staate derartige Besitzungen nur lästig sind und besser dem
Privatbesitz und Betrieb übergeben werden.

Der Ausschuß darf voraussetzen , daß die Staatsregic-
rung bei dem Verkaufe auch zugleich eine Parzellirung der
doch schon nicht zusammenhängenden Landstücke vornehmen
wird , wenn solche für die Dolkswirthschaft nützlich erscheint

Lindemann . Lübbe » . Nicberding I.

und einen höheren Kaufpreis in Aussicht stellt . Ohne Zwei¬

fel darf auch vorausgesetzt werden , daß die Staatsregierung
für die Deckung der auf der Stelle hastenden Schulden des

Colonen Strathmann möglichst sorgen werde . Der Ausschuß
schlägt daher vor:

Der Landtag wolle in Gemäßheit des Art . 210 . des
Staatsgrundgesetzes seine Zustimmung zu dem Verkauf
des heimgefallenen Strathmanns Kolonats zu Holdorf
beschließen.

Selckmann . v . Thune » . Wöbcken.

Schnellpresscudruckvon Gerhard Stalling in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.
Oldenburg , am 21 . August 1849 , im Landtage.

Zehnte Sitzung.

Vorsitzender : Präsident Kitz.

Beratlmngsgegenstand: Gesetzentwurf über das Dienstgericht.
Hat Anlage 4.

Aach Vorlesung und Genehmigung des Protokolls
über die Sitzung vom 19. d. M. zeigte der Präsident
folgende Eingänge an:

1) Ein Schreiben des Staatsministeriums, betreffend
den Gesetzentwurf über die Rechtsverhältnisse der von
einem gutsherrlichen Verbände befreiten Stellen und
über die Entschädigung für die aufgehobenen guts¬
herrlichen Lasten; sowie Anlagen.

Dasselbe wurde der Budgetcommissionüberwiesen.
2) Eine Vorstellung mehrerer Einwohner von Cloppen¬

burg, betreffend Herstellung einer täglichen Post¬
verbindung zwischen Cloppenburg einer- und Olden¬
burg und Bremen andererseits(mit 40 Unterschriften) .

Wurde für den Provinciallandtagzurückgelegt.
Es ward sodann fortgefahren mit der Berathung über

den Gesetzentwurf, betreffend das Dienstgericht*) , nachdem
die Versammlung dieselbe als zulässig erklärt hatte, obwohl
der Ausschußbericht sich nicht die vorschriftsmäßigenzweimal
24 Stunden vorher in den Händen der Mitglieder befunden
hatte, welcher Beschluß vom Präsidenten , als milder
Geschäftsordnung in Uebercinstimmung stehend, bezeichnet
wurde, da nach Art. 17. derselben der Landtag eine Aus¬
nahme von jener Vorschrift beschließen könnte.

Hierauf wurde
Art. 19.

des Gesetzentwurfs in der von der Mehrheit  des Aus¬
schusses beantragten Fassung abgelehnt und dagegen die
Fassung der Minderheit  angenommen.

Art. 20. 21. 22.
wurden dem Ausschußantrage gemäß gestrichen.

Der fernere Ausschußbmcht vom Art. 19. bis zu Ende liegt
»»ter .4. an.

Art. 23.
Zum Absatz 1. Der Mehrheitsantrag wurde

dem zum Art. 19. gefaßten Beschlüsse zufolge zurückgezogen.
Vom Abgeordneten Mölling wurde zum Minderheitöan-
trage folgende Veränderung beantragt:

daß der Satz der Minderheit: „oder scheint dem
Dienstgerichte, nach zu fassenden re." bis zu den
Worten: „Weitläufigkeiten verbunden/ gestrichen
werde.

Der Antrag wurde indeß verworfen und der der
Minderheit ohne Aenderung angenommen.

Zum Absatz 2. wurde der Antrag der Mehrheit
zum Beschluß erhoben.

Hierauf wurde der ganze Artikel mit den beliebten
Veränderungen angenommen.

Art. 24.
Der Mehrheitsantrag  ward angenommen mit

dem Zusatze der Minderheit:  daß hinter dem Worte:
„Ausbleiben" statt des Wortes „von" das Wort „einzelner"
gesetzt werde. Die übrigen Anträge der Minderheit wurden
in Folge des zum Art. 23. Absatz2 gefaßten Beschlusses
zurückgezogen.

Art. 25.
Der Antrag der Minderheit  wurde zurückgezogen;

derjenige der Mehrheit  angenommen.
Art. 26.

wie beim Art. 25.

desgl.
Art. 27.

Art. 28.
desgl.

Art. 29.
wurde angenommen mit der statt des Absatzes3
schlagenen Fassung.

vorge-

12
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Art . 30.

wurde dem Ausschußantrage gemäß gestrichen.
Art . 31.

wurde angenommen.
Art . 32.

Zn Nr . 1 . des Berichts wurde beschlossen:
daß zu eiuem Erkenntniß zum Nachtheile des
Angeklagten  fünf Stimmen gegen zwei zu
fordern seien.

Zu Nr . 2 . wurde der Antrag der Mehrheit  ange¬
nommen.

Zu Nr . 3 . desgleichen der Antrag aus Streichung der
Worte : „ oder überall nicht erschienen sind " .

Im klebrigen wurde der Artikel angenommen.
Art . 33.

wurde angenommen
Aenderungen.

wurde angenommen.

wie zum Art . 33.

mit den vom Ausschüsse beantragten

Art . 34.

Art . 35.

Art . 36.

wurde dem Minderheitsantrage  gemäß angenommen.
Art . 37.

wie zum Art . 33.
Art . 38.

Der Minderheitsantrag wurde zurückgezogen , der der
Mehrheit und sodann der ganze Artikel angenommen.

Art . 39.
wurde angenommen.

Art . 40.

desgleichen in der vom Ausschuß beantragten Fassung.
Art . 41.

wie zum Art . 33.
Art . 42.

angenommen in der von der Mehrheit vorgeschlagenen
Fassung . Der Antrag derMtnderheit wurde zurückgezogen.

Art . 43.

wie zum Art . 33.

Art . 44.

desgleichen.
Art . 45.

angenommen in der vom Ausschuß vorgeschlagenen Fassung.
Art . 46.

angenommen.

Art . 47.

wie zum Art . 33.
Art . 48.

desgleichen.

Art . 49.

desgleichen.

Art . 50.

desgleichen.

Art . 51.

angenommen in der vom Ausschüsse vorgelegten Fassung.

Art . 52 — 56 ( einschließlich ) .
angenommen.

Hierauf wurde der Gesetzentwurf mit den beschlossenen
Aenderungen an den Centralausschuß zur Zusammenstelluug
des Ganzen zurückgewiesen.

Die auf der heutigen Tagesordnung stehende Birken¬
felder Wahlfrage wurde ausgesetzt , da der Bericht der
Commission noch nicht vollendet war.

Nächste Sitzung : Mittwochen den 22 . August , Vor¬
mittags 11 Uhr.

Tagesordnung:

Der Bericht des Ausschusses über die Birkenfelder
Wahlen.

Schluß der Sitzung : Nachmittags 12 ^ Uhr.

Vorgelesen und genehmigt in der Sitzung vom 22 . August 1849.

Zur Beglaubigung:

Kitz . Tappenbeck.

Druck von H . Kleffer i» Oldenburg.



Anlage
zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Zehnte Sitzung , vom 21. August 1849 .)

Fernerer Bericht des Centralausschusses
über den Entwurf eines Gesetzes , betreffend die Niedersetzung eines Dienstgerichts.

Art . 19.

^tatt der Fassung dieses Artikels im Entwürfe schlägt

die Mehrheit des Ausschusses , in Berücksichtigung der durch

die bereits gefaßten Beschlüsse des Landtags veränderten

Grundlage des Verfahrens , folgende Fassung vor:

„In diesem Termine hat sowohl der Staatsanwalt als

auch der Angeklagte alle zu benutzenden Beweismittel,

unter genauer Angabe der durch jedes derselben zu be¬

weisenden Thatsachen , anzugeben ; namentlich haben

Beide die Zeugen und Sachverständigen zu benennen,

deren mündliche Vernehmung bei der Hauptverhand¬

lung sie verlangen.

Später desfällige Anträge sind unstatthaft ."

Die Minderheit  trägt dagegen auf folgende Fas¬

sung an:

„Bis zu diesem Termine , oder spätestens in demselben,
hat sowohl der Staatsanwalt als auch der Angeklagte

alle Beweismittel , unter genauer Angabe der durch

jedes derselben zu beweisenden Thatsachen , anzugebcn.

Namentlich haben Beide die Zeugen und Sachverstän¬

digen zu nennen , aus deren Aussagen sie sich im

Hauptverfahren berufen wollen . Spätere desfällige
Anträge sind nicht statthaft ."

Art.  20 , 21 . und  22.

Nach der einstimmigen Ansicht des Ausschusses sind diese

3 Artikel , in Folge der bereits gefaßten Beschlüsse , nament¬

lich des Beschlusses über die Anklagekammer , zu streichen.

Art.  23.

1) Die Fassung des ersten Absatzes dieses Artikels be¬

antragt , mit Beziehung auf Art . 19 ., die Mehrheit  des
Ausschusses dahin:

„Hiernach verabladet sodann der Vorstand des Dienst¬

gerichts zu der Hauptverhandlung , unter Bestimmung
des Ortes , wo das Gericht gehalten werden soll , die

Mitglieder des Dienstgerichts , dessen Secretair , den
Staatsanwalt , den Angeklagten und die vom Staats-

anwalte und dem Angeklagten zur mündlichen Ver¬

nehmung bei dem Hauptverfahren namhaft gemachten

Zeugen und Sachverständigen.

Findet das Dienstgericht die durch die Zeugen oder

Sachverständigen zu beweisenden Thatsachen unerheb¬

lich , oder die persönliche Vernehmung eines Zeugen

verhältnißmäßig  mit zu großen Kosten oder Weit¬

läufigkeiten verbunden , so kann es die vorgängige um¬

ständliche eidliche  Vernehmung des Zeugen oder

Sachverständigen durch das Untersuchungsgericht des

Wohnorts des Zeugen verfügen . In gleicher Weise

verfügt das Dienstgericht hinsichtlich der Zeugen und

Sachverständigen , deren Verabladung zur Hauptver¬

handlung von den Parteien überall nicht beantragt ist

(Art . 19 ).

Zeugen und Sachverständige , deren Berabladung
das Gericht verweigert hat , kann der Staatsanwalt,

beziehungsweise der Angeklagte , denen dies bekannt zu

machen ist , in dem Termine zur Hauptverhandlung
auf seine Kosten persönlich stellen , und müssen dieselben

dann abgehört werden ."

Die Minderheit  des Ausschusses aber dahin:

„Hiernach verabladet sodann der Vorstand des Dienst¬

gerichts zu der Hauptverhandlung , unter Bestimmung

des Orts , wo daS Gericht gehalten werden soll , die

Mitglieder des Dienstgerichts , den Secretair , den

Staatsanwalt , den Angeklagten , und die von dem

Staatsanwalte und dem Angeklagten ( Art . 19 . ) ge-
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nannten Zeugen (bez. Sachverständigen ) . Kann ein
Zeuge nicht vor das Dicnstgericht gestellt werden oder
scheint dem Dienstgerichte , nach zu fassendem Beschlüsse,
die mündliche Vernehmung eines Zeugen verhält-
nißmäßig  mit zu großen Kosten oder Weitläufigkei¬
ten verbunden , so hat das Dicnstgericht die umständ¬
liche eidliche Vernehmung des Zeugen durch das be¬
treffende Untersuchungsgericht zu veranlassen.

Zeugen , welche das Gericht nicht vcrabladet hat,
kann der Angeklagte , dem deshalb Nachricht zugeht,
wie auch der Staatsanwalt , in dem Termine zur
Hauptverhandlung auf seine Kosten  stellen , und
müssen dieselben dann mündlich vernommen werden ."

Die Bestimmung des Ortes,  wo das Dienstgericht ab¬
gehalten werden soll , ist nach der einstimmigen Ansicht des
Ausschusses um deshalb dem Vorstande des Dienstgerichts zu
überlassen , weil sich bei dem jetzt beschlossenen Verfahren sehr
wohl Fälle denken lassen , in denen es zweckmäßiger ist , das
Dienstgericht an einem andern Orte als in der Stadt Olden¬
burg zu versammeln.

2) Der zweite  Absatz des Art . 23 . ist nach der Ansicht
des Ausschusses zu streichen , und ein neuer Artikel (23 . s .)
einzuschieben , dessen Fassung die Mehrheit  folgendermaßen
beantragt:

„Die Verabladung der Mitglieder des Dienstgerichts,
des Secretairs , der Zeugen und der Sachverständigen
geschieht unter Androhung einer Brüche von 5 bis
25 Rthlr . und der Kosten , die durch das Ausbleiben
entstehen , — die Verabladung des Staatsanwaltes
und Angeklagten aber unter der Verwarnung , daß
auch im Falle ihres Nichterscheinens mit der Verhand¬
lung der Sache und mit der Entscheidung werde ver¬
fahren werden ."

Die Minderheit  aber dahin:

„Die Verabladung der Mitglieder des Dienstgerichts,
deS Secretairs , des Staatsanwaltes und der Zeugen
geschieht , soweit nöthig , unter ausdrücklicher Andro¬
hung der gesetzlichen , im Art . 42 . bestimmten , Stra¬
fen . Der Angeklagte wird bei Strafe gefänglicher
Einziehung geladen ."

Die Gründe dieser Fassungen sind theils ohne weitere
Ausführung klar , theils werden sie ohne Nachtheil der münd¬
lichen Darlegung bei der Berathung Vorbehalten werden kön¬
nen . Nur bezüglich des im Art . 23 . Absatz 2 . des Ent¬
wurfs  vorgeschlagenen Präjudizes muß der Ausschuß bemer¬
ken : daß er einstimmig dieses Präjudiz , als die Rechte des
Angeklagten ohne Noth gefährdend , für verwerflich hält.

Art . 24.

Die Mehrheit  des Ausschusses schlägt vor , diesen Ar¬
tikel folgendermaßen zu fassen:

„Finden sich in der Sitzung die Mitglieder des Dienst¬
gerichts , der Secrctair , die verabladeten Zeugen und
Sachverständigen nicht sämmtlich ein , so muß eine
neue Sitzung angesetzt werden , und es ist in Ansehung
der Ausgebliebenen das Nöthigc zu verfügen.

Mit Zustimmung des Staatsanwaltes , beziehungs¬
weise des Angeklagten , kann jedoch das Dienstgericht
auch beim Ausbleiben von Zeugen und Sachverständi¬
gen mit der Hauptverhandlung verfahren , in welchem
Falle indeß die Nichterschienenen unberücksichtigt blei¬
ben ."

Die Minderheit  dagegen beantragt : daß hinter dem
Worte : „ Secretair " eingeschaltet werde „ der Staatsanwalt " ;
— ferner : daß hinter dem Worte : „ Ausbleiben " statt des
Wortes „von"  das Wort „einzelner"  gesetzt werde ; —
endlich : daß am Schluffe des Artikels noch gesagt werde:

„Ist der Angeklagte nicht erschienen , so wird dessen
Verhaftung unter Aussetzung der Hauptverhandlung
angeordnet ."

Art.  25.

Die Fassung dieses Artikels wird von der Mehrheit
des Ausschusses jetzt dahin beantragt:

„Gegen das bei unentschuldigtem Ausbleiben des
Staatsanwaltes oder des Angeklagten in dem zur
Hauptverhandlung angefertigten Termine , dessenunge¬
achtet abgegebene , dem Ausgebliebenen persönlich zu¬
zustellende Erkenntniß (Art . 23 . g.) ist Wiedereinsetzung
zulässig , wenn der Ausgebliebene genügend bescheinigt,
daß entweder die Ladung ihm nicht zeitig zugestellt
wurde , oder daß er durch unabwendliche Hindernisse
von dem Erscheinen in der Sitzung , und von dem
zeitigen Vorbringen seiner Enschuldigungsgründe ab¬
gehalten sei."

Die Minderheit  beantragt : den Art . 25 . ganz zu
streichen.

Art . 26.

Die Mehrheit  des Ausschusses beantragt : die Worte
„von dem Vertheidiger oder von einem besonders von dem
Angeklagten bevollmächtigten Anwälte abgefaßten " zu strei¬
chen , — anstatt „ der erforderlichen Beweise " „ der erforder¬
lichen Bescheinigungen"  zu setzen , — und dann folgen¬
den Zusatz hinzuzusügen:

„Zur Beibringung der Bescheinigungen kann diese
Frist , aus zeitiges Ansuchen der Betheiligten , vom
Dienstgerichte erstreckt werden ."

Die Minderheit  beantragt , auch diesen Artikel ganz
zu streichen.

Art . 27.

Die Minderheit  beantragt die Streichung auch die¬
ses Artikels ; — die Mehrheit  dagegen folgende Fassung:

„Ueber das dem Gegner vorher mitzutheilende Gesuch
um Wiedereinsetzung  erkennt das Dienstgericht,
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in einer von dem Vorstande anzuberaumenden Sitzung

nach vorgängiger mündlicher Verhandlung der Par¬
teien ."

Art . 28.

Die Mehrheit des Ausschusses beantragt die Annahme

dieses Artikels mit folgender Abänderung des Anfangs:

„Steht in der ersten , oder nach Art . 24 . ferner , zur
Hauptverhandlung angesetzten Sitzung , der Verhand¬
lung der Sache nichts im Wege , so soll der Vorstand
des Dienstgerichts den erschienenen Angeklagten oder
dessen Vertheidiger befragen " u . s. w . u . s. w.

Die Minderheit,  im Uebrigen einverstanden mit der

Mehrheit , ist gegen den Zusatz : „ oder dessen Vertheidiger " .

Art.  29.

Die beiden ersten Absätze werden zur Annahme em¬

pfohlen.

Der dritte  Absatz ist, nach der einstimmigen Ansicht des

Ausschusses zu streichen , und statt seiner Folgendes zu setzen:

„Hieraus werden die Zeugen beeidigt und , die Bela¬
stungszeugen zuerst , vom Vorstände vernommen . Etwaige
Abweichungen von ihren Aussagen in der Vorunter¬

suchung werden zu Protokoll bemerkt . Die eidlichen
Aussagen der nicht gegenwärtigen Zeugen und Sach¬
verständigen (Art . 49 . und 23 .) werden vorgelesen,
ebenso alle sonstigen erheblichen Beweisstücke vorgelegt,
beziehungsweise vorgelesen.

Wünschen der Staatsanwalt , der Angeklagte , oder
die Richter , daß die Zeugen oder Sachverständigen

zur Aufklärung , Ergänzung u . s. w . über einzelne
Fragen ferner vernommen werden , so hat der Vor¬

stand diesem Wunsche zu entsprechen , soweit derselbe

zulässig befunden wird , worüber nötigenfalls das Ge¬
richt zu entscheiden hat ."

Diese Abänderung stellt sich bei der veränderten Grund¬

lage des ganzen Verfahrens als nothwendig heraus , und hängt

theilweise mit den zu den früheren Artikeln bereits vorgeschla¬
genen Aenderungen zusammen . — Die im Absätze 3 . des

Entwurfs  gedachte Vernehmung des Angeklagten  hat
der Ausschuß um deshalb nicht mit ausgenommen , weil er

der Ansicht ist , daß bei einem Verfahren wie es jetzt wird,
der Angeklagte überall nicht verpflichtet ist , wider seinen

Willen bei der Hauptverhandlung sich vernehmen zu lassen

oder sich zu erklären . Will er sich aber erklären , so kann

und wird er cs von selbst thun . Wie die Bemerkungen zu
den früheren Artikeln ergeben , ist die Mehrheit  des Aus¬

schusses sogar der Ansicht , daß der Angeklagte gar nicht mal

verpflichtet ist , in dem Termine zur Hauptverhandlung zu er¬
scheinen.

Wenn es im zweiten Absätze des Entwurfs  heißt:

„und gicbt dann dem Staatsanwalte das Wort zur weiteren

Ausführung der Anklage " , — so bezieht sich das natürlich
nur auf ' den Fall , wenn der Staatsanwalt erschienen ist.

Nach den Bemerkungen zu den früheren Artikeln hält die Mehr¬
heit das Erscheinen des Staatsanwaltes indeß nicht für eine

nothwendige Bedingung des Verfahrens mit der Hauptsache.
Ganz streng genommen bedürften jene Worte demnach einer

Beschränkung . Die Sache ist indeß auch ohne diese so klar,

daß der Ausschuß geglaubt hat , jene Worte ungeändert stehen

lassen zu dürfen.
Art.  30.

Der Ausschuß beantragt einstimmig die Streichung dieses

Artikels . Das , was der erste Absatz enthält , liegt , soweit

nöthig , schon im Art . 29 . ; und die Beschränkung des zwei¬

ten  Absatzes glaubt der Ausschuß nicht empfehlen zu können.

Art.  31.

Dieser Artikel wird zur Annahme empfohlen . Daß er

nur von dem Falle zu verstehen ist , wenn  die genannten
Personen erschienen sind , und daß aus demselben nicht die

Nothwendigkeit  des Erscheinens dieser Personen gefolgert
werden darf , versteht sich nach den früheren Bemerkungen
ohne Weiteres von selbst.

Art.  32.

1) Ueber die Frage : ob ein Erkenntniß zum Nach¬
theile des Angeklagten  mit einfacher Stimmenmehrheit

solle gefunden werden können , oder ob dazu 5 Stimmen ge¬

gen 2 zu fordern seien ? Sind die Ansichten im Ausschüsse
gleich getheilt , weshalb diese Frage lediglich zur Entscheidung

des Landtags verstellt wird.

2 ) Die Mehrheit  beantragt : im zweiten Satze die

Worte : „ oder es ist sogleich ein Termin zur Bekanntmachung

desselben auf den folgenden Tag anzusetzcn " , zu streichen , —

weil sie glaubt , daß eine solche Verschiebung dem Verfahren,

wie es sich jetzt gestalte , widerspreche . Die Minderheit

dagegen ist der Ansicht , daß zwar die sofortige Abgabe des
Urtheils entschieden die Regel sein .müsse , daß aber so ver¬

wickelte Fälle Vorkommen könnten , bei denen es wünschens-

werth sei , daß das Gericht die Befugnisse habe , das Er-

kennkniß auf den folgenden Tag zu verschieben.

3) Da , den Bemerkungen zu den früheren Artikeln zu¬

folge , die Mehrheit  des Ausschusses der Ansicht ist , daß
das Erscheinen oder Nichterscheinen des Angeklagten ohne

allen Einfluß auf die Vornahme der Hauplverhandlung und

auf die Abgabe des Erkenntnisses sein müsse , und demge¬
mäß auch bereits oben die diesem entsprechenden Aenderungen

beantragt hat , — die Minderheit  dagegen der Ansicht

ist, daß mit der Hauptverhandlung überall nicht verfahren
werden dürfe , wenn der Angeklagte nicht erschienen sei, —

so beantragt der Ausschuß einstimmig  die Streichung der
Worte „ oder überall nicht erschienen sind " am Ende deS Ar¬
tikels.

4 ) Im Ausschüsse kam zur Sprache : ob es zweckmäßig

sei, dem Vorstande auszugeben , nach Schließung der Werhand-
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lung und vor Entfernung des Gerichts in das Bera-
thungszimmer ein Resüme zu geben ? Diese Frage wurde in-
deß einstimmig verneint , indem man davon ausging , ein sol¬
ches Resüme sei bei der beschlossenen Besetzung des Dienstge¬
richts nicht durchaus nöthig , und deshalb , weil an sich sehr
bedenklich , nicht vorzuschreiben.

Art . 33.

1) Der Ausschuß ist einstimmig der Ansicht , daß dem
Dienstgerichte die Befugniß einer Verweisung  an die Dis-
ciplinarbehörde nicht beizulegen sei. Deshalb beantragt er:
den Satz „ Im Fall der Verwerfung - aussprechen " zu
streichen , und statt desselben zu setzen:

„Die Verwerfung der Anträge des Staatsanwaltes
schließt etwaige Maßregeln der Disciplinardienstbehörde
nicht aus ."

2) Ebenfalls einstimmig ist der Ausschuß darüber , daß
der Angeklagte nur dann , wenn den Anträgen des Staatsan¬
waltes gemäß erkannt wird , zur Erstattung der Kosten dürfe
verurtheilt werden können ; — so wie ferner darüber , daß es
zweckmäßig sei , ausdrücklich zu bestimmen , daß eigentliche
Sporteln bei einem solchen dienstgerichtlichen Verfahren überall
nicht zu berechnen seien . (Der Entwurf enthält Letzteres nur
in den angehängten Motiven .) Demnach beantragt der Aus¬
schuß , den Schlußsatz des Art . 33 . zu streichen , und dafür
zu setzen:

„Wird in der Hauptsache zum Nachiheile des Ange¬
klagten erkannt , so wird derselbe zugleich zur Erstat¬
tung der durch die Sache veranlaßten baaren Kosten
verurtheilt . Gerichtssporteln werden nie berechnet ."

Art.  34.

Wird zur Annahme empfohlen.

Art.  35.

1) Für den Fall , daß der Landtag für die Ansicht sich
aussprechen sollte , daß zu einer Verurtheilung  des An¬
geklagten 5 Stimmen zu verlangen seien ( et . die Bemer¬
kungen zum Art . 32 .) , beantragt der Ausschuß in Erwägung,
daß , diese große Stimmenmehrheit zu fordern , doch jedenfalls
nur bei dem eigentlichen Schlußerkenntnisse Grund vorhan¬
den sein dürfte , — den ersten Absatz folgendermaßen zu
fassen:

„Das Dienstgericht entscheidet , außer bei der Findung
des Endurtheils ( Art . 32 .) , nach Mehrheit der Stimmen ."

2 ) Im zweiten  Absätze sind nach der einstimmigen An¬
sicht des Ausschusses die Worte : „ insoweit diese nicht von der
Beantwortung einer Rechtsfrage abhängen , ganz wie Ge-
schworne " zu streichen . Die Fassung des Entwurfs ist unbe¬
stimmt , und könnte den Richtern zu Zweifeln über die Art
und Weise , wie sie sich ihre Ucberzeugung zu bilden hätten,
Veranlassung geben.

Art . 36.

Die Mehrheit  schlagt vor , diesen Artikel zu streichen;

— die Minderheit,  ihn beizubehalten . Der Grund der
Mehrheit ist , weil es in vielen Fällen sehr schwierig sei , das
Rechtliche von dem Faktischen zu trennen ; — der Grund der
Minderheit : weil namentlich dem Angeklagten viel daran lie¬
gen könne , die Gründe des Erkenntnisses bezüglich des Recht¬
lichen zu kennen.

Art.  37.

1) In Erwägung , daß weder dem Angeklagten nachdem
Staatsanwalte , sondern nur dem Gerichte , und auch diesem
lediglich aus Rücksichten auf die Sittlichkeit , irgend eine Ein¬
wirkung auf die Oeffentlichkeit oder Nichtöffentlichkeit der
Verhandlungen zuzugestehen ist , beantragt der Ausschuß ein¬
stimmig im zweiten  Absätze:

//I ) auf den Antrag des Angeklagten in jedem Falle,

2 ) auf den Antrag des Staatsanwaltes , — "
zu streichen.

2 ) Für den dritten  Absatz schlägt der Ausschuß fol¬
gende Fassung vor:

„Der Vorstand des Dienstgerichtes sorgt durch geeig¬
nete Verfügungen für die Aufrechterhaltung der Ruhe
und Ordnung in den Sitzungen . Namentlich ist er
befugt , die Entfernung sämmtlicher Zuhörer aus dem
Sitzungssaale zu verordnen , wenn die Aufrechthal¬
tung und Wiederherstellung der Ruhe dies erforderlich
macht ."

Der Ausschuß zieht diese Fassung der des Entwurfs
vor , weil letztere zu sehr an einen Polizeicodex erinnert.

Im Uebrigen  wird der Artikel zur Annahme em¬
pfohlen.

Art . 38.

Die Mehrheit  beantragt , daß auch auf den Art . 27.
verwiesen werde.

Die Minderheit  beantragt , die Worte „und dem
Verfahren über gesuchte Wiedereinsetzung " zu streichen , —
weil sie,  nach den früheren Bemerkungen zu den betreffen¬
den Artikeln , ein solches Verfahren nicht kennt.

Art.  39.

wird zur Annahme empfohlen.

Art.  40.

Der Ausschuß hält es für paffender , diesen Artikel da¬
hin zu fassen:

„Der Staatsanwalt kann jederzeit seinen gesetzlichen
Vertreter für sich eintreten lassen , welchem dann alle
jenem gesetzlich beigelegte Befugnisse zustehen .»

Art.  41.

Der Ausschuß beantragt einstimmig im zw eiten  Absätze
1) vor „ Aussagen des Angeklagten " das Wort „ etwai¬

gen " einzuschalten;

2 ) das Wort „ etwaige " vor „ Abweichung " , und ferner
die Worte „auf Verfügung des Vorstandes " zu streichen.
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Die erste Aendcrung erklärt sich aus den Bemerkungen

zum Art . 29 . , die zweite ist lediglich stylistisch und die dritte

beruht auf der Ansicht , daß nicht unbedingt immer hier Alles

lediglich von dem Vorstande abhänge.
Im Uebrigen wird der Artikel zur Annahme em¬

pfohlen.
Art . 42.

Die Fassung dieses Artikels schlägt die Mehrheit da¬

hin vor:
„Die Mitglieder des Dienstgerichts , der Secretair u.

s. w . (Art . 23 s .) werden , wenn sie den von dem

Präsidenten des höchsten Landesgerichtes oder von dem

Vorstande des Dienstgerichts an sie ergangenen Ladun¬

gen keine Folge leisten , der Androhung gemäß ver¬
urteilt ."

Die -Minderheit beantragt das Wörtchen „ und " vor

„der Secretair " zu streichen , und „ u . s. w . (Art . 23 ».) "

hinter „ Secretair " einzuschalten.
Die Gründe für diese Aenderungen liegen in den Be¬

merkungen zum Art . 23.
Art.  43.

Der Artikel wird zur Annahme empfohlen mit der Ab¬

änderung der Worte „ und genügend bescheinigte Nachwei¬
sung " in „ genügende Bescheinigung " .

Art.  44.

1) Nach der Ansicht des Ausschusses sind die Worte

hinter „ höchsten Landesgerichts " „durch einen in Olden¬

burg wohnhaften " zu streichen,  und es ist statt der¬

selben zu setzen : „ durch den Verurtheilten selbst oder durch

einen " . Der Ausschuß findet nämlich keinen Grund , dem

Verurtheilten die Befugniß zu nehmen , selbst die Vorstellung

abzufassen , oder ihn in der Wahl des Anwaltes irgend zu
beschränken.

2 ) beantragt der Ausschuß : die Worte „nachzuweisen

und " hinter „ wobei zugleich " zu streichen,  und statt der¬

selben „ genügend " zu setzen. Nachzuweisen und zu bescheini¬

gen ist , wenn nicht gar ein Widerspruch , wenigstens ein
Pleonasmus.

Im Uebrigen  wird der Artikel zur Annahme empfohlen.

Art.  45.

Die Fassung dieses Artikels schlägt der Ausschuß einstim¬
mig dahin vor:

„Mitglieder des Dienstgerichts , die über V4 Meile von

dem Orte , wo dasselbe gehalten wird , entfernt wohnen,
erhalten täglich 2  Rthlr . Diäten und Ersatz der Fuhr-
kosten ."

Die Aendcrung des Wortes „ Oldenburg " folgt aus dem

Vorschläge zum Art . 23 . — und die Bestimmung der Tag¬

gelder beruht auf der Ansicht , daß eine sofortige genaue Fest¬

setzung für alle Fälle zweckmäßig , ein Taggeld von 2  Rthlr.

für die Dienstrichter aber um deshalb genügend sei , weil sie

sämmtlich Staatsdiener sind , deren Gehalt auch während
ihrer Abwesenheit fortläuft.

Art . 46.

Wird zur Annahme empfohlen.

Nach den Anträgen der Mehrheit des Ausschusses zum

Art . 23 . u . s. w . kann es freilich Vorkommen , daß der An¬

geklagte in der zur Hauptverhandlung angesetzten Sitzung
nicht gegenwärtig , es also nicht möglich ist , die im Art . 28.

gedachte Frage an ihn zu richten , und auf diese Weise das

der Haupthandlung vorangcgangene Verfahren gegen spätere

Anfechtung wegen verletzter Förmlichkeiten zu sichern , — und
es könnte demnach scheinen , als ob für diesen Fall der Art . 46.

eine Lücke enthalte . Der Ausschuß ist indes der Ansicht , daß

aus Gründen der Zweckmäßigkeit dem Angeklagten in jedem

Falle nur bis zur Hauptverhandlung zu gestatten sei, die for¬

melle Gültigkeit des derselben vorangegangenen Verfahrens zu

bestreiten , und daß sein unentschuldigtes Ausbleiben in diesem

Termine als ein Verzicht auf eine derartige Anfechtung ange¬

sehen werden könne und müsse . Bei dieser Ansicht bedarf

der Art . 46 . aber weiterer . Zusätze nicht.
Art . 47.

Der Ausschuß beantragt einstimmig , das Wort „ hiesigen"
vor „ Anwalt " zu streichen , im Uebrigen  aber den Artikel

anzunehmen.
Der Ausschuß findet nämlich keinen zwingenden Grund

zur Beschränkung des Angeklagten in der Wahl des An¬

walts . Dem Angeklagten auch hier wie früher zu gestatten,
selbst seine Sache zu führen , schien dem Ausschüsse um des¬

halb bedenklich , weil die Sache bei der Nichtigkeitsbeschwerde

mehr auf das juristische Feld kommt , und überhaupt bei dem

höchsten Landesgerichte die Verhandlung durch Anwälte vor¬

geschrieben ist.
Art . 48.

Im zweiten  Absätze ist nach der einstimmigen Ansicht

des Ausschusses statt „ Eröffnung der anberaumten Sitzung"

zu setzen : „ zur Fällung des Urtheils " , — da kein Grund er¬

sichtlich ist , weshalb die Zurücknahme der Beschwerde irgend

zu beschränken sei. Daß dem Beschwerdeführer die durch eine

spätere Zurücknahme der Beschwerde mehr erwachsenden baa-

ren Kosten zur Last fallen , versteht sich von selbst.
Im Uebrigen  wird der Art . zur Annahme empfohlen.

Art . 49.

Der Ausschuß glaubt einstimmig : daß im dritten  Ab¬

sätze hinter „ auch wenn " „ der Staatsanwalt oder " einzuschal¬

ten , im Uebrigen  aber der Art . anzunehmen ist.
Art . 50.

1) Der Ausschuß beantragt einstimmig : im zweiten

Absätze hinter „ früheren " einzuschalten : „ so wie die früher

Abgelehnten " (Art . 7 .) .
2 ) Da der Fall Vorkommen kann , daß von den zu Dienst¬

richtern im Allgemeinen bezeichneten Personen , nach Ausschei¬

dung der Mitglieder des früheren Dienstgerichts und der Ab¬

gelehnten nicht mehr so viele übrig bleiben als zur Bildung

eines neuen Dienstgerichts erforderlich sind , so wird eine dar-
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auf bezügliche Bestimmung nothwendig , die der Ausschuß , und
zwar als Zusatz zum zweiten Absätze , dahin vorschlägt:

„Bleiben hiernach von den ursprünglich (Art . 4 .) be¬
zeichnten Personen nicht wenigstens 7 übrig , so wird
nach Maßgabe der Art . 4 ., 7 ., 13 . und 14 . ein neues
Dienstgericht , jedoch nur für diesen Fall , gebildet ."

Art. öl.
Die Fassung dieses Artikels schlägt der Ausschuß folgen¬

dermaßen vor:
„Alle Urtheile des Dienstgerichts und des höchsten Lan¬
desgerichts sind dem Staatsanwalt jedesmal , dem An¬
geklagten auf sein Ansuchen abschriftlich mitzutheilen ."

Hinsichtlich des Haupterkenntnisses ist dieses schon im
Art . 34 . so bestimmt , und kein Grund ersichtlich , hinsichtlich
der übrigen  Erkenntnisse davon abzuweichen.

Art . 52 . bis einschließlich 56.

werden zur Annahme empfohlen.

Schließlich glaubt der Ausschuß noch bemerken zu müs¬
sen , daß es ihm nicht schon jetzt an der Zeit scheint , die durch
die verschiedenen einzelnen Beschlüsse in dem Ganzen entstehen¬
den kleinen Lücken auszufüllen . Dies wird zweckmäßiger erst
dann geschehen , wenn , nach Feststellung der Beschlüsse über
alle Artikel , die Sache nach § . 50 . der Geschäftsordnung an
den Ausschuß zurückgegangen sein wird . Dieser wird denn
auch zu erwägen haben , ob die Beschlüsse des Landtags über
die Ausnahme der politischen und Preßvergehen von der Com-
petenz des Dienstgerichts , zur Abschneidung von Zweifeln eine
Aenderung des Art . 2 . Z . 1 . erforderlich machen.

Selckmann II.Grote . v. Finckh . Niebour . Wöbcken.

Schncllpressendruckvon Gerhard Stalling in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.
Oldenburg, am 22 . August 1849 , im Landtage.

Eilfte Sitzung.

Vorsitzender : P
^ er Schriftführer Tappenbeck verlas das Protokoll

der zehnten Sitzung. Nach dessen Genehmigung zeigte der
Präsident folgende Eingänge an:

1) eine Petition des Volksvereins zu Bockhorn, den
Anschluß an das Berliner Bündniß betreffend; und

2) eine denselben Gegenstand betreffende vom politischen
Verein zu Hooksiel, eingereicht vom Abgeordneten
Mölling.

Beide seien an den bezüglichen Ausschuß zu ver¬
weisen.

3) eine Petition von I . H. Kühler zu Collstede, be¬
treffend mehrere dem Provinziallandtage zu über¬
weisende Anträge; nur ein Antrag, auf Vermehrung
des Soldes der gemeinen Soldaten, werde der
Budget-Commission zu uberweisen sein;

4) eine Vorstellung der Vorsteher und Ausschußmänner
zu Westerstede, betreffend die Unterhaltung der durch
Westerstede führenden Landstraße; und

5) eine Vorstellung des Pastor Muhle zu Schwei, be¬
treffend die von den Schweter Pfarrländereien ab¬
zuhaltenden öffentlichen Lasten.

Beide letztgedachte Eingaben würden dem Pro¬
vinziallandtage zu überweisen sein.

Die Versammlung war allenthalben mit dem Prä¬
sidenten einverstanden, und nahm, zur Tagesordnung
übergehend, den anliegenden Bericht des Ausschusses über
die Wahlen im Fürstenthum Birkenfeld zum allgemeinen
Landtage entgegen.

Zum ersten Anträge des Ausschusses stellte der Ab¬
geordnete Wibel I. den Antrag:

Der Landtag beschließe, daß Neuwahlen in allen
Bürgermeistereiendes Fürstenthums Birkenfeld
angeordnet werden.

Vorgelesen und genehmig
Z

eäsident Kitz
Der Abgeordnete Klävemann  stellte den nicht unter¬

stützten Antrag: >-
Hinter den Worten des ersten Antrages im Be¬
richte: „Naunkirchen und Fischbach" sind die
Worte: „und mit Ausnahme von Nohfelden"
einzuschalten.

Der Abgeordnete Dannenberg  stellte den Antrag:
Daß auch in Nohfelden, jedoch nur insoweit die
Wahl zu wiederholen sei, als bei der ersten Wahl¬
handlung gewählte Wahlmänner abgelehnt haben,
oder sonst weggefallen sind.

Der Abgeordnete Wibel  II . beantragte zum zweiten
Anträge des Ausschusses den Zusatz:

Daß es dabei gber von der Erklärung derjenigen
Bürgermeistereien, welche bereits Wahlmänner ge¬
wählt haben, abhängen müsse, ob auch sie nach dem
neuen Wahlgesetze aufs Neue wählen wollten, oder
ob es bei den bereits stattgefundenen Wahlen für
sie sein Bewenden behalten solle.

Zuerst wurde der Antrag des Abgeordneten Wibel  l.
abgelehnt und dann der Antrag des Abgeordneten Dannen¬
berg  mit dem ersten Anträge des Ausschusses angenommen.
Der Antrag des Abgeordneten Wibel  ll . und der zweite
Ausschußantrag der Mehrheit des Ausschusses wurden ab¬
gelehnt.

Der Präsident  kündigte die nächste Sitzung auf
Sonnabend den 25. August, 10 Uhr Morgens, an.

Tagesordnung:
Bericht des bezüglichen Ausschusses über den Ent¬
wurf des Entschädigungsgesetzes.

Schluß der Sitzung 12̂ Uhr.

in der zwölften Sitzung,
ur Beglaubigung:

Kitz. Claußen.
Druck von H. Kleffer in Oldenburg. 13



zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Eilfte Sitzung , vom 22 . August 1849 .)

Bericht des Ausschusses

wegen Neuwahlen im Fürstenthum Birkenfeld.

ÄmS den Wahlverhandlungen im Fürstenthum Birkenfeld ist

zu bemerken:
1) In der Bürgermeisterei Birken seid hat eine Wahl von

Wahlmännern zwar stattzefunden , aber nicht in e>.ner Wahl¬

versammlung , indem die Wähler nur einzeln erschienen und

ihre Stimmzettel abgaben . Daher ist auch die Wahl und

Zuziehung von Urkundspersonen nichr geschehen ; auch ist ein

Protokollführer nicht zugezogen.
2) und 3) Zn den Bürgermeistereien Niederbrombach und

Leisel sind nach dem Bericht der Bürgermeister in den ange-

sctzten Wahlterminen keine Wähler erschienen . Daß diese Ter¬

mine vorschriftsmäßig bekannt gemacht wurden , constirt nicht,

es ist darüber in dem Berichte nichts bemerkr.

4 ) In der Bürgermeisterei Oberstein wurde im Wahlter¬

mine nur ein Stimmzettel abgegeben . Es heißl zwar in dem

Protokolle , daß sämmtliche Eingesessenen durch Aufforderung

zur Wahl von Wahlmännern berufen worden seien , auf welche

Weise und wann dies geschehen , ist aber nicht bemerkt . Auch

hat sich in der Folge ergeben , daß in Zdar die Stimmberech¬

tigten überall nicht gekündigt worden waren.

5 ) Zn der Bürgermeisterei Hcrrstcin erschien im Wahl-

termin kein Wähler . ES ist zwar den Schöffen der einzelnen

Gemeinden aufgegeben , den Einwohnern den Termin von

Haus zu Haus und durch die Schelle , oder auf sonst orts¬

übliche Weise bekannt zu machen ; in mehreren Gemeinden ist

aber , nach den bei den Akten befindlichen Bescheinigungen der

Schöffen , die Bekanntmachung nur durch die Schelle , oder,

wie es auch heißt , bei versammelter Gemeinde , geschehen.

AuS einigen Bescheinigungen ist nicht mit Bestimmtheit zu

entnehmen , wie die Bekanntmachung geschah ; sie geschah auch

nicht in allen Gemeinden 8 Tage vor dem Termine.

6) Zn der Bürgermeisterei Fischbach hat eine Wahl

von Wahlmännern in ziemlich zahlreicher Versammlung statt

gefunden.
7) In der Bürgermeisterei Nohfelden ist nur ein Stimm¬

zettel abgegeben . Die Bekanntmachung des Wahltermins ist

vorschriftsmäßig geschehen.
8) In der Bürgermeisterei Achtelsbach erschienen im

Wahttermine 8 Personen , Schöffen und Beisitzer einzelner

Gemeinden , welche erklärten , daß sie die Wahl der Wahl¬

männer nicht vornehmen wollten , weil die Gemeinde Frannen

gar nicht und die übrigen Gemeinden der Bürgermeisterei

nicht hinreichend vertreten seien . Es heißt in dem Protokolle,

daß die stimmberechtigten Einwohner der Bürgermeisterei durch

einen Polizeidiener zum Termine gehörig eingeladen seien.

9) Zn der Bürgermeisterei Neunkirchen ist die Wahl von

einer ziemlich zahlreichen Versammlung vorgenvmmen.
Von den in Oberstem erwählten 22 Wahlmännern lehn¬

ten 21 die Wahl ab ; von den in Nohfelden erwählten

12 Wahlmännern 11 ; da sie nur durch eine Stimme gewählt

waren , so waren keine andere cinzuberufende Personen vor¬

handen . In dem zur Wahl der Abgeordneten angesetzten Ter¬

mine erschienen nur Wahlmänner aus Fischbach , Neunkirchen

und Birkenfeld . Zn diesem Termine sprachen sich die ver¬

sammelten Wahlmänner dahin aus , daß die Birkenfelder

Wahl für ungültig zu erachten sci. Die nach Ausschluß der

Birkcnfclder noch übrigen Wahlmänner , 22 an der Zahl,

nahmen Anstand , die Wahl von Abgeordneten vorzunehmen

und stellten den Antrag , unter einstweiliger Aussetzung der

Wahlakte eine neue Urwahl , nicht nur in der Bürgermeisterei

Birkenfeld , sondern auch in den übrigen Wahlbezirken , in

welchen die Wahl gar nicht oder nicht gehörig zu Stand?
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gekommen , anzuordnen , wobei sie sich ihre Erklärung dar¬
über , ob sie dennoch die Wahl vollziehen würben , wenn diese
neuen Urwahlen nicht stattfinden könnten , vorbehielten.

Nach einer Resolution vom 7 . Juli d. I . hat sich die
Staatsregierung bewogen gefunden , wegen der Ausschreibung
der abermaligen Wahlen die etwaigen Anträge des allgemei¬
nen Landtags zu erwarten . Nach dem uns vorliegenden Mi-
nistcrialschreiben vom 3 . d . M . würde die Staatsregierung
die beantragten Neuwahlen anordnen , falls der Landtag diese
Maßregel , als mit den Gesetzen in Einklang stehend , erachten
würde . Für diesen Fall wird zugleich eine Abänderung des
tz. 6 . Hr. 8 . deS Wahlgesetzes dahin beantragt , daß im Für¬
stenthum Birkenseld nicht jede Bürgermeisterei , sondern die
Stadt Birkenfeld , die Stadt Oberstem und jede Landgemeinde
einen Wahlbezirk bilden solle.

Was nun zuerst die Frage betrifft , ob die beantragten
Neuwahlen anzuvrdnen sind , so kann es bei Beantwortung
dieser Frage nach dem Erachten des Ausschusses unentschie¬
den bleiben , ob in allen den Fällen , in welchen eine gültige
Wahl deshalb nicht stattgcfunden hat , weil von Seiten der
Behörden die gesetzlichen Vorschriften nicht beobachtet wurden,
die Anordnung von Neuwahlen als gesetzlich not Hw en¬
dig  erscheint . Gewiß darf man ohne Noth nicht annehmen,
daß daS Gesetz die Möglichkeit zulasten wollte,  daß ganze
Wahlbezirke durch die Schuld der mit der Leitung der Wahl
Beauftragten um die Ausübung ihres wichtigsten politischen
Rechtes gebracht werden und wird auf solche Fälle der tz. 38.
des Wahlgesetzes , welcher von der beanstandeten Gültigkeit
der Erwählung des „ einen oder anderen Wahlmannes " redet,
schwerlich bezogen werden dürfen . Auf jeden Fall sind Neu¬
wahlen auch in anderen Fällen als denjenigen der Art . 136.
und 110 . des Staatsgrundgesetzes für unzulässig nicht  zu
halten , da das Gesetz eine solche Bestimmung nicht enthalt.

Hiervon ausgehend und in Erwägung der vorliegenden
besonderen Verhältnisse , da insbesondere fast in allen Bür¬
germeistereien , in welchen eine gehörige Wahl nicht zu Stande
gekommen ist , nämlich in allen bis auf Nohfelden die Vor¬

schriften des tz. 20 . des Wahlgesetzes über die Bekanntma¬
chung des Wahltermins entweder nicht beobachtet sind , oder
als beobachtet aus den Acten , strenge genommen , nicht er¬
hellen , und bei dieser Unklarheit der Thatsachen ein Verzicht
auf die Wahl zur Zeit rechtlich nicht angenommen werden
darf , in Erwägung ferner , daß die Versammlung der Wahl-
manncr , im Hinblick auf ihre Minderzahl , die Wahl der Ab-
gevrdr .et n vorznnehmen , Bedenken gefunden und auf die An¬
ordnung " neuer Urwahlen angetragen hat,  in Erwägung end¬
lich , daß die Sache noch in der Lage ist, daß noch sämmr-
liche»  Bezirken die Ausübung ihres Wahlrechts gewahrt
und eine nicht blos auf eine Minderheit gegründete Vertre¬
tung des Fürstenthums möglicher Weise noch herbeigeführt
werden kann — trägt der Ausschuß darauf an:

1) der Landtag beschließe , daß er die beantragte Anord¬
nung von Neuwahlen in denjenigen Bürgermeistereien
des Fürsiemhums Birkenseld , in welchen die Wahlen
entweder überall nicht oder nicht gehörig zu Stande
gekommen , mithin in sämmtlicheu Bürgermeistereien
bis aus Neunkirchen und Fischbach als mit dem Ge¬
setze in Einklang stehend erachte.

Auch die beantragte Abänderung des Wahlgesetzes schon
für die bevorstehenden Neuwahlen findet die Mehrheit teS
Ausschusses angemessen , in Uebcreinstimmung mit den desfalls
schon im Jahre 1818 im FürsterUkum ausgesprochenen Wün¬
schen und mit der Ansicht der Regierung zu Birkenseld , welche
dahin geht , daß nur mtter Voraussetzung dieser Abänderung
ein Erfolg der auszuschreibcnden Wahlen zu erwarten stehn.
Die Bürgermeistereien bitten zu große Bezirke für die länd¬
liche Bevölkerung . Der Ausschuß beantragt daher,

2 ) der Landtag beschließe seine Zustimmung zu der bean¬
tragten Abänderung deS §. 6 . lit . 6 . des Wahlgesetzes
dahin , daß im Fürstenthum Birkenseld nicht jede Bür¬
germeisterei , sondern die Stadt Birkenseld , die Stadt
Oberstem und jede Landgemeinde einen Wahlbezirk
bilden solle.

Closter . Dannenberg . Müller . Wibcl II. Straekcrjau.

2 .

em allgemeinen Landtage ist aus der den Wahlacten
des Fürstenthums Birkenfeld nachrichtlich beigefügten Resolu¬
tion an die dortige Regierung vom 7. v . M . bereits bekannt
geworden , was die Staatsregierung in Betreff der nach In¬
halt jener Wahlacten in Frage gekommenen Anordnung von
Neuwahlen im Fürstenthum Birkenfeld vorläufig verfügt hat

So sehr die Staatsregierung die Betheiligung des Für-
stenthumS an den Wahlen zum allgemeinen Landtage sowohl
dem besonderen Interesse Birkcnfelds als dem Gesammtinter-
esse des GroßherzogthumS entsprechend erachtet , hat sie den¬
noch zur Anordnung von Neuwahlen sich nicht veranlaßt
sehen können . Das Staatsgrundgesetz redet bekanntlich von
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abermaligen Wahlen nur in den besonderen Fällen der Art.

136 . und 140 . ; eS kennt keine allgemeine Neuwahlen zu

demselben Landtage ; Wahlbezirke und Wahlkreise , welche ihr

Wahlrecht nicht geübt haben , müssen demnach als verzichtend

angesehen werden . Was den in der Versammlung der Wahl¬
männer deS Fürstenthums ausgesprochenen Vorbehalt der

Wahl von Abgeordneten in einer zweiten Wahlversammlung
für den Fall , daß die beantragte Neuwahl von Wahlmänncrn

nicht statthaben würde , angeht , so ist derselbe nach Ansicht

der Staatsregierung auf den Grund der Schlußworte des

h . 38 . des Wahlgesetzes für unstatthaft und wirkungslos zu

halten , indem eS ihr nicht zweifelhafterscheint , daß nach Maß¬

gabe eben dieses tz. 38 . und des tz. 41 . ( erster Satz ) des

Wahlgesetzes die in jener Versammlung für legitimirt erklär¬
ten 22 Wahlmänner die Wahl von Abgeordneten vorzuneh¬

men hatten . Diese Wahlmänncr bildeten ein aus den ersten

Wahlen gültig hervorgegangenes Organ für geschwätzige Wah

der Abgeordneten und besonders um deswillen muß die An¬

ordnung abermaliger Urwahlen für bedenklich gehalten werden.
Andererseits verkennt die Staatsregierung allerdings

nicht , daß Neuwahlen , auch in andern Fällen als denjenigen
der Art . 136 . und 140 . des Staatsgrundgcsetzes , keineswegs

für grundgesetzlich unzulässig  zu halten sind , vielmehr
glaubt sie , daß , wenn gleich nach den tztz. 38 . und 41 . des

Wahlgesetzes Minoritätswahlen als ungesetzlich nicht angesehen
werden können , doch z. B . im Falle der Ungültigkeit der

Wahl sämmtli  ch er  Wahlmänner eines Wahlkreises die An¬

ordnung von Neuwahlen der Absicht deS Grundgesetzes durch¬
aus entsprechen würde . Obgleich nun nicht gerade dieser Fall

Oldenburg , len 3 . August 1849.

hier vorliegt , so würde doch auS dem angegebenen Grund-

die Staatsregierung die beantragten Neuwahlen — also in

denjenigen Bürgermeistereien , in welchen die Wahlen entweder

überall nicht , oder nicht gehörig zu Stande gekommen , mithin

in sämmtlichen Bürgermeistereien , bis auf Neunkirchen und

Fischbach — anordnen , falls der allgemeine Landtag — was

die Staatsregierung dessen Erwägung hiermit anheim giebt,

— diese Maßregel ebenfalls unter den vorliegenden

besonderen Umständen  als mit dem Gesetze in Einklang
stehend , erachten würde.

In solchem Falle hält indeß die Staatsregierung eine

Abänderung des H. 6 . bür . 0 . des Wahlgesetzes für zweckmä¬

ßig , dahin nämlich , daß im Fürstenlhum Birkenleld nicht jede

Bürgerm .' isterci , sondern die Stadt Birkenfeld , die Stadt

Oberstein und jede Landgemeinde einen Wahlbezirk bilden solle;

in dieser Weise sind schon auf den im Fürstenlhum laut ge¬

wordenen Wunsch die abermaligen Wahlen zum Landtage des

Jahres 1848 ausgeschrieben und auch jetzt ist diese Wahlart

als die zweckmäßigere nach Inhalt der Wahlactcn von der

Regierung zu Birkenfelb bevorwvrtct . Die Staatsregierung

beantragt daher die Ertheilung der Zustimmung des allgemei¬

nen Landtags zu der gedachten gesetzlichen Aenderung , jedoch

für jetzt nur eventuell , indem nach dem Erachten der Staats¬

regierung , falls Neuwahlen im Fürstcnthum Birkenfeld nicht

ausgeschrieben werden sollten , cs den Vorzug verdienen würde,
diese Aenderung in Verbindung mit einer Abänderung ver¬

schiedener anderer Bestimmungen des Wahlgesetzes eintreten

zu lassen , einer Abänderung , deren Beantwortung noch zur

Zeit nicht genügend vorbereitet ist.

Staats - Ministerium.
Schloifer. Zedelius.

v . Grün.

Schnellprcffcndruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.



zum Bericht des Ausschusses über das Budget

§ ) cn in 50 Exemplaren angeschlossencn Voranschlag der
Centralausgaben des Großherzogthums für das Jahr 1849
nebst einfacher Ausfertigung der Begründung desselben zu

tz. 1 . bis 15 . und der Begründung des zu tz. 16 . in 42
Exemplaren , begleitet das Staatsministerium mit folgenden
Bemerkungen:

Zu H. 1 - Der vielleicht erforderliche Mehraufwand wird
auS der tz. 15 . ausgeworfenen Summe bestritten werden kön¬
nen . Ei » genauerer Kostenanschlag wird erst nach den jetzt

zu machenden Erfahrungen sich aufstellen lassen.
Zu Z . 6 . Nach dem inzwischen erfolgten Ableben des

Präsidenten fallen eirc » 1667 Rthlr . , als die Hälfte des Ge¬
halts , aus der Ausgabe . Der Nachfolger bezieht seinen bishe¬
rigen Gehalt , welches unter § . 4 . aufgeführt ist, wonach eine
weitere Aenderung in den Beträgen der tztz. 4 . und 6 . nicht
eintritt.

Zu Z . 8 . Welche Bewandniß es mit diesem Posten
hat , ist in der Begründung dargelegr . Bei dem bekannten
günstigen Stande , insbesondere der Wiltwencasse , bedarf es
augenscheinlich dieses Zuschusses aus der Staatskasse nicht
ferner . Da nun jeder Interessent der Wittwmcafse nur dar¬
auf einen Anspruch hat , daß an der bestehenden gesetzlichen
Einrichtung des Instituts keine Aenderung vorgenommen
werde , welche die Gewähr der versicherten Pension irgendwie
gefährdet , eine solche Gefährdung der Wegfall des fraglichen
Zuschusses aber nicht entfernt besorgen läßt , derselbe zudem nur
zum kleineren Thcile in gesetzlicher  Bestimmung sich gründet,
so findet die Staatsregierung es unbedenklich , die ausgewor-
senen 2200 Rthlr . , in soweit sie für l849 noch nicht zur
Ausgabe gekommen sind , künftig ganz ausfallm zu lassen.
Da für 1849 bereits eirca 1150 Rchlr . gezahlt sind , so wür¬
den jetzt etwa 1000 Rthlr . abzusetzen sein.

Zu Z . IG . Nach den seit der Aufstellung des Budgets
eingetrctenen Verhältnissen läßt sich zwar ermessen , daß die
Abgeordneten zur Reichsversammlung , sowohl der früheren
als der künftigen , nicht für eine Dauer von 9 Monaten , wie
angenommen , Tagegelder zu beziehen haben , indeß erscheint
es doch nicht gerathen , eine bestimmte Summe hier abzusetzcn,
insbesondere , weil die Zahl der Abgeordneten zur künftigen
Reichsvcrsammlung muthmaßlich mehr als vier betragen wird.

Zu K. 13 Anlage Nro . 4 . der Begründung
lütter » H . lVr . 8.

Der ehemalige Canzlist Kölln er  der der Fürstlich-
Schwarzburgischcn und der diesseitigen Gesandtschaft am
Bundestage ist mit Auslösung der Bundesversammlung außer
Thätigkeit getreten und hat um Verleihung einer Pension

gebeten , welche ihm von den Fürstlich -Schwarzburgischen Re¬
gierungen zur Summe von 500 si. ebenfalls bewilligt ist.
Die Staatsrcgierung hat Bedenken getragen eine Pension zu
bewilligen , weil Kölln er  nicht Oldcnburgischcr Unterthan
ist und seine Pensionirung streng genommen lediglich dem
Staate obliegt , welchem derselbe angehört . Gleichwohl er¬
scheint die Gewährung des Gesuchs , gestützt auf fast zwanzig¬
jährige durchaus befriedigende Dienstleistung , in der Billig¬
keit begründet und beantragt daher die Staatsregierung die
Zustimmung des allgemeinen Landtags zu Verleihung einer
Pension von jährlich 50 Rthlr . , vom 1. Oktober v . I . an.
Das früher von Oldenburg bezogene Gehalt des auf Kündi¬
gung angestellten nunmehr 70jährigen Canzlistcn Köllner hat
534 si. betragen.

Zu 8 - 14 , Wiewohl unter den gegenwärtigen Umständen
Zahlungen an die Reichscaffe nicht in naher Aussicht stehen,
so erscheint es doch bedenklich , hier eine geringere Summe
auszuwerfen . Der Anschlag doppelten Beitrags beruht auf
früheren Erlassen des Reichsministeriums , worin derselbe als
nothwendig angekündigt worden , und insbesondere unterliegt
es keinem Zweifel , daß die unumgänglich in irgend einer
Weise sicher zu stellende Erhaltung der deutschen Flotte Geld¬
beiträge von Seiten Oldenburgs erfordern wird , welche die
zweite noch nicht ausgezahlte Hälfte der hier ausgeworfenen
Matricularsummc mindestens erreichen dürften.

Zu 8 - 13 . Bon dieser Summe werden etwa 4000 Rthlr.
aus der Ausgabe fallen können , indem jetzt angenommen wer¬
den darf . Laß die Voraussetzungen , welche den Anschlag recht¬
fertigten , nicht in vollem Maße eintreten werden.

Zu 8 - 16 . Aus dem Voranschlag der Militairkosten
werden , unter Voraussetzung der , wie jetzt nicht mehr zwei¬
felhaft , mit Ende dieses Monats cintretcnden Demobilisirung
der auf dem Fclbsuße stehenden Truppenabtheilungen folgende
Beträge ausfallen:

1) Die Kosten der Unterhaltung auf dem
Feldfuße für einen Monat mit oire » . 30,000 Rthlr.

2 ) Die Berpflegungskostcn für Mannschaft
und Pferde während des Aufenthalts in
den Herzogthümcrn Schleswig - Holstein
mit oire » . . . . . . . . . . . 48,000 „

3 ) an Offikicrsgehalten wegen vorhandener
Vakanzen , an Besoldung rc. der Mann¬
schaft wegen früherer Beurlaubung , an den
Kosten der Unterbringung der Cavallerie-
Mannichast während ihrer Casernirung,
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endlich Ersparnisse an verschiedenen sonsti¬
gen Ausgabe-Positionen cü-es . . . . 11,000 „

4) Eine besondere Einnahme erwächst der
Militaircasse aus dem Wiederverkauf von
Artillerie- und Trainpferden; der Kürze
wegen kann von den Ausgaben die gleiche
Summe abgesctzt werden, welche nach Ab¬
zug des Antheils der freien Städte zu
veranschlagen ist auf ciros . 14,000 ,/

5) Sodann werden von den veranschlagten
Ausgaben voraussichtlich erst nach Zah-
resschluß  zur Zahlung kommen, mithin
auf den Voranschlag für 1850 zu über¬
tragen sein:

die Kosten der eventuellen Anschaffung
des Materials rc.der9-Pfünder-Batterien
(nach Abzug der Hälfte für die freien
Städte) oirea . . - 33,000 „

b) von den Kosten der Anschaffung der
Oldenburg, den 15. August 1849.

Cavallerieausrüstung(M 226. — 231)
der Fuhrwerke ( tz. 260) der Armatur
(tz. 262) und der Gewehr- Abänderung
(tz. 261) eiroa . . . . . . . . . 17,000 „

zusammen 155,609 „
wonach der Voranschlag der Militairkosten sich auf die
Summe von 661,659 Nthlr. stellen würde. Unter dieser
Summe sind eiro-, 125,009 Rthlr. begriffen, welche als Auf¬
wand im Neichsdienste dem Reiche zur Last fallen müssen,
mithin bei späterer.Abrechnung als Compensativnsgegenstand
in Anschlag kommen.

Nach den vorstehenden Bemerkungen würde die Gesammt-
summe deS Voranschlags sich um 161,667 Rthlr. mindern,
mithin von 960,000 Rthlr. auf 798,333 Rthlr. hinabgehen,
deren Deckung durch die Beiträge der einzelnen Landestheile
nach Maßgabe des Art. 223. und 202. des Staatsgrundge-
sctzes zu erwarten steht.

Staats - Mi ni ster iu m.
Schloifcr . Mo öle. Zedelius . Römer.

v. Grün.

(Großherzogthum Oldenburg .)

Begründung
des . .

Voranschlags der CenLral - Ausgaben
für

das Jahr 184S.

Zu H. ! . Die Dauer des allgemeinen Landtags ist zu
2 Monaten angenommen.

Der Landtag von 1818/49 hat etwa 200 Tage gedauert
und mit Anschluß der noch nicht zur Auszahlung gekomme¬
nen Rechnungen für Capial-Arbeiten rc. im Ganzen etwa
1676)0 Rthlr. gekostet.

Wenn die 4 Birkenfelder Abgeordneten den ganzen Land¬
tag hindurch geblieben wären, so würden für deren Diäten
noch etwa (für 188 Tage) 4700 Rthlr. hinzugehcn, so daß
18400 Rthlr. als die Kosten für 35 Abgeordnete angenommen
werden müssen. Danach ergiebt sich für 46 Abgeordnete auf
2 Monate 7376 Rthlr. , wofür bei der stärkeren Vertretung
dre Fürstcnthümer 7500 Rthlr. in Anschlag gebracht sind.

Zu Z. 2. Zwei Mitglieder mit 2400 Rthlr. und
1890 Rthlr. das 3te Mitglied— für Militair- Angelegenhei¬
ten — bezieht den Gehalt aus der Militair-Casse.

Zwei Referenten mit 4400 und 900 Rthlr.
Ein Secretair mit 700 Rthlt. und 2 Beamte zur Aus¬

hülfe mit 580 und 420 Rthlr.
Zwei Registratoren mit 860 Rthlr. und 650 Rthlr.
Ein Cassirer mit 120 Rthlr.
Zwei Revisoren mir 450 Rthsi'- und 400 Rthlr.
Zwei Canzlisten mit 50-9 Rthlr. und 350 Nthlr.
Zwei Boten mir 306',̂ und 280 Rthlr.
Die Geschäftskosten betragen nach dem unter 1. anliegen¬

den Anschläge 1700 Rthlr., wovon abzuziehen sind die beim
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Cabinet ergehenden Sporteln (Expeditionsgebührcn ) . Diesel¬
ben haben in den Jahren 1813/17 durchschnittlich 728 Nthlr .,

für 1848 803 Rthlr . betragen . Es ist jedoch zu erwarten,
daß die Einnahme für 1849 sich erheblich geringer stellen
wird , da Schutzbriefc und Eonsirmativnen ganz wegfallen

werden , für Bestallungen aber auf einen bedeutenden Ertrag
nicht zu rechnen ist. Der Betrag der Expeditivnsgebühren
ist demnach nur mit 393Rthlr.  in Abzug gebracht.

Zu Z . 3 . Zu den Ausgaben für den Haus - und Ver¬
dienstorden sind durch Verfügung des Großherzogs vom litten

August 1839 vorläufig die von Hannover bei den Gebietsab¬
tretungen des Jahres 4847 hieher übergegangenen Einkünfte
der aufgehobenen Johanniter - Ordens - Commende Lage be¬
stimmt , sie betragen für 1849 etwa 1895 Rthlr . Die weiter
erforderlichen Beträge werden aus der Großherzoglichen Scha-

tullcaffe zugeschossen.
Der Anschlag liegt unter 2 . an . Da die Einkünfte der

Eommende Lage , wovon eine Ueberflcht unter 3 . anliegt , im
Voranschläge der Einnahmen für das Herzoglhum Oldenburg
nicht Vorkommen , so ist hier auch für die Ausgaben des

Ordens  selbst nichts ausgeworfen , denn die aufgeführlen
270 Rthlr . 57 Gr . sind nur die Kosten der Anfertigung von

50 Verdienstmedaillen für Rettung aus Gefahr , gestiftet am
Ordenstage , den 17 . Januar 1849.

- Zu K. Zwei Mitglieder mit 2400 Rthlr . und
944 Rthlr . 24 Gr . Der Präsident und das ändere Mitglied
beziehen hier keinen Gehalt.

Die Geschäftskosten der Gcsetzcommission bestehen mei¬

stens nur in der Anschaffung von in andern deutschen Län¬
dern ergangenen Gesetzen und in den Kosten des Drucks von
Gesetzentwürfen . Es ist deshalb auch dafür besonders nichts
ausgeworfen , vielmehr sind diese Kosten mit unter tz. 15 . ent¬
halten.

Die Botendienste , Ausfertigungen re. geschehen durch das

Personal des Oberappellationsgerichts , bei dessen Geschäfts¬
kosten diese ordentlichen laufenden Ausgaben berücksichtigt sind.

Zu tz. 3 . Der Archivar . . . 900 Rthlr . — Gr.

Der Canzlist . . . 337 „ 36 „
Der Copiist . . . . 2 -00 „ — „

1437 Rthlr . 36 Gr.
Die Geschäftskosten sind veranschlagt:
») für Schreibmaterialien . . . . 50 „ — „
b) „ Buchbinderarbeiten . . . . 70 „ — „

e) „ Anschaffung archivalischer
Druckschriften . 30 „ — „

(>) „ Hülfsschreiber . 100 „ — „

250 Rthlr . — Gr.

Zu H. 6 . Daraus sind zu bezahlen:
1) die Gehalte für r

a) die Mitglieder des Gerichts:
Präsident 3333 Rthlr . 61 Gr -,
Vicepräsident 1800 Rthlr .,

zusammen . 5133 „ 61 „

sechs Räthe und 1 Hülfs-
richter . 8538 „ 38 „
zwei Räthe mit je 1400 Rthlr .,
drei mit je 1333 Rthlr . 39 Gr .,
einer mit 960 Rthlr . und ein
Hülfsrjchter mit 777 Rthlr.
65 Gr.

b) der Secretair . 777 „ 65 „
e) die beim Gerichte Angestellten

der Registrator . 300 „ — „
der Copiist . . . . . . 220 „ — „
zwei Boten . 547 „ 42 „
nämlich jeder 240 Rthlr . 3 Gr . -
Gehalt und 33 „ 54 „
Kleidgelder.
Aus den Kleidgeldern der Boten muß wenig¬

stens alle fünf Jahre eine neue Dienstkleidung für
dieselben angeschafft werden , in den übrigen 4 Jah¬
ren werden gegen einen Attest ihres Vorstandes,
daß die Dienstkleidung , welche sie besitzen, noch ein
Jahr ohne Verletzung des Anstandes getragen wer¬
den kann , die Gelder nach Abzug von 10 Proccnt
den Boten zur freien Verfügung überlassen.

2) Die Geschäftskosten sind mit Einfluß der ordent¬

lichen laufenden Gcschäftsausgabcn bei der Gesetz¬
commission und der Prüfungskommission nach fol¬
genden einzelnen Sätzen zu 1230 Rthlr . angeschlagen:

a) für Heizung , Erleuchtung und
Reinigung des Geschäfts -Lokals 100 Rthlr . — Gr.

- Ich Erhaltung und Completirung
des Jnventariums . 12 „ — „

e) für die Kniphauser Anzeigen
und das Jeversche Wochenblatt,

letzteres nur für hch Jahr , indem
dasselbe mit 1. Juli 1849 abbe¬
stellt worden , etwa . . . . 4 „ — , ,

ä) Schreibmaterialien . . . . 294 „ 9 „
nämlich einschließlich derjenigen,
welche bei der Gesetzcommisston

und der PrüsungScommission
gebraucht werden.

e) Ausfertigungsgebühren . . . 264 „ — „
einschließlich derjenigen bei der
Prüfung «- und Gesetzcommission.

s) Gebühren des Sportelnrendanten
und Vergütung für Hülfsofsicianten 64 „ — „

g) für Drucksachen . 12 „ — „
b) Buchbinderlvhn . . . . . . 28 „ -— „
i) Ausgaben in Untersuchungssachen 225 „ — „
I<) zurückzuzahlende Kosten . . . 85 „ — „
I) Porto . 45 „ — „

in) sonstige Ausgaben . . . . . 99 . „ 63 „
worunter 50 Rthlr , für einen Schreiber des Hülfs-

richters , die Kpsten der Fortsetzungen angefangencr
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Werke in der Gerichtsbibliothek und 'alle ^diejenigen
Ausgaben , welche in den früheren Rubriken nicht
vorgesehen sink.

Der Gesammtbetrag dieser Geschäftskosten kann Lurch die
Sporteln des Oberappellationsgcrichts und der Prüfungscom¬
mission gedeckt worden.

Der Durchschnitt der früheren Jahre bis 1817 einschließ¬
lich ergiebt für die Sporteln des Oberappellationsgcrichts
allein eine Summe von etwa 2150 Rthlrn . , indessen für
1818 ist der Betrag auf nahe zu 1100 Rthlr . herabgesunken.
Ein etwas höherer Betrag ist vielleicht für 1849 zu er¬
warten.

Für die Prüfungscommission werden etwa 60 Rthlr . er¬
wartet werden können.

Für Geschäftskosten ist daher nichts ausgeworftn.
Zu 8 . 7 . Die Mitglieder der Prüfungskommission ha¬

ben als solche kein Gehalt , die Expedition und der Boten¬
dienst wird von den Officialen des Oberappellationsgerichtes
versehen und sind die Geschäftskosten der Prüfungscommission
in denen des Oberappellationsgerichts mit einbegriffen , in
welchen dann auch die etwa 60 Thlr . betragenden Sporteln
derselben mit abgesetzt sind.

Zu 8 - 8 . Die Gehalte der bei der Wittwrncasse An¬
gestellten — soweit sie als solche Gehalte beziehen — so wie
die Geschäftskosten werden aus der Casse selbst bestanden;
die hier ausgeworfene Summe ist durch folgende Bestimmun¬
gen motivirt:

Nach dem Z. 20 . der Verordnung über die Einrichtung
der Wittwen - und Waisencasse vom 1. November 1779 ist
derselben ein regelmäßiger Zuschuß von 500 Rthlrn . aus der
Olbcnburgischen Kammercasse zugssichert , um den zum Eintritt
in die Wittwencasse verpflichteten herrschaftlichen Bedienten
(Staatsdicner ) zur Erleichterung zu dienen . In Gemäßheit
eines von der Direction der Wittwen -, Waisen - und Leibren-
tencaffe unterm 9 . November 1810 erstatteten Berichts über
den Zustand des Instituts im 6l . Receptionstermine rc. ist
mittelst Cabinets -Rcscripts vom 23 . Januar 1811 genehmigt,
Laß außer jenem feststehenden halbjährigen Beitrage von
250 Rthlrn . Gold die Summe der Rabattvcrgütungen für
die verordnungsmäßigen Einschüsse der herrschaftlichen Bedien¬
ten (tz. 19 . obiger Verordnung ) , ferner die Buchhalter -Besol¬
dungen und endlich die kleinen Kosten der Administration aus
der herrschaftlichen Casse abgehalten werden sollten , von wel¬
chen drei Ausgabe -Posten dann aber der regelmäßige Zuschuß
von 250 Rthlrn . in Abzug zu bringen sei. In den letzten
fünf Jahren , vom 1 . Juli 1848 an rückwärts gerechnet , sind
demnach aus der oldenburgischen Kammer -Caffe bezahlt:

für den Termin
1. Juli 1848 . 519 Rthlr . 47 -/^ Gr - Gold , 133Rthlr . 44 Gr . Crt.
1 . Jan . 1818 . 625 47 „ ,, 255 „ 43 „ „
1 . Juni 1847 . 567 ,7 9 ' /2 „ 80 „ 35 „ „
1 . Jan . 1847 . 722 57 „ 2 „ 14 „ „
1 . Juli 1846 . 642 26 '/ , „
1. Jan . 1846 . 704 48 '/- „

1. Juli 1845. 612 „ 49

1. Jan . 1845. 648 49 ,, ,,
1. Juli 1814. 560 13 „ „
1. Jan . 1844. 615 fl 70 „ „

Zusammen 6219 Rthlr . 57 Gr . Gold , 471 Rthlr . 64 Gr . Crt.
mithin in jedem

Termin durch¬
schnittlich . . 621 Rthlr . 70 ' -2 Gr . Gold,47Rthlr . 13,6Gr . Crt.

Dazu der festste¬
hende Beitrag

machen 871 Rthlr . 70 '/ ., Gr . Gold , 47 Rthlr . 13,6 Gr . Crt.
und ' /g vom

Geldbeträge
als Aufgeld 109 „ — „

— - 980 Rthlr . 70 '/ , Gr . Crt.

Ist mithin der halbjährliche Beitrag
zu veranschlagen . . 1023 Rthlr . 12 Gr.

Courant

oder der ganzjährige . . ' . . 2058 Rthlr . 24 Gr.
und da die Anstalt den in den Fürstenthümern Lübek und
Birkenfetd fungirendm Staatsdienern gleiche Wortheile ge¬
währt , als denen im Herzogthum Oldenburg angestellten , so
wird dieser Beitrag künftig aus der Centralcasse des Groß-
hcrzogthums Oldenburg zu leisten sein.

Zu 8 - Der Bevollmächtigte bei der
Centralgewalt hat Gehalt . 1800 Rthlr.

Tagegelder 5 Rthlr . , für das Jahr also . . . 1825 „
und 55 Rthlr . monatlich Quartiergeld , mithin . 660 „

Summa 4285 Rthlr.

Der dabei angestellte Canzlist hat Gehalt . . 300 Rthlr.
und 1 Rthlr . Tagegelder , mithin im Jahr . . 365 „

Summa 665 Rthlr.
Die Geschäftskosten rc. sind unter tz. 15 . mit befaßt.
Zu 8 - Wenn die 4 Oldenburgischen Abgeordneten

das ganze Jahr 1819 hindurch in Frankfurt geblieben wä¬
ren , so würden ihre Tagegelder ( für 2 Abgeordnete je 5 Rthlr .,
für die andern beiden je 4 Rthlr .) betragen . . 6570 Rthlr.

Unter den jetzt veränderten Umständen und mit Rücksicht
aus das Zustandekommen einer neuen Nationalversammlung
im Laufe des Jahres 1849 sind in runder Summe nur
5000 Rthlr . ausgeworfen.

Zu . 8 - H - Es ist angenommen , daß die Zollconferen-
zen bis Ende Juni d . I . dauern und sind 5 Rthlr . Tagegel¬
der für 181 Tage mit 905 Thlr . und 45 Rthlr . für Reiseko¬
sten und sonstige Auslagen angeschlagen . . . 950 Rthlr

Zu 8 - 12 . Es sind beglaubigt:
1) Minister -Residenten bei den Höfen zu Wien und Ber¬

lin , von denen der erstere 662 Rthlr . 36 Gr . , der
letztere 600 Rthlr . Gehalt bezieht.

2 ) ein General -Consul und Agent bei dem Großbritanni-
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scheu Hofe , welcher für Büreaukosten jährlich 562 '/?
Rthlr . bezieht.

3) ein Correspondent in Leipzig mit 225 Rthlr . Gehalt.
Diese drei Posten werden in Zukunft wahrscheinlich einer

wesentlichen Veränderung unterliegen , und insbesondere wird

der letzte mit Ende des Jahres 1849 aufhörcn.
Zu K. 13 . Ein namentliches Verzeichniß über die der

Eentralcaffe zur Last fallenden Pensionen und Wagegelder,
mit den erforderlichen Bemerkungen versehen, liegt unter 4 an.

Zu K. 14 . Cs ist angenommen worden, daß für 1849
doppelte Beiträge , sowohl zur Flotte als zu den Festungen,

zu leisten sind ; sie betragen:

->) zur Flotte der ordentliche Beitrag
20,834 Rthlr . 34 ^ Gr . (Gesetzblatt
Band XII. St . 44.) mithin doppelt 41,632Rthlr . 63Gr.

, b) zu den Festungen Mainz und Luxem¬
burg 263 Rthlr . 672/,, Gr . . . . 526 „ 55 „

e) zu den Festungen Ulm und Rastatt
7577 Rthlr . 53 Gr . 45,455 „ 34 „

Zusammen 57,345 Rthlr . 8 Gr.

Davon hat Kniphauscn nach Verhältniß der Einwohner¬

zahl (2949 Einwohner zu 220748 ) etwa '/?-4 zu erstatten;
also etwa 775 Rthlr . und sind rund 56,600 Rthlr . ausgc-

worfen.
Zu 8 - 13 . Zu solchen Ausgaben sind namentlich ge¬

rechnet:

1) für Gehalte rc. bei etwa veränderter Ein¬
richtung des Staatsministcriums . . . . 4000 Rthlr.

2) Für Reisen und Verschickungen im unmittel¬
baren Aufträge des Staatsministeriums , Gra-
tisicationen rc. für die unbestimmten Ausgaben
des Bevollmächtigten bei der Eentralgewalt
und der Gesandtschaft , Consuln rc. . . . 6000 „

3) Die Kosten der Uebersendung der Gelder an
die Reichscafse beinahe 1 "/„ . 500 „

4) die etwa erforderlichen Mehrausgaben in
den HZ. 4 ., 6., 9., 10., 13 ., 14 ., als na¬
mentlich :
a) für außerordentliche Hülfsarbcitcr bei dem

ObcrappcllationSgerichte etwa . . . . 400
b) besondere Ausgaben bei der Gesetztem-

Mission, welche die Ermittelung der Preise
der Naturalien und Dienste für das Ent-

schädigungs - und Ablösungsgesetz verur¬
sacht . . . . . . 400 „

e) und für sonst vorkommmende Interims-
Verwaltungen , Hülssarbeitcr rc. ; unvor¬
hergesehene Ausgaben aller Art , nament¬
lich auch für etwa vermehrte Beiträge zu

den Reichskosten rc., vielleicht auch ver¬
mehrte Kosten des allgemeinen Landtags.

Zu 8> 16 - siehe den anliegenden besonderen Voran¬
schlag der gesammten Militairausgabcn.

Anlage I . zum Voranschlag der Centralausgaben für 1849 . 8 2.

Voranschlag
der

Geschäftskosten beim Staatsministerium 'pro 1849.

Courant.

1) Schreibmaterial , als Rthlr . Gr.

i>) Schreib - , Post - , Conccpt - und Pack¬

papier wie auch CouvertS 240 Rthlr.
b) Bleifedern , Schreib - und

Stahlfedern . . . . 30 -

e) Siegellack , Wachsvblaten,
Oblaten , Fedcrharz . . 40 -

ll) Hesiseide . . . . . 6 -
>0 Bindfaden . . . . . 3 ' -
4) Dinte , Dintefässer rc. . 6 -

- 325 —

2) Buchbindcrarbeiten . 45 —

3) Copialren der Boten und Hülfsschreiber 120 —

4) für Hülfsossiciantcn bei Krankheitsfällen rc. 150 —

5) Unterhaltung der Jnventarienstücke , An¬
schaffung neuer Taschen rc. . . . . 440 —

6) Druckkosten . . . 500 —

7) Feuerung und deren Einbringung . . 130 —

8) Erleuchtung . . . . . . . . . 85

9) Reinigung der Geschästslocale , Heizung rc. 72 --

10) Schvrnsteinfegen. 15 —

11) Micthe für das Revisions¬
local . 50 Rthlr . Gold 56 18

12) Für sonstige unbestimmte Ausgaben 61 54

Summa 1700 —



Anlage 2 . zum Voranschlag der Centralausgaben für ! 84v . Z . I.

u ebersLcht
der

Einnahme und Ausgabe bei der Ordenscasse für das Zahr 1849.

Einnahme . Courant.
Nthlr . Gr.

1) Zuschuß aus Großherzogl . Chatull -Casse 3167 36
2) Aus Großhcrzvgl . Cammer - Casse aus

den Einkünften des hierher übergcgan-
gmen Bermögenstheils der Eommende
Lage . 1895 —

Summa der muthmaßlichen Einnahme 5082 36
Die unter 2 . aufgeführte Einnahme läßt sich genau nicht

vorherbestimmen , da Liese zum Theil aus den Zinsen eines
bei der Wegbau -Casse belegten und aus den Ablösungsgeldern
früherer Eigenbehörigen der Commcnde Lage gebildeten Capi¬
tols , zum Theil aber aus dem Erlös noch bestehender Natu-
ralliefcrungcn herrührt , deren Preise variiren.

Die obige Summe ist die durchschnittliche Einnahme von
9 Jahren.

Ausgabe . Gold . Courant.
Rthlr . Nthlr . Gr.

1) An Probenden derOrdeus - Capitul 'arcn:
r>. für 2 Präbendcn an Großkrcuze

5 500 Rthlr . 1000 '
b. für 2 Probenden an Großcomthure

ä 400 Rthlr . 800
e . für 4 Präbmdeu an Comthure t>

300 Rthlr . 1200

kl. für 4 Präbendcn an Kleinkreuze
L 200 Nthlr . . . . . . . 800

Macht 3800
oder Courant 4275 —

2) an Besoldungen der Beamten:
». für den Ordens - Secretair . . . 150
b . für den Ordens -Rentmeister . . 150
c. für Leg Ordens - Canzlisten und

Registrator . . . . . . . 100
1. für den Ordens -Boten . . . . 50

Macht 450
oder Courant 506 18

3 ) An Extraordinarien , für Ordens -De-
corationen , Livree des Ordcnsboten
und Porto . . . 281 13

Summa 5062 36

Oldenburg , den 30 . April 1849.
Schorcht.



Anlage 3 zum Voranschlag der Centralausgaben für 18L9 . 8 3.

R a ch W e i s ll u g
der Einkünfte von den an das Großherzogthum Oldenburg übergegangenen Bestandtheilen der

ehemaligen Commende Lage (im Amte Damme ) .
Courant . Courant.

Benennung der Einnahmen . Rthlr . Gr . sw. Rlhlr . Gr . sw.

I . Ständige Grundabgaben , be-
sichend aus:

:,) dem Gelderträge von 58
Malter . . . . .

2 ScheffelRoggcn u . 59
Malter.

6 Scheffel Hafer . . 552 30 —

l>) den s. g . Schuld - und

Maigeldern . . . . 68 39 3
c) den Renten für aufge¬

hobene Naturalicnlicfe-
rungen und bäuerliche
Lasten . . . . . lll 4 —

wovon 91 Rthlr . 24 Gr.

durch ein Capital von
229 .1 Rthlr . 24 Gr . ab-

gelosr werden können , be¬
ziehungsweise binnen ei¬
ner gewissen Frist abge¬
löst sein müssen.

>1) den mit Hannover ge¬
meinschaftlichen Holdor-

fer und Binsser Zehnten,
soweit noch keine Ablö¬

sung derselben stattgcsun-
den hat . . . . . 23 13 4

- _ __ 755 15 2

U. Erbpacht von der Cronlager Mühle 13 Mal¬

ter Roggen , nach Abzug , der den Ncuen-

rircher Armen herkömmlich davon begleichen¬
den 2 Malter anzuschlagcn auf . . . 86 32 2

Ul . Zinsen von den gegenwärtig 26,550 Thlr.

Gold betragenden Capitalien , gebildet aus

den bis zum Jahre 1810 eingekommencn
Auskünften und aus Capitalien für ver¬

äußerte unbewegliche Vermögenstheile , ab-

gclösete bäuerliche Lasten , Zehnten u . dcrgl.

anzuschlagen auf ZO^ Procent jährlich (welche

zur Zeit auch die allgemeine Wegbaucaffe
dafür entrichtet ) mit 929 HP Rthlr . Gold L

12s/ ., Procent Aufgeld in Courant betragend . 1045 27 —

IV. Zagdgercchtigkeit im Kirchspiel Damme ist

Oldenburg , den 5 . Mai 1818 . D

zur Zeit ohne Ertrag , indem dieselbe dem

Klosteradministrator Richard zu Lage auf

seine Dienstzeit überlassen ist. Sie wird

aber jedenfalls von geringer Erheblichkeit
sein , zumal die Commende Lage nicht aus¬

schließlich die Jagdberechtigung auszuüben
hat . . . . .

V. Ertrag von den der Commende Lage , nun

der Oldenburgischen Landesherrschast eigen-

thümlich gehörenden Grundstücken , bestehend
aus dem unverkauft gebliebenen Theile des

Lager Sünderns zü Wahlde , welcher aus

den sterilsten und steinigsten Heidbergen be¬

steht und wenigstens zur Zeit keinen Er¬

trag liefert . . . . .

VI.  Ungewisse Einnahmen sind nur in sehr ge¬
ringem Betrage zu erwarten , indem nur 3

gutspslichtige Stellen ihre unbestimmten

Eigenthumsgefälle noch nicht abgelöst haben

rmd der Antheil Oldenburgs an diejenigen
Summen , welche auf die aus den Com-

mende -Nevenüen auf die Schulden des Jo-

Hanniter - Grvßpriorats in Deutschland zu¬

viel bezahlten Passiv -Zinsen durch Vermit¬

telung des Könglich Hannoverschen Gouver¬

nements zu erwarten sind , nur gering ist

(der Oldenburgische Antheil von 100 Rthlr.

beträgt 11 Rthlr . 12 Gr . 1 sw. und es

sind seit Ucbernahme der Verwaltung von

Hannover , 1833 , überhaupt nur erst 17

Rthlr . 8 Gr . Conventionsmünze hierher ge¬

zahlt ), daher denn an solchen auch nichts

veranschlagt werden mag.
Totale 1887 ^ 4

die Verwaltungskostcn bestehen zur Zeit

nur aus den Sollerungskosten der Früchte

und aus 2 Po Hcbungsgcbühren deSAmts-
EinnehmerS i» Damme für die »ub 1 und

2 benannten Einnahmen , so wie aus klei¬

nen Auslagen der Rechnungsführer für Buch¬

binderlohn u . s. w . und sind im Ganzen

zu veranschlagen auf . . . . . . . 37 2 4

wonach mithin eine Nctto -Einnahme zu er-
Mrten bleibt von . . . 1850 -

er Vorstand der Cammer:
Jansen.

Abschrift richtig : Bödecker , Cammersecretair.
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Anlage 4.
zum Voranschlag der Centralausgaben für 18 -19 . § . 13.

Nachweisung
über

die Pensionen rc. der Civilstaatödiener , welche bei der Centralverwaltung des Grvßherzogthums
Oldenburg angestellt gewesen sind.

Betrag

Nr. Name n. Datum der
Bewilligung.

Wohnort.
reducirt auf

Courant.
ch

.1. Bei der Centralverwaltnug angcstellt gewesene
Etaatsdiener.

1 Geheimer Hofrath Westing . . . 1831 Januar 4. Oldenburg 1333 38

2 Oberappellationsgerichls'-Copiist Böning. 1839 April 8. daselbst 222 18

Geheimer Hofrath Starklof ( Wartegeldl.
1 1816 Febr. 28.)
> 1819 April 23.s daselbst 1080

4
5
6

Geheimer Rath Lentz. 1848 Januar 1. daselbst 2109
Geheimer Rail , Baron von Bcaulieu -Marconmy. 1818 August 1. daselbst 2500
Geheimer Staalsrath von Both . . . . 1818 August 16. Frankfurt aM 1200

8 Oberappellaiionsgerichts-Rcgistrator Waßmann.
Köllner, gewesener Canzlist bei der Bundestagsgesandtschaft zu

1848 Octvbcr 18. Ottenburg 200

Frankfurt a. M . . . - - - - 62 36

Abthcilung . . 8998 Rthlr . 20 gr.

8. Angehörige der bet der Ccntralverwaltnng angestcllt
gewesene Staatsdicner.

9 Die Kinder des Oberappellationsratbs Oppermann . . . . 1838 Februar 23. Oldenburg 125 54
10 Die Kinder des Cabinets-Revisors Welche. 1842 F -bruar 28. daselbst 101 13
11 Die Wittwe des Geheimen Raths Freiherrn von Berg . . . 1813 Septbr . 18. daselbst 562 36

Abthcilung 8. . . 789 Rlhtr . 36 gr.
Summa . . 97v7 56

Bemerkungen

Zu .4. 8. für den Zeitraum vom 1. October 1848 bis Ende des Jahres 1849.
Zu 8. 9. die verwittwete Oberappellationsrathin Oppermann erhält für ihre Kinder:

Benha Friederike Auguste, geboren 1831 Juni 21.
Emma WÜHelmine Friederike, geboren 1831 November 29.
Adele Christine Albcnine, geboren 1837 September 7.

bis zum vollendeten 18. Lebensjahre, zusammen 125 Rthlr . Goto.
Wenn eines der Kinder dieses Alter erreicht hat, oder vorher verstirbt, so werden für jedes jährlich 23 Rthlr . Gold in

Abzug gebracht, es werden also fürs Jahr 1819 die berechneten 125 Rihlr . 51 gr. Courant zu zahlen sein.
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Zu S . 10 . Die Kinder des verstorbenen Cabinets -Revisors Wesche , nämlich:
Christian Martin Anton , geboren 1835 August 3.
Laura Marie Friederike , geboren 1837 Januar 12.
Theodor Gerhard Friedrich , geboren 1840 Februar 5.

erhalten , und zwar die Söbne bis zum vollendeten 18 ., die Töchter bis zum vollendeten 16 . Lebensjahre , jedes jährlich
30 Rthlr . Gold , welche die Mutter derselben erhebt.

Zu L. 11 . Die Pension beträgt 1000 Rthlr . Gold , oder 1125 Rthlr . Cour . ; da jedoch die Wittwencafse 500 Rthlr.
Wittwenpension für die Frau von Berg an die Staatskasse entrichtet , diese aber nicht in Einnahme gestellt sind , so ist nur
der wirklich aus der Slaatscasse zuzuschießende Betrag ausgeworfen.

Schneltpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Oldenburg , am 25 . August 1849 , im Landtage.

Zwölfte Sitzung.

Vorsitzender . P

^ach Verlesung und Genehmigung des Protokolls
über die eilfte Sitzung zeigte der Präsident  folgende

Eingänge an:
1) eine Vorstellung des patriotischen Vereins zu Delmen¬

horst, betreffend das Berliner Dreikvnigsbündniß , und
2) eine denselben Gegenstand betreffende des Olden-

burgischen Stadtraths.
Beide Petitionen würden von dem bezüglichen Central-

Ausschusse zu berücksichtigen sein.
3) eine Petition ans Ellenstedt , betreffend die Benutzung

der Gemeinheit.
Sie werde dem Provinziallandtage zuzuweisen sein.

4) eine Petition mehrerer Einwohner des Kreises Vechta,
um beschleunigte Erlassung des Entschädigungsgesetzes.

DiePetition erledige sich durchdieheutigeTagesordnung.
5) ein Schreiben der Regierung vom 22 . d. M ., be¬

treffend Einreichung der erlassenen Provinzialgesetze
nach Art . 156 des Staatsgrundgesetzes.

Nachdem der Präsident  zuerst beantragt hatte , dies
Schreiben , bis anderwcite Anträge erfolgten , zu den Acten
zu legen , und die Versammlung hierzu , wie zu den anderen
Vorschlägen , zugcstimmt hatte , bemerkte der Präsident
am Ende der Sitzung , er stelle nach Rücksprache mit ver¬
schiedenen Mitgliedern der Versammlung den Antrag:

der Landtag beschließt und erwählt sofort eine
Commission , bestehend aus drei Mitgliedern , zur
Berathung und mündlichen Berichterstattung binnen
3 Tagen über die von der Staatsregierung mittelst
Schreiben vom 22 . August d. Z . dem Landtage
in Gemäßheit Art . 156 des Staatsgrundgesetzes
vorgelegten Provinzialgesctze.

Der Antrag wurde angenommen und Vvlckers,
Müller  und Kitz  in die Commission gewählt.

6) ein Schreiben der Regierung vom 23 . d. M ., be¬
treffend Beschleunigung der Berathung über den An¬
schluß an das Berliner Bündniß.

räsidentKitz
Das Schreiben wurde verlesen.

7) überreichte der Regierungsbevollmächtigte Plate  ein
Schreiben der Staatsregierung , betreffend die Brigade¬
convention Oldenburgs mit den freien Städten Bre¬
men , Hamburg und Lübeck, mit dem Bemerken , die
Staatsregicrung beantrage : die Verlesung dieses
Schreibens und die Verhandlungen darüber in ge¬
heimer Sitzung vorzunehmen.

Der Präsident  setzte die zur Beschlußnahme einer
geheimen Sitzung erforderliche Berathung sofort auf das
Ende der heutigen Sitzung an.

Die Versammlung ging nunmehr zur Tagesordnung
über und nahm den Bericht des Ausschusses über das
Entschädigungsgesetz entgegen . Bei der sodann ervffneten
allgemeinen Debatte stellte der Abgeordnete Wibel  II . den
Antrag : der Landtag wolle

1) das Gesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der vom
gutsherrlichen re. Verbände befreiten Stellen und
Entschädigung re. mit den Modifikationen , wie sie
von dem desfälligen Ausschuß in Vorschlag gebracht
sind , mit Ausnahme des Art . 31 und der davon
abhängigen Bestimmungen in den Art . 56 . 74 . und 75 .,
welche zur Discussion kommen müssen, in Bausch und
Bogen aunehmen.

2) den betreffenden Ausschuß zu ersuchen und zu be¬
vollmächtigen , durch einen Ausschuß aus seiner Mitte
das fragliche Gesetz danach zu redtgiren.

Der Abgeordnete Grote  stellte dazu das Amendement:
es sind ferner zur Discussion zu stellen : Art . 4.
23 . § . 2 . und Art . 54.

Das Amendement wurde angenommen , fiel aber mit
dem Hauptantrage selbst, als dieser hierauf abgelehnt wurde.

Art . 1. wurde , wie vom Ausschüsse beantragt , an¬
genommen.

Zu Art . 2 . beantragte der Abgeordnete Grote  den
Zusatz:

14
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4 ) wenn seit Verkündigung des Staatsgrundgcsetzes über
das Anerbrecht in eine Stelle ein Rechtsstreit an¬

hängig , derjenige , welchem dasselbe durch rechtskräftige
Entscheidung zuerkannt wird.

Dazu stellte der Abgeordnete von Finckh das nicht
unterstützte Amendement : anstatt „ seit " zu setzen : „ vor"

Verkündigung des Staatsgrundgesetzes :c.

DerGrote 'sche Antrag wurde abgelehnt und der Aus¬

schußantrag angenommen.

Art . 3 . wurde angenommen.

Zu Art . 4 . stellte der Abgeordnete Grote  den nicht

unterstützten Antrag zum Absatz 2 , derselbe sei so zu fassen:
die Entscheidung darüber steht dem ordentlichen
Gerichte nach beschleunigtem ( summarischem)

Rechtsverfahren zu und findet hiergegen kein

Rechtsmittel statt.

Zu Nr . 5 . desselben Artikels stellte der Abgeordnete

Grote  den Antrag:

In Erwägung , daß die durch Anrufung des or¬
dentlichen Gerichts erwachsenen Kosten in dem Falle,

wenn der eine Theil völlig unterliegt , wohl nicht

von beiden Theilen zur Hälfte getragen werden
können , die Bestimmung unter Nr . 5 . in ihrer

generellen Fassung aber auch auf jene Prozeßkosten
zu beziehen ist , wird folgende Fassung des Satzes
unter Nr . 5 . beantragt:

5 ) die Kosten , soweit sie nicht durch Anrufung des or¬
dentlichen Gerichts ( Nr . 1 , Absatz 2 ) erwachsen sind,
werden von beiden Theilen zur Hälfte getragen.

Der Abgeordnete Wibel  I . beantragte zu setzen : die

beim Schiedsgerichte aufgegangcnen Kosten rc.
Als der Abgeordnete Grote  jedoch seinen Antrag

zurückzog , nahm auch Wibel  I . seinen zurück.
Die Art . 5 . und 6 . wurden angenommen.
Art . 7 . wurde mit dem Verbesserungsantrage des

Ausschusses angenommen.
Art . 8 . bis 13 . einschließlich desgleichen und
Art . 14 . sowie er in der Nachfuge verbessert ist.

Art . 15 . wurde angenommen.

Art . 16 . mit dem bezüglichen Verbesserungsantrage
des Ausschusses.

Zu Art . 17 . beantragte der Abgeordnete Grote:
den ganzen Art . 17 . zu streichen.

Der Antrag war nicht unterstützt.

Abgeordneter Morell  beantragte statt Art . 17.
Folgendes : den Streit über die Zuständigkeit und rechtliche

Natur einer Berechtigung soll ein Schiedsgericht entscheiden.
Derselbe zog jedoch seinen Antrag zurück , als der Abge¬

ordnete Niebour  folgenden angenommenen Zusatz zum
Art . 17 . beantragte:

„Den Streit über die Zuständigkeit , die rechtliche

Natur , die Beschaffenheit und den Umfang -der
Berechtigung muß die Ablösungsbehörde , wenn
und soweit eine oder beide Parteien solches ver¬
langen , an die ordentlichen Gerichte verweisen . "

Der Antrag der Mehrheit des Ausschusses zu diesem

Artikel wurde abgelehnt , der Minderheitsantrag fiel darnach
von selbst weg.

Art . 18 . wurde mit dem Ausschußantrage angenommen.
Art . 19 . bis 22 . einschließlich desgleichen.

Zu Art . 23 . beantragte der Abgeordnete Grote:

Zn Erwägung , daß die Naturalleistung mit Rück¬

sicht auf die Beschwerde der Leistung für den
Verpflichteten , insbesonderere auf die Verpflich¬
tung zur Leistung an einem entfernten Orte

veranschlagt , und hiernach die Geldabgabe fest¬
gesetzt sein wird ; daß jene Beschwerde ferner

nach den Grundsätzen des vorliegenden Entschädi¬

gungsgesetzes bei Ermittelung der Entschädigungs¬
summe nicht weiter in Betracht kommen ; wird
beantragt:

den K. 2 . des Art . 23 . zu streichen.

Der Abgeordnete SelckmannII . stellte den Antrag:
im Art . 23 . § . 2 . sind nach den Motiven zum
Anträge des Herrn Grote  nur die Worte:

„sowohl der Berechtigte als"
zu streichen.

Beide Anträge wurden abgelehnt , und der Art . 23.
in der Fassung des Entwurfs angenommen.

Art . 24 . und 25 . wurden angenommen und

Art . 26 . desgleichen , nachdem der von der Staats¬

regierung beantragte Zusatz abgelehnt worden.

Art . 27 . bis 30 . einschließlich wurden angenommen.
Bezüglich des Art . 31 . wurde zuerst die Anlage

.4 . zur Berathung verstellt.
Der Berichterstatter Selckmann  II . bemerkte hierzu,

nach genauerer Rücksprache mit Sachverständigen des Land¬

tags beantrage der Ausschuß statt der im eigentlichen Be¬

richte beantragten Sätze folgende Aenderungen der Regie¬
rungsvorlage:

Anlage

Preisbestimmungen.
1. Preise des Getreides für das ganze Herzogthum,

bei Fruchtlieferungen.
1) Waizen den Scheffel Oldenb . Maaß 50 Gr.

2 ) Rocken „ „ „ „ 39 „
3) Gerste „ „ „ „ 28 „
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4) Hafer den Scheffel Oldenb. Maaß 14 Gr.
5) Bohnen„ „ „ „ 37 „

ö. bei Fruchtzehnten.
1) Waizen den Scheffel Oldenb. Maaß 58 Gr.
2) Rocken 41
3) Gerste N 30 N

4) Hafer 18
5) Bohnen N N 39 N

II. Preise der sonstigen Naturallieserungen.
III. Geldwerth der Dienste re.
Der Abgeordnete Lübben stellte zu ö. 4. den nicht

unterstützten Antrag, statt: 18 Gr. zu setzen: 15 Gr.
Der Ausschußantragwurde angenommen. Sodann

kamen die Ausschußanträge zu I. ö., I. 6. und zu II. der
Regierungsvorlage zur Abstimmung, und wurden sämmtliche
Anträge, wie sie von der Mehrheit des Ausschusses gestellt
worden sind, angenommen.

Hierauf kam die Anlage wie sie jetzt nach Annahme
der beziehentlichenBeschlüsse zu redigiren ist, zur Abstimmung
und wurde angenommen.

Jetzt kam der Art. 31. selbst zur Berathung und be¬
merkte der Berichterstatter Selckmann , es sei der Ansicht
des Ausschusses gemäß dieser Artikel im ersten Absätze so zu
fassen:

Bei Ermittelung des Geldwerthes der Naturalab¬
gaben sollen die auf der Anlage angegebenen
Preise als dreißigjährige Durchschnittspreise für
das Herzogthum Oldenburg beziehungsweise für
die Kreise Vechta und Cloppenburg und den vor¬
mals Hannoverschen Theil des Amts Wildeshausen

gelten. Der Antrag wurde angenommen und dann
auch der fernere Antrag des Ausschusses, im zweiten
Absätze statt: „Durchschnittspreises" zu setzen:
„Geldwerths."

Hierauf wurde der Art. 31. wie amendirt angenommen.
Der Präsident ersuchte nunmehr alle im Zimmer

Anwesenden, welche nicht zu den Landtagsabgeordneten oder
den Regierungsbevollmächtigten gehörten, das Zimmer zu
verlassen und begann hierauf die Berathung über das
Schreiben der Regierung, bezüglich der Brigadeconveütion.
Nach Verlesung desselben fragte der Abgeordnete Mölling
an, welche Gründe zu einer geheimen Berathung vorlägen:
und entgegnete der Regierungsbevollmächtigte Runde , die¬
selben lägen in der Natur der Sache. Es stellte hierauf der
Abgeordnete SelckmannII. den Antrag, das Schreiben mit
den anliegenden Acten der Budgetcommission zur Berichter¬
stattung in einer ferneren geheimen Sitzung zu überweisen
und bis dahin den Beschluß auszusetzen, ob der Gegenstand
in heimlicher Sitzung zu erledigen sei.

Der Antrag wurde angenommen. Die Sitzung wurde
sodann wieder für die Zuhörer re. geöffnet. Da sich indessen
inzwischen die Stenographen aus Jrrthum entfernt hatten,
konnten die ferneren, lediglich die Tagesordnung betreffenden,
Verhandlungen nicht stenographirt werden.

Der Präsident kündigte die nächste Sitzung auf
Montag den 26. August, Morgens 10 Uhr, an.

Tagesordnung:
Fernere Berathung des Entwurfs des Entschädi¬
gungsgesetzes.

Schluß der Sitzung: 2Vz Uhr.

Vorgelesen und genehmigt in der dreizehnten Sitzung.

Zur Beglaubigung:
Kitz. Claußen.

Druck von H. Kleffer in Oldenburg.



zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen 'Landtags
für daS Großherzogthum Oldenburg.

(Zwölfte Sitzung , vom 23 . August 1849 .)

sowohl gleich bei Eröffnung des allgemeinen Landtags als
in ihrem ausführlichen Anträge vom 3. August b . I . hat die
Großherzogliche Staatsregierung als den wichtigsten und drin¬
gendsten Gegenstand der Verhandlungen des allgemeinen Land¬
tags dessen Zustimmung zu dem Anschluß an daS Bündniß ^
Ver drei Königlichen Regierungen vom 26 . Mai d. Z . bezeich- -
net und vorangestellt.

Es sind nunmehr drei Wochen verflossen , seitdem dieser ^
Antrag der Staatsregierung mit den betreffenden Aktenstücken
in den Händen deS allgemeinen Landtags ist, und schon sechs ^
Wochen , seitdem der Abschluß in Berlin , vorbehaltlich der Ra - ^
sication , ersolgte . Eine noch längere Verzögerung der schlüs¬
sigen Erklärung würde nicht nur gegen hergebrachte und wohl
begründete politische Rücksichten verstoßen , sie wäre auch nach
der lebhaften Ueberzeugung der Staatsregierung den Interessen
des Landes und den immer dringender sich gestaltenden allge¬
meinen politischen Verhältnissen gegenüber nicht zu veram-

Worten . Von allen übrigen deutschen Landtagen , denen die
Anschlußfrage von den betreffenden Regierungen vorgelegt
worden , ist die Verhandlung und Erklärung darüber unmit¬
telbar erfolgt . Das Staatsministerium , dessen Ueberzeugung
von der Nothwendigkcit und Unausschiebbarkeit der Ratifica¬
tion des abgeschlossenen Vertrags unerschütterlich fesisteht , und
welches diese ganze Frage als eine für die Stellung der
Staatsregierung zum allgemeinen Landtage entscheidende an¬
sieht , wendet sich demnach nochmals an den allgemeinen Land¬
tag mit dem wiederholten Ersuchen:

,/die in dem Schreiben des Staatsministeriums vom
3. August beantragte Zustimmung nunmehr im drin¬
genden Interesse der allgemeinen deutschen Angelegen¬
heit sowohl als der besonderen Verhältnisse und Be¬
dürfnisse des Großherzogthums baldigst und vor allem
Anderen erklären und aussprechen zu wollen . "

Oldenburg , den 23 . August 1849.

Schloifcr.

Staats - Ministerium.
Mösle . Zedelius. Römer.

v . Grün.

Bericht des Ausschusses
über das Gesetz wegen der Rechtsverhältnisse der vom gutsherrlichen rc. Verbände befreiten Stellen und

Entschädigung  wegen aufgehobener gutsherrlicher rc. Lasten.

er zur Begutachtung vorliegende Gesetzentwurf ist mit
so vieler Sorgfalt und aus unmittelbarer Erfahrung geschöpf¬
ter Sachkunde ausgearbeitet , die angenommenen Grundsätze

entsprechen so sehr den Gedanken , welche den Bestimmungen
des Art . 59 . des Staatsgrundgesetzes zum Grunde liegen , so

wie den Rücksichten allseitiger Billigkeit , daß der Ausschuß
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demselben seine vollste Anerkennung zollen und sich im Wesent¬
lichen fast überall mit demselben einverstanden erklären muß.

Im Einzelnen dies zu begründen , glaubt der Ausschuß sich

versagen zu müssen und beschränkt sich auf die nachstehende
Aufstellung abweichender Ansichten bei wenigen einzelnen Be¬

stimmungen um so mehr , als auf die Betrachtung nicht zu¬
rückgekommen werden darf, , daß dieses Gesetz vorzüglich bei

den Pflichtigen in den Kreisen Vechta und Cloppenburg und
dem alten Amte Wildeshausen zur Anwendung kommen wird,

wegen der Pflichtigen im alten Herzogthum Oldenburg und
im Fürstentum Eutin aber , wo ein Heimfallsrecht entweder

gar nicht , oder doch schon längst nicht mehr bestanden hat,
auf den unter dem Namen Ablösungsgesetz nach Nr . 4 . des
Art . 59 . des Staatsgrundgcsetzes zu erlassenden anderen Theil

dieses Gesetzes gewartet werden muß , welcher jedoch noch

gleichfalls von diesem Landtage berathen werben wird . Es
ist diese Nothwendigkcit dadurch herbeigeführt , daß bei Auf¬

richtung des Staatsgrundgesetzes die Staatsregicrung darauf
bestand , in den Art . 59 . Nr . 3 . s . das HeimsallSrecht als
nothwendiges Merkmal des gutsherrlichen Verbandes , außer

bei Hofhörigen , ausgenommen zu sehen . Ein Mitglied des
Ausschusses ( der Abgeord . Lin bemann ) hat sich indeß Vor¬

behalten , in dieser Hinsicht einen abgesonderten Bericht zu

erstatten.

Art . 1.

Der Ausschuß empfiehlt die von der Staatsregierung im

Nachtrage zum Entwurf (Seite 191 . und 192 .) vorgeschlage-
ncn 1 . und 2 . anzunehmm als präcisere und richtigere

Fassung.
Art . 3.

Wenn die Absindlinge ihre Abfindung vom Anerben

noch nicht erhalten hatten , als die bisher gutshcrrliche Stelle

freies Eigenthum wurde , so könnte man glauben , es sei dies
als eine Vergrößerung einer noch ungetheilten Erbschaft an¬

zusehen , und darum müsse den Abfindlingen auch mehr da¬

von zu Gute kommen , als sie bekommen hätten , wenn die

Stelle gutsherrlich geblieben wäre . Allein das scheint doch
nicht richtig . Nachdem der Erbfall eingetretcn war , hatten

die Absindlinge keinen Theil an der Stelle , sondern nur eine

persönliche Forderung gegen den Anerben , und wenn dieser

später Gelegenheit bekam , das ihm Zugefallene durch Ablö¬

sung oder gegen Entschädigung des Gutsherrn nach dem
Staatsgrundgesetze an W - rth zu vergrößern , so ist dies ein

Glücksfall , welcher nur ihm ausschließlich zu Gute kommen
muß.

Der Ausschuß empfiehlt daher die Annahme des Art . 3.

Colonnen , namentlich bei der Benutzung der Holzungen eine
Einwirkung zustand.

Art . 14.

wird in der von der Staatsregierung im Nachtrage zum Ent¬
wurf ( Seite 102 ) vorgeschlagenen Fassung anzunehmen sein.

Art . 16.

Es söllen hier theils Fälle hinzugefügt werden , welche
das Staatsgrundgesetz nicht ausdrücklich genannt hat , theilS
sollen die dort genannten genauer bestimmt werden . Um dies
deutlicher auszudrücken , ist

anstatt der ersten Zeile zu setzen:

„Abgesehen von den Bestimmungen des Staatsgrund¬
gcsetzes, soll Entschädigung nicht gegeben werden für :"

Art . 17.

Die Mehrheit  des Ausschusses empfiehlt den Zusatz:
„Den Streit über die Zuständigkeit und die rechtliche

Natur einer Berechtigung kann die Ablösungsbehörde,
wenn sie es ausnahmsweise nöthig findet , an die
ordentlichen Gerichte verweisen ."

Die Minderheit  dagegen ist der Meinung , dieser

Streit , so wie der über Beschaffenheit und Umfang der Be¬
rechtigung , müsse immer den ordentlichen Gerichten verbleiben,
was in anderer Redaction des Artikels auszudrücken wäre.

Art . 17.

Den Ergänzungen gemäß soll als dritter Satz hinzuge-
sügt werden:

„War die Berechtigung zu Lohn , Erbpacht oder auf
ähnliche Weise erblich verliehen , so ist der Inhaber

des vererblichen Besitzrechtes zu dem Anträge befugt ."
Der Ausschuß empfiehlt diesen Zusatz zur Annahme.

Art . 26.

In den Ergänzungen ist zu dem zweiten Absätze der Zu¬
satz gemacht worden:

„Wenn jedoch eine Rente an die Stelle einer Berech¬

tigung getreten und der Betrag des Ablösungs - Capi-
tals dieser Rente contractlich bestimmt ist , so bleibt
diese Bestimmung maßgebend,"

und als Grund hierfür wird angeführt : Das Staatsgrund¬

gesetz habe abgeschlossene Ablösungsverträge nicht umstvßen
wollen ; in den obigen Fällen aber sei ohne Zweifel eine Ab¬

lösung mit Capital beabsichtigt , die Form des Rentenertrags

aber gewählt , um Jngrossazionskosten zu vermeiden.
Der Ausschuß kann diesem ' Zusatze nicht beistimmen.

Wo Ablösung mit Capital , um Kosten zu ersparen , durch ein

Schweingeschäft verdeckt worden ist , da mag versucht werden,
dies vor der entscheidenden Behörde geltend zu machen . Das

Gesetz kann dies nicht voraussetzen . Dem Staatsgrundgesetz

gegenüber sind aber alle früher getroffenen Bestimmungen
über Ablösbarkeit eben so wenig bestandbar als die über Un-
ablösbarkeit.

Art . 7.

Im tz. 1 . Satz 2 . wird anstatt
„Bestimmung und Anordnung"

zu setzen sein:
„Bestimmung , Anordnung und Ausübung " ,

da dem Gutsherrn auch auf die Ausübung der Rechte deS

Art . 31.

lieber den Inhalt der Anlage 4 . , welche erst später vom

Staatsmimstcrium eingegangen ist , wird im Einzelnen beson¬

derer Bericht Vorbehalten . Im Allgemeinen ist aber schon
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hier zu berichten , daß die Prcisermittelungen für das Für¬

stenthum Eutin als nicht gelungen anzuschcn sind , so daß

in den wenigen dort etwa verkommenden Anwendungsfällen

dieses Gesetzes immer nach Vorschrift des Art . 81 . verfahren

werden muß , so wie auch aus demselben Grunde hinsichtlich

der Dienste im Herzogthum Oldenburg mit Ausnahme der

Kreise Vechta und Cloppenburg und des alten Amtes Wildes¬

hausen.
Es ist daher im ersten Abschnitt:

1 ) anstatt der Worte:
„für das Herzogthum Oldenburg , beziehungsweise

Fürstenthum Lübeck"

zu setzen:

„für die Kreise Vechta und Cloppenburg , und das alte

Amt Wildeshausen " .

2) Zm zweiten Absatz ist anstatt:

„Durchschnittspreises"

richtiger zu setzen:

„Geld werths " .

3 ) Weitere Redaktion dieses Artikels und der damit in

Zusammenhang stehenden ist vorzubchalten.

3 *

Fernerer Bericht des Ausschusses

für den Gesetzentwurf wegen der Rechtsverhältnisse der vom gutsherrlichen rc. Verbände befreiten Stellen und

Entschädigung wegen aufgehobener gutsherrlicher rc. Lasten,  über die in den Art . 31.

und 74 . angezogene Anlage ^ jenes Gesetzes.

-xHndem der Ausschuß die von der Staatsregierung am

20 . d . M . nachgelieferte Anlage 4 . nebst den Bemerkungen

der Staatsregierung zu derselben hieneben anfügt , beehrt er

sich, unter Bezugnahme auf das zum Art . 31 . in seinem Be¬

richte bereits Gesagte , darüber noch Folgendes gutachtlich zu
bemerken:

Zu I.

Es läßt sich nicht verkennen , daß selbst im Herzogthum

Oldenburg in den verschiedenen Districtcn , je nach der Menge

der dort producirten besonderen Getreidcarten und je nach

dem länger « und kostspicligern Transporte zum Hauptmarktc,

die Preise der aufgesührten 5 Getreidearten noch ziemlich ver¬

schieden sind , und hielt daher der Ausschuß es auch für

wünschenswcrth , zum Zweck einer gerechten Entschädigung hier¬

nach die 30 jährigen Durchschnittspreise für verschiedene Di¬

strikte zu bestimmen . Allein die Schwierigkeit der Durchfüh¬

rung , der Mangel genauer Nachrichten , die bei Len einzelnen

Getreidcarten wieder verschieden sich herausstellenden Verhält¬

nisse und die immer nicht zu vermeidende Willkühr in Bc-

gränzung jener Distrikte ließ die Ausführung kaum als mög¬

lich erscheinen , und hält der Ausschuß daher zu Vermeidung

der mit der Schätzung für jeden einzelnen Fall verbundenen

großen Weitläufigkeiten und Kosten es auch für zweckmäßig , für

das ganze Herzogtum Oldenburg dieselben 30jährigen Durch¬

schnittspreise festzusetzen. Nach der Ansicht der vernommenen

sachverständigen und betheiligtcn Personen können die Bremer

Gctreidcpreise für das Herzogthnm Oldenburg im Allgemei¬

nen als maßgebend angenommen werden.

Diese vom Bremer Senat mitgethcilten Durchschnitts¬

preise des Monats November der Zahre 1819 — 1818 betra¬

gen der Oldenburger Scheffel:
1) für Weizen . . 71,13 Gr . Neu Crt.

2 ) „ Rocken . 47,19 „ „ „

3 ) „ Gerste . 38,19 „ „ „

4) „ Hafer . 22,01 „ „ „

ö) „ Bohnen . 41,43 „ „ „

während die von der Staatsregierung vorgcschlagmen , als

Durchschnittspreise aus 8 verschiedenen Distrikten sich erge¬

benden Normalpreise für das ganze Herzogthum

1) Weizen . 80 Gr.

2) Rocken . 42 „

3) Gerste . 30 „

4 ) Hafer . 18 „

5 ) Bohnen . . . 39 „ betragen.

Wenn nun der Preis des Weizens als angemessen zu

betrachten ist , so erscheint danach dann der des Rockens als

zu hoch gegriffen . Es läßt sich nämlich nicht absehen , warum

bei dem erstern 16 pCt . und bei dem letzterer nur 11 pCt . von

den Bremer Preisen abgezogen werden sollen , da doch der

Preis des Weizens in Bremen eher niedriger als in Olden¬

burg sein , beim Rocken aber das umgekehrte Verhältniß statt-

sinden dürfte , weil von Bremen mehr Weizen nach Olden¬

burg , von Oldenburg aber mehr Rocken nach Bremen einge¬

führt werden wird . Deshalb sind auch die der Durchschnitts¬

berechnung zu Grunde gelegten Rockenpreise sowohl für Stadt

und Amt Oldenburg als auch für die Aemter Zwischenahn
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und Westerstede, wofür man den vollen Bremer Preis mit
47,19 Gr. annahm, zu hoch, was auch durch die Notizen
der Oldenburger Kornhandlcr bestätigt wird, indem sich da¬
nach der 30 jährige durchschnittliche Martinipreis für Olden¬
burg nur auf 13,90 Gr. stellt. Bedenkt man endlich, daß
die Transportkosten beim Rocken im Derhältniß zum Preise
des Weizens höher sind, so erscheint es gewiß nicht zuviel,
wenn man auch beim Rocken 16 jpCt. von dem Bremer
Preise abzieht und den Normalpreis in runder Summe auf
40 Gr. scstsctzt, wodurch er auch insofern in ein richtiges Ver-
haltniß zum Preise des Weizens sä 60 Gr. treten würde, als
man, abgesehen von einzelnen Schwankungen, den Preis des
Weizens nn Allgemeinen stets Vg höher, als den des Rok-
kens annimmt. Augenblicklich kostet der Weizen in Oldenburg
pr. Scheffel1 Nthlr. 9 Gr., der Roggen aber nur 38 Gr. Es
läßt sich freilich nicht verkennen, daß durch diese Preisbe¬
stimmung die Pflichtigen in den Kreisen Cloppenburg und
Dechta gegen die andern Distrikte insofern benachtheiligt sind,
als man dort wegen der größern Transportkosten und der
bedeutenden Rockenproduction die Rvckenpreise niedriger sind,
als in den übrigen Distrikten. Allein solche geringe Benach-
theiligungen lassen sich bei Feststellung von Normalpreisen nie
ganz vermeiden, und trägt daher der Ausschuß darauf an,

„daß der Preis des Rockens für das ganze Herzog¬
thum Oldenburg auf 40 Gr. festgesetzt werde.

Auch der Preis des Hafers mit 18 Gr. scheint zu hoch
gegriffen zu sein, da hier neben den andern Gründen noch
die bei weitem schlechtere Qualität des stets gelieferten Hafers
sehr in Anschlag zu bringen ist. Die cigenthümliche Beschaf¬
fenheit dieser Getreideart läßt es nicht so sehr zu, die Liefe¬
rung wegen zu schlechter Qualität zurückzuweisen, während
aus dem Markte bei der Preisbestimmung dieselbe fast noch
mehr wie bei dem andern Getreide berücksichtigt wird. Die¬
jenigen, welche die schlechte Qualität des von den Pflichtigen
gelieferten Hafers kennen, wissen, daß derselbe kaum dre Hälfte
der marktgängigen Waare werlh ist, und überhaupt aus dem
Markte schwerlich einen Käufer finden würde. Daher sind
dann auch während der letzten 30 Jahre von den Pflichtigen
nach jedesmaliger Vereinbarung an daS Kloster Blankenburg
für den Scheffel Hafer nur 1?',̂ Gr. gezahlt, während für
Rocken 43 ',2  Gr . gegeben wurden.

Der Ausschuß glaubt deshalb, daß cS sehr hinreichend
ist, wenn er beantrag!,

„daß der Preis deS Hafers aus 16 Gr. festgesetzt
werde".

Zu I. 8.
Der Ausschuß fand diese Preise im Ganzen angemessen,

nur schien cs passender, all Nro. 4. bei den sogenannten
festen Schweinen von 100 Pfund auch für die ferneren
Pfunde nur eine verhältnismäßige Preissteigerung cintreten
zu lassen, weil La, wo schwerere Schweine, als lOOpfündige,
geliefert werden müssen, sie doch nur 125 höchstens 150 Pfund
zu wiegen brauchen, also hier der Grund, weshalb man bei
fetten Thicren für die letzten Pfunde einen höhern Preis rech¬
net, noch nicht eintretcn, vielmehr nach jetzigen Begriffen alle
jene Schweine noch zu den mageren  gerechnet werden.

Es wird daher beantragt:
„daß in der Bemerkung zu l. L. 4. die Worte„5 Gr."
gestrichen und dafür gesagt werde: „verhältnismäßig
mehr".

Bei I. 8. 13. glaubten einige Mitglieder, daß der Preis
von 7'/? Gr. per Pfund zu hoch sei, namentlich, weil im
Amte Löningen, wo die meiste Butter producirt werde, der
Durchschnittspreis viel niedriger sei, und sei der Preis daher
wenigstens auf 7 Gr. zu ermäßigen. Weil aber keine nähere
Berechnung vorgelcgt werden konnte, so glaubte die Mehrheit
nicht darauf eingehen zu dürfen.

Zu I. 0.
Der Preis eines Spanndienstes mit 2 Pferden(Ziffer 24)

schien allen Mitgliedern mit 36 Gr. L Tag zu hoch angesetzt,
da bei diesen Diensten gewöhnlich so wenig geleistet werde,
daß nach Abzug der Gegenleistungen, Beköstigung, nur sehr
wenig übrig bliebe. Da nun selbst die Berechtigten den
Preis nur aus 21 Gr. anschlagen, und der Grund in den
Bemerkungen der Staatsrcgierung, daß die Berechtigten da¬
bei von anderen Voraussetzungen ausgegangen seien, insofern
nicht zutrifft, als nach Art. 70. ihnen freigelassen ist, nachzu¬
weisen, daß der Dienst wirklich mehr als dreißigmal geleistet
sei, so halt der Ausschuß es für sehr genügend, wenn er darauf
anträgt:

»daß sub Ziffer 21 der Geldwerth von 36 Gr. auf
30 Gr. und von 15 Gr. auf 12 Gr. hcrabgejctzl
wcrde'ü

Endlich dürste in Anbetracht deS Ansatzes unter Ziffer 33
der Betrag unter Ziffer 41. zu hoch erscheinen und wird
beantragt:

„daß unter Ziffer 4t . statt7 Gr. 5 Gr. gesetzt werde.
Zu II.
Nach dem im Berichte zum Art. 31. Gesagten wird der

ganze zweite Theil zu streichen sein.



4.
Preisbestimmungen

5

-1. Preise dcsGetreides fürdaLganzeHerzogthum.
1) Weizen, den Scheffel Oldenburger Maaße 60 Gr.
2) Rochen, ,, ,, „ „ 42 ,,
3) Geräte, „ ,, ,/ ,, 30 ,,
4) Hafer, „ " „ „ 18 „
5) Bohnen, „ „ „ „ 39 „

L. Preise der sonstigen Naturalien
für die Kreise Bechta und Cloppenburg und den vormals
Hannoverschen Theil des Amts Wildcshauscn, von welchem
die Gegenleistungen und Unkosten der Berechtigten(Art. 22.,

Art. 32.) schon abgezogen sind.
Rthlr.

1) Dachstroh, 500 Pfd. oder 50 Schof .
(1000 Pfd. oder 100 Schof—3 Rthlr.
36 Gr. Crt.)

2) Heu L Fuder . .
(Das Fuder zu etwa 500 Pfd. ange¬
nommen.)

Er.
54

24

4
6
5'/.

Im Herzogthum Oldenburg

19) HaidekrautL zweispänniges Fuder . .
20) Schinken, frische

für 6 bis 12pfdigeü Pfd. . . .
,, 12 „ 24 ,, ,, " . . . ^
„ 24 ,, . . .

(Für trockene Schinken sind die Preise
um '/§ höher.)

21) Leinsäen
für 1 Scheffel Leinsamen auf Pflich¬
tigem Lande zu säen.

22) Hafermalz, der Olvenburg. Scheffel
23) Gerstenmalz.

6. Geldwerth der Dienste
in den Kreisen Bechta und Cloppenburg, so wie in dem vor¬
mals Hannoverschen Theile des Amts Wildeshausen, bei wel¬
chen die Bestimmungen der Art. 73. und Art. 75. bereits
zur Anwendung gebracht, und die Gegenleistungen und Un¬

kosten des Berechtigten(Art. 77.) schon abgezogen sind.

10 V,
18

3) Hopfenstangen 100 Stück.
4) Schweineü Stück

1 —
24) Für 1 Gespann von 2 Pferden und

Rthlr. Gr.

magere. . 2 42 mit einem Knechte, ohne Bestimmung
fette zu 100 Pfd. oder für welche ein der Art der ArbeitL Tag . . . — 36
Gewicht nicht bestimmt ist . . . 6 — (Wenn mehr Pferde oder Knechte zu

(Für fette Schweine zu bestimmten Ge- stellen sind, so wird für jedes Pferd
Wichten über 100 Pfd. sind für die er- 15 Gr. und für jeden Knecht6 Gr.
sten 100 Pfo. 6 Rthlr., für jedes fer- hinzugerechnet.)
nere Pfo. 5 Gr. zu nehmen. 25) Für Dünger oder Tvrffahren, wie Zif-

5) Ferken fer 24.
sechswöchige. . . — 54 26) Für ein Gespann von zwei Pferden und
3 Monat alte. 1 36 mit einem Knechte zum PflügenäTag - 40

6) HammelL Stück (Wenn mehr Pferde oder Knechte zu
fette . . . 1 — stellen sind, so werden für jedes Pferd
magere. — 48 15 Gr. und für jeden Knecht so wie

7) WidderL Stück. — 48 denDüngereinleger6Gr.hinzugerechnet.)
8) Schaafe,, „ . — 36 27) Für eine lange Fuhr nach Münster oder
9) Lämmer,, „ . — 18 Orten gleicher Entfernung mit 2 Pfer-

10) Hühner,, „ . — 6 den und mit einem Knechte . . . 3 —
11) Gänse 28) Für eine solche(Ziffer 27.) Fuhr mit

fette . . — 36 4 Pferden und einem Knechte . . 6 —
magere. . — 18 29) Für eine Fuhr nach Oldenburg oder

12) Eierü Stück . . . . . . . . . — V. Bremen oder Orten gleicher Entfcr-
13) Butterä Pfd. — 7'/- nung mit2 Pferden und einem Knechte _

14) Holz oder Brennholzä Fuder . . . — 48 30) Für eine solche Fuhr mit 4 Pferden . 4 —
15) Torf L zweispänniges Fuder . . . . — 39 31) Für eine kurze Fuhr auf einen Tag mit
16) Rinderü Stück . . 3 63 2 Pferden und einem Knechte — 36
17) 1 Schwein durchfuttern. . . . . — 48 32) Für eine solche Fuhr mit 4 Pferden u.
18) 1 Kuh durchfuttern. . . . . . . 1 — einem Knechte. 1 —
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33) Für nach Meilen bestimmte FuhrenL

Meile
1) mit2Pfcrden und einem Knechte
2) mit4 Pferden und einem Knechte

34) Für eine nach Tagen bestimmte Fuhrä
Tag

1) mit2 Pferden und einem Knechte
2) mit4Pferden und einem Knechte

35) Zn den unter Ziffer 27 bis Ziffer 35 ge¬
nannten Fällen ist für jeden Knecht,
welcher mehr gestellt werden muß,
Vn der bestimmten Preise hinzuzu¬
rechnen.

36) Für Torfgraben und Graö- oder Korn¬
mähenä Tag.

Rthlr. Gr.

— 15
- 30

— 36
1 —

— 12

37) Für Torstraqen und Binden deS Getrei¬
des L Tag.

38/ Für Auswerfen der Gräben und andere
Dienste, bei welchen eine gewöhnlich
als Männerarbeit betrachtete Leistung
verrichtet werden muß, ä Tag . . — 9

39) Für alle andern HanddiensteL Tag . — 6
40) Für Brieftragcn ohne Bestimmung des

Ortes oder EntfernungLTag' . . — 6
41) Für Boten-Dienstä Meile . . . . — 7

Für die bei solchen Diensten etwa be¬
stimmten besonderen Verrichtungen—
(Schaftrciben, Packcttragenu. s. w.)
wird eine besondere Vergütung nicht
gegeben.

H. Im Fürstenthum Lübeck.

Preise des Getreides.
Holst. Crt.

Weizen per Tonne Seeländisch Maaß 3 Rthlr. 41^ Sch.
Rocken „ „ „ /, 3 ,, „
Gerste ,, ,, ,, ,, 2 ,, 7 „
Hafer ,, ,, ,, „ 1 ,, 37 ,,

ö. Preise der sonstigen Naturalien.
Heu und Stroh
Butter . . .
Milch . . .
1 Huhn . .
1 Ei . . .
1 GanS. . .
1 Eapaun . .
1 Lamm . .
Flachs . . .
Buchweizengrütze

100 Pfd.

1 Plank

1 Pfd. .
1 ScheffelI Rlhlr.

16 Sch.
3Vs »

8 „
V4 »

24 „
12 ,,
24 „
8

6. Preise der Lohnarbeit.
Handdienste.

für Männer: für Frauen:
Sch. Sch.

1) während der Ernte für
einen Monat . . . . 16 10

2) vom 1. April bis 1.Oct.
ausschließlich des Ernte¬
monates . 10 8

3) vomI.Oct. bis1. Decbr.
und vom 1. Febr. bis
1. April . 9 7

4) vom1.Decbr. bis1.Febr. 8 6
Spanndienste.

ä Tag mit 4 Pferden . . . . 2 Rthlr. — Sch.
,/ « „ 3 ,,
„ ,, , , ^ ,,
„ ,, ,, //

27
6

33
wenn zum Dienste außer dem Knecht noch eine Person
gestellt werden muß, gehen8 Sch. hinzu.

Bei Bestimmung des Fuhrlohns »ach Meilen ist
für jede Meile hin und zurück die Hälfte des täglichen
Fuhrlohns zu rechnen, unter Hinzurechnungfür jede
Meile von 4 Sch. bei Entfernung bis zu 2 Meilen, und
von 8 Sch. bei Entfernung über2 Meilen.

Botenlohn  per Meile 5 Sch.

Bemerkungen zu Anlage L.

Der Entwurf des Entschädigungsgesehes will den Geld¬
werth der Naturalien und die Preise der Lohnarbeit, in der
im Art. 73. und 75. bestimmten Quote die Entschädigung
für die nach Tagen gemessenen und die Reisedienste bestehen

soll, in einer Anlage feststellen. Es ist dabei von der Vor¬
aussetzung aukgegangcn, daß die von der Großhcrzoglichen
Regierung in Oldenburg und Eutin zum Zweck der Preiser¬
mittelungen eingeleileten Verhandlungen dahin führen würden,



daß , wenn auch nicht für das ganze Herzogthum , beziehungs¬

weise daS Fürstcnthum Lübek , doch für gewisse Distrikte die¬

selben Preise würben aufgestellt werden können , so wie die

Ablösnngsgesetze in Braunschweig , Hessen - Darmstadt , Baiern

und Württemberg die Preise theils für alle Naturalien , theils

doch für das Getreide und zwar für das ganze Land im Ge¬

setze selbst feststellen . Jene Erwartung ist indeß nur theil-

weise in Erfüllung gegangen.
Die Regierung in Oldenburg hat die einzelnen Landcs-

theile , in welchen sie gleiche Verhältnisse annchmen zu dürfen

glaubte , in Kreisen zusammengelegt , und in jedem Kreise ein

Amt mit der Ausmittelung der Preise beauftragt . Die Aem-

ter haben letztere durch kundige Männer , — Kausleute und

Landbesitzer — vornehmen taffen . Das Amt Stcinfcld hat

durch Vernehmung einiger Vertreter der Berechtigten , mehrerer

Verpflichteten und Sachverständigen die den Berechtigten für

die Naturalien und die Dienste begleichende Entschädigung

direct zu ermitteln versucht.
Nach dem Ergebnisse der Verhandlungen können nun:

1) die Preise für Weizen , Rocken , Gerste , Hafer und

Bohnen und zwar gleichmäßig für das ganze Herzog¬

thum festgestellt werden , so wie

2 ) für die Kreise Vechta und Cloppenburg und den vor¬

mals Hannoverschen Theils des Amtes W '.ldeshauscn

auch hinsichtlich der sonstigen Naturalien und die der

Dier .' ste ; dagegen

3 ) genügt bas gesammelte Material nicht , um die Preise
der unter Ziffer 1 nicht genannten Getrcidearten , und

für die unter Ziffer 2 nicht genannten Landestheile

die Preise der sonstigen Naturalien und der Lohnar¬

beit sestzustcllen , um so weniger , da von verschiedenen

Grundsätzen ausgegangen zu sein scheint.

Die Anlage 4 . enthält die Preise sä 1 . und 2.
Zu 1.

Die Preise der angegebenen fünf Hauptgetreidearten sind

der Durchschnitt der für die einzelnen Distrrcte des Landes

ermittelten . Wenngleich eine Ermittelung der Preise aus den

letzten 30 Jahren eigentlich nicht stattgefunden hat , so kann

doch der Durchschnitt unbedenklich als der für das ganze Land

geltende Preis um so mehr bestimmt werden , als derselbe den

vom Bremer Senat mitgetheilten Durchschnittspreisen des No-

vemdermonatS der Jahre 18 ' ^ gleich kommt , wenn von

diesen abgcsetzt würden:
1 ) beim Weizen . . . - - 16 "/o

2 ) beim Rocken . . . . . 11 „

3 ) bei der Gerste . . . . 17 „

4 ) beim Hafer . . . . . 16 „

5 ) bei den Dohnen . . 12 „

Diese Abzüge sind genügend , um die Differenz der Bre¬

mer Preise von den wirklichen Preisen im Lande , welche die

Transportkosten und die geringere Qualität der Früchte zu

verursachen pflegen , zu decken. Daß die Bremer Preise aber

Ech die unseres Landes regeln , darf unbedenklich angenom¬

men werden , und es wird die behauptete Abweichung für die

Aemter Varel , Rastede und Bockhorn unberücksichtigt bleiben
können.

Zu 2.

Die Feststellung der Preise ist besonders für die hier ge¬

nannten Landestheile , wo die Aufhebung  von Berechti¬

gungen vorzugsweise zur Anwendung kommt , wünschenswerth.

r>) Es scheint gerechtfertigt , wenn die vom Amte Stein¬

feld durch die vorgenommcncn Vernehmungen ermittel¬

ten Preise für Naturalien für beide Kreise angenom¬

men werden , um so mehr , als alle 3 Kathegorien der

vernommenen Personen mit wenigen Ausnahmen über¬

einstimmen.
Das alte Amt Wildeshausen mit zu diesen Kreisen

zu ziehen , ist um so weniger bedenklich , alS die Ver¬

hältnisse überall ziemlich dieselben sind , und derartige

Naturallieferungcn dort nur sehr wenig Vorkommen

werden . Für das alte Amt Wildeshausen sind die

Preise der nur dort vorkommenden Lieferungen von

Hafer - und Gerstenmalz mit ausgenommen , so wie sie

vom Amte Ganderkesee zuverlässig ermittelt worden

sind.
Bei diesen Naturalien nach diesen ermittelten Prei¬

sen sind dann aber weitere Absätze nach Art . 22 . und

Art . 32 . des Entschädigungsgesetzes nicht zulässig , da

diese bei jenen Preisen schon berücksichtigt sind,

b) Bedenklich ist die Sache allerdings hinsichtlich der

Preise der Arbeit . Aus den Grund der stattgesundc-

nen Vernehmungen und der Ansicht des mit den Ver¬

hältnissen bekannten Amts Steinfeld sind indeß doch

auch diese Preise festgestcllt und wird nur bemerkt:

1) bei diesen Preisen ist das Verhältniß der freien

Arbeit zur Dienstarbeit schon berücksichtigt , so wie

die Gegenleistungen des Berechtigten.

2 ) der Preis eines Spanndienstes mit 2 Pferden

(Ziffer 24 .) ist freilich auch von den Berechtigten

nur zu 24 Gr . angeschlagen , allein letztere sind da¬

bei davon auSgegangen , daß der , wöchentlich einmal

zu leistende Dienst 45 Mal im Jahr wirklich gelei¬

stet werde , wogegen daS Gesetz nun 30 Mal annimmt,

womit die vernommenen Sachverständigen übcrein-

stimmen . Man kann den täglichen Lohn  preis auf

1 Rthlr . annchmen , und betragen dann -/g (Art . 73 .),

nach Abzug der zu 12 Gr . angeschlagenen Gegen¬

leistungen und Unkosten deS Berechtigten 36 Gr.

Ein geringerer Preis würde bei dem doch recht nie¬

drigen Capitalsatz (löfacher Betrag ) zu einer Unbil¬

ligkeit für den Berechtigten führen.

3) (Ziffer 26 ) für diese Arbeit sind 4 Gr . mehr ange¬

nommen , vorzüglich weil hierbei eine größere Geschick¬

lichkeit des Knechtes gefordert wird . — Für den

Knecht , welcher mehr gestellt werden muß , genügen

6 Gr . — Der Preis für den gewöhnlichen Hand¬

dienst — da bei diesem jene Voraussetzung nicht
eintritt.
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Werden die Preise , wie in der Anlage bestimmt ist, an¬

genommen , so werden die Art . 22 ., Art . 32 ., Art . 73 ., Art.
75 . und Art . 77 . in der Art zu ändern sein , daß in den
Kreisen Vechta und Cloppenburg , so wie in dem vormals
Hannoverschen Theile des Amtes Wildeshausen von den in
der Anlage 4 . für die Naturalien und Dienste bestimmten
Preisen ein Absatz für Gegenleistungen und Unkosten des Be¬
rechtigten nicht Statt findet , und daß der Geldwerth der
Dienste (Art . 73 . , Art . 75 .) in den angegebenen ganzen
Preisen bestehe.

Zu 3.

Hier stehen jetzt nur zwei Wege offen . Entweder müssen
in jedem vorkommenden Falle der Geldwerth der Naturalab¬
gaben , so wie die Preise der Lohnarbeit und der Fuhr - und
Boten -Lohn nach der Bestimmung des Art . 81 . geschätzt wer¬
den , oder es müssen die Preise der Naturalien außer dem
Getreide , so wie die täglichen Preise der Lohnarbeit (Art . 74 ) .
und der Fuhr - und Boten -Lohn (Art . 75 .) durch besondere
Commissionen jallgemcin oder doch für gewisse Districte , in
welchen gleiche Verhältnisse und Preise vorausgesetzt rderden
dürfen , ermittelt werden.

Da außerhalb der Kreise Vechta und Cloppenburg und
dem vormals Hannoverschen Theil des Amts Wildeshausen
die Ausmittelung der Entschädigung für aufgehobene Rechte
in sehr wenigen Fällen nöthig sein wird , so genügt hier die
Vorschrift deS Art . 81.

Die Regierung des Fürstenthums Lübek hat eS für un¬
bedenklich gehalten , gleiche Preise für das ganze Fürstenthum

anzunehmen , da , wenn auch in einzelner Hinsicht eine Ver¬
schiedenheit der Preise im Amte Eutin und im Amte Schwar¬
tau Vorkommen möge , diese von geringer Erheblichkeit sei, und
jedenfalls keine Beschwerde begründet werden könne , wenn
die Preise des Amtes Eutin auch für das Amt Schwartau
als geltend angenommen werden . Oeffentliche Register , aus
welchen die Ermittelung der Preise hätte bewerkstelligt werden
können , würden in Eutin nicht geführt ; die Regierung hat
sich daher , was die Kvrnpreise betrifft , unter Zugrundlegung
der Rechnungen des Eutiner Bauhofes , der Hülse des in öf¬
fentlichem Dienst stehenden Verwalters Berger und in Absicht
der Preise für Lohnarbeit der Hülfe eben desselben und zu¬
gleich des zuverlässigen Pächters Bruns auf Stedinghof be¬
dient , wogegen sie die Ausmittelung der Preise für Natura¬
lien , mit Ausnahme derjenigen für Heu und Stroh , welche
sie gleichfalls durch den gedachten Verwalter hat bewerkstel¬
ligen lassen , auf sonstige Weise beschaffen konnte . ES sind
dabei nämlich diejenigen Pi eise zum Grunde gelegt , wonach
die Vergütung des größeren Thcils derselben in Len unver-
glichenen Dorsschastcn der Großvogtei seit länger als 30 Jah¬
ren Statt gefunden hat und welche , wie die Regierung
glaubt , jedenfalls eher zu billig als zu hoch erachtet werden
möchten.

Die Getreidepreise sind nach dem 30jährigen Durchschnitt
berechnet.

Wo die Angaben des Verwalters Berger und des Päch¬
ters Bruns von einander abweichcn , sind die niedrigsten an¬
genommen.

Echnellprefsciidruckvon Gerhard Stalling in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Oldenburg , am 27 . August 1849 , im Landtage.

Dreizehnte Sitzung.

Hat Anlage 1. und 2.

Berathungsgegenstand : Entwurf des Entschädigungsgesetzes.

Vorsitzender .- Präsident Kitz.

Auf Anfrage des  Präsidenten genehmigte der

Landtag mit Zustimmung der Regierungs - Bevollmächtigten

die Verlesung und Veröffentlichung der Verhandlungen auch

über den in geheimer Berathung verbrachten Theil der

letzten Sitzung.

Das desfällige Protocoll wurde darauf vorgelesen und

nach Berichtigung einer Reclamation für genehmigt erklärt.

Vom Präsidenten  wurde angezeigt : der Eingang

einer Petition des Schreibens A . F . H . Harms in Jever,

enthaltend „ Anklage wider 1) das Großherzoglich Olden-

burgische Landgericht in Jever ; 2 ) die Großherzoglich

Oldenburgische Justiz - Canzlei in Oldenburg ; 3) das

Großherzoglich Oldenburgische Oberappellationsgericht in

Oldenburg " .

Der Präsident  theilte den Inhalt der Petition kurz

mit , wonach dieselbe einen gerichtlichen Beschluß des ge¬

nannten Landgerichts und die Bestätigung desselben durch

die genannten Oberbehörden betrifft:
Auf Grund der Erwägung : daß dem Landtage ein

Eingriff in die Justiz nicht zustehe , wurde beschlossen , daß

die Petition lediglich zurückzulegen sei.

Die Tagesordnung führte sodann zur Fortsetzung der

Berathung über das Entschädigungsgesetz.
Die Artikel 32 . 33 . 34.

wurden angenommen.
Art . 35.

wurde angenommen mit den Aenderungcn des Ausschusses.
Art . 36 — 44.

wurden angenommen.

stellte

Zum Art . 45.

1) der Abgeordnete Selckmann  I . den Aenderungs-
antrag:

„die Worte „ nach den bisherigen Pachterträgen"
zu streichen . Im Falle der Annahme dieses An¬

trages sind die Art . 46 bis 51 einschließlich eben¬

falls zu streichen . "

2) der Abgeordnete v . Thünen  den Einschränkungs¬

antrag , daß zum Art . 45 . Nr . 1 . hinzugefügt werde:

„Jedoch bleibt es sowohl dem Berechtigten , als

dem Verpflichteten , unter Nachweisung besonderer

Verhältnisse , wodurch der Durchschnittspreis nur

ein unrichtiges Resultat ergeben könne , Vorbehal¬

ten , auf Ermittelung durch Schätzung anzutragen,

in welchem Falle ein Schiedsgericht darüber ent¬

scheidet , in welcher Art die Ermittelung des Er¬

trags geschehen soll . "

Beide Anträge wurden verworfen und wurde der

Artikel in unveränderter Fassung angenommen.

Der Berichterstatter Wibel  I . berichtete sodann über

die eingegangene Petition „ des Eigners Friedrich Abler

zu Halen , um Abhülfe seiner drückenden Lage durch bald¬

möglichste Regulirung der Zehntablösung vermittelst eines

gerechten und billigen Ablösungsgesetzes " , und trug darauf

an : „ daß dieselbe , in Erwägung , daß die Gesetzgebung in

ihrer Anwendung einzelne Härten nicht vermeiden könne

und in Uebereinstimmung mit den Beschlüssen des verein¬

barenden Landtags über ähnliche Gesuche zurückzulegen sei " ,

welcher Antrag angenommen wurde.
Art . 46.

wurde angenommen mit den Aenderungen , wie solche vom

Ausschuß beantragt worden.
5
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Art . 47.

wurde angenommen mit den Aendernngen des Ausschusses

und folgendem Zusatzantrage des Abg . Selckmann  II . :
„in der dritten Zeile , hinter den Worten : „ Zeit¬
räume " noch die Worte hinzuzufügen : „ entweder

im Ganzen , oder von bestimmten Fruchtarten " .
Art . 48 . 49.

angeWvmmen.
Art . 50.

wie zum Art . 46.
Zum Art . 51.

wurde die unter Nr . 1 . vom Ausschüsse beantragte Aen-

derung verworfen und statt derselben folgende von der
Staatsregierung vorgelegte angenommen:

daß der Artikel so lauten möge : „ die Bestimmung
der Größe der gütlichen Vereinbarung der Zehnt-
pflichtigen überlassen , die jedoch der Bestätigung
der Ablösungscommisston bedarf , falls der darüber

zuhörende Zehntherr seine Sicherheit für gefährdet

hält . In Ermangelung u . s.w ."
Der unter 2 . gestellte Zusatzantrag des Ausschusses

wurde angenommen und darauf der ganze Artikel mit den
beschlossenen Aenderungen.

Art . 52 . 53.

wurden angenommen.
Art . 54.

angenommen mit der Abänderung des Ausschusses ( zu 8 - 1-
Nr . 1 .) .

Art . 55 — 56.

wurden angenommen mit dem zum Art . 66 gestellten An¬

träge auf Streichung des § . 2.
Der Berichterstatter Wibel  l . trug dabei den wesent¬

lichen Inhalt einer Vorstellung des I . Millers und Consorten

zu Höven vor , betreffend eine Ermäßigung der Ablösung des
vierten Pflichthockens auf den Gutsländereien zu Höven,

und beantragte : „ dieselbe zurückzulegcn , da kein gesetzlicher
Grund vorliege , in Betreff des Vierten abweichende Bestim¬

mungen zu treffen " . Wurde von derVersammlung angenommen.
Art . 67 . 68 . und 69.

wurden angenommen , nachdem bemerkt war , daß zum

Art . 69 . H . Z . 4 . und 5 . statt : „ 30 Tage " zu lesen sei:
„36 Tage " .

Art . 70 — 73.

wurden angenommen.
Art . 74.

wurde auf Antrag des Berichterstatters gestrichen.
Art . 75.

wurde angenommen mit Streichung des letzten Satzes.
Art . 76.

Vom Abg . v . Finckh wurde beantragt:

In Zeile 4 . anstatt : „ aufwenden mußte " zu
setzen : „ aufwenden muß " .

Der Antrag fand sich nicht unterstützt . Sodann wurde
der Artikel angenommen.

Art . 76 — 79.

wurden angenommen.
Art . 80.

wie zum Art . 54.
Zum Art . 81.

wurde vom Abg . v . Finckh beantragt:
Im zweiten Absätze die Worte : „ nicht allein von

der Willkür des Berechtigten oder des Verpflich¬

teten abhängigen " zu streichen.
Der Antrag ward nicht unterstützt und sodann der

Artikel unverändert angenommen.
Art . 82 — 84.

wurden angenommen.
Art . 85.

angenommen mit der von der Staatsregierung beantragten
Redactionsänderung:

im K. 2 . Zeile 3 . statt „ jener Behörde " zu setzen:

„der Ablösungscommtsston ."
Art . 86.

angenommen mit dem Aenderungsantrage des Abgeordneten
v. Finckh:

im § . 1 . a . E . anstatt : „ vom Tage dieser Be¬

stätigung " zu setzen : „von dem Tage , an welchem

diese Bestätigung dem Berechtigten von der Ab¬

lösungscommission bekannt gemacht wurde " .
Art . 87.

wie zum Art . 54.
Art . 88.

angenommen , wie vom Ausschuß vorgeschlageu.
Art . 89.

desgleichen,

desgleichen ( § . 1 .)

wie zum Art . 46.

wie zum Art . 54.

Art . 90.

Art . 91.

Art . 92.

Art . 93.

desgleichen.
Art . 94.

desgleichen.
Art . 95 . 96.

angenommen mit Einschaltung der beiden Art . 95 g . und

95 b ., wie vom Ausschüsse vorgeschlagen.
Art . 97.

angenommen.
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Zum Art . 98.

wurde die später vorgelegte , vom Ausschuß empfohlene

Fassung angenommen.
Art . 99 — 101.

angenommen.
Art . 102.

wie zum Art . 54.
Art . 103 — 108.

angenommen.
Zum Art . 109.

stellte der Abgeordnete Lindemann den ( nicht unterstützten)

Antrag:
im K. 109 . sind die Worte : „ und für das Fürsten¬

thum Lübeck, " und ferner : „ besondere " und : „ be¬

ziehungsweise Eutin " zu streichen . "

Der Artikel wurde angenommen.
Art . 110.

Zum Antrag des Ausschusses stellte der Abgeordnete

Püschelberger  den Aenderungsantrag:
statt der Worte : „ zwei außerordentliche Mitglieder

u . s. w ." zu setzen : „ aus jedem Kreise müssen

zwei  außerordentliche Mitglieder den drei ordent¬

lichen Mitgliedern zugewiesen werden " ;

und zu diesem der Abgeordnete v . Finckh den ( nicht un¬

terstützten ) Zusatzantrag:

„jedoch ist es , wenn die Parteien darüber einig

sind , ihnen gestattet , auf die Zuziehung der

außerordentlichen Mitglieder ihres  Kreises zu

verzichten und die Zuziehung der Mitglieder eines

andern Kreises zu beantragen " .

Der Antrag des Abgeordneten Püschelberger  wurde

abgelehnt und die vom Ausschuß vorgelegte Fassung des

Artikels angenommen.
Art . 111.

angenommen.
Art . 112.

wurde vom Abgeordneten Strackerjan  beantragt:

in dem Entwürfe nur zu streichen die Worte : „ Ver¬

fügungen und"

Dieser Antrag wurde verworfen und der Artikel mit dem

vom Ausschüsse vorgeschlagenen Aenderungen angenommen,

nachdem dessen erster Aenderungsantrag dahin verändert

worden war , daß der Artikel lautet:

„Gegen die Entscheidungen der Ablösungscom-

mission über die Größe der Entschädigung und

Verwendung ist ein Recurs u . s. w ."

Art . 113.

wurde angenommen mit folgendem vom Abg . Wibel  I.

vorgeschlagenen Zusatze:

„Ist das Eigenthum des berechtigten Gutes oder

der verpflichteten Stelle , oder des verpflichteten

Grundstückes oder das Recht , an welches die Le¬

gitimation geknüpft ist , Gegenstand eines Streites,

so ist der Besitzer  legitimirt . Der Gegner desje¬

nigen , welcher hienach die Befugnisse des Berech¬

tigten ausübt , kann jedoch die Sicherung des Ent-

schädigungscapitals nach den Bestimmungen des

Art . 99 . und folgende verlangen . "

Art . 114.

angenommen.
Art . 115.

wie zum Art . 54.
Art . 116 -- 119.

angenommen.
Art . 120.

wie zum Art . 54.
Art . 121 — 123.

angenommen.
Art . 124.

wurde angenommen , nachdem folgender Antrag des Abge¬

ordneten v. Finckh:

1) den zweiten Satz , mit den Worten anfangend : „ Von

der Partei u . s. w ." zu streichen;

2 ) evcntualiter hinter den Worten : „ welche nicht von

ihr selbst herrühren " einzuschalten : „ oder in ihrer

Gegenwart ausgenommen oder unterschrieben sind " ;

in seiner ersten Hälfte abgelehnt worden war und in seiner

zweiten keine Unterstützung gesunden hatte.

Art . 125 — 129.

wurden angenommen.
Art . 130.

wie zum Art . 54.
Art . 131.

wurde angenommen mit folgendem Aenderungs - , bez . Zusatz¬

antrag des Abgeordneten v. Finckh:

1) anstatt „ Verfügungen " zu setzen : „ Entscheidungen " ;

2) ( Redaction vorbehältlich ) zu bestimmen : „ daß die

Recursfristen den Parteien stets ausdrücklich  im

Urtheile bekannt zu machen seien " .

Art . 132 — 134.

wurden angenommen mit den Redactionsänderungen : daß

im Art . 132 . u . 133 . statt : „ Ablösungscommission " zu lesen

sei : „ Ablösungsbehörden " .
Art . 135.

wie zum Art . 54.

Anstatt des Art . 136.

wurden die im Ausschußbericht empfohlenen nachträglich vor¬

gelegten Artikel angenommen.
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Art . 137 — 146.

wurden angenommen.
Der Schlußantrag des Ausschusses , wegen öffentlicher

Bekanntmachung der Art . 9 — 13 . 85 . Z. 1 . und 2 . Art . 86.

und 87 . wurden angenommen mit dem Zusatze : hinter dem

Worte : „ Lübeck" , „ Münster und einem in Holstein gelesenen
Blatte " .

Sämmtliche hinsichtlich des vorliegenden Gesetzentwurfs

gefaßte Beschlüsse wurden an den Ausschuß , zur Zusammen¬

stellung des Ganzen , zurückgewiesen.
Sodann wurde vom Präsidenten ein vom Abgeord¬

neten Lindemann gestellter und von acht Abgeordneten un¬

terstützter , als dringlich bezeichneter Antrag , das Reiterregiment

betreffend , mitgetheilt ( liegt an unter Nr . 2 .) und dem

Wunsch des Antragstellers gemäß in die Abtheilungen zu

schleuniger Berathung verwiesen.

Da sich in der Versammlung gegen die von einer Seite

hervorgehobene Nothwendigkcit , die Frage über den Anschluß

an den Dreikönigsentwurf aus die nächste Tagesordnung anzu¬

setzen ; andererseits die Ansicht aussprach , daß eine geschäfts-

ordnungsmäßigc Behandlung der Sache dies nicht möglich

machen werde , auch eine so dringende Nothwendigkeit nicht

vorliege ; so wurde als Tagesordnung für die nächste , aus

Mittwochen , den 29 . d. M ., Vormittags 10 Uhr , anberaumte

Sitzung bestimmt:

1) Wahl des Präsidenten und Vicepräsidenten;

2) Bericht des Ausschusses über die vorgelegten Provin¬

zialgesetze;

3) Bericht des Centralausschusses über den heutigen

Antrag des Abgeordneten Lindemann.

4 ) Bericht des Ausschusses betreffend : die Zusammen¬

stellung der Beschlüsse über das Entschädigungsgesetz.

Schluß der Sitzung : Nachmittags 2Vs Uhr.

Vorgelesen und genehmigt in der vierzehnten Sitzung.

Zur Beglaubigung:

Kitz . Tappenbeck.

Druck von H . Kleffer in Oldenburg.



zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Dreizehnte Sitzung , vom 27 . August 1849 .)

Fernerer Bericht des Ausschusses
über das Gesetz wegen der Rechtsverhältnisse der vom gutsherrlichen rc. Verbände befreiten Stellen und

Entschädigung  wegen aufgehobener gutsherrlicher rc. Lasten.

Art . 35.

1) Ä ^ enn eine Abgabe nur bei V ererb ungen außer

der Familie  zu bezahlen ist , wie dies z. B . im Amte

Elsfleth vorkommt ( Motive des Entwurfs Seite 121 . b .) , sv

darf wohl nicht angenommen werden , daß im Durchschnitt
ein solcher Fall alle hundert Jahre einmal vorkommt . Es

ist daher zu setzen:
in Nr . 2 . anstatt „ Ein Fall " „Ein halber  Fall " .

2 ) Ebenso ist es in Beziehung auf die Mahljahre , wie
cs in den Motiven des Entwurfs Seite 124 . unter s . nach

ausgemachten Berechnungen auch zugegeben wird , während
in manchen Gegenden , namentlich des Kreises Cloppenburg,

die Satzung auf Mahljahre überall kaum noch gebräuchlich
sein dürfte . Es ist daher

in Nr . 4 . anstatt : „Ein Fall"  zu setzen : „Ein hal¬
ber Fall » .

Art . 46.

1) Da das Staatsgrundgesetz die Berechnung nach 30-

jährigem Durchschnitt fordert , ist
in der Ueberschrift anstatt 20 Jahre zu setzen : » 30

Jahre"  und in der ersten Zeile anstatt 1829 zu
setzen „1819 ».

2) Die tz ß. 2 . und 3 . sind nach dem Anträge der

Staatsrcgierung im Nachtrage zum Entwurf , Seite 192 .,

besser zu streichen.
Art . 47.

Die Worte:

„auf eine bestimmte Zeit vereinbarte " .

sind als überflüssige Bestimmung zu streichen , und ist

in der Ueberschrift „ 30 " - statt 20 -jährigen zu setzen.

Art . 50.

Als Zusatz wird beantragt:
„Ist die Verpachtung öffentlich meistbietend geschehen,
so sind die Kosten der Verpachtung , die üblichen He-
bungsprocente und der Zinsvcrlust wegen der bedun¬

genen Zahlungsfristen in Abzug zu bringen " ,
und in der Ueberschrift des Artikels sind alsdann die Worte:

„wegen Gegenleistungen"
zu streichen.

Einen Abzug auch noch wegen der allerdings in einigen

Gegenden bei Zehntpachtungen vorgekommencn übermäßigen

Preiserhöhungen eintreten zu lassen , hielt der Ausschuß nicht

für ausführbar , weil dies nur in einzelnen Fällen vorgekom¬

men sein wird , zur allgemeinen Regel nicht erhoben werden

kann und durch den 30 -jährigen Durchschnitt verschwindet.

Art . 51.

1) Anstatt:

„unter Zustimmung des Gutsherrn"

ist zu setzen:

„nach Anhörung des Gutsherrn"

indem nicht der Gutsherr allein darüber entscheiden kann , ob

seine Sicherheit wirklich gefährdet ist.

2 ) Am Schluß des ersten Absatzes ist hinzuzusetzen:

„Hatten die Zehntpflichtigen den Zehnten bisher selbst in

Pacht , so kann durch Mehrheitsbeschluß bestimmt werden,

daß der Beilrag der Pacht des letzten Jahres vertheilt
werden soll . Bei der Abstimmung hierüber geben

diejenigen den Ausschlag , welche zusammen mehr als

die Uebrigen zu der Pachtsumme beigelragen haben ."
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Art. 54.
Anstatt der Worte:

„nach der Ertragsfähigkeit des Grundstücks
zur Zeit der Schätzung " ,

welches nicht den richtigen Maßstab ergeben möchte, ist zu
setzen:

„nach der natürlichen Ertragsfähigkeit bei landüblicher
Bestellung."

Art. 66.
Der Z. 2. ist zu streichen,  indem er dahin führen

könnte, daß die Sachverständigen den Ausspruch, welchen sie
selbst, wo nöthig nach Einziehung sorgfältiger Erkundigung
abgebcn sollen, von den Aussagen anderer Personen, d:e sie
als Zeugen vorschlügen, abhängig machen. Ist aber der Fall
darunter verstanden, wo gewisse in die Instruction der Sach¬
verständigen gehörige bestrittene Thatsachen durch Zeugenver¬
nehmung festzustellcn sind, so versteht es sich von leibst, daß
dies von der Ablösungscommission vorher geschehen oder auf
Verlangen nachgeholt werden muß.

Art. 80.
Anstatt:

„für Naturalien"
ist zu setzen:

„für feste Naturallieferungen ".
Art. 87.

Anstatt:
„Anleiher"

ist zu setzen:
„Darleiher ".

Art. 88.
Es soll anstatt der Ueberschrift:

„II. Pachtverhältnisse"
gesetzt werden: -

„II. Zeitpachtverhältnisse ".
Der Ausschuß  ist damit einverstanden.

Art.  89 . und  90 . tz. 1.
Es soll hinter den Worten:

„War eine"
eingeschaltet werden:

„durch den Art. 59. des Staatsgrundgesetzes".
Der Ausschuß  empfiehlt dies aus denselben Gründen,

aus welchen er in seinem ersten Berichte zu Art. 94. dasselbe
beantragt hat.

Art.  91.
Die Worte:

„bei Strafe des Schadenersatzes"
sind zu streichen und dafür ist ans Ende des tz. 1. zu setzen:

„bei Strafe des durch die Unterlassung oder Verzö¬
gerung verursachten Schadens.

Art . 92.
Im ersten Absätze sind die beiden durch einen Punkt

getrennte Sätze besser durch ein „und"  zu verbinden; und
anstatt: „der Antritt"  muß es heißen: „den Antritt ".

Art.  93.
Anstatt:

„Aufhebung der Pacht"
ist zu setzen:

„Aufhebung der gekündigten Pacht",
weil die Bestimung nur für den Fall der geschehenen Kün¬
digung gelten soll.

Art . 94.
Anstatt:

„War eine ohne Entschädigung aufgeho¬
bene Berechtigung ", was auch auf die Art. 55.
und 60. des Staatsgrundgesetzesbezogen werden
müßte, welche doch in diesem  Gesetze nicht zu be¬
rücksichtigen sind, ist zu setzen:
„War eine durch Art. 59. des Staatsgrundgesetzes
ohne Entschädigung aufgehobene Berechtigung".

Art.  95 . und  96.
Es soll zwischen diese beiden Artikel eingeschaltet werden:

III. Lehnsv  e rhä  l tnisse , Erbpachtsverhält¬
nisse und ähnliche erbliche Verleihungen.

Art . 95a.
Unter Vorbehalt der Entschädigung aufge¬

hobener Berechtigungen.
„War eine durch den -Art. 59. des Staatsgrundge¬
setzes unter Vorbehalt der Entschädigung aufgehobene
Berechtigung für sich allein oder mit andern Gegen¬
ständen zu Lehn, Erbpacht oder auf ähnliche Weise
erblich verliehen, so tritt die Entschädigung für die
aufgehobene Berechtigung an die Stelle der letzteren
welche Entschädigung der Vasall, Erbpächter rc. künf¬
tig genießt. Eine wettere Entschädigung irgend einer
Art kann nicht gefordert werden.

Ueber die Ansprüche des Lehnsherrn, Erbverpäch-
tcrs u. s. w. bestimmt der Art. 98."

Art . 95 b.
Ohne Entschädigung aufgehobene Berech¬

tigungen.
tz. 1. War eine durch den Art. 59. des Staatsgrund-
gesctzes ohne Entschädigung aufgehobene Berechtigung
für sich allein oder doch nur mrt anderen solchen Be¬
rechtigungen zu Lehn, Erbpacht oder auf ähnliche
Weise erblich verliehen, so ist das Berhältniß durch
die Aufhebung der Berechtigung aufgehoben. Eine
Entschädigung kann nicht gefordert werden.

ß.2. War eine durch den Art. 59. des Staatsgrund¬
gesetzes ohne Entschädigung aufgehobene Berechtigung
mit anderen Gegenständen auf die im tz. 1. angegebene
Weise verliehen, so kann eine Herabsetzung der in dem
Lehns- , Erbpacht- oder sonstigen Verhältnisse begrün¬
deten Verpflichtungen des Vasallen, Erbpächtersu.s. w-
vder eine andere Entschädigung nicht verlangt werden."

Der Ausschuß  ist hiermit einverstanden, beantragt aber
im vorgeschlagenen Art. 95b. tz. 2. die letzten Worte:

„od r ein e andere Entschädigung"



zu streichen , indem er dce Meinung ist , wo der Berechtigte
selbst keine Entschädigung für das verlorene Recht bekommt,
auch demjenigen , dem er sie erblich verliehen hat, . kein wei¬
terer Anspruch zustehen kann , als daß er für das Verloren¬
gegangene künftig nicht mehr zahle , also Herabsetzung fei¬
ner  Verpflichtungen.

Art.  98.

Es soll dieser Artikel besser dahin gefaßt werden:
„Die dringlichen Rechte,  welche Dritten (Lehns¬
herr , Lehnssolger , Fidcicommißfolger , Erbverpächter,
Obereigenthümer , hypothekarischer Gläubiger , Nieß¬
braucher u . s. w .) an der aufgehobenen Berechtigung
zustanden , gehen auf die Entschädigung und die An¬
sprüche aus die zu ermittelnde Entschädigung über,
welche an die Grelle der Berechtigung getreten sind ."

Der Ausschuß  empfiehlt dies anstatt deS ersten Satzes
des Artikel 98 . anzunchmen.

Art.  102.

Die Worte:

„in Folge der Ladung"
sind zu streichen , weil dasselbe auch cintreten muß , wenn ohne
vorhergegangenc Ediktalladung ein Dritier mit Einspruch auf¬
getreten ist.

Art.  110.

Der Ausschuß ist der Meinung , daß die nothwendigen
Eigenschaften der Mitglieder der Ablösungscommission im

voraus weiter sich nicht wohl bestimmen lassen , als daß
wenigsten ^ ein Zurist darunter sein muß . Ferner hält der¬
selbe dafür , daß die Verhältnisse , welche im Herzogthum
Oldenburg Vorkommen , sehr verschiedenartige Orts - und Ge-
wohnheitsrechtskenntnisse voraussetzen , je nachdem es Fälle
aus den Kreisen Vechta und Cloppenburg und dem alten
Amte Wildeshausen sind , oder Fälle aus dem alten Herzog¬
thum ; daß es nicht wohl möglich sein werde , diese ganz ver¬
schiedenartigen Kenntnisse in denselben Männern vereinigt zu
finden ; und baß es daher den Vorzug verdiene , für jede
Klasse der genannten Fälle verschiedene Männer als außer¬
ordentliche Mitglieder in die Ablösungscommission zu setzen.

Der Ausschuß beantragt daher , anstatt der Fassung des
Entwurfs zu setzen:

„Die Ablösungscommission besieht aus drei Mitgliedern,
von denen eins ein zum Richteramte befähigter Rechts-
gelehrter sein muß . Der Commission für das Herzog-
thum Oldenburg werden zwei außerordentliche Mit¬
glieder für die aus den Kreisen Vechta und Cloppen¬
burg und dem alten Amte Wildeshausen vorkommen¬
den Geschäfte und zwei andere außerordentliche Mit¬
glieder für die aus den übrigen Theilen des Herzog¬
thums vorkommenden Geschäfte beigeordnet.

Alle diese Mitglieder müssen bei der Ablösung und
Entschädigung der hier fraglichen Rechte unbetheiligt
sein und so fern sie einen Diensteid nicht geleistet
haben , dahin eidlich verpflichtet werden , daß sie" u . s. w.

Nach Beendigung der Beratungen über den vorlicgen-
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den Gesetzentwurf behält sich der Ausschuß vor , den Antrag
zu stellen:

„Der Landtag wolle , nach vertraulicher Berathung,
zu den drei ordentlichen sowohl als zu den vier außer¬
ordentlichen und den nach Art . 112 . eintretenden vier
Rekursrichtern die ihm geeignet scheinenden Personen
bezeichnen und die Staatsrcgierung ersuchen , diese bei
der vorzunehmenden Ernennung berücksichtigen zu
wollen ."

Art.  112.

1) Anstatt der Worte:

„Gegen Verfügungen und Entscheidungen der Ablö-
sungScommission"

ist zu setzen:
„Gegen Entscheidungen der Ablösungscommission über
die Entschädigung ."

2 ) anstatt:
„welche aus den Mitgliedern"

ist zu setzen:
„welche aus den ordentlichen Mitgliedern " ,

denn auch die außerordentlichen  Mitglieder in die Re¬
visionsbehörde zuzuziehen , scheint nicht so nothwendig , und
würde das Berhättniß zwischen den vorigen und den neuen
Richtern verschieben ; während im klebrigen die Art und Weise,
wie der Entwurf die Revisionsbehörde gebildet hat , Beifall
zu verdienen scheint.

Art.  115.

Anstatt:
„so müssen dieselben einen"

ist zu setzen:
„so müssen dieselben auf Verlangen der
Ablösungscommission einen " rc.

Art.  120.
Die Worte:

„wenn andere Beweismittel fehlen"
könnten dahin führen , daß der Gegner des zum Eide zuge-
lassenen Lies mit der Behauptung bestritte , es sei möglich ge¬
wesen , den Beweis auf andere Weise zu führen , wo denn
der Streit und Beweis über die behauptete Möglichkeit zu
vielen Weiterungen führen könnte . Es dürfte den Vorzug
verdienen , die Beurthcrlung allein der Ablösungscommission
zu überlassen , welche ja die Verordnung wegen Einschränkung
überflüssiger Eide zu beachten hat.

ES müßte der zweite Absatz daher bloß dahin gefaßt
werden:

„Die Ableistung eines Eides kann nur hinsichtlich sol¬
cher Thatsachen gefordert werben , welche dem Schwö¬
renden aus eigener Wahrnehmung bekannt sein können " ,

womit der sogenannte Glaubcnscid ausgeschlossen wäre , der
doch für die richterliche Uebcrzeugung meistentheils einen sehr
zweifelhaften Werth hat.

Art.  130.

Anstatt 4 Prozent dürfte zu setzen sein
„10 Prozent ",



4

weil derartige Schätzungen so schwankend sind, daß man wohl
sagen möchte, die erste sei recht gut gewesen, wenn die zweite
von ihr nicht um mehr abweicht als um 4 Prozent.

Art . 135.
Auch die Protocolle der Revisionsbehörde muffen volle

Beweiskraft haben, und ist daher anstatt:
„von der Ablösungscvmmissivn"

zu setzen:
„von den Ablösungsbehörden ".

Schließlich macht der Ausschuß noch darauf aufmerksam,
daß die Art. 9. , 10., 14. , 12., 13., 85. §. 1. und 2. , 86.
und 87. Bestimmungen enthalten, welche die Gläubiger der
bisherigen Pstichligen und die Kapitalisten betreffen, welche
ihnen die AblösungssummeVorschüßen werden. Da von die¬
sen Personen nicht zu erwarten steht,  daß sie sich mit dem
ganzen Inhalte des vorliegenden Gesetzes bekannt machen
werden, und dieselben zum Theil im Auslande wohnen, so
wäre es gewiß für den Credit des bisherigen Pflichtigen und
um Rechtsverlustenvorzubeugen, wünschenswert!' , und bean¬
tragt der Ausschuß:

„die Bestimmungen der Art. 9., 10., 11., 12., 13.,
85. tz. 1. und 2., 86. und 87. werden zu Jeder¬
manns Nachricht besonders öffentlich bekannt gemacht,
namentlich auch in Bremen, Lübeck und Osnabrück,
und Abdrücke dieser Bekanntmachung werden zum Ge¬
brauch der Pflichtigen, welche Anleihen aufnehmen
wollen, bereit gehalten".

Dem Art. 9. tz. 2. wird dabei als Anmerkung der be¬
treffende Inhalt der Verordnung vom 12. April 1837 beizu-
fügcn sein.

Art.  136.
Es soll anstatt Lü ses ungenügenden Artikels gesetzt werden:

„Verpflichtung , eie Kosten zu tragen.
Erste Instanz.

Art.  136.
Z. 1. Die Kosten des Entschädigungsverfahrens, so

wie die Kosten, welche durch das, die Sicherung der
Rechte Dritter bezweckende Verfahren(Art. 99. u. f.)
veranlaßt werden, sollen von dem Berechtigten und
dem Verpflichteten zu gleichen Theilcn getragen werden,
wenn und insoweit das vorliegende Gesetz besondere
Bestimmungen nicht enthält und die Kosten nicht durch
die Schuld des einen oder deS andern Theils (z. B.
dessen Ungehorsam) veranlaßt sind.

§. 2. Wenn jedoch die Zuständigkeit und der Um¬
fang der Berechtigung gewiß sind, und der eine Theil
den, von dem Gegner, bevor  die Ablösungs-Com¬
mission in Gemäßheit der Bestimmung des Art. 119.
eingeschritten ist, hinsichtlich des Betrages der Ent¬
schädigung gemachten Vergleichsvorschlag abgelehnt hat,
so soll der ablehnende Theil die durch die Ausmitte¬

lung der Entschädigung veranlaßten Kosten, soweit die¬
selben dem Gegner nicht schon zur Last gelegt sind,
allein tragen, wen,n  das Ergebniß der Ausmittelung
mehr nicht als 10 Prvcent zu Gunsten dessen, welcher
Len Vergleichsvorschlag gemacht hat, von dem Betrage
abwcicht, welchen dieser Vorschlag enthält.

tz. 3. Die Kosten, welche durch das die Ermäßi¬
gung einer bereits festgestellten Entschädigung(fünfter
Abschnitt) bezweckende Verfahren veranlaßt werden,
fallen dem Verpflichteten allein zur Last; jedoch sollen
die die Ablehnung eines Vergleichs-Vorschlags betref¬
fenden Bestimmungen deS tz. 2. auch hier zur Anwen¬
dung kommen.

§. 4. Die Vergütung der Bevollmächtigten und
Beistände wird in allen Fällen von der Partei allein
getragen, welche dieselben zugezogcn hat. Die Erstat¬
tung von Reisekosten und Entschädigung für Versäum-
niß können nicht gefordert werden.

Art.  136 ».
Revisions -Instanz.

Die Revistvnsbehörde hat zu entscheiden, welche Par¬
tei die Kosten der Revisions-Instanz zu tragen hat.
Zu diesen Kosten gehört auch die Vergütung der in der
Revisions-Instanz zugezogenen Beistände.

Art . 136 b.
Betrag der Kosten.

§. 1. Für die Verhandlungen sollen:
bei der Ablösungs-Commission die Hälfte, bei der
Revisionsbehörde der volle Betrag

der in der Landgerichtssportelntaxebestimmten Sporteln
und bei beiden Behörden die Stempelpapierkostcnbe¬
rechnet werden, welche bei den Landgerichten zu be¬
rechnen sind.

§. 2. Sporteln- und stempelfrei sind jedoch
1) die Verhandlungen bis zu dem im Art. 119.

gedachten Termine,
2) die Verhandlungen in diesem Termine und die

auf diese Verhandlungen erlassene Verfügung,
wenn in dem Termine die Parteien sich für
ein Schiedsgericht erklären, oder eine Verein¬
barung zu Stande kommt,

3) die Ausfertigung und Aufnahme von Urkun¬
den (Art. 132. Art. 133.),

4) die im Art. 106. gedachte Deposition der Ent¬
schädigungsgelder und sollen dafür auch De-
posilionskosten nicht berechnet werden.

§. 3. Die Expeditions- und Jnfinuationsgebühren
werden in allen Fällen und zwar zum vollen Betrage
entrichtet.»

Der Ausschuß ist hiermit einverstanden.
Lindemann. Morell . Nicberding I. Pancratz. Nösener. Selckmann II. Wibel I.
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2 .
Dringender Antrag.

er Landtag wolle in möglicher Eile die hohe Staatsregie¬

rung ersuchen:
1 ) in der angefangenen Bildung des Reiterregiments nicht

ausdehnend fortzufahren , namentlich und von heute an

dafür keine Anschaffungen zu machen , keine weitere

Mannschaft einzuberufen und keine Offiziere neu an¬

zustellen ;
2 ) dem Landtage Mittheilung und Vorlage zu geben über

den Bestand der jetzt in Einübung begriffenen Offiziere,

Reiter und Pferde , wie über die bisherige Ausgabe,

Anschaffung und Verwendung.
Für das Regiment , mit dessen Errichtung seit einigen

Monaten angefangen ist , fordert das diesjährige Budget
194988 Rthlr . 56 Gr . , von denen 67229 Rthlr . 13 Gr . —

muthmaßlich mehr noch — bis jetzt nicht verausgabt sein sol¬

len . Zur Zukunft ist dann der jährliche Friedensetat des fer¬

tigen Regiments auf 130296 Rthlr . 66 Gr . berechnet.
Die neue Belastung unsers schwer belasteten Landes soll

begründen , in der am 15 . Julius v . Z . von der National¬

versammlung beschlossenen Erhöhung der Militärmatrikel auf

2 pCt . Jener Beschluß ist nicht Reichsgesetz geworden ; Her¬

stellung einer Volkswehr bleibt berechtigte Erwartung der Zeit

und wie sactisch die Eentralgewalt besteht , verpflichtet frühere

Militärverordnung vom Reichskriegsminister nicht zu unbe¬

dingter Folgsamkeit.

Bei Beschließung über das Militärbudget wird es , muß

es zur wichtigsten Landtagsfrage werden : ist in der Errichtung

des Cavallerieregiments bis zur vollen Zahl — 600 Mann

und 200 Reserven — fortzufahren oder ist selbst der in Ein¬

übung begriffene Bestand aufzulösen und sofort zu entlassen?

Der Zeitpunkt dieser Fragstellung liegt — nach bekannten

Gründen — außer Berechnung und so hat die Sistirung des
weitern Aufwandes Zweck und Grund.

Die Geschäftsordnung hat keine Vorschrift , wie zu ver¬

fahren ist , wenn für einen Antrag Dringlichkeit beansprucht

wird ; die Beeilung steht zur geeigneten Verfügung des Prä¬

sidenten und es wird zulässig sein bei demselben , wie hiermit

geschieht , für die Begründung baldige Ansetzung aus die Ta¬

gesordnung zu beantragen.

Lindemann . Mölling . Böckel . Wibel I. Vö 'lckers . Tappenbeck . v . Lindern.

Huesmann . Luerßen.

Lchnrllpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Oldenburg , am 29 . August 1849 , im Landtage.

Vierzehnte Sitzung.

Gegenstand : Neuwahl des Präsidenten und Vicepräsidenten , ferner Antrag des Abgeordneten Lindemann,
wegen des Reiterregiments.

Vorsitzender : Vicepräsident P

Aach Eröffnung der Sitzung verlas der Schriftführer

Tappenbeck  das Protocoll der letzten Sitzung , welches
nach Erledigung einer Bemerkung für genehmigt erklärt
wurde.

Der Vorsitzende zeigte folgende Eingänge an:

1) Gesuch von Eingesessenen des Kirchspiels Langförden,
der von ihnen zu entrichtenden Zehnten betreffend;

2 ) Gesuch der Heuerleute des Kirchspiels Dinklage und
der Bauerschaft Brokdorff wegen gesetzlicher Regelung

ihrer Heuerverhältnisse;

niit dem Bemerken:

das erstere Gesuch verweise er an den Ausschuß wegen

des Entschädigungsgesetzes , das letztere gehöre an

den Provinziallandtag und werde für diesen zurück¬
zulegen sein.

Hiergegen erhob sich kein Widerspruch.

Hierauf wurde zur Neuwahl deö Präsidenten ge¬
schritten , und ergab sich folgendes Resultat:

Abgeordneter Kitz hatte 38 Stimmen.

„ Pancratz  1 „
„ Wibell . 1 „

(Es fehlte der Abgeordneter El oft er , und sind
deshalb nur 40 Stimmzettel abgegeben .)

Nachdem der Vicepr äsident  nach diesem Ergebnisse den
Abgeordneten Kitz zum Präsidenten  auf fernere vier

Wochen erklärt hatte , übernahm dieser den Vorsitz , dankte

für das bewiesene Vertrauen und bat auch fernerhin um
Nachsicht.

Die Neuwahl des Vicepräsidenten,  zu welcher
hiernächst übcrgegangen wurde , ergab folgendes Resultat:

Es hatten erhalten:

an er atz , später Präsident Kitz

der Abgeordnete Pancratz  28 Stimmen.
„ „ Dannenberg 7 Stimmen.
„ „ Müller  1 Stimme.

„ „ Wibell.  2 Stimmen.
Hiernach wurde der Abgeordnete Pancratz vom

Vorsitzenden zum Vicepräsidenten für die nächsten
vier Wochen erklärt . Derselbe dankte.

Der Abgeordnete Völckers  erstattete Namens des
deöfälligen Ausschusses mündlich Bericht über die von dem

Staatsministerium mittelst Schreibens vom 22 . August 1849.
(Anlage 4 .) in Gemäßheit des Art . 156 . des Staats¬

grundgesetzes dem allgemeinen Landtage vorgelegten Pro¬

vinzialgesetze , welche in dem Schreiben genannt sind , und
zwar dahin:

Der Ausschuß beantrage , diese Provinzialgesetze,
bei welchen hinsichtlich der Gerechtsame des ganzen
Großherzogthums Nichts zu erinnern sei , lediglich
zu den Acten zu nehmen.

Dieser Antrag wurde ohne weitere Verhandlung
angenommen.

Die Tagesordnung führte zu dem dringlichen Anträge
des Abgeordneten Lindemann , in Betreff des Reiterregi¬
ments , welcher unter ö . anliegt.

DerBerichterstatter des Centralausschusses , Abgeordneter

Claußen,  verlas denselben , worauf auf seinen Wunsch

der Regierungsbevollmächtigte Plate  das Wort erhielt,
und insbesondere bemerkte:

mir ist die Absicht der Regierung bekannt , bei

dem augenblicklich weniger dringend erscheinenden

allgemeinen politischen Verhältnissen in der ange¬

bahnten Verstärkung des Contingents auf 2 pCt-

und namentlich bei der Cavallerieformation nirgend
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rascher vorzugehen , als die wirtschaftliche Er¬

haltung und Benutzung des bereits Geschaffenen

.l st' öd 'xtz schon jetzt in Arbeit Befindliche » nöthig macht,

wodurch ganz neue Recruten - und Remonte - Ein-

stellungen von selbst vor der Hand ausgeschlossen
sind.

Der Regierungsbevollmächtigte Plate begründete hier¬

bei seine Ansicht dahin , daß nunmehr der Lindemann 'sche

Antrag eigentlich keinen Gegenstand mehr habe und deshalb

von seiner Verhandlung abgesehen werden könne.
Nachdem nach längerer Verhandlung die Versammlung

beschlossen hatte ^ zunächst den Bericht zu hören , erstattete
der Abgeordnete Cläußen solchen mündlich und schloß mit

der Erklärung:
Der Centralausschuß empfiehlt den Lin bemann 'scheu

Antrag ohne die Motivirung unter folgenden Modificationen

zur Annahme : -

im ersten Theile ist statt : „ von heute an dafür keine

Anschaffungen zu machen " zu setzen : „ von heute an

keine dahin zielenden Anschaffungen " u . s. w.

iln zweiten Theile ist der Schluß , „ wie über die

bisherigen Ausgaben " u . s. w . bis zu Ende zu

streichen , und ' tzer Inhalt der Budget - Commision

zur geeigneten Berücksichtigung zu überweisen.

Nachdem im Laufe der Verhandlungen noch der Re-

gierungöbevollmächtigte Plate auf wiederholte Anfragen

seine obige Erklärung dahin ergänzt hatte , daß er beauf¬

tragt sei „und zwar von der Regierung " zu erklären , daß

es - ihre Absicht sei , u . s: w. wie oben ; und nachdem der

Antragsteller Lindemann sich mit den Abänderungsan¬

trägen des Central - Ausschusses einverstanden erklärt und

solche in seinen Antrag ausgenommen hatte , wurde der

Lindemann 'sche Antrag mit den vom Central - Ausschüsse

beschlossenen Abänderungen zur Abstimmung gebracht und

von der Mehrheit zum Beschluß erhoben.

Hiernächst erstattete der Abgeordnete Wibel  I . Namens

des betreffenden Ausschusses den Bericht über die Redaction

des Entschädigungsgesetzes nach den gefaßten Beschlüssen,

nachdem sich der Landtag von der Beobachtung der betreffen-

Zur

den Vorschriften der Geschäftsordung dispensirt hatte , und

eine zweite Lesung des Gesetzentwurfs nicht beliebt war.

Außer den bereits vom Ausschüsse in dem hierneben zu den

Acten genommenen Exemplare des Gesetzentwurfs bemerkten

früher beschlossenen oder vom Ausschüsse noch nöthig be¬

fundenen Zusätzen und Aenderungen , welche der Bericht¬

erstatter von Artikel zu Artikel mittheilte , erhielt noch der

Art . 47 . auf den Vorschlag des Abgeordneten Selckmann II .,

welchem der Ausschuß beitrat , folgende Fassung:

die Bestimmungen des Art . 46 . kommen auch dann

zur Anwendung , wenn der Zehnte in dem im

Art . 46 . § . 1 . angegebenen Zeiträume entweder

von allen oder von einzelnen Grundstücken im

Ganzen oder von bestimmten Fruchtarten nicht

gezogen , sondern u . s. w . wie im Entwürfe;

indem der Landtag diese Fassung beschloß.

Ferner wurde noch ein Verbesserungsantrag des Ab¬

geordneten Mölling zu Art . 46 ., welcher unter 6 . anliegt,

nach Beschluß der Versammlung zur Verhandlung gebracht,

aber von der Mehrheit abgelehnt . .

Ebenso wurde noch znr Verhandlung zugelaffen ein

Antrag des Abgeordneten Selckmann  II . dahin:

Im Art . 23 . K. 2 . ist statt „ 10 Jahre " zu setzen:

„30 Jahre vor dem I . März 1849 " .

und dieser Antrag von der Mehrheit angenommen.

Diese beiden Beschlüsse zu Art . 47 . und 23 . § . 2.

sind vom Berichterstatter in dem vom Ausschüsse redigirten

Gesetzentwnrfe noch mit ausgenommen , und ist sodann der

ganze Gesetzentwurf , wie er nunmehr redigirt und hterneben

zu den Acten genommen ist , zur Abstimmung gebracht und
angenommen.

Die nächste Sitzung wurde auf Freitag , den 31 . August
anberaumt.

Tagesordnung:

Zusammenstellung der gesetzlichen Bestimmungen

über das Dienstgericht.

Womit geschlossen.

Beglaubigung:

tz. dtiebour.

Druck von H . Klesser in Oldenburg.



Anlagen
zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Vierzehnte Sitzung , vom 29 . August 1849 .)

Z
Gemäßheit des Art . 156 . des Staatsgrundgesetzes bringt

die Slaalsregierung die nachstehend benannten Provinzial-
gesetze in den Anlagen zur Kenntniß des allgemeinen Land¬
tags.

I. Provinzialgesetze des Herzogthums Oldenburg:
1) Gesetz vom 31 . Marz 1849 betreffend die Einführung

der Wechselordnung.
2) Verordnung vom 4 . Mai 1849 , betreffend eine Ab¬

änderung der Wahlordnung für die Synode.
3) Verordnung vom 23 . Mai 1849 , betreffend weitere

Eingangsabgadcncrmäßigungen zur Förderung des in¬
ländischen Schiffsbaues.

4 ) Verordnung vom 16 . Juni 1819 wegen Abänderung'
des Art . 11 . der Verordnung vom 31 . Januar 4849'
wegen Zusammenberufung der Synode.

I ^

5) Verordnung vom 13 . August 1849 , betreffend authen¬
tische Auslegung des h. 15 . der Auctionator - und
Vergantungs - Ordnung vom 14 . Mai 1844 , bezie¬
hungsweise der Justiz - Eanzlei - Bekanntmachung vom
22 . Oclober 1847.

II. Provinzialgesetze des Fürstenthums Lübeck:

1) Gesetz vom 31 . März 1849 , betreffend die Einführung
der Wechselordnung.

2) Gesetz vom 24 . Mai 1849 , betreffend die Herabsetzung
^ ,des  Ausfuhrzolls für Lumpen.

- M . Prvvinzialgesetz des Fürstenthums Birkenfcld:

Gesetz vom 31 . März 1849 , betreffend die Einführung
der Wechselordnung.

Oldenburg , den 22 . August 1849.

Staats - Ministerium.

Schloifer . Zedelius.

v . Grün.

Dringender A n Lra g.

^ - er Landtag wolle in möglichster Eile die hohe Staatsregie - -
rung ersuchen:

1 ) in der angefangenen Bildung des Reiterregiments nicht
ausdehnend fvrtzusahren , namentlich und von heute an
keine dahinzielende Anschaffungen zu machen , keine
weitere Mannschaft einzuberufen und keine Offiziere neu
anzustcllen;

2 ) dem Landtage Mittheilung und Vorlage zu geben über

den Bestand der jetzt in Einübung begriffenen Offiziere,
Reiter und Pferde , wie über die bisherige Ausgabe,
Anschaffung und Verwendung.

Für das Regiment , mit dessen Errichtung seit einigen
Monaten angefangen ist , fordert das diesjährige Budget
194988 Nthlr . 58 Gr . , von denen 67229 Rthlr . 13 Gr . —
muthmaßlich mehr noch — bis jetzt nicht verausgabt sein so'-



len . Zur Zukunft ist dann der jährliche Friedensetat des fer¬

tigen Regiments auf 130296 Rthlr . 66 Gr . berechnet.
Die neue Belastung unsers schwer belasteten Landes soll

begründen , in der am 15 . Julius v . I . von der National¬

versammlung beschlossenen Erhöhung der Militärmatrikel auf

2 pCt . Jener Beschluß ist nicht Reichsgesctz geworden ; Her¬

stellung einer Volkswehr bleibt berechtigte Erwartung der Zeit

und wie factisch die Centralgewalt besteht ) verpflichtet frühere

Militärverordnung vom Reichskriegsminister nicht zu unbe¬

dingter Folgsamkeit.

Bei Beschlicßung über das Militärbudget wird es , muß ^
es zur wichtigsten Landtagsfrage werden : ist in der Errichtung

des Kavallerieregiments bis zur vollen Zahl — 600 Mann

und 200 Reserven — fortzufahren oder ist selbst der in Ein¬

übung begriffene Bestand aufzulösen und sofort zu entlassen?

Der Zeitpunkt dieser Fragstellung liegt — nach bekannten

Gründen — außer Berechnung und so hat die Sistirung deS
weitern Aufwandes Zweck und Grund.

Die Geschäftsordnung hat keine Vorschrift , wie zu ver¬

fahren ist , wenn für einen Antrag Dringlichkeit beansprucht

wird ; die Beeilung steht zur geeigneten Verfügung des Prä¬

sidenten und es wird zulässig sein bei demselben , wie hiermit

geschieht , für die Begründung baldige Ansetzung auf die Ta¬

gesordnung zu beantragen.

Lindemann . Mölling . Döckel . Wibel l. Völckers . Tappenbeck . v. Lindern.

Huesmann . Luerßen.

3
VerbesserungsanLrag des Abg . Mölling

zu Art . 46 . des Gesetzes wegen der Rechtsverhältnisse der vom gutsherrlichen rc. Verbände befreiten Stellen und

Entschädigung  wegen aufgehobener gutsherrlicher rc. Lasten.

^u §. 1 . beantrage ich nachstehende Fassung:
1) Ist der Zehnte während des Zeitraums von 30 Jahren

ununterbrochen entweder für sich allein , oder doch der¬

gestalt verpachtet gewesen , daß der Pachlpreis für den¬

selben getrennt ersichtlich ist, so hak die Ablösungs-
behörde dieWahl , entweder denGeldwerth

des Zehnten durch Schätzung zu ermitteln

oder nach dem Pachtertrage . Entscheidet sie sich für

die Ermittelung des Werlhes nach dem Pachtcrkrage,

so soll der Durchschnitt der Pachtertrage in den an¬

gegebenen Jahren als der jährliche Werth des Zehn¬
ten betrachtet werden.

2 ) Sind jedoch beide Theile , der Berechtigte und der

Verpflichtete , über die Art der Geldermittelung des

Zehnten einig , sei es durch Schatzung oder nach Pacht¬

erträgen , so ist dieser Wille der Parlhcicn maßgebend

für die Schätzungsdehörde.

Sss-

Schittllpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.
Oldenburg, am 3l . August 184-9, im Landtage.

Fünfzehnte Sitzung.

Vorsitzender : P

^ )er Schriftführer Niebour verlas das Protokoll
der vierzehnten Sitzung. Nach dessen Genehmigung zeigte
der Präsident folgende Eingänge an:

1) Ein Schreiben der Staatsregierung, betreffend die
Art. 147. und 202. des Staatsgrundgesetzcs;

dasselbe werde an die Abtheilungen zu verweisen
sein;

2) ein Schreiben der Staatsregierung, betreffend die
weitere Formation des Reiterregiments;

es werde dem betreffenden Central- Ausschüsse zu
überweisen sein;

3) Vorstellung des Bürgermeister Engel zu Fischbach, die
Birkenfelder Wahlen betreffend;

werde nach Erledigung dieser Angelegenheit nur zu
den Acten zu legen sein;

4) Eingabe des Berner Amtsausschusses, den Anschluß
an das Dreikonigsbündniß betreffend;

werde dem bezüglichen Central-Ausschusse zu über¬
weisen sein;

5) Petition der Anbauer zu Bvsel und Osterloh, die Be¬
nutzung der Gemeinheit betreffend; und

6) eine Petition der Beverbeker Interessenten, betreffend
die Benutzung mehrerer anliegender Gemeinheiten;

beide würden für den Provinziallandtag zurück¬
zulegen sein;

7) eine Einladung des hiesigen Schützcncorps zur Teil¬
nahme an dem am nächsten Sonntage stattfindenden
Kvnigsschießen.

der Präsident stattete dem Schützencorps im
Namen der Versammlung deren Dank ab.

Die Versammlung nahm, zur Tagesordnung übergehend,
den anliegenden Bericht des Central- Ausschusses über das
Dienstgericht entgegen, und beschloß allenthalben den gestell¬
ten Anträgen gemäß. Dann reserirte der Abgeordnete
Niebour als Berichterstatter ferner über die vorgenommene

räsident Kitz.
Redaction des ganzen Gesetzes, bezüglich deren keine Erin¬
nerungen gemacht wurden, und fragte der Präsident
nunmehr die Versammlung, ob sie eine zweite Lesung des
Gesetzes nach Art. 50. der Geschäfts-Ordnung beschließen
wolle? Die Versammlung war gegen eine zweite Lesung,
nachdem der Präsident noch bemerkt hatte, daß verschie¬
dene Anträge bereits eingegangen seien. Da die Antrag¬
steller indeß bei ihren Anträgen verharrten, und um Zu¬
lassung ihrer beziehentlichen Anträge baten, so wurden
dieselben wie folgt vorgenommen.

Zum Art. 2. beantragte der Abg. Selckmann II.,
zu dem Satze: „Politische und Preßvergehen dürfen vom
Dienstgerichte nicht berücksichtigt werden" dürfte hinzuzufügen
sein: „außer wenn eine gerichtliche Vcrurtheilung wegen
derselben erfolgt ist".

Der Abgeordnete Morell beantragte: die beschlossene
Fassung der Bestimmung des Art. 2., welche lautet:

„Politische und Preßvergehen dürfen vom Dienst¬
gerichte nicht berücksichtigt werden"

dahin zu ändern:
„Politische und Preßvergehen dürfen vom Dienst-
gcrichte nur im Falle der Verurtheilung durch die
einzuführenden Schwurgerichte berücksichtigt werden".

Beide Anträge wurden zur Berathung zugelassen.
Der Abgeordnete Morell vereinigte seinen Antrag

auf Veranlassung des Präsidenten mit dem des Abg.
Selckmann II., wobei dann der Satz : „durch die einzu-
führendcn Schwurgerichte" als Amendement zum Selckmann'-
schen Anträge zur Abstimmung kommen müsse.

Der Abgeordnete Claußen beantragte wegen des
Hauptanttagcs namentliche Abstimmung, und stimmten,
nachdem das Morell ' sche Amendement abgclehnt worden,
für den Selckmann ' schen Antrag : die Abg. Wobckcn,
Niebour , v. Finckh , Strackerjan , Klävemaun,
Pancratz , Niebcrding I., Selckmann  I !., Koner¬
ding , Grote , Müller , Tappenbeck;  gegen den Antrag
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stimmten: Luerßen, Wibel I., Millers , Bödeker,
Claußen , Dannenberg , Strodthoff , Closter,
Morell , Böckel, Bargmann , Tantzen, Bulling,
Püschelberger , Alfs , Rösener , Kitz, Huesmann,
Nieberding II., Selckmannl ., Schopen , v. Thünen,
Mölling , Wibel II.; mithin hatten 12 für und 24
Stimmen gegen den Antrag gestimmt; abwesend waren die
Abg. Lübben, Sprenger , v. Lindern , Völckers,
Lindemann.

Zum Art. 2. stellte der Abgeordnete Klävemann
den Antrag:

nach den Worten: „die Bestimmungen des Art. 468.
des Strafgesetzbuches" ist einzuschalten: „und der
neuen Bestimmung zu Art. 636 des Strafgesetzbuches
in der Vorrede vom 11. Octobcr 1821." und heißt
es dann weiter: „find hierdurch aufgehoben".

Nachdem dieser Antrag zur Berathnng zugelassen, stellte
der Abgeordnete Niebour den Antrag, statt des Kläve-
mann'schen Zusatzantrages zu setzen:

„und die Bestimmungen der Verordnung vom
11. October 1821." in den Worten„beim zweiten
Rückfalle aber nach Art.468. des Strafgesetzbuches".

Der Klävemann 'sche Antrag wurde abgelehnt, der
des Abgeordneten Niebour angenommen.

Zu Art. 9, jetzt 10, stellte der Abgeordnete Mölling
den Antrag:

dem ersten Satze ist nachzufügen: „die Untersuchung
geschieht nach den Vorschriften des Strafgesetzbuches.
Jedoch findet die Vereidung der Zeugen nur statt,
wenn der Verlust der Beweismittel( durch Krank¬
heit, hohes Alter des Zeugen u. s. w.) zu be¬
sorgen ist".

Im zweiten Satze ist hinter dem Worte: „Staats¬
anwalt" hinzuzufügeu: „und der Angeschuldigte"

Der Abgeordnete Grote stellte den Antrag:
im zweiten Absätze muß es heißen: „Eine Beeidi¬
gung der Zeugen und Sachverständigen findet in
der Voruntersuchung nicht statt."

Die Anträge wurden zugelassen und angenommen.
Zum Artikel 28. stellte der Abgeordnete Morell den

nicht zugelassenen Antrag:
„Der Staatsanwalt oder dessen Stellvertretermuß
in den zur Hauptverhandlung angesetzten Terminen
erscheinen."

Zum Art. 56, jetzt58, stellte der Abgeordnete Mölling
den zugelassenen und daun angenommenen Antrag:

hinter den Worten: „insbesondere auch der§. 11.
der Verordnung vom 22. Dec. 1837" hinzuzu-
fügcn: „und Art. 356 deS Strafgesetzbuches und
§. 6. der Verordnung vom 19. März 1830, im¬
gleichen Art. 466 des Strafgesetzbuches".

Da die Zeit noch nicht sehr vorgerückt war, so beschloß
die Versammlung, auf Antrag des Präsidenten , die
Verloosung der Abtheilungen vorzunehmen.

I. Abthcilung:
Dannenberg , Völckers , Bödecker, Lindemann,
Klävemann , Wibel I., Konerding , Huesmann.

II. Abtheilung:
v. Lindern , Bulling , Niebour , Rösener , Böckel,
Kitz, Schopen , Nieberding I.

III. Abtheilung:
Bargmann , Tantzen , Strackerjan , Wöbcken,
Strodthoff , Luerßen, Closter, v. Thünen.

IV. Abthcilung:
SelckmannII ., Sprenger , Selckmannl ., v. Finckh,
Mölling , Nieberding II., Millers , Lübben.

V. Abtheilung:
Claußen , Wibel II. , Pancratz , Püschelberger,
Grote , Morell , Alfs , Tappenbeck, Müller.

Die nächste Sitzung kündigte der Präsident auf
morgen, 10 Uhr Morgens, an.

Tagesordnung:
Berathnng über den Anschluß an das Berliner
Drcikönigsbündniß.

Schluß der Sitzung: 1 Uhr Mittags.

Vorgelescn und genehmigt in der sechzehnten Sitzung.

Zur Beglaubigung:
Kitz. Claußen.

Druck vo» H, Kleffer in Oldenburg.



zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Fünfzehnte Sitzung , vom 31 . August 1849 .)

in dem Schreiben des Staatsministeriums vom 10.

d . M . enthaltenen Antrag auf authentische Erläuterung der
Art . 147 . und 202 . des Staatsgrundgesetzes hat der allge¬

meine Landtag deshalb abgclchnt , weil jene Artikel an sich
deutlich und keiner verschiedenen Deutung fähig seien.

Obwohl die Staatsregierung fortwährend der Ansicht

ist , daß die Worte des Art . 202 ., wonach den Provinzial¬
landtagen in den Angelegenheiten der Provinzen die Rechte
und Befugnisse des allgemeinen Landtags zustehen , und die
Worte des Art . 203 ., wonach der Provinziallandtag wie der

allgemeine Landtag zusammen berufen wird und verfährt,
sich über die Form der Beeidigung der Provinziallandtags-
Präsidcnlcn nicht mit Bestimmtheit auslprechcn , und daß in

dieser Beziehung eine authentische Auslegung des Staats-

grundgesetzes nach seiner Absicht und nach seinem Geiste zu¬
lässig sei , so will sie doch sowohl von einer durch nähere

Begründung gerechtfertigten Erneuerung jenes Antrags , als
auch von der mit Weitläufigkeiten und wahrscheinlich mit

größeren Zeitverlust verbundenen Anrufung eines Schiedsge¬
richts ( nach Art . 239 . des Staatsgrundgesetzes ) absehen , und

im Hinblick auf Art . 242 . des Slaatsgrundgefetzes bei dem
allgemeinen Landtage hiemit den Antrag stellen , daß derselbe

folgendem Zusatze zu den Art . 202 . Absatz 1 . und 203 . des

SlaatsgrundgesetzeS seine verfassungsmäßige Zustimmung
erthcile:

Die Entgegennahme des von dem Präsidenten eines

Provinziallandtages gemäß Art . 147 . des Staats-
grundgefttzes abzuleistendcn Eides kann indeß vom
Großherzoge auch einem zu den Mitgliedern des Staats-
Ministeriums nicht gehörenden , besonderen Bevoll¬
mächtigten aufgetragen werden.

Die Annahme dieses Zusatzes wird große , aus einer un-

Oldenburg , den 27 . August 1849.
Staats - M

Schloifer . '

bedingten Anwendung des Art . 147 . des Staatsgrundgesetzes
auf das Verfahren bei den Provinziallandlagen entstehende

Unzutraglichkciten beseitigen . Der Ausführung stellen sich
die erheblichsten Schwierigkeiten entgegen . Die nächsten Pro --

vinziallandtage werden voraussichtlich gleichzeitig versammelt

sein müssen , um baldthunlichst auf Dcckungsmiktel für die

außerordentlichen gemeinsamen Ausgaben des Großherzoglhums
Bedacht zu nehmen , die alsdann von dem allgemeinen Land¬

tage bewilligt sein werden . Die Notwendigkeit einer gleich¬
zeitigen Versammlung kann sich spater oft wiederholen . Sollen

nun , etwa nach geschehener Beeidigung des Präsidenten deS

Oldenburger Provinziallandkags , ein Mitglied des Staats-
ministcriums nach Eutin , ein anderes nach Birkenfe '.d zur
nämlichen Zeit sich begeben , blos um der Beeidigung der

Präsidenten der dortigen Provinziallandtage willen , so würden
gar leicht die Geschäfte gerade dann , wo sie am meisten an¬

drängen , in Stockung gerathen , Berathungen des gelammten

Ministeriums , vielleicht in den eiligsten Angelegenheiten , wa¬

ren unmöglich , und die Staatsregierung würde sonach schwer¬

lich im Stande sein , ihren wichtigsten Pflichten zu genügen.
Dabei wird nicht verkannt , wie wünschenswerth es sein

möchte,  wenn ein Mitglied des Ministeriums während
der Versammlung der Provinziallandtage an deren Orte zu
verweilen im Stande wäre . Allein nach den angegebenen

Gründen ist dies wenigstens für die nächste Zeit völlig un-
thunlich.

Daß übrigens der Art . 147 . auch bei einer buchstäblichen
Auffassung nicht die bestimmte Vorschrift enthält , daß die

Beeidigung der Präsidenten der Provinziallandtage jedesmal

von wenigstens zwei  Mitgliedern des Staatsministeriums
vorgenommen werden müsse , darin wird der allgemeine Land¬
tag mit der Staatsregierung einverstanden sein , evenk . wird
auch in diesem weiteren Sinne eine Abänderung beantragt.

i nisterium.
Ze - elius.

v . Grün.



Äuf den Antrag des allgemeinen Landtags des Großhcr-
zvglhums vom 29. August d. Z., die weitere Formalion des
Reiterregiments betreffend, erwiedert das Staats -Ministerium,
daß die Staatsregierung unter den gegenwärtigen Umstanden
bereits den Beschluß gemßt hakte, in der Bildung der Ea-
valleric nicht weiter vorzugehen, als die Erhaltung und Fort-

Oldenburg, den 30. August 1819.

Schloifer.

bildung des vorhandenen Bestandes cs erfordert, wodurch
also neue Einstellungen von Ossicicren, Recruten oder Re-
monten von selbst Wegfällen.

Die gewünschten Vorlagen werden nächstens mitgelheilt
werden.

L ta a ks - M i n i ster iu m.
Römer.

Bericht des Centrülausschusses
über die Redaction des Gesetzes betreffend Niedersetzung eines Dienstgerichts.

Ä^ er Ausschuß hat bei der Redaktion des Dimstzerichtsge-
setzes nur für nöthig erachtet, diejenigen Artikel den Abgeord¬
neten mitzutheilen, welche in Folge des Beschlusses über die
Anklagekammerentweder neu entworsen sind oder eine wesent¬
lich veränderte Fassung erhalten haben.

Diese Artikel, jetzt Art. 1., 5., 6., 7., 1t .—16. ein¬
schließlich folgen nachstehend:

Art . 4.
Alle drei Jahre wählt das höchste Landesgericht in einer

Plenarsitzung im Monat October — zum ersten Male jedoch
innerhalb 41 Tagen nach Verkündigung dieses Gesetzes—
aus seiner Mitte drei Personen, welche für die nächsten drei
Jahre eine Anklagekammer bilden, zugleich bezeichnet dasselbe
aus den ein Nichleramt bekleidenden Personen, jedoch mit
Ausschluß der Mitglieder des höchsten Landesgenchts, sechs¬
zehn, aus den sonstigen nicht provisorisch oder auf Kündigung
angestellten StaatLdicnern deS Civilstandcs zwölf Personen
für das.Dienstgericht.

Die Wahl der Mitglieder der Anklagekammer und der
für das Dienstgericht zu bezeichnenden Personen geschieht in
geheimer Stimmgebung nach absoluter Mehrheit der wenig¬
stens zu zwei Drittel versammelten Mitglieder des höchsten
Lanbesgerichts. Ergiebt sich keine solche Mehrheit, so ist die
Wahl in der Art zu wiederholen, daß nur die in der vorher¬
gehenden Abstimmung Benannten, unter Ausscheidung des¬
jenigen, der die wenigsten Stimmen erhalten hat, ferner wähl¬
bar bleiben. Erhalten mehre gleichmäßig die geringste Stim-
mcnzahl, so bestimmt das Loos, wer von ihnen ausscheidet.
Dies Verfahren ist so oft zu wiederholen, bis die erstgcdachte
Mehrheit erreicht ist. Vcrtheilen sich alle Stimmen gleich¬
mäßig auf zwei Personen, so entscheidet unter diesen gleichfalls
das Loos.

Art . 5.
Sofort nach der Wahl treten die Mitglieder der Anklage¬

kammer zusammen und erwählen gleichfalls auf drei Zähre
einen Vorsitzenden aus ihrer Mitte.

Der Secretair des höchsten Landesgerichts tritt bei der
Anklagekammerals Schriftführer ein.

Nach beendigten Wahlen übersendet der Präsident deS
höchsten LandesgerichtcS dem Staatsminisierium ein von ihm
beglaubigtes Verzeichniß der Mitglieder der Anklagekammer
unter Benennung des Vorsitzenden so wie der für das Dienst¬
gericht bczeichneten Personen und macht zugleich deren Namen
durch die Olbenburgischcn Anzeigen bekannt.

Art . 6.
Aus den für das Dienstgericht nach Art. 1. bczeichneten

28 Personen sind, vom 1. Januar des folgenden ZahrcS an
gerechnet, während drei Jahre die Mitglieder des Dicnstge-
richts durch Auslösung zu entnehmen.

Art . 7.
Fällt vor dem Ablaufe dieser drei Jahre einer der für

die Anklagekammer Gewählten oder der für das Dienstgericht
Bezeichnelen weg, so wird an dessen Stelle ein Anderer nach
den Bestimmungen des Art. 4. wieder gewählt.

Art . 11.
Beschließt das Staatsministerium die Anklage zu bean¬

tragen, so weiset es hierzu den Staatsanwalt an.
Dieser beantragt sodann in einer an die Anklagekammer

zu richtenden Vorstellung die Versetzung des Beschuldigten in
Anklagestand unter Ueberreichung drr Untersuchungsactenund
unter kurzer Aufführung der Thatsachen und Gründe, auf
welche der Antrag gestützt wird.

Art . 12.
Der Vorsitzende der Anklagekammerernennt ein Mitglied
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derselben zum Referenten , übergiebt demselben die Acten und

setzt eine möglichst nahe Sitzung zum Vortrage der Sache an.
Art . 13.

In dieser Sitzung , bei welcher nur die Mitglieder der

Anklagekammer und deren Schriftführer anwesend sind , erstat-

ter der Referent mündlichen Dortrag darüber , ob die Vorunter¬

suchung für erschöpft zu halten ist , oder ob und welche Er¬

gänzungen anzuordnen sind , wobei namentlich auch die etwai¬

gen Anträge des Beschuldigten in Erwägung zu ziehen sind.
Der desfallige Beschluß wird auf mündliche Berathung

zu Protokoll gefaßt.
Art . 14.

Erklärt die Anklagekammer die Voruntersuchung für nicht

erschöpft , so verfügt dieselbe zuvor die beschlossenen Ergän¬

zungen durch das Gericht , welches die Voruntersuchung zu

führen hatte.
Nach beschaffter Ergänzung ist dem Beschuldigten , oder

falls er einen Vertheidiger hat , dem Letzteren die Einsicht

der Acten zu bewilligen.
Art . 15.

Erklärt dagegen die Anklagekammer sofort oder nach Be¬

schaffung der angeordneten Ergänzungen die Voruntersuchung

für erschöpft , so versetzt sie entweder den Beschuldigten in

Anklagestand oder erklärt den Antrag auf Anklage für un¬

begründet.
Der Beschluß ist sowohl dem Staatsanwalt , als dem

Beschuldigten in beglaubigter Abschrift zuzustellen.
Art.  16.

Ist von der Anklagekammer die Versetzung des Beschul¬

digten in den Anklagestand erkannt , so beantragt der Staats¬

anwalt in einer an den Präsidenten des höchsten Landesge¬

richts zu richtenden Vorstellung , welcher das Erkenntniß der

Anklagekammer anzulegcn ist , unter Angabe derjenigen für

das Dienstgcricht bezeichneten Personen , welche er ablehnen

will (Art . 8 .) , die Ansetzung eines Termins zur Ausloosung

der Mitglieder des Dienstgerichtes und die Zusammenberufung
desselben.

Zugleich überreicht er die Unter uchungsacten mit der

Anklageschrift , in welcher die Thatsachen und Gründe , auf

welche die Anklage gestützt wird , anzuführen sind , und die

mit dem gestellten Anträge schließt.

Im klebrigen muß sich der Ausschuß , da die Zeit einen

schriftlichen Bericht nicht mehr zuläßt , mündliche Berichter¬
stattung Vorbehalten.

Grote . Niebour . Wöbcken.

Echnellpreffendruckvon Gerhard Stalllng in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Oldenburg , am 1. September 1849 , im Landtage.

Sechzehnte Sitzung.

Berathungsgegenstand : Anschluß Olden

Vorsitzender:

Aas Protocoll über die letzte Sitzung wurde verlesen

und ' für genehmigt erklärt.
Vom Präsidenten wurden folgende Eingänge an¬

gezeigt :
1) Ein Gesuch des Burchard Schröder , betreffend die

Einsicht von Acten über den s. g. Dehardenweg , mit

Bezugnahme auf eine dem constituirendcn Landtage
vorgelegte , vom Bittsteller verfaßte Broschüre;

wurde auf Vorschlag des Präsidenten bis weiter
zurückgelegt, da nicht erhelle, inwiefern der Land¬
tag hier zuständig sei;

2) ein Gesuch der Wittwe Sohnreich in Altcuhuntorf,
betreffend Befriedigung einer Forderung wegen Liefe¬
rungen an den Annehmer von Arbeiten am Wolfsdeich;

wurde gleichfalls , als zur Zuständigkeit des Land¬
tags nicht gehörig , zurückgelegt.

Sodann wurde zur Tagesordnung übergegangen.
Auf der Tagesordnung stand die Berathung über den

Anschluß Oldenburgs an das Berliner Bündniß.
Der Berichterstatter Wibel II . verlas zunächst den

Bericht des Special - Ausschusses,
s. Anlage , 1,

und sodann der Berichterstatter Selckmann ll . den Bericht
des Central - Ausschusses,

s. Anlage 2.
Zn der hierauf eröffnetrn Discussion sprachen sich die

Abgeordneten Wibel I., Mvlling , v. Lindern , Closter,

Bargmann , Lindemann und Bvckel für den Antrag
des Special - Ausschusses , die Abgeordneten Morell,
v. Finckh und v. Thünen gegen denselben aus , imgleichen
wurde vom Regiernngstische aus der Anschluß durch den
Staatsrath Schloifer befürwortet.

Nachdem um 2 Uhr die Sitzung auf einige Stunden
vertagt und um 5 Uhr wieder eröffnet war , wurde der

burgs an das Berliner Bündniß.

Präsident Kitz.

Antrag des Special - Ausschusses ferner befürwortet von den
Abgeordneten Wibel II . und Nieberding  II . Gegen
denselben sprachen die Abgeordneten von Thünen und
Pan er atz. Von Seiten der Staatsregierung wurde der

Antrag derselben durch den Oberst Mosle  befürwortet.
Nachdem schließlich der Abgeordnete Wibel  I . nochmals

das Wort genommen , hierauf die Debatte geschlossen worden
und sodann der Berichterstatter des Special - Ausschusses,

Abg . Wibel  II . und der Berichterstatter der Minderheit
des Central -Auöschuffes , Abg . Mölling,  dem Anträge
des ersteren Special - Ausschusses, sowie der Abgeordnete
Sclckmann  II ., als Berichterstatter des Mehrhcitsantrages
des Central - Ausschusses, diesem das Wort geredet hatte,
wurden die vorliegenden Anträge vom Präsidenten  in

folgender Reihenfolge zur Abstimmung vorgelegt:

1) Der Antrag des Special -Ausschusses^ dahin lautend:
daß der Landtag in Erwiderung des Antrages der
Staatsregierung vom 3. August d. I . erklären möge:

der Anschluß des Großherzogthums Oldenburg an
das Berliner Bündniß sei — jedenfalls  zur
Zeit — weder zulässig , noch durch die Umstände
unabweislich geboten , und könne der Landtag des¬
halb zu dem Seitens der Staatsregierung ver¬
handelten Vertrag mit den königlichen Regierungen
von Preußen , Sachsen und Hannover seine Zu¬
stimmung nicht erthcilcn ; und als Vorfrage dazu:

ob in dem Anschlüsse an das Berliner Bündniß
eine Abänderung des Staatsgrundgesetzcs und
demnach ein unter die Bestimmungen des Art . 242.

des Staatsgrundgesetzes fallender Beschluß liege?

2) der Antrag der Mehrheit des Central - Ausschusses,
auf Beitritt zum Berliner Bündniß unter Be¬

dingungen;
18



56

3) der Antrag der Staatsregierung , auf Zustimmung
zu unbedingtem Anschlüsse.

Ueber die Hauptanträge wurde vom Abgeordneten
Pancratz die namentliche Abstimmung beantragt und fand
solche die erforderliche Unterstützung.

Nachdem sich die Versammlung über die erwähnte
Vorfrage verneinend entschieden hatte , wurde der Antrag
des Specialausschusses mit 21 Stimmen gegen 20 Stimmen
angenommen.

Es hatten mit Za ! beanwortet:

die Abgeordneten Luerßen , Wibel I ., Bodecker,
Claußen , Dannenberg , Niebour , Closter,
Böckel , Bargmann , Püschelberger , Sprenger,
v . Lindern , Rvsener , Kitz , Huesmann , Niebcr-
ding II ., Mvlling , Völckers , Wibel II ., Linde-
manu , Tappenbeck.

Mit Nein ! hatten geantwortet:

die Abgeordneten Millers , Wvbcken , Strodthoff,
Morell , Lübben , von Finckh , Strackerjau,
Tantzen , Bulling , Alfs , Klävemann , Pancratz,
Nieberding I., Selckmann II ., Schopen , Koner¬
ding , Grote , Selckmann ! ., v . Thünen ( mit dem
Bemerken : „ aus den von mir vorhin angegebenen Mo¬
tiven " ) , Müller.

Damit fanden die übrigen Anträge ihre Erledigung.

Der Präsident verkündete die nächste Sitzung auf
Montag , den 3 . September , Vormittags 10 Uhr , und als
Tagesordnung:

1) Bericht des Budget - Ausschusses , betreffend die
Militärconvention mit den Hansestädten;

2 ) Präsidial -Vorschlag wegen Bestellung eines Aus¬
schusses für die Berathung des in diesen Tagen
zu erlassenden Ablosungsgesetzes und der dem-
nächstigen Aussetzung der öffentlichen Sitzungen.

Schluß der Sitzung : Abends 8 Uhr.

Vorgelesen und genehmigt in der Sitzung vom 3 . September.

Zur Beglaubigung:

Kitz. Claußen.

Druck von H. Klcsser in Oldenburg.



Anlagen
zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogthum Oldenburg.

(Sechszehnte Sitzung , vom 1. September 1849 .)

Nie Großherzogliche Staalsregierung hat schon bei Eröff¬

nung des diesjährigen allgemeinen Landtags die Zustimmung
desselben zu den in Berlin abgeschlossenen Verträgen in Be¬
treff der einheitlichen Gestaltung und Verfassung Deutschlands
als einen dringenden Gegenstand der Verhandlungen des

Landtags bezeichnet uno vorangcstellt ; sie hat sich zugleich
Vorbehalten , nähere Mitlheilungen in dieser hochwichtigen

Angelegenheit sördersamst zur Kcuntniß des allgemeinen Land¬
tags zu bringen.

Indem das Unterzeichnete Staalsministerium in den An¬

lagen eine Reihe von Aclensiückcn vorlegt , aus welchen sich
der Stand der Sache vollständig ergeben wird , begleitet es
dieselben mit den nachfolgenden verbindenden und erläutern¬
den Bemerkungen.

Als die Staatsregierung mit 27 andern deutschen Re¬

gierungen ihre Zustimmung zu der am 28 . März d. I . von
der Nationalversammlung beschlossenen Reichsverfassung am
14 . April durch ihren Bevollmächtigten zu Frankfurt erklären

ließ , ging sie dabei besonders von dem Gesichtspunkte aus,
daß die Gefahren einer längeren Verzögerung des deutschen
Verfassungswerkcs drohender und bedenklicher seien , als die¬

jenigen , welche aus den etwaigen Mängeln der unter Par¬
teistürmen zu Stande gekommenen Reichsvcrfassung zu be¬
fürchten sein möchten . Diese Mängel waren von der diessei¬

tigen Staalsregierung nicht nur erkannt , sondern in Verbin¬
dung mit der Königlich Preußischen und mit 24 anderen
deutschen Regierungen der National - Versammlung auch be¬

zeichnet worden , wie die bekannten Verhandlungen mir der¬
selben im Februar und März d. I . zwischen der ersten und

zweiten Lesung des Werfassungsentwurss ergeben und die
unter I. und II . hier anliegenden Actcnstücke im Einzelnen dar-
thun . Auch in der unter III . hier anliegenden Erklärung
und Collectiv - Note vom 14 . April d. I . ist wieder darauf

hingewiesen , und wenn so viele deutsche Regierungen sich
dennoch für die Annahme und Anerkennung der Reichsver¬
fassung , wie sie vorlag , bereit erklärten , so war dabei außer

dem oben erwähnten Hauptgründe auch die Hoffnung mit¬

wirkend , daß es dem guten Geiste der Nation und der Zu¬

kunft gelingen werde , jene Mängel aus gesetzmäßigem Wege
zu entfernen . Außerdem aber knüpften die zustimmenden
Regierungen , wie die Anlage III . ergicbt , die Annahme der
Verfassung an die Voraussetzung , daß nun auch die preu¬
ßische Regierung denselben Schritt lhun und in Folge dessen
alle übrigen deutschen Regierungen , welchen der Eintritt in
den Bundesstaat nicht durch ihre besonderen Verhältnisse un¬

möglich sei ( wie Oesterreich ) sich anschließen würden.
Man konnte sich damals der Hoffnung hingeben , daß

diese Voraussetzung in Erfüllung gehen , baß der gemein¬
schaftliche Schritt der 28 Regierungen diese Erfüllung be¬
schleunigen werde . In Berlin hatte der König weder ent¬
schieden angenommen noch entschieden abgelehnt , vielmehr
waren durch die Circularnore des preußischen Ministeriums

vom 3 - April die deutschen Regierungen zu unverzüglichen
Verhandlungen in Franksurt über das Verhalten zu der von
der Nationalversammlung beschlossenen Rcichsverfassung auf¬
gefordert . Die Stimme des Volkes in bei weitem den mei¬
sten Thcilen Deutschlands schien sich mit Entschiedenheit für

die Annahme der Verfassung zu erklären , fast alle Organe
der öffentlichen Meinung erhoben ihre Stimme für sie , die
eben versammelten Landstände in den größer » deutschen Staa¬

ten faßten Beschlüsse und machten Anträge in diesem Sinne,
die widerstrebenden Regierungen dieser Staaten schienen
schwankend zu werden.

Wäre es der Nationalversammlung möglich gewesen,
unter solchen Umständen eine ruhige und feste Haltung inner¬
halb ihrer gesetzlichen Schranken zu bewahren , hätte die Cen¬

tralgewalt sie kräftig und entschieden darin unterstützt , fuhr
die helfende Volksstimmung fort , sich der ihr in reichlichem Maß

zu Gebote stehenden , durch Gesetz und Staatsordnung erlaub¬
ten Mittel und Organe zu bedienen , ohne sich ableiten und

abirren zu lassen auf ganz ungebahnte Wege und zu ganz
dunkeln Zielen , — es ist mehr als wahrscheinlich , daß eine

bundesstaatliche Einigung Deutschlands auf dem Grunde der

Verfassung vom 28 . März damals zu Stande gekommen und
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deren allmählige gesetzliche Reform zu erwarte » gewesen sein
würde.

Dem allgemeinen Landtage ist bekannt , daß und warum
der Entwickelungsgang der deutschen Angelegenheiten ein
anderer und minder glücklicher gewesen ist . Zn dein Chaos
von Mißverständnitz und Begriffsverwirrung , Unsicherheit und
Gesetzlosigkeit , Aufruhr und Krieg , das seit Ende April über
einen großen Theil von Deutschland hercinbrach , eilte die
Nationalversammlung durch und ohne ihre Schuld der völli¬
gen Auflösung entgegen , die provisorische Centralgewalt schwand
zu großer Schwäche herab , cs gab kaum noch einen Punkt
der Einigung und gemeinsamen Politik in Dcusschland . Die
28 Staaten , welche die Reichsverfassung anerkannt hatten,
machten vergebliche Anstrengungen des Festhaltcns an dersel¬
ben und des Einschlagens gemeinschaftlicher Wege für eine
politische Einigung durch ihre Bevollmächtigten in Frankfurt.
Solche Versuche scheiterten bald gänzlich an der Getrenntheit
und Unglcichartigkeit dieser Staaten , an der Verschiedenheit
ihrer Lagen und Interessen , an der Unmöglichkeit , unter sich
auch nur vorübergehend einen einheitlichen staatlichen Körper
darzustellen . Sie konnten um so weniger glücken , als die in
mehreren Theilen Deutschlands unter der Firma der Reichs-
Verfassung , ausgcbrochenen wilden Bewegungen und offenen
Empörungen einen Rückschlag der öffentlichen Meinung zu¬
nächst in den größer » Staaten , besonders in Preußen erzeugt
hatten . Die der Reichsverfassung vom 28 . März widerstre¬
benden Regierungen fanden sich dadurch gckrästigt , sie lös'een
ihre Kammern auf , machten ihre Truppen mobil , und die
preußische Armee , zahlreich und kräftig organisirt , wie sie ist,
schlug überall in Deutschland den bewaffneten Aufstand nieder.

Zugleich aber bot die preußische Regierung , in Anerken¬
nung der unabweisbaren Bedürfnisse des Landes und der
Zeit , und in Gemeinschaft mit den königlichen Regierungen
von Sachsen und Hannover , einen neuen Weg an , zur Errei¬
chung einer vorläufigen politischen Einigung und einer dem-
nächstigen bundesstaatlichen Gestaltung unseres mehr als je
gctheilten Vaterlandes . So lange noch irgend eine Hoffnung
für die Einigung auf den Grund der Reichsverfassung vom
28 . März vorhanden war , hatten die 28 Regierungen , denen
sich später die königlich würtembergische anschloß , jede Thcil-
nahme an den Verhandlungen zu Berlin beharrlich vermie¬
den und abgelehnt , so daß nur Preußen , Oesterreich , Baiern,
Sachsen und Hannover bei denselben vertreten waren . Als
aber dann am 26 . Mai zwar nur von Preußen , Sachsen und
Hannover ein Vertrag , sowohl über die provisorische Leitung
der allgemeine » Angelegenheiten Deutschlands , als über die
künftige Gestaltung desselben zu einem Bundesstaat unterzeich¬
net worden war , glaubten einzelne dieser Regierungen in
Betracht ihrer eignen inneren Verhältnisse sowohl , als der
verzweifelten Lage Deutschlands überhaupt ihre Geneigtheit
zum Betreten des letzten noch übrig bleibenden Weges zur
Erlangung einer Einigung und eines Einverständnisses über
die deutsche Verfassungsangelegenheit in Berlin erklären lassen
zu müssen.

Eine sodann mehrmals versuchte gemeinschaftliche Ver¬
handlung der 28 Staaten mit den Berliner Paciscenten wurde
dadurch unmöglich gemacht , daß die Lagen und Ansichten in
Bezug auf die Dringlichkeit und Nothwendiakeit des Beitritts
sich durchaus verschieden zeigten . So haben denn nach und
nach im Verlauf der Monate Juni und Juli ihren Anschluß
in Berlin verhandelt und abgeschlossen : Jaden , beide Meck¬
lenburg , Anhalt - Bcrnburg , Heffen - Darmstadt , Nassau , Sachsen-
Weimar , Sachsen - Cvburg - Gotha , Sachsen -Meiningen , Sachsen-
Altenburg , Anhalt - Dessau - Cöthcn und Bremen . Kurhessen,
Braunschweig , Schwarzburg -Rudolstadt , Hamburg und Lübeck
waren nach den letzten Nachrichten noch in Verhandlung.
Von Baden , Bernburg , Meklenburg , Weimar und Nassau ist
die Ratification erfolgt . Außer Baiern und vielleicht Wür-
tembcrg ist der Beitritt aller deutscher Staaten in der näch¬
sten Zeit zu erwarten.

Die diesseitige Staatsregierung hat nach langer reiflicher
E .wägung ihre Bereitwilligkeit zu unterhandeln am 21 . Juni
in einem Schreiben an das königlich preußische Staatsmini-
sterium erklären lassen und im Anfang Juli zu diesem Zwecke
einen Bevollmächtigten nach Berlin gesandt . Die Verhand¬
lung und das Verfahren desselben crgiebt sich aus dem unter
IV. hier anliegenden Protokolle , an dessen Schluß sich der
Beitritt Oldenburgs zu dem am 26 . Mai zwischen den könig¬
lichen Negierungen von Preußen , Sachsen und Hannover
abgeschlossenen Vertrage , vorbchälllich der Ratification ausge¬
sprochen findet . Es wird hiezu nur bemerkt , baß der Beitritt
der übrigen deutschen Staaten unter wesentlich ganz gleichen
Erklärungen und Bedingungen erfolgt ist.

Die Anlage V. enthält jenen Vertrag in beglaubigter
Abschrift , wie in den Anlagen VI. und VII. die zum Beitritt
einladenden Schreiben des königlich preußischen Ministerpräsi¬
denten , in der Anlage VIII. der dem zu berufenden Reichstag
vvrzulegcnde Verfassungscntwurf , in der Anlage IX. der Ent¬
wurf eines Gesetzes für die Wahlen zum Volkshause , und
endlich in der Anlage X. die //Denkschrift " dem Landtage
übergeben wird , welche als eine authentische Interpretation
des Entwurfs zur Reichsverfassung diesen näher erläutert und
erklärt.

Indem die Siaatsregierung hofft , daß der allgemeine
Landtag mittelst dieser Aktenstücke eine vollständige Uebersicht
des Standes der Dinge in der wichtigsten und dringendsten
Angelegenheit des deutschen Vaterlandes erlangen werde , fügt
sie noch hinzu , daß sie zu jeder weiteren begründenden Erklä¬
rung und Mittheilung über daS Borgelegte bereit ist. Sie
knüpft daran zugleich den Wunsch an den allgemeinen Land¬
tag , derselbe wolle den hochwichtigen Gegenstand einer schleu¬
nigen Erwägung und Bcrathung unterziehen , da von dem
baldigen definitiven Beitritt der deutschen Staate » die Beru¬
fung eines neuen Reichstags abhängt , der Eintritt einer Maß¬
regel also , durch welche nach der Ansicht der Staatsregicrung
der deutschen Nation allein  wieder ein Mittelpunkt ihrer
Interessen und eine Aussicht auf ihre politische Einigung und
Gestaltung gewährt werden kann.
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Die Staatsregicrung schließt endlich mit dem Anträge:
Der allgemeine Landtag wolle denn auch seinerseits

seine Zustimmung zu dem Seitens der Staatsregierung

verhandelten Vertrage mit den königlichen Regierun¬

gen von Preußen , Sachsen und Hannover ertheilen,

womit er zugleich die Anerkennung des Schiedsgerichts
als der kompetenten richterlichen Behörde des in seiner

Entwickelung begriffenen Bundesstaats ausgesprochen,

und die Verfassungsvorlage vom 26 . Mai , vorbchält-

lich dessen , was daran durch die Revision auf dem

Oldenburg , den 3 . August 1849.

Reichstage abgeändert wird > so wie endlich die Be¬

schickung dieses Reichstags nach dem der Vorlage bei-
gcfügten Wahlgesctzentwnrf , vorbehältlich der daran

durch die Staatsregierung nach dem LandeSverhältniste

anzuordnenden Modifikationen , genehmigen würde.

Die Staatsregierung kennt und sieht keinen andern Weg

zur Erlangung dessen, was Deutschland am dringendsten Noth

thut ; sie hofft von dem Patriotismus der Landesvertreter , daß

dieselben diesen Weg mit ihr in Einigkeit und Entschiedenheit
betreten werden.

Staats - Ministerium.

Schloifer . Mosle . Zedeltus . Römer.

2.
Bericht des Centralausschusses

über den Anschluß des Großherzogthums Oldenburg an das Berliner Bündni 'ß.

insichtlich des in Gemäßheit des Landtagsbeschlusses vom

7 . August d . I . an die Abtheilungen zur Dorberathung ver¬

wiesenen Berichts des Specialausschusscs haben sich in dem¬

selben zwei wesentlich verschiedene Meinungen ergeben , indem

die Mehrheit in 3 Abtheilungen dem Anträge des Berichts

nicht bcitrcten konnte , in zwei Abtheilungen aber sich mit

demselben einverstanden erklärt hat . Auf gleiche Weise thcilen

sich auch die Ansichten in dem Centralausschusse selbst.

Die Mehrheit ist zwar der Ansicht , daß die in Frankfurt

endgültig beschlossene und Hieselbst publicirte Reichsverfaffung

noch fortwährend als an sich rechtsbeständig zu betrachten,

sie anerkennt aber auch , daß die Durchführung derselben tbat-

sächlich unmöglich geworden ist. Wenn demnach das nächste

Ziel aller Bestrebungen des deutschen Volks , die Erlangung

einer nationalen Einheit durch die frankfurter Reichsverfaffung

nicht zu erreichen , die einheitliche Gestaltung des Vaterlandes

aber zur Kräftigung und zum Schutze des ganzen Deutsch¬

lands sowohl , als auch der Einzelstaaten augenblicklich das

dringendste Bedürfniß ist , so erscheint es als eine unabweis-

liche Pflicht , jeden sich darbietendcn Weg , auf welchem jenes

Ziel noch möglicherweist erreicht werden kann , einzuschlagen.

Als ein solcher erscheint vorläufig nur einzig und allein die

von den drei königlichen Regierungen dargebotcne Verfassung,

und wenngleich die mancherlei Mängel derselben , namentlich

hinsichtlich der Volksvertretung , sich nicht verkennen lassen , so

darf doch auch nicht unbeachtet bleiben , daß jene Vorlage nur

ein Entwurf und der Revision und schlüssigen Vereinbarung

mit dem Reichstage unterliegt . Daß nach dem Wahlgesetze

wenigstens zum ersten Reichstage gewählt werden muß , kann

allein keinen Grund zur Nichtbetheiligung abgeben . Denn

so unpraktisch und namentlich auf unsere Verhällnisse unan-

wcndbar einzelne Bestimmungen auch sein mögen , so darf

man doch den Geist des deutschen Volkes für gesund

und kräftig genug halten , um dessenungeachtet einen

Ausfall der Wahlen erwarten zu können , der nicht nur die

aus der Frankfurter Reichsverfaffung in den Entwurf über¬

gegangenen Bestimmungen als gesichert erscheinen , sondern

sogar noch eine Verbesserung des Entwurfs hoffen läßt . Zu¬

dem ist nicht außer Acht zu lassen , daß diejenigen Abweichun¬

gen von dem Wahlmodus , welche unsere besondere Verhält¬

nisse und die bei uns geltende Steucrverfassung nöthig machen,

der hiesigen Staatsregierung ausdrücklich überlassen sind und

nur die Wahrung des Princips zur Pflicht gemacht ist . Da¬

nach darf also die Mangelhaftigkeit des WahlgejctzeS nicht da¬

von abhalten , dem deutschen Volke in einem Reichstage das¬

jenige Organ zu geben , welches nur allein im Stunde ist,

die Einheit der ganzen Nation darzustellen , und dessen Macht

hoch genug anzuschlagen ist , um auch das Mangelhafte in

allmähligerer weiterer Entwickelung zur Vervollkommnung zu

führen . Jedenfalls erscheint die dargebotene Verfassung besser,

als die alte Bundesverfassung und verspricht einen glückliche¬

ren Zustand , als die gegenwärtige Zerrissenheit und Schutz¬

losigkeit des Vaterlandes darbietet . Am wenigsten darf aber

der Zweifel , ob auf der Grundlage des festgehaltenen Wer-
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einbarungsprincipes , an welcher schon einmal die Einigung
der deutschen Nation gescheitert ist , ein Erfolg zu erwarten
sei, von dem Beitritt zu dem Bündniß - abhalten . Wenn der
erste Versuch , Deutschland unter einer Verfassung zu einigen,
an dem Widerspruch der mächtigsten - Staaten scheiterte , so

wird jetzt gerade von diesen Staaten der Entwurf als für sie
bindend vorgelegt , und es erscheint daher der Erfolg nicht
nur mehr gesichert , sondern auch in der - vorbehaltenen Verein¬
barung und Revision durch den Reichstag die selbstständige
Mitwirkung des Volkes gewahrt . Jedenfalls aber würde es
thöricht sein , wegen des einmaligen Mißlingens und wegen
eines Zweifels am Erfolg , der im Leben selten , in der Politik

nie gesichert ist , den zweiten allein noch möglichen Versuch,
der zudem ohne Gefahr gemacht werden kann , aufgeben zu
wollen . Hierzu berechtigt endlich -auch weder das durch die
bisherige schwankende Politik der preußischen Regierung im
Allgemeinen nur zu sehr begründete Mißtrauen gegen Preu¬
ßens festes Beharren auf dem jetzt eingeschlagenen Wege , noch
das Bedenken , ob dieser Weg anstatt zur Einigung Deutsch¬

lands nicht gerade zur Absonderung des Nordens vom Süden
führen werde . Zn dem Streben nach einer Einigung Deutsch¬
lands ist die preußische Regierung sich fortwährend treu ge¬
blieben , und daß sie dabei allch jetzt noch mit größter Ent¬

schiedenheit beharrt , zeigen ihre neuesten Erklärungen und

Handlungen auf das Unzweifelhafteste . Ueberdies liegt die
Einigung auch zu sehr im eignen Interesse Preußens , als
daß von diesem ein Zurücktrcten mit Grund besorgt werden
könnte . Aber auch die süddeutschen Staaten werden sich die - ,

ser Einigung nimmer dauernd entziehen wollen oder können.
Die jetzige unheilvolle Lage Deutschlands und der tiefinncrste
Wille und Wunsch der ganzen Nation verlangt zu gebieterisch

eine Einigung Deutschlands zu einem lebenskräftigen Bun¬
desstaate , als daß irgend ein Theil , irgend eine Regierung

dieser zwingenden Nothwendigkeit dauernd zu widerstehen ver¬
möchte . Ist nur erst Nord - und Mitteldeutschland bundes¬

staatlich geeinigt , so werden , ja so müssen die süddeutschen
Staaten , von denen überdies Baden und das Großherzogthum

Hessen ihren Beitritt bereits erklärt haben , bald Nachfolge .».
Groß , sehr groß wäre demnach die Verantwortlichkeit des¬

jenigen nord - oder mitteldeutschen Staates , der durch seine
Weigerung diese Einigung ganz verhindern , oder durch seine
Zögerung auch nur verschieben würde.

Wenn demnach im Hinblick auf das Gesammtvatcrland

der Anschluß an daS Bündniß als geboten erscheint , so liegt
auch in den besonderen Verhältnissen des Großherzogthums
Oldenburg kein Grund , denselben zu verweigern , vielmehr

sprechen auch hier überwiegende Gründe für den Anschluß.
Daß kleine Staaten , wie Oldenburg , mit Erfolg eine

neutral « Stellung behaupten können, , wird im Ernst wohl
Niemand behaupten wollen . Sie können ihre einzige Sicher¬

heit nur in Bündnissen finden , durch welche die rohe Gewalt
des Mächtigeren ausgeschlossen und an die Stelle derselben

ein vertragsmäßig geordneter Rechtszustand gesetzt -wird . Ein
solcher - wird -' Lurch daS Berliner Bündniß - und das danach

eingesetzte Bundesschiedsgcricht begründet . Die eigne - Sichcr-

heit gebietet , sich demselben anzuschlicßen . Eine Absonderung
würde nur zu leicht Vorwand und Grund liefern , statt des

Rechtes des vereinbarten Bündnisses das Recht des Mächti¬
gem gelten zu lassen . Auch die geographische Lage des Groß¬
herzogthums , von welchem ein entfernter Theil von Preußen
und ein anderer von Hannover fast ganz eingeschlossen ist,
läßt eine solche Absonderung nicht gefahrlos erscheinen , und

die Lage eines Theils des Herzogthums am Meere , welches
selbst für diesen Theil nicht einmal einen genügenden Absatz¬
weg bietet , würde den etwa gehemmten Absatz der Producte
und Fabrikate aus den übrigen Theilen nicht ersetzen können.
Jedenfalls würde es ein verkehrter Weg sein , von derBeord-

nung der Verhältnisse Deutschlands sich fern zu halten und

ruhig alles über sich ergehen zu lassen , anstatt selbstständig
handelnd dabei mitzuwirken , die eigenen Interessen zu wahren
und möglichen Nachtheil von sich abzuwenden . Eine Befesti¬
gung unserer noch jungen Staatsform , eine organische Fort¬

entwickelung unserer Institutionen läßt sich nur bei einer ge¬
sicherten Stellung nach Außen und bei verfassungsmäßigem
Zusammenwirken der bestehenden Factoren der Staatsgewalt
M Inneren , erwarten . Jede Unsicherheit nach Außen , jede
Störung des ruhigen Ganges unserer Entwickelung im In¬
nern muß nothwendig die größte Gefahr für unfern Staat
bringen und kann nur zu leicht den Bestand und die Wirk¬

samkeit der Staatsverfassung , ja die ganze Existenz des Staa¬
tes bedrohen . Dagegen lassen sich alle Gefahren , welche für
das Großherzogthum , in dem Anschlüsse an das Bündniß

etwa noch gefunden werden könnten , durch , der Ratification
hinzuzufügende Bedingungen beseitigen und stellt deshalb die
Mehrheit den Antrag:

„Der allgemeine Landtag möge in Erwiederung des
Schreibens der Staatsregierung vom 3. August d. Z.
erklären , daß er die beantragte Zustimmung zu dem
Seitens der Staatsregierung verhandelten Vertrage
mit den königlichen Regierungen von Preußen , Sachsen

und Hannover erthcile unter der Bedingung:
1) daß bei der von Seiner Königlichen Hoheit dem

Großherzog zu vollziehenden Ratification der Rück¬
tritt von dem Vertrage ausdrücklich so lange Vorbe¬
halten werde , bis entweder sämmtliche deutschen
Staaten mit Ausnahme Oesterreichs demselben bei-

gctreten seien oder die mit dem Reichstage zu ver¬
einbarende Reichsverfassung zu Stande gekommen
sei,

2 ) daß alle Zugeständnisse , welche irgend einem der
bereits beigetretenen oder noch später beitretenden
Staaten gemacht seien oder noch gemacht werden
möchten , auch dem Großherzogthum Oldenburg zu
Gute kommen,

3 ) daß das Staatsgrundgesetz für das Großherzogthum
in allen seinen Bestimmungen , namentlich auch hin¬

sichtlich der Grundrechte , unangetastet und zu Recht
bestehend bleibe.
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Die Minderheit dagegen erklärt sich lediglich mit dem
Anträge des Spezialausschusses einverstanden . Sie bezieht
sich wesentlich auf den Bericht des Spezialausschusses und
auf die in demselben enthaltene Begründung . Sie sieht in
dem Verfassungtzcntwurfe der drei Könige in Verbindung mit
dem demselben angehängten octrvyirten Wahlgesetze weder den
Willen noch das Mittel , Deutschland zu einem einigen Bun¬
desstaate zu erheben , in dem sich eine zeitgemäße Freiheit ent¬
wickeln kann . Eben so wenig kann sie ihre Zustimmung zu'
einem Beitritte unter den von der Mehrheit gestellten Bedin¬

gungen ertheilen . Scho » allgemein ergeben die Conferenzen,
welche in Berlin mit dem oldenburgischcn Bevollmächtigten
statt gehabt , daß die betreffenden Regierungen keine Zustim¬
mung unter Bedingungen wollen , daß sie vielmehr ein unbe¬
dingtes Za oder Nein verlangen und daß die bedingt ertheilte
Zustimmung als eine unbedingte betrachtet werden soll . Ent¬
weder wird die Staatsregierung daher die bedingt ertheilte
Zustimmung zurückweisen , oder die gestellte Bedingungen wer¬
den unbeachtet bleiben.

Gesetzt aber auch , die Bedingungen würden zugestanden,
so verändern sie , nach der Ansicht der Minderheit , die Lage
der Sache nicht , sie unterwerfen uns dem Bündnisse der Kö¬
nige mit allen seinen Folgen , denn wenn sie zuerst Olden¬
burg den Rücktritt für den Fall Vorbehalten , daß nicht alle
nord - und mitteldeutsche Staaten dem Bündnisse beitreten , so

ist Oldenburg für den Fall dieses Beitritts gebunden . Es
böte also die Hand zu einem getheilten Deutschland , es Hütte
sich selbst von einem Theile Deutschlands , von Süddeutsch¬
land , dadurch abgerissen . Und wenn die Mehrheit eine Ge¬
währ dafür bedingen will , daß das Staatsgrundgesetz unS
erhalten bleibe , so ist die Minderheit , abgesehen davon , daß
dies im Falle des Beitritts eine Unmöglichkeit ist, der Ansicht,
daß dieses am Sichersten uns gewahrt bleibe , wenn wir nicht
beitrcten . Es scheint der Minderheit überhaupt beinahe klein¬
lich , in dieser großen Frage die Zustimmung an kleine parti-
krllar - sldenburgische Modisicationen und Bedingungen zu knüpfen.
Tie Bundesverfassung , wie sie ist, muß nothwendig mit ihrem
canzm Drucke auf die einzelnen Staaten fallen , die sich ihr
unterwerfen . Will sie die Einheit und Freiheit Deutschlands,
so bedarf es der Bedingungen nicht . Will sie die Einheit
und Freiheit nicht , dann nützen und schützen dagegen die ge¬
stellten Bedingungen nicht . Ueberhaupt scheint es mit der
Gesammtverfassung , mit der Einheit Deutschlands selbst un¬
verträglich , daß die einzelnen deutschen Staaten für sich noch
besondere Reservate und Bedingungen an die Zustimmung,
knüpfen.

Die Minderheit sieht daher in der bedingten Zustimmung,
nur eine unbedingte , für die sie sich nicht zu entscheiden ver¬
mag . Sie beantragt daher lediglich die Annahme des Antrags
des Spezialausschusscs.

Bockes . v. Finckh. Klävemann . Mölling . Selckmann . ll.

Schnellpreffentruck rwn Gerhard Staüing in Oldenburg.



Verhandlungen
des ersten allgemeinen

Landtags für das Großherzogthum Oldenburg.

Oldenburg , am 3 . September 1849 , im Landtage.

Siebenzehnte Sitzung.

Vorsitzender : Präsident Kitz.

Nachdem das Protocoü über die letzte Sitzung vor¬

gelesen und nach Berichtigung einer dagegen erhobenen

Reklamation genehmigt worden war , zeigte der Präsident

an , daß eingegangen sei eine Vorstellung und Bitte der

Höltinghauser und Halener Markintercssenten , um Befreiung

von der ihnen aufgedrungenen Mastpachtung . Wurde für

den Provinziallandtag zurückgelegt.

Hierauf verlas der Minister Staatsrath Schloifer

die abschriftlich anliegende Verordnung vom 2 . d. M .,

betreffend die Auflösung dieses Landtags . Sodann be¬

merkte derselbe : daß die Verordnung wegen Ausschreibung

neuer Wahlen im nächsten Gesetzblatte erscheinen werde.

Der Präsident  schloß hierauf die Sitzung.

Zur Beglaubigung:

Kitz. Tappenbeck.

Druck von H. Klcffcr in Oldknlurrg, 19



Anlage
zu den

Verhandlungen des ersten allgemeinen Landtags
für das Großherzogrhum Oldenburg.

(Srebenzchnte Sitzung, vom 3. September 1849.)

V ^ ir Paul Friedrich August von Gottes Gnaden Groß-

Herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog von Schles¬
wig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen und Oldenburg,
Fürst von Lubek und Birkcnfeld , Herr von Zever und Knip-
hauscn rc. rc.

verordnen hierdurch wie folgt:

Gegeben auf dein Schlosse zu Rastede , den 2 . September

In Auftrag

(I.. 8.) P
Schloifer . Mosle.

der mittelst Verordnung vom 9 . Juli d . I . eistbe-

rufene allgemeine Landtag des Großherzogthums ist
aufgelöst.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens - Unterschrift
und beigcbruckten Großherzoglichen Jnsicgels:

1849.

:es GroßherzogS

:t er.

Aedclius . Römer.

v. Grün.

Schnelipreffkndruct von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Ausschusses des allgemeinen Landtags
über den

Anschluß des Großherzogthums Oldenburg an das Berliner Bündniß.

^ ) er Ausschuß zur Begutachtung des von der Staatsregie¬
rung beantragten Anschlusses des Grvßherzogthunrs Oldenburg
an das unterm 26 . Mai 1819 zu Berlin geschlossene Bünd¬

niß zwischen den drei königlichen Regierungen von Preußen,
Sachsen und Hannover , glaubt seinem dcsfälligen Berichte
nachstehende Mittheilungen aus den Vorlagen , welche mit
dem Anträge von der Staatsrcgierung übergeben wurden , in
soweit deren Inhalt nicht als bekannt vorausgesetzt werden

darf , voranschicken zu müssen.

Die Anlagen I. und Ik. sind Schreiben , welche die in
Frankfurt anwesenden Vertreter der Regierungen von Preu¬
ßen , Baden , Kurhessen , Großherzogthum Hessen , Schleswig-
Holstein , beiden Mecklenburg , Oldenburg , Sachsen -Meinin¬
gen , Coburg -Gotha , Sachsen -Altenburg , Hohenzollern , Reuß,
Hessen -Homburg , Waldeck , Lippe , Schaumburg -Lippe , An¬
halt -Dessau , Köthen , Braunschweig , Luxemburg , Nassau,
Bremen , Hamburg und Lübeck unterm 23 . Februar und un¬
term 1 . März 1819 an den Reichsminister v . Gagern er¬
ließen , enthaltend die bekannten Bemerkungen und Abände¬
rungsvorschläge zu Beschlüssen der Nationalversammlung , be¬
züglich der Reichsverfaffung , wie dieselbe aus erster Lesung
hervorgegangen , betreffend die Abschnitte , welche den Titel
„der Reichstag , das Reichsgericht und der Reichs¬
rath"  sichren , mit dem Wunsche : der Reichsministcr wolle

sein/n ßinsluß dahin verwenden , daß der betretene Weg der
VeifiWdigung zu einem gedeihlichen Ziele führen möge.

Hierauf folgte unterm 11 . April das Schreiben der .Be¬
vollmächtigten der bekannten 28 Regierungen an den preußi¬
schen Bevollmächtigten v . Kampz ( Anl . III .) des Inhaltes:
daß diese Regierungen in gemeinsame Verhandlungen getre¬

ten , und zu folgendem Resultate gelangt wären . Man sei
mit der von der Nationalversammlung getroffenen Wahl des
Königs von Preußen zum deutschen Kaiser einverstanden.
Die Reichsverfaffung anlangend , so achte man die dagegen
früher erhobenen Bedenken und das bisher festgehaltene Prin-

cip der Vereinbarung den cntgcgenstehcndcn Gefahren gegen¬
über , nicht für erheblich genug , um dabei zu verharren.
Man habe deshalb die von der Nationalversammlung , —
an deren Beschlüsse einige der fraglichen Staaten sich schon
im Voraus für gebunden erachtet hätten , — festgestellte Ver¬
fassung deS deutschen Reiches angenommen und anerkannt,
und erwarte , daß Preußen und alle übrige deutsche Staaten,
insoweit sie nicht durch besondere  Verhältnisse davon abge¬
halten wären , ein Gleiches thun würden.

Der König von Preußen wies bekanntlich die angebotcne
Kaiserkrone zurück uüd schloß unterm 26 . Mai 1819 mit

Sachsen und Hannover einen Vertrag ab (Anlage V.) , aus
welchem der Ausschuß folgende Bestimmungen wörtlich her-
vorhcbt:

,,Da unter den gegenwärtigen Verhältnissen die vom
deutschen Bunde gewahrte innere und äußere Sicher¬
heit Deutschlands gefährdet ist , und daher die Um-
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stände zu Herstellung einer einheitlichen Leitung der
deutschen Angelegenheiten eine engere Vereinigung der¬
jenigen Regierungen , welche entschlossen sind , nach
gleichen Grundsätzen zu verfahren , nothwendig machen,
so ist unter den Regierungen von Preußen , Sachsen
und Hannover folgender Vertrag geschlossen worden:

Art . I. Die königlichen Regierungen von Preußen , Sachsen
und Hannover schließen in Gemäßheit des Art . 11.
der deutschen Bundesacte vom 8 . Juni 1815 ein
Bündniß zum Zweck der Erhaltung der äußeren und
inneren Sicherheit Deutschlands und der Unabhängig¬
keit und Unverletzlichkeit der einzelnen deutschen Staa¬
ten . Sie behalten dabei sämmtlichen Gliedern des
deutschen Bundes alle aus diesem hervorgehende Rechte
und die diesen Rechten entsprechenden Verpflichtungen
ausdrücklich vor.

Art . II . Der Beitritt zu diesem Bündnisse bleibt allen Gliedern
des deutschen Bundes offen , der Beitretende erlangt
durch den Beitritt das Recht auf Leistung der durch
den ausgesprochenen Zweck des Bündnisses bedingten
Hülfe.

Diese Hülfe wird theils in Vermittelung oder Be¬
förderung gütlichen oder rechtlichen Austrags sich er¬
gebender Ansprüche und Streitigkeiten , theils in mili¬
tärischem Schutz gegen unrechtmäßige Gewalt jeder Art
bestehen.

Art . III . Z. 1 . Die Oberleitung der zur Erreichung des Zweckes
dieses Bündnisses zu ergreifenden Maßregeln wird der
Krone Preußen übertragen.

Für die Ausübung dieser Oberleitung sind für die
Dauer Eines Jahres vom 1. Juni anlangend die
unten folgenden weiteren Verabredungen getroffen.

Sollte vor Ablauf dieses Jahres die Reichsverfas¬
sung ins Leben treten , so finden lediglich die Bestim¬
mungen derselben ihre Anwendung . Wäre aber mit
Ablauf Eines Jahres die verfassungsmäßige Ordnung
in Deutschland noch nicht wieder hergestcllt , so wird
die Verlängerung dieser Verabredungen Vorbehalten.

tz. 2 . Zur Führung der auf die Erreichung des Zwecks
des Bündnisses bezüglichen Geschäfte soll ein Ver¬
waltungsrath gebildet werden , zu welchem jeder der
Verbündeten einen oder mehrere Bevollmächtigte ab-
sendct.

Dieser Verwaltungsrath tritt sofort nach der Rati¬
fication des gegenwärtigen Vertrages zu Berlin zu¬
sammen.

Der Verwaltungsrath hat von allen in Gemäßheit
des gegenwärtigen Bündnisses vorkommenden Geschäf¬
ten Kenntniß zu nehmen , über solche zu berathen und
rückstchtlich derjenigen Geschäfte , welche allgemeine und

dauernde Anordnungen , sowie namentlich die Vermitte¬
lung und Erledigung von Beschwerden und sonstigen
Rechtsverhältnissen betreffen , entscheidend zu beschließen,
über diejenigen Geschäfte aber , welche lediglich die
Vollziehung getroffener Anordnungen , sowie im ein¬
zelnen Falle zu treffende Maaßregeln angehen , sein
Gutachten zur vollziehenden Beschlußnahme der Krone
Preußen abzugebeu.

Ueberdies liegt den Mitgliedern des Derwaltungs-
rathes ob , alle Eommunicationen zwischen der Krone
Preußen und ihren respcctiven Regierungen über die
Angelegenheiten , welche mit dem gegenwärtigen Bünd¬
nisse Zusammenhängen , zu vermitteln , und wird des¬
halb die Krone Preußen nur aüf diesem Wege mit
den Regierungen communiciren . — — - — —

tz. 4 . Werden diplomatische Verhandlungen nothwendig,
so sollen dieselben durch die Krone Preußen geführt

§ . 5 . Die militairischen Operationen werden durch die
Krone Preußen geleitet — — — — — — -

Die Verbündeten werden zu diesem Zwecke ihre
Kriegsmacht in Bereitschaft halten . — — - —

Im Allgemeinen soll die Verwendung der Truppen
zum Zweck der Erhaltung innerer Ordnung in der
Art geschehen , daß zunächst jedem der Verbündeten
die Erhaltung der Ruhe im eignen Lande und den
unmittelbar angrenzenden Gebieten obliegt . Es kann
daher , in Fällen dringender Eile , jede der verbündeten
Regierungen den benachbarten Bundesgliedern die be¬
gehrte Hülfe , ohne weitere Rückfrage , leisten.

Sobald jedoch militairische Operationen von um¬
fassenderem Character erforderlich werden , soll die ganze
zur Disposition gestellte Truppenmacht als Eine Armee
betrachtet und als solche verwendet werden.

Art . IV. Um den ernsten Willen zu bethätigen , die Verhält¬
nisse Deutschlands in Zukunft nach den Bedürfnissen
der Zeit und den Grundsätzen der Gerechtigkeit zu
ordnen , verpflichten sich die Verbündeten , dem deutschen
Volke eine Verfassung nach Maaßgabe des unter ihnen
vereinbarten und diesem Vertrage anzuschlicßenden
Entwurfs zu gewähren.

Sie werden diesen Entwurf einer , nach Maaßgabe
der in demselben enthaltenen Bestimmungen über den
Reichstag und des neben dem Entwürfe vereinbarten
Wahlgesetzes , lediglich zu diesem Zwecke zu berufenden
Reichsoersammlung vorlegen.
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Abänderungen , welche von dieser Reichsversammlung
beantragt werden , bedürfen zu ihrer Gültigkeit der
Zustimmung der Verbündeten . - - —

Art . V. ß . 1 . Diese verpflichten sich, spätestens am 1. Juli

ein provisorisches Bundesschiedsgericht ins Leben tre¬

ten zu lassen , dessen schiedsrichterlicher Entscheidung sie
sich nach Maaßgabe der im §. 4 . dieses Artikels ent¬
haltenen Competenzbestimmunqcn unterwerfen ."

§ . 2 . Dieses Schiedsgericht wird zusammengesetzt aus
Bundes - Schiedsrichiern , von denen

Preußen drei
Sachsen zwei
Hannover zwei

ernennen.

tz. 5 . Der Beitritt zu dem gegenwärtigen Bündnisse wird
keiner Regierung »erstattet , welche sich nicht zugleich
der Entscheidung des provisorischen Bundes - Schieds¬
gerichts unterwirft . " — — — — — -

Ein Schreiben des preußischen Ministeriums vom

28 . Mai (Anl . VI.) theilt der oldenburgischen Slaatsregierung
ein Exemplar dieses Vertrages mit und spricht dabei die Hoff¬

nung aus , dieselbe werde finden , daß die Gesinnung und das

Verfahren der verbündeten Regierungen gerechte Würdigung
und Anerkennung verdienen.

Ein zweites Ministerialschreiben aus Berlin von demsel¬

ben Tage (Anl . VII.) enthält die Motive für das Bündniß:
Deutschland sei in Gefahr , nicht nur die gesammte staatliche

Existenz Deutschlands , sondern selbst die Grundlagen jedes

geordneten Zustandes seien in Frage gestellt ; um den Kampf

siegreich bestehen zu können , bedürfe es der Vereinigung.
Die Bundesversammlung sei hierzu faktisch außer Stande,

und die Nationalversammlung habe sich dadurch , daß sie das

Vereinbarungsprincip zurückgewicsen , selbst außer Stand ge¬

setzt, ihr Mandat zu erfüllen . Daher sei das Bündniß noth-

wendig geworden , und der von ihm vorgelegte Entwurf der

Reichsverfassung ( Anl . VIII.) und das Wahlgesetz (Anl . IX.)

entsprechen dem Fortbestände aller einzelnen Glieder und dem
Bündnisse der Völker.

Daneben wird ein Exemplar der bekannten Berliner

Denkschrift vom 11 . Juni (Anl . X.) übergeben.

In der achtzehnten Sitzung des Berwaltungsrathes zu

Berlin fand sodann am 13 . Juli eine Verhandlung wegen
Beitritts des Großherzogthums Oldenburg Statt , zu welcher

sich der Oberst Mosle , als oldenburgischer Bevollmächtigter,
eingefunden hatte.

Die Vollmachtsurkunde desselben lautete dahin , nach An¬

leitung der ihm ertheilten oder noch zu erthcilenden Anweisun¬

gen an den Berathungen und dort zu fassenden Beschlüssen

mitwirkend Theil zu nehmen ; dabei war aber dem Großher¬

zoge die schlüssige Ratification ausdrücklich Vorbehalten , und
der Umstand , daß in dieser Vollmacht auch von dem Vorbe¬

halte verfassungsmäßiger Zustimmung des allgemeinen Land¬

tages die Rede war , führte zu der schließlichen Erklärung deS
oldenburgischen Bevollmächtigten,

daß die Ratification des Großherzoges , dem Berwal-

tungsrathe gegenüber , die endliche Entscheidung sei,

diese aber erst erfolgen könne , wenn die verfassungs¬
mäßige Zustimmung des Landtages vorhanden sei.

Bevor derselbe sodann seine Entscheidung über den Bei¬

tritt des Großherzogthums Oldenburg abgab , erbat er sich

Auskunft über die nachstehenden Voraussetzungen und Anfragen:

Zm Art . III . tz. 2 . des Vertrages vom 23 . Mai sei

gesagt , daß jeder der Verbündeten einen oder mehrere
Bevollmächtigte in den VerwaltungSrath zu entsenden

habe . Die oldenburgische Regierung setze voraus , daß
dies nicht blos von den ursprünglich verbündeten Re¬

gierungen gelte , sondern daß auch sie nach ihrem Bei¬
tritte das Recht haben werde , ein Mitglied dem Ver-

walungsrathe zuzuordnen , sowie sie überhaupt nicht
bezweifle , daß sich die formelle Gleichberechtigung der
jpäter bcitretenden Regierungen in allen Beziehungen,
welche aus dem provisorischen Bündnisse hervorgehen,
von selbst verstehe.

Sodann wünsche die oldenburgische Regierung eine

Auskunft darüber , in welcher Weise eine Entschei¬

dung  gefunden werde , wenn im Verwaltungsrathe
über zu fassende Beschlüsse und zu treffende Maßregeln
die Ansichten divergiren möchten.

Oldenburg mache keinen Anspruch daraus , bei der

Besetzung des Bundes - Schiedsgerichtes für jetzt direkt

einzuwirken , aber die Regierung müsse wünschen , auch

hier ihre Berechtigung formell gewahrt zu sehen , wes¬

halb sie anfrage , ob rücksichtlich der beitretenden Re¬

gierungen in dieser Beziehung Etwas vorgesehen sei.

Hierauf erfolgte die Antwort:
Der Vertrag vom 26 . Mai sei allerdings als ein Ver¬
trag unter gleichberechtigten Regierungen zu erachten,

und zwar nicht blos derjenigen Regierungen , die den¬
selben ursprünglich verabredet und beschlossen , sondern

auch bezüglich aller übrigen Regierungen , die durch
späteren Beitritt an ihm Theil nehmen . Demnach
stehe nichts im Wege , daß eine jede beitretende Regie¬

rung ihren Bevollmächtigten in den VerwaltungSrath
abordne , — - — sofern die betreffende Regierung

anders nicht vorziehe , einem der übrigen Mitglieder
des Berwaltungsrathes ihr Mandat zu übertragen , wie
dies Seitens der Anhalt -Bcrnburgischen Regierung ge¬

schehen sei. Ueber die quantitative  Ausmittelung

des Stimmrechts der einzelnen Regierungen bei den
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Beschlüssen des Verwaltungsraths und über die for¬
male Geltendmachung desselben werde nähere Beschluß¬
fassung erfolgen, sobald sich der Umfang des Bündnis¬
ses, mehr wie jetzt noch, werde übersehen lassen.

Es stehe zu hoffen, daß divergirende Ansichten im
VerwaltungSrathe sich im Wege der Erörterung aus-
gleichen würden, eventuell müsse daS Bundes-Schieds-
gericht den Konflikt lösen.

Wie jeder andern, so werde auch der oldenburgischen
Regierung ihre Mitberechtigung an der Besetzung die¬
ses Bundes-Schiedsgerichts nicht bestritten. Vorläufig
habe Preußen, Sachsen und Hannover mit der sofor¬
tigen Ernennung der von ihnen zu erwählenden sieben
Mitglieder Vorschriften muffen. Bei dieser Zahl ge¬
denke der Verwaltungsrath es einstweilen zu belassen.
Für die Zukunft müsse das Weitere darüber ermittelt
werden.

Auf die zweite Frage:
ob eine Veranstaltung getroffen und ein Verfahren be¬
liebt worden sei, mittelst dessen man mit dem zu be¬
rufenden Reichstage zu einem endgültigen Resultate in
der Verfassungsangelegenheitsicher gelangen könne?

erfolgte die Antwort:
daß es dem VerwaltungSrathe gelingen werde, hier ein
endgültiges Resultat herbeizuführen, müsse man hoffen.

Die dritte Frage ging dahin:
ob sich die verbündeten Regierungen für alle Fälle an
den von ihnen publizirten Verfassungsentwurf gebun¬
den hielten?

und sie wurde dahin beantwortet:
Die preußische Regierung mindestens werde sich gebun¬
den erachten, jedoch mit dem Beifügen: daß der recht¬
liche Vollzug des vorgeschlagenen Verfaffungswcrkes
ein durch Vereinbarung zwischen den Regierungen und
der Nation ausdrücklich bedingter sei.

Aus die vierte Frage:
ob nicht diejenigen Bestimmungen des Verfassungsent¬
wurfs, welche im Wesentlichen mit der von der Natio¬
nalversammlung gegebenen Verfassungsaufstellung vom
28. März übereinstimmen, von vorne herein als fest¬
stehend bezeichnet werden sollten?

erfolgte die Antwort:
Die Vereinbarung werde im Ganzen und Einzelnen
gemeinschaftliche Sache beider Theile bleiben müssen,
weshalb auf eine vorherige einseitige Ausscheidung ge¬
wisser Theile des Berfassungswerkes nicht eingcgangcn
werden könne.

Auf die fünfte Frage:
ob den einzelnen Regierungen ein Weg gesichert werde,

auf welchem sie ihre Ansichten und Wünsche bei der
Verfassungsbcrathung des Reichstags zur Vorlage
und Sprache bringen könnten?

wurde erwidert:
der Vcrwaltungsrath werde dies zu erwägen haben,
und müsse man auf eine glückliche Lösung hoffen.

Der oldenburgische Bevollmächtigte stellte die sechste
Frage dahin:

ob ein naher Termin zur Berufung des Reichstags
bereits zur Sprache gekommen, und ob in diesem
Falle mit einiger Sicherheit anzunehmen sei, daß der¬
selbe zur Ausführung gebracht werde?

worauf die Antwort erfolgte:
ein fester Termin sei noch nicht angesctzt, eS sei aber
ernstlicher Wille der verbündeten Regierungen, den
Termin möglichst zu beschleunigen.

Auf die siebente Frage endlich,
bezüglich des von den verbündeten Regierungen ver¬
kündeten Wahlgesetzes werde von der oldenburgischen
Regierung vorläufig angenommen, daß es zulässig sein
werde, für die Wahlen zum Volkshause von dem vor-
gcschlagenen Wahlsystem Umgang zu nehmen, und
statt dessen ein weder die von der National¬
versammlung gegebene und in Oldenburg wie in
manchen andern Staaten als Reichsgesetz verkündete
Wahlordnung, ober  das Gesetz, wonach die Ab¬
geordneten zur Nationalversammlung im Zahre 1848
gewählt worden, oder  eventuell das eigne Lan-
deswahlgesetz zum ersten Reichstage in Anwendung
zu bringen. Die Wahl nach dem von den verbünde¬
ten Regierungen verkündeten Wahlgesetz würbe im
Grvßhcrzogthum Oldenburg, nach den dort bestehenden
besonderen Verhältnissen und der dort geltenden Steuer-
versaffung, schon um deshalb nicht ausführbar sein,
weil in strenger Ausführung dieses Gesetzes ein erheb¬
licher Theil der besitzenden und der intelligenten

,-jr Staatsbürger von den Wahlen ausgeschlossen werden
würde;

erfolgte die Antwort:
Die Wahlen zum nächsten Reichstage anlangend, sei
der Vcrwaltungsrath nicht im Stande, die von dem
oldenburgischenBevollmächtigten gemachten Voraus¬
setzungen als richtig zuzugeben, oder in seine gestell¬
ten Forderungen einzugehen. Das von der National¬
versammlung verkündete Wahlgesetz habe beseitigt wer¬
den müssen. Die Aufrechterhaltung der Principien
deS konservativen Geistes im Wahlgesetze sei nothwcn-
dig. Zu Abweichungen beim Wahlmodus, wenn dieses
Princip dabei befolgt werde, könne man den Regie¬
rungen zwar freie Hand lassen, der Derfassungsrath
müsse jedoch wünschen, daß ihm von solchen Anord-
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nungen Kenntniß gegeben werde , um die principielle
Gleichheit überwachen zu können.

Nach Anhörung dieser Mitteilungen und Antworten gab
der oldenburgische Bevollmächtigte die Erklärung ab:

daß er — Ratification des Großherzogs Vorbehalten —
dem Vertrage vom 26 . Mai ohne Bedingung bcitrete.

In dieser Lage der Sache stellte nun die Staatsregie-
rung an den allgemeinen Landtag in ihrem Schreiben vom
3 . August den Antrag:

derselbe wolle seinerseits seine Zustimmung zu dem
Seitens der Staatsregierung verhandelten Vertrage
mit den königlichen Regierungen von Preußen , Sach¬
sen und Hannover ertheilen . Er wolle damit zugleich
die Anerkennung des Schiedsgerichts aussprechcn und
die von Preußen unterm 26 . Mai entworfene Reichs¬
verfassung — vorbehältlich dessen , was daran durch
die Revision auf dem Reichstage abgeändcrt wird , —
genehmigen , und endlich in die Beschickung dieses
Reichstages , nach dem dort gleichfalls entworfenen
Wahlgesetze — vorbehältlich der daran durch die Staats¬
regierung nach den Landesverhältnissen anzuordnendcn
Modisicativnen — cinwilligen,

mit dem Hinzufügen , die Staatsregierung habe mit den
übrigen 27 deutschen Regierungen , welche die Reichsverfassung
anerkannt hatten , vergebliche Anstrengungen gemacht , an der¬
selben festzuhalten . Deutschland sei in einer verzweistungs-
vollen Lage , nur die Befriedigung des tiefgefühlten Bedürf¬
nisses einer Vereinigung der deutschen Nation könne ihr das
geben , was ihr am dringendsten Noth thue , und die Staats¬
regierung kenne und sehe dazu keinen andern Weg , als den
Beitritt zum Berliner Bündniß.

Ist nun zwar der Ausschuß darin mit der Staatsregic-
rung einverstanden , daß Deutschland sich in einer bcklagens-
werth verwickelten Lage befindet , und daß eine Einigung der
Nation Noth thut , so muß aber auch der Ausschuß , — wie
die Staatsregierung in diesem Sinne Anstrengungen gemacht
hat , — sich auf den Standpunkt der deutschen Rcichsverfas-
iung in ihrem Rechtsbestande stellen , und , — wie die deutsche
Nation wieder und wieder auf dieselbe zurückkommen wird,
und das oldenburgische Staatsgrundgcsetz auf sie gebaut ist,
— so will der Ausschuß von diesem Standpunkte aus die
vorliegende Frage beurtheilen und sich von demselben nur

dann verdrängen lassen , wenn er zu der Ueberzeugung gelan¬
gen könnte , daß auf dem Wege des Berliner Bündnisses das¬
selbe Ziel wirklicher Einigung der Nation und ihrer Freiheit
erreicht wird , oder daß eine unabwendbar zwingende Noth-
wendigkeit zu ihm treibt.

In Erwägung zunächst,

daß in den unverhohlen aristokratisch - konservativen
Grundsätzen des von den drei königlichen Regierungen

ausgestellten Gesetzes , betreffend die Wahlen der Ab¬
geordneten zum .Volkshguse , sowie auch in dem In¬
stitute des Fürstencollegiums , ferner in dem Grund¬
sätze der Vereinbarung , wobei jeder einzelnen Bun¬
desregierung ein absolutes Veto gegen Abänderungen
des Entwurfs zugcstanden wird , und endlich in den
Ausdeutungen , welche die Denkschrift vom 11 . Juni
mit der ausdrücklichen Erklärung , kein Commentar,
sondern authentische Interpretation des Entwurfs und
von diesem untrennbar zu sein , der Verfassung schon
gegeben hat , hinreichende Gründe liegen , daß in
Folge der dem Reichstage vorbchaltencn Modisicatio-
nen und bei weiterer Entwickelung der Verfassung
eher Aenderungen im dynastischen Interesse , und un¬
vermeidlich selbst eine gleiche Einwirkung auf die von
den einzelnen Bundesstaaten bereits erlangten freisin¬
nigen Institute , zu erwarten sind , als Abänderungen
im volksthümlichen Sinne,

daß ferner,

weil dem Berwaltungsrathe zu Berlin selbst in Be¬
treff der in Aussicht gestellten Aenderungen , welche
die verschiedenen Slaatsregierungen nach den LandeS-
yerhälinissen bei den Wahlen eintreten lassen möchten,
die Genehmigung hat Vorbehalten werden müssen , um
jenes aristokransch - konservative Prinzip zu wahren,
auch für das Wahlgesetz keine populäre Verbesserung
zu erwarten ist,

und endlich,

daß daher auch selbst die aus der Frankfurter Rcichs-
verfassung in die fragliche Verfassung des deutschen
Reiches übergegangcnen Bestimmungen keineswegs ge¬
wahrt erscheinen,

daß in diesen Beziehungen auch von dem Hinzu-
trcten einiger anderer deutschen Staaten zu dem Bünd¬
nisse der drei königlichen Regierungen , diesem Ele¬
mente gegenüber , nach der ganzen Anlage des Bünd¬
nisses keine Einwirkung zu erwarten ist,

so hat der Ausschuß bei seiner Bcurtheilung sich beide Ent¬
würfe , sowohl der Verfassung als des Wahlgesetzes , we¬
nigstens nicht in einer verbesserten  Gestalt als zur Aus¬
führung kommend , verhalten dürfen.

In Betracht sodarin

des sehr erheblichen Zweifels , ' ob aus solchen Grund¬

lagen , namentlich aber auf Grundlage des Verein¬
barungsprinzips , an welchem schon einmal die Eini¬
gung der deutschen Nation scheitern mußte , und wel¬
ches hier um so weniger zu einem gedeihlichen Ziel
führen kann , als eine solche Vereinbarung zunächst
zwischen den Fürsten unter sich und sodann auch
zwischen dem Volke und den Fürsten geschehen soll.
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das Bündniß und der beabsichtigte engere Bundes¬

staat überall zu Stande kommen werden,

daß denselben aber auch , falls sie zu Stande kä¬
men , weder Haltbarkeit noch Ausführung zu verspre¬
chen ist , da das Bündniß , seiner Verfassung und sei¬

ner Entstehung nach , nicht als ein Bund der deutschen
Srämme , sondern nur als ein Bund der Fürsten da¬

steht , indem der Zutritt zu demselben von manchen
Staaten mit der unverholensten Abneigung zugesagt
wurde , während er in andern Ländern nur unter Be¬

dingungen , oder selbst ohne Zustimmung der Volks¬
kammern geschah , oder doch nur mit sehr geringer
Majorität in denselben beschlossen wurde.

In Erwägung ferner:

daß das Berliner Bündniß , indem cs vor jeder an¬

dern Spitze Deutschlands in den Vordergrund tritt,

sich für seine rechtmäßige Entstehung auf eine unzu¬
lässige Auslegung des Artikel 11 . der vorgeschobenen
Bundcsakte beruft , indem dieser Artikel den Bundcs-

gliedcrn zwar das Recht zugesteht , Bündnisse aller

Art abzuschlicßen , darunter aber nach dem ganzen
Sinne der Bundcsakte kein Bündniß in dieser  Be¬

schaffenheit und Ausdehnung mit abgesonderter Ver¬
waltung , mit besonderem Oberhaupt und mit beson¬

derem Schiedsgerichte , verstanden werden kann,

daß bei weitem nicht alle Staaten Deutschlands,
abgesehen selbst von Oesterreich , z. B . Bayern , Wür-

temberg und andere nicht , dem Berliner Bündnisse
beilreten werden,

daß allem Anscheine nach selbst das bereits beige¬
tretene Königreich Hannover nicht zu dem Bündnisse

stehen wird , Oldenburg aber , wenn cs inzwischen
schon beigetreten wäre , als Enklave von Hannover

genothigt sein könnte , abermals seinen Entschluß zu
andern , so daß es nach den neuesten Andeutungen aus
Berlin und Gastein nicht unmöglich wäre , daß dieser
Staat im Jahre 18 -19 im April der deutschen Reichs-

Verfassung , im September dem Berliner Bündnisse

und im November wieder einer anderen Centralgewalt
beigelrcten wäre,

daß sodann nach Lage der Sache das Großherzog-
thum Oldenburg durch seinen Anschluß an das Ber¬

liner Bündniß beitragen würde , zu der feindseligen
Absonderung des Nordens vom Süden von Deutsch¬

land , zu einem Riß , dessen zerstörende Folgen für
Deutschland unberechenbar sind,

daß aber in solchen Verhältnissen selbstverständlich
eine Einigung der deutschen Nation , wie ihr Noch

thut , nicht gesunden werden kann.

In Erwägung auch:

daß nach den Vorgängen und Erfahrungen , vorzüglich
des letzten Jahres , durch den Umstand , daß im Art . Ul.

tz. 1 . des Vertrages die zur Erreichung der Zwecke
des Bündnisses nöthigen Maßregeln gerade jetzt allein

in die Hand der preußischen Politik gelegt werden,
bei der sehr verschiedenen heutigen Beurtheilung der¬
selben , dem Volke keine Garantien für seine deutsche

Nationalität , Freiheit und Ehre geboten sind,

daß auch für das gänzliche Absehen von der Hoff¬

nung auf endliches Zustandekommen einer wirklich na¬
tionalen Einigung des deutschen Volkes , und deshalb
für den Anschluß des Großherzogthums Oldenburg an
das Berliner Bündniß augenblicklich eine gebietende

Nothwendigkeit überall weder in einer angedrvhten
Gewalt , noch sonst in inneren Gründen , welche einer

zwingenden Gewalt gleich kämen , gefunden werden
kann;

um so mehr , da der Artikel II . des Berliner Ver¬

trages den Beitritt zu demselben durchaus in die freie
Willkühr eines jeden einzelnen Staates stellt , und die

Erklärungen des Verwaltungsrathes auch den später
beitretenden Staaten volle Gleichberechtigung zugesichert,

mithin einer neutralen Haltung Oldenburgs einst¬
weilen Nichts entgcgensteht , da das Herzogthum vor¬

zugsweise ein Ackerbau und Viehzucht treibender Staat
ist , dem es wegen seiner Lage am Meere und wegen

seiner Schifffahrt nicht an Absatz seiner Produkte fehlt,

eine Behelligung dieser seiner besonderen oder gar sei¬
ner allgemeinen Freiheit aber unter allen Umständen

wenig zu befürchten ist , da in solchen Fällen das Ge¬
wicht eines bis dahin neutralen Staates , selbst von

der Bedeutung des Großherzogthums Oldenburg , nach
der einen oder der andern Seite hin , immer schon be¬

deutend in die Waage fällt.

In Erwägung endlich:

daß die Ratification des Beitritts dem Großhcrzog

von Oldenburg , und die dem allgemeinen Landtage

staatsgrundgesetzlich schon zustehende Beistimmung aus¬
drücklich Vorbehalten worden ist,

daß der Abschluß des fraglichen Vertrages die eige¬
nen Staatsverwaltungsmaximen der Staatsrcgierung,
auf welche das Land mit vollem Vertrauen sieht , nicht

berührt,

daß nach den schon oben angcdeuteten politischen

Konstellationen zu vermuthen steht , daß die ganze Frage
in Kurzem eine überflüssige , oder doch gänzlich geän¬
derte sein wird,

mithin ihre Entscheidung für die Staatsregierung
keine zwingende Konsequenz haben kann.



In schließlich » Erwägung aller dieser Gründe bean¬
tragt der Ausschuß einstimmig , daß der Landtag in
Erwiderung des Antrages der Staatsregierung vom
3 . August d . Z . erklären möge:

der Anschluß des Großherzogthums Oldenburg an
das Berliner Bündniß sei, — jedenfalls  zur Zeit,
— weder zulässig , noch durch die Umstände unabweis-
lich geboten , und könne der Landtag deshalb zu dem
Seitens der Staatsregierung verhandelten Vertrag

mit den königlichen Regierungen von Preußen , Sach¬
sen und Hannover seine Zustimmung nicht ertheilen.

Zugleich hält der Ausschuß , mit Hinweisung auf den
Art . 159 . des Staatsgrundgesetzes , cs für angemessen , darauf
aufmerksam zu machen , daß die von der Staatsregierung
beantragte Zustimmung  zu dem Berliner Bündnisse nur
in Gemäßheit des Art . 242 . gültig würde beschlossen werden
können.

Closter. Dannenberg. Kitz . Niebour . v . Thiinen. Wibel I. Wibel II.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling In Oldenburg.
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